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(Entschliefungen, Empfehlungen und Stellunghahmen)

ENTSCHLIERUNGEN

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9_TA(2021)0275
Wettbewerbspolitik — Jahresbericht 2020

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 9. Juni 2021 zur Wettbewerbspolitik — Jahresbericht 2020
(2020]2223(INI))

(2022/C 67/01)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV), insbesondere auf die
Artikel 101 bis 109,

— unter Hinweis auf die entsprechenden Regeln, Leitlinien, Entschlieffungen, offentlichen Konsultationen, Mitteilungen
und Unterlagen der Kommission zum Thema Wettbewerb,

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission vom 9. Juli 2020 iiber die Wettbewerbspolitik 2019 (COM(2020)0302)
sowie die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, die am selben Tag als Begleitunterlage verdffentlicht wurde,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 18. Juni 2020 zu dem Jahresbericht iiber die EU-Wettbewerbspolitik (1),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 10. Mérz 2020 mit dem Titel ,Eine neue Industriestrategie fiir
Europa“ (COM(2020)0102),

— unter Hinweis auf die Mitteilungen der Kommission vom 19. Marz 2020, 4. April 2020, 13. Mai 2020 und 2. Juli 2020
tiber einen befristeten Rahmen fiir staatliche Beihilfen zur Stiitzung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs
von COVID-19 und die darauffolgenden Anderungen (),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 21. September 2020 iber Leitlinien fiir bestimmte
Beihilfemafinahmen im Zusammenhang mit dem System fiir den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten nach
2021 (C(2020)6400),

— unter Hinweis auf das Weifbuch der Kommission vom 17. Juni 2020 iiber die Gewihrleistung fairer Wettbewerbs-
bedingungen bei Subventionen aus Drittstaaten (COM(2020)0253),

— unter Hinweis auf die Entscheidung der Kommission vom 17. Dezember 2020, die Ubernahme von Fitbit durch Google
unter Auflagen zu genehmigen,

— unter Hinweis auf den Sonderbericht 24/2020 des Europiischen Rechnungshofes mit dem Titel ,Die EU-Fusions-
kontroll- und Kartellrechtsverfahren der Kommission: Marktaufsicht sollte verstirkt werden®, (*)

" Angenommene Texte, P9_TA(2020)0158.
) https://ec.europa.eu/competition/state_aidfwhat_is_new/covid_19.html
¢ www.eca.europa.eu/Lists/ ECADocuments/SR20_24/SR_Competition_policy_DE.pdf
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— unter Hinweis auf die von Kommissionsprasidentin Ursula von der Leyen am 16. September 2020 gehaltene Rede zur
Lage der Union,

— unter Hinweis auf die schriftlichen und miindlichen Antworten des damaligen designierten Kommissionsmitglieds
Margrethe Vestager in der Anhérung durch das Europiische Parlament am 8. Oktober 2019,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Erklarung des Netzwerks der europiischen Wettbewerbsbehorden (European
Competition Network [ECN) vom 23. Mirz 2020 zur Anwendung des Wettbewerbsrechts wihrend der Corona-Krise (¥),

— unter Hinweis auf den am 4. April 2019 von hochrangigen Sachverstindigen der Kommission vorgelegten Bericht mit
dem Titel ,Competition policy for the digital era“ (Eine Wettbewerbspolitik fiir das digitale Zeitalter) (°),

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 22. Mdrz 2019 zu Arbeitsplitzen, Wachstum und
Wettbewerbsfihigkeit,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der Sondertagung des Europdischen Rates vom 1. und 2. Oktober 2020,

— unter Hinweis auf die an interessierte Akteure gerichteten Bekanntmachungen der Kommission vom 2. Dezember 2020
iiber den Austritt des Vereinigten Konigreichs und die EU-Vorschriften im Bereich Wettbewerb sowie vom 18. Januar
2021 iiber den Austritt des Vereinigten Konigreichs und die EU-Vorschriften iiber staatliche Beihilfen,

— unter Hinweis auf die Studie der Fachabteilung Wirtschaft, Wissenschaft und Lebensqualitit des Europdischen
Parlaments vom Dezember 2020 mit dem Titel ,Impact of State aid on competition and competitiveness during the
COVID-19 pandemic: an early assessment” (Auswirkungen staatlicher Beihilfen auf den Wettbewerb und die
Wettbewerbsfahigkeit wihrend der COVID-19-Pandemie: eine erste Bewertung),

— unter Hinweis auf den Bericht des Kartellunterausschusses des Justizausschusses des Repridsentantenhauses der
Vereinigten Staaten vom 6. Oktober 2020 mit dem Titel ,Investigation of Competition in the Digital Marketplace:
Majority Staff Report and Recommendations” (Studie zum Wettbewerb auf dem digitalen Marktplatz: Bericht und
Empfehlungen der Mitglieder der Mehrheitsfraktion) (¢),

— unter Hinweis auf das Forschungspapier der britischen Wettbewerbs- und Marktaufsichtsbehorde vom 19. Januar 2021
mit dem Titel ,Algorithms: How they can reduce competition and harm consumers® (Algorithmen: Wie sie den
Wettbewerb behindern und den Verbrauchern schaden konnen),

— unter Hinweis auf das von den Staats- und Regierungschefs der EU im Dezember 2020 gebilligte Treibhausgas-
emissionsziel der EU fur 2030,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem Titel ,Der europdische Griine Deal*
(COM(2019)0640),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 mit dem Titel ,EU-Biodiversititsstrategie fiir
2030 — Mehr Raum fiir die Natur in unserem Leben“ (COM(2020)0380),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Marz 2020 mit dem Titel ,Ein neuer Aktionsplan fur die
Kreislaufwirtschaft — Fiir ein saubereres und wettbewerbsfahigeres Europa“ (COM(2020)0098),

— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wihrung (A9-0168/2021),

A. in der Erwigung, dass die Verbraucher von wettbewerbsorientierten Mirkten profitieren, insbesondere wenn diese zu
niedrigeren Preisen und einer breiteren Auswahl an hochwertigen Produkten fihren; in der Erwigung, dass die
EU-Wettbewerbspolitik auf eine offene Marktwirtschaft mit einem freien, fairen und wirksamen Wettbewerb
ausgerichtet ist, der eine effiziente Ressourcenallokation begiinstigt und Innovationen fordert, wobei den Bediirfnissen
von KMU und der Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingungen zum Nutzen aller EU-Biirger besondere Auf-
merksambkeit zu schenken ist; in der Erwdgung, dass dieses grundlegende Ziel auch in Krisenzeiten nach wie vor relevant
ist;

B. in der Erwigung, dass die Kommission auf den Ausbruch der COVID-19-Pandemie schnell reagiert hat, indem sie
voriibergehend geltende Sondervorschriften fiir den Wettbewerb angenommen hat, um einer erheblichen Stérung der
europdischen Wirtschaft entgegenzuwirken;

4 https://ec.europa.eu/competition/ecn/202003_joint-statement_ecn_corona-crisis.pdf
https://ec.europa.eu/competition/publications/reports/kd041934 5enn.pdfl
) https://int.nyt.com/data/documenttools/house-antitrust-report-on-big-tech/b2ec22cf340e1af1 /full pdf
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C. in der Erwdgung, dass die als Reaktion auf die Pandemie ergriffenen aufserordentlichen und befristeten Mafnahmen
weder in Form eines wettbewerbswidrigen Verhaltens angewandt, noch von finanziell angeschlagenen Unternehmen
dazu genutzt werden sollten, ohne Vorlage der erforderlichen und wirksamen Umstrukturierungspline zusitzliche
Hilfen zu erhalten;

D. in der Erwidgung, dass alle staatlichen Beihilfen in einer wirtschaftlich und sozial verantwortlichen Weise konzipiert und
gewihrt werden sollten; in der Erwigung, dass die Wettbewerbspolitik langfristig die Herausforderungen im sozialen,
digitalen und 6kologischen Bereich wirksam angehen sollte und in vollem Umfang mit den Prioritdten des europaischen
Griinen Deals und den Zielen des Ubereinkommens von Paris in Einklang stehen sollte;

E. in der Erwigung, dass eine intelligente Abstimmung der Wettbewerbsvorschriften der Union mit ihren politischen
Strategien in den Bereichen Industrie, Umwelt, Digitales und internationaler Handel von entscheidender Bedeutung fiir
die Sicherstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen in allen Branchen, die Stiarkung belastbarer Wertschopfungsketten
und die Forderung der Schaffung von Arbeitspldtzen und der globalen Wettbewerbsfahigkeit ist und somit zu einem
KMU-freundlichen Handelsumfeld beitragt;

F. in der Erwigung, dass durch unlautereren Wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten die ordnungsgemifSe
Funktionsweise des Binnenmarkts behindert wird;

G. in der Erwigung, dass die Kommission derzeit eine allgemeine Uberpriifung dazu durchfiihrt, ob die Wettbewerbs-
politik wirksam durchgesetzt wird, was auch kartellrechtliche Vorschriften, eine Reihe von Vorschriften und Leitlinien
fiir staatliche Beihilfen sowie eine Bewertung der Fusionskontrollvorschriften und eine Uberarbeitung der Mitteilung
tiber die Definition von Markten einschlief3t;

H. in der Erwidgung, dass Wirtschaftsboykotte gegen Erzeugnisse aus bestimmten geografischen Gebieten in der EU einen
schwerwiegenden Verstof§ gegen die Wettbewerbsregeln darstellen und wirksam bekdampft werden sollten;

I in der Erwidgung, dass die zunehmenden Herausforderungen, die sich im Wettbewerb mit einer groflen, stark
subventionierten Volkswirtschaft wie der Chinas ergeben, Mafinahmen zur Starkung der Unternehmen in der EU, die
mit Wettbewerbern aus Drittlindern konkurrieren, erfordern;

J. in der Erwigung, dass eine offene Marktarchitektur bei Handel und Clearing, die einen echten Wettbewerb zwischen
Marktinfrastrukturen ermdoglicht, von entscheidender Bedeutung ist, um die Widerstandsfahigkeit der Kapitalmarkte der
EU zu erhalten und zu stirken, Anreize fiir marktorientierte Innovationen zu schaffen und so bessere Ergebnisse fiir
Rentner, Unternchmen und Investoren zu erzielen; in der Erwigung, dass die Notwendigkeit einer offenen
Marktstruktur gegen die Erwdgungen in Bezug auf die Finanzstabilitit abgewogen werden muss;

K. in der Erwigung, dass die meisten Verbraucherportale im Internet auf eine erstaunlich kleine Anzahl digitaler
Okosysteme und groRer Plattformen beschrinkt sind; in der Erwigung, dass durch die COVID-19-Pandemie die
Digitalisierung beschleunigt wurde, was die Wirksamkeit der Wettbewerbspolitik vor neue Herausforderungen stellt,
insbesondere im Bereich des Kartellrechts, wo bislang keine Ex-ante-Eingriffe zulassig sind;

L. in der Erwidgung, dass Datenskandale, Untersuchungen und damit zusammenhingendes Beweismaterial gezeigt haben,
wie Plattformen haufig in exzessiver Weise personenbezogene Daten sammeln und speichern und diese Daten
verwenden und an Dritte verkaufen und wie marktbeherrschende Technologieunternehmen und Plattformen
systematisch das Online-Verhalten der Verbraucher verfolgen;

M. betont, dass einige Unternehmen, die von einem doppelten Status als Plattform und Héndler profitieren, ihre Stellung
missbrauchlich ausnutzen, um Wettbewerbern unfaire Bedingungen aufzuzwingen;

N. in der Erwidgung, dass Analysten () zufolge 2021 auf Amazon, Facebook und Alphabet Inc. (Google) zusammen
genommen 61 % der gesamten digitalen Werbung entfallen wird, was einer Verdoppelung ihres Marktanteils seit 2015
entspricht; in der Erwidgung, dass Facebook und Alphabet Inc. (Google) 98,53 % bzw. 83,3 % ihrer Einnahmen mit
digitaler Werbung erzielen (%);

O. in der Erwigung, dass die von den Wettbewerbsbehorden verhdngten Geldbuflen hiufig keine abschreckende Wirkung
auf die grofen Technologieunternehmen entfalten, da sie lediglich als Betriebskosten betrachtet werden;

P. in der Erwigung, dass die kartellrechtlichen Instrumente so ausgestaltet werden sollten, dass sie den neuen Realitdten
der sich rasch wandelnden Digital- und Technologiemarkte gerecht werden;

() GroupMWorldwide, Inc., This Year Next Year: The End-Of-Year Forecasts December 2020, 2020 (https://www.groupm.com/this-
year-next-year-global-end-of-year-forecast-2020/).

() Statista, Dossier zu Google, Amazon, Facebook, Apple und Microsoft (GAFAM), Artikel (2020), https:/[www.statista.com/study/
47704/google-apple-facebook-amazon-microsoft-gafam/
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Q. in der Erwidgung, dass gleiche Wettbewerbsbedingungen fiir Finanzdienstleistungsunternehmen und Technologieun-
ternehmen erforderlich sind, damit es einen gleichberechtigten Wettbewerb gibt, der dem Grundsatz ,gleiche Tatigkeit,
gleiches Risiko, gleiche Regeln* gerecht wird;

R. in der Erwdgung, dass Algorithmen die Effizienz erheblich steigern und Unternehmen die Moglichkeit bieten kénnen,
den Verbrauchern bessere Produkte und Dienstleistungen zu bieten; in der Erwigung, dass sich die vorsitzliche oder
unbeabsichtigte missbrauchliche Nutzung von Algorithmen jedoch als nachteilig fur Verbraucher und Wettbewerb
erweisen kann;

S. in der Erwigung, dass die Wettbewerbs- und Beihilfevorschriften der EU mit dem europdischen Griinen Deal, der
digitalen Strategie der EU, der europdischen Siule sozialer Rechte und den Zielen der Vereinten Nationen fuir nachhaltige
Entwicklung im Einklang stehen sollten und diesbeziiglich einen bedeutenden Beitrag leisten konnten; in der Erwagung,
dass sich die beihilferechtlichen Verfahren der EU kaum auf solche allgemeinen politischen Ziele der EU beziehen;

Allgemeine Erwigungen

1. hebt hervor, dass eine Wettbewerbspolitik, die darauf abzielt, gleiche Wettbewerbsbedingungen in allen Wirtschafts-
bereichen sicherzustellen, die Innovation voranzutreiben und den Verbrauchern eine groere und hochwertigere Auswahl
zu bieten, grundlegend ist, wenn es gilt, die ordnungsgemifSe Funktionsweise des Binnenmarkts sicherzustellen;

2. bringt seine Besorgnis iiber die zunehmende Konzentration in der Wirtschaft in Europa zum Ausdruck; stellt in
diesem Zusammenhang fest, dass zwischen 2001 und 2012 der durchschnittliche Industriesektor in zehn europiischen
Volkswirtschaften einen Anstieg des Anteils der 10 % grofiten Unternehmen am Branchenumsatz um 2-3 % verzeichnete;
weist warnend darauf hin, dass ein Anstieg sowohl fur das verarbeitende Gewerbe als auch fiir Dienstleistungen aufferhalb
des Finanzsektors zu beobachten ist und nicht von digitalintensiven Wirtschaftszweigen getragen wird; stellt fest, dass die
Zunahme der Konzentrationen in der Wirtschaft zu hoheren Aufschligen fiihrt, die mit héheren Gewinnen verbunden sind,
die auf Kosten der europaischen Verbraucher gehen;

3. ist der Ansicht, dass eine strenge und unparteiische Durchsetzung der EU-Wettbewerbsregeln durch unabhingige
Wettbewerbsbehorden fur europdische Unternehmen, die im Binnenmarkt und auf internationaler Ebene tdtig sind,
insbesondere fir KMU, von entscheidender Bedeutung ist und einen wesentlichen Beitrag zu zentralen politischen
Priorititen wie einem vertieften und gerechteren Binnenmarkt, einem vernetzten digitalen Binnenmarkt, der globalen
Wettbewerbsfihigkeit der Union, der Bekimpfung sozialer Ungleichheiten und der Klimakrise sowie zu den europdischen
Werten in Bezug auf Umweltstandards, soziale Angelegenheiten, Klimapolitik und Verbraucherschutz leisten kann; betont
jedoch, dass unter Krisenbedingungen das richtige Maf an Flexibilitat wichtig ist;

4. begriflt die Konsultation zum Wettbewerbsrecht und zum Griinen Deal als einen Schritt hin zu mehr politischer
Kohirenz; fordert die Kommission auf, einen umfassenden und zukunftsorientierten Aktionsplan vorzulegen, in dem
dargelegt wird, wie die Wettbewerbs- und Beihilferegeln tiberarbeitet werden sollten;

5. wvertritt die Auffassung, dass die Sicherstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen fur die Unternehmen im
Binnenmarkt und auf den Weltmirkten insbesondere fiir KMU sowie im Hinblick auf die Schaffung menschenwiirdiger
und dauerhafter Arbeitsplitze innerhalb und auferhalb der EU von entscheidender Bedeutung ist und auch davon abhingt,
dass Sozial-, Umwelt- und Steuerdumping entschlossen und effektiv bekimpft werden; fordert die Kommission in diesem
Zusammenhang auf, ihre Bemithungen um die Schaffung eines Rechtsrahmens fur ein verbindliches Instrument zur
Erfullung der Sorgfaltspflicht in den Bereichen Menschenrechte und Umwelt zu intensivieren;

6. betont, dass aggressive Steuerpraktiken multinationaler Unternehmen, schadliche Steuerpraktiken und Steuer-
vergiinstigungen, die auf Grofunternehmen zugeschnitten sind, Innovationen abwiirgen und den Wettbewerb auf den
Mirkten beeintrichtigen kénnen, und zwar insbesondere fiir KMU, die das Riickgrat der europaischen Wirtschaft bilden;

7. unterstreicht die Bedeutung des Europdischen Wettbewerbsnetzes (ECN) bei der Unterstiitzung der Zusammenarbeit
zwischen den nationalen Wettbewerbsbehorden und der Kommission im Hinblick auf die Forderung eines fairen
Wettbewerbs im Binnenmarkt durch eine verstirkte Durchsetzung und den Austausch bewahrter Verfahren;

8.  unterstiitzt den strukturierten Dialog mit der fiir Wettbewerb zustindigen Exekutiv-Vizeprasidentin der Kommission
und die Bemithungen der Kommission um eine enge Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des zustindigen Ausschusses des
Parlaments; hilt den Jahresbericht der Kommission zur Wettbewerbspolitik fiir ein unverzichtbares Element fir die
demokratische Kontrolle; weist erneut darauf hin, dass das Parlament in den letzten Jahren durch das ordentliche
Gesetzgebungsverfahren an der Gestaltung des Rahmens fiir die Wettbewerbsregeln beteiligt war; beharrt auf den
Mitentscheidungsbefugnissen des Parlaments, was die Gestaltung des Rahmens fiir die Wettbewerbsregeln betrifft;
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9. fordert die Kommission auf, von ihrer Uberzeugungskraft Gebrauch zu machen, um auf die Risiken von
Preiskontrollmaffnahmen der Regierungen hinzuweisen, einschlieflich solcher, die mit verzerrenden Preissignalen
verbunden sind, die die Produktion fordern und Anreize fiir neue Marktteilnehmer untergraben konnen, Engpisse zu
beseitigen;

10.  stellt mit Besorgnis fest, dass einer von der Kommission vorgenommenen Bewertung zufolge einige Mitgliedstaaten
die Richtlinie tiber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertrigen (°) nicht wirksam umgesetzt haben, was sich dufSerst
negativ auf die Verbraucher auswirkt und dem fairen Wettbewerb abtriglich ist; fordert die Kommission auf, die unlauteren
Klauseln und Praktiken, die insbesondere im Bankensektor in Verbrauchervertrigen zum Einsatz kommen, zu priifen und
die wirksame und ziigige Umsetzung dieser Richtlinie unter Einsatz aller vorhandenen Mittel sicherzustellen;

11.  vertritt die Auffassung, dass die Ressourcen der Generaldirektion Wettbewerb (GD COMP) der Kommission ihrer
zunchmenden Arbeitsbelastung und ihrem Aufgabenbereich entsprechen sollten; ist der Auffassung, dass fiir spezifisches
Fachwissen zu digitalen Fragen und zu den Praktiken von Online-Plattformen gesorgt werden muss, indem Verhaltenso-
konomen, Spezialisten fiir Algorithmen, Ingenieure und Datenwissenschaftler herangezogen werden; fordert die
Kommission auf, das Parlament tiber die Aufteilung der Ressourcen zwischen Beihilfenkontrolle, Fusionskontrolle und
Kartellbekdmpfung zu unterrichten;

Politische Reaktionen auf COVID-19

12.  begriikt die Verabschiedung eines befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen sowie die Anderungen zur
Verlingerung und Ausweitung dieses Rahmens, der in Reaktion auf unvorhergesehene Entwicklungen im Zusammenhang
mit der beispiellosen COVID-19-Krise eingerichtet wurde, damit die Mitgliedstaaten die Unternehmen wihrend der
Pandemie unterstiitzen konnen; spricht sich fiir die Beibehaltung der aufSergewohnlichen Mafinahmen aus, solange die
epidemiologische Lage dies rechtfertigt, betont jedoch, dass es sich bei dem Rahmen um ein befristetes Instrument handelt;
betont, dass die mittel- bis langfristige Wiederherstellung eines wirksamen Wettbewerbs fiir eine schnelle und bestindige
Erholung von entscheidender Bedeutung ist; betont, dass die Unterstiitzungsmaffnahmen mit fortschreitender Erholung
gezielter ausgerichtet werden sollten; stellt fest, dass zwischen den Mitgliedstaaten erhebliche Unterschiede bestehen, was
ihren haushaltspolitischen Spielraum fiir die Gewéhrung staatlicher Beihilfen betrifft;

13.  begrifit die Mitteilung der Kommission iiber einen befristeten Rahmen zur Bewertung kartellrechtlicher Fragen im
Zusammenhang mit der Zusammenarbeit von Unternehmen als Reaktion auf Krisensituationen infolge der derzeitigen
COVID-19-Pandemie; vertritt die Auffassung, dass durch Anleitung und Unterstiitzung in Bezug auf die Kartellvorschriften
die zur Uberwindung der COVID-19-Krise erforderliche Zusammenarbeit erleichtert wird, was den Verbrauchern
zugutekommyt;

14.  stellt fest, dass der befristete Rahmen bestimmte Auflagen fiir bestimmte Arten staatlicher Beihilfen wie etwa
Rekapitalisierungen vorsieht; begriifét in diesem Zusammenhang Auflagen wie das Verbot von Dividendenausschiittungen,
Bonuszahlungen und Aktienriickkdufen; bedauert jedoch, dass solche Auflagen nicht fiir andere staatliche Beihilfen
auferlegt wurden; fordert die Kommission auf, solche Auflagen bei allen unter den befristeten Rahmen fallenden staatlichen
Beihilfen aufzuerlegen, insbesondere auch bei Rekapitalisierungsmafnahmen, die von den Mitgliedstaaten nur als letztes
Mittel betrachtet werden sollten, da sie erhebliche wettbewerbsverzerrende Auswirkungen auf den Binnenmarkt haben
konnen;

15.  spricht sich nachdriicklich fir wirksame Mafnahmen zur Behebung des Mangels an COVID-19-Impfstoffen aus,
insbesondere in Lindern mit niedrigem und mittlerem Einkommen, und unterstiitzt daher die Kommission und die
Mitgliedstaaten in ihren Bemithungen, Drittlinder zu dringen, bestehende Ausfuhrverbote aufzuheben und Impfstoff-
spenden zu verstirken, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ihre Anstrengungen zur Unterstiitzung des
Technologietransfers und der freiwilligen Lizenzierung von Rechten des geistigen Eigentums zur Behandlung endemischer
oder pandemischer Infektionskrankheiten in der Weltbevolkerung weiter zu verstirken;

16.  betont, dass die Maffnahmen der Kommission, mit denen Situationen, die zu Monopolen und marktbeherrschende
Stellungen fiihren, beseitigt und die offentliche Finanzierung fiir Unternehmen, die dies anstreben konnten, beschrankt
werden sollen, keine Losung fiir das Problem systemischer und struktureller Nachteile bieten, die die Wettbewerbsfahigkeit
von Unternehmen mit Sitz und operativer Tatigkeit auf europiischen Inseln und in europdischen Gebieten in dufSerster
Randlage beeintrachtigen;

17.  betont, dass Politikkohdrenz von Bedeutung ist und Hilfen nur Unternechmen gewahrt werden diirfen, die dauerhaft
den unmittelbaren finanziellen Folgen der Pandemie ausgesetzt sind; fordert ferner nachdriicklich, dass Unternehmen, die
Steueroasen aufSerhalb der EU zur Steuervermeidung nutzen, keinen Zugang zu staatlichen Beihilfen oder finanzieller
Unterstiitzung erhalten, sofern sie sich nicht verpflichten, ihr Verhalten zu dndern;

©) Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 iiber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertrigen (ABL L 95 vom
21.4.1993, S. 29).
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18.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, einen Fahrplan fiir gezieltere staatliche Beihilfen in der Zeit nach
der COVID-19-Pandemie festzulegen, um die Wettbewerbsfahigkeit zu férdern und Arbeitsplitze zu erhalten; regt an, dass
ein solcher Fahrplan Manahmen zur Bekdmpfung der Marktfragmentierung und von Verzerrungen aufgrund ungleicher
Wettbewerbsbedingungen, eine Analyse der Auswirkungen staatlicher Beihilfen auf den Binnenmarkt sowie klare Leitlinien
dazu umfassen konnte, wie die wettbewerbspolitischen Instrumente am besten zur Forderung des Wiederaufbaus eingesetzt
werden konnen; fordert die Kommission nachdriicklich auf, bei der Festlegung der Bedingungen fiir kiinftige staatliche
Beihilfen auch den Strategien in den Bereichen Industrie, Digitales und Umwelt umfassend Rechnung zu tragen;

19.  bekriftigt, dass es von vorrangiger Bedeutung ist, dass die Beihilferegeln und die europdischen Bankenvorschriften
strikt und unparteiisch durchgesetzt werden, auch bei kiinftigen Bankenkrisen; fordert die Kommission auf, die
Diskrepanzen zwischen den Vorschriften fiir staatliche Beihilfen im Bereich der Liquidationsbeihilfen und der
Abwicklungsregelung gemafs der Richtlinie iber die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten (1) rasch zu priifen
und im Zusammenhang mit der Uberpriifung des Rahmens fiir das Krisenmanagement ihre Bankenmitteilung vom 30. Juli
2013 (") zu tiberarbeiten, auch vor dem Hintergrund der jiingsten Fille, wobei zu beriicksichtigen ist, dass die Steuerzahler
und Sparer vor den mit Bankenrettungen einhergehenden Belastungen zu schiitzen sind;

20.  weist darauf hin, dass die EU-Wettbewerbs- und Beihilferegeln nicht isoliert von der Geld-, Handels- und Fiskalpolitik
betrachtet werden sollten; fordert, dass Uberlegungen itber mogliche Wettbewerbsverzerrungen angestellt werden, die sich
aus dem Ankauf von Unternehmensanleihen durch die Europdische Zentralbank ergeben; verweist in diesem
Zusammenhang auf den Begriff der Selektivitit staatlicher Beihilfen sowie auf Artikel 4 Absatz 3 des Vertrages iiber die
Europiische Union, der den sogenannten Grundsatz der Loyalitdt enthalt;

21.  fordert die Kommission auf, die ordnungsgemifle Verwendung und Verteilung der verschiedenen EU-Finanzie-
rungsmafinahmen, die als Reaktion auf die COVID-19-Krise ergriffen wurden, sicherzustellen und zu tiberwachen, auch im
Hinblick auf die nationalen Aufbau- und Resilienzpline der Mitgliedstaaten im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitit,
die im Einklang mit den EU-Vorschriften fiir Wettbewerb und staatliche Beihilfen stehen sollten, nicht zu Wettbewerbs-
verzerrungen fithren diirfen und in gleicher Weise auf alle Unternehmen angewandt werden miissen, insbesondere in
kritischen Sektoren wie Telekommunikation, Energie und Verkehr; fordert die Kommission nachdriicklich auf, in diesem
Zusammenhang mogliche Wettbewerbsverzerrungen zu iiberwachen; betont, dass staatliche Beihilfen nicht an
Unternechmen gewihrt werden sollten, die bereits vor der COVID-19-Krise ineffizient und strukturell verlustbringend
waren, und dass sie nicht das Entstehen monopolistischer Strukturen begiinstigen sollten;

Die globale Dimension

22, hebt die Bedeutung eines immer intensiveren, strukturierten globalen Dialogs und der globalen Zusammenarbeit bei
der Durchsetzung und Reform der Wettbewerbspolitik und eines gemeinsamen Konzepts fiir einen fairen Wettbewerb
hervor;

23.  unterstiitzt eine aktive Beteiligung der Kommission und der nationalen Wettbewerbsbehérden am Internationalen
Wettbewerbsnetz (ICN) und fordert nachdriicklich eine stirkere Einbeziehung des Parlaments in die Tatigkeit der
einschldgigen Arbeitsgruppen und Sachverstindigengruppen des ICN und der OECD;

24.  unterstiitzt die Strategie der Kommission zur Beseitigung der negativen Auswirkungen, die sich aus der
rechtswidrigen extraterritorialen Anwendung einseitiger Sanktionen durch Drittstaaten gegen EU-Wirtschaftsteilnehmer
ergeben; begriifSt die Mitteilung der Kommission vom 19. Januar 2021 mit dem Titel ,Das europaische Wirtschafts- und
Finanzsystem: Mehr Offenheit, Stirke und Resilienz“ (COM(2021)0032);

25.  betont, dass spezielle Kooperationsvereinbarungen mit Drittlindern im Bereich der Wettbewerbspolitik einen
sinnvollen Beitrag zur Wirksamkeit der Wettbewerbspolitik leisten konnen, und fordert die Kommission auf, stirker auf
solche speziellen Wettbewerbsvereinbarungen hinzuarbeiten, um einen wirksameren Informationsaustausch zwischen den
Wettbewerbsbehorden zu ermdglichen; weist darauf hin, dass die EU in Bezug auf staatliche Beihilfen, 6ffentliche Auftrige
und die Investitionspolitik dafiir sorgen muss, dass im Verhiltnis zu ihren internationalen Partnern gleiche Wettbewerbs-
bedingungen und Reziprozitit gewihrleistet sind; fordert die Kommission auf, in kiinftigen Freihandelsabkommen die
Kapitel iiber staatliche Beihilfen zu verstirken;

26.  fordert die Kommission auf, verstirkt darauf zu achten, wie Staatsunternehmen aus Drittlindern agieren, die in einer
Weise staatlich unterstiitzt und bezuschusst werden, die Unternehmen in der EU aufgrund der EU-Binnenmarktvorschriften
untersagt ist; duflert Bedenken hinsichtlich der verzerrenden, staatlich finanzierten Konkurrenz seitens auslindischer

(") Richtlinie 2014/59/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines Rahmens fiir die
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates,
der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36[EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU
sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates (ABL. L 173 vom
12.6.2014, S. 190).

(") Mitteilung der Kommission iiber die Anwendung der Vorschriften fiir staatliche Beihilfen ab dem 1. August 2013 auf Manahmen
zur Stiitzung von Banken im Kontext der Finanzkrise (ABL. C 216 vom 30.7.2013, S. 1).
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Unternehmen, die europdische Unternchmen aufkaufen, vor allem solche, die im Bereich innovativer oder strategisch
bedeutender Sektoren und Technologien titig sind, den europdischen Griinen Deal einhalten oder durch die
COVID-19-Pandemie geschwicht wurden;

27.  begriiflt als ersten Schritt das Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2019/452 zur Schaffung eines Rahmens fiir die
Uberpriifung auslindischer Direktinvestitionen in der Union (') sowie das Weibuch der Kommission iiber die
Gewahrleistung fairer Wettbewerbsbedingungen bei Subventionen aus Drittstaaten; nimmt den anhaltenden ausldndischen
Ubernahmedruck zur Kenntnis und mahnt, dass dringend gehandelt werden muss; sieht daher dem bevorstehenden
Gesetzgebungsvorschlag der Kommission, mit dem den verzerrenden Auswirkungen auslindischer Subventionen auf den
Binnenmarkt entgegengewirkt werden soll, erwartungsvoll entgegen;

28. st der Ansicht, dass die Unternehmen aus der EU in der Lage sein sollten, gleichberechtigt auf den Weltmarkten in
Wettbewerb zu treten; fordert die Kommission daher auf, ihre Wettbewerbs- und Beihilfepolitik anzupassen, um eine
ernsthafte industrielle Entwicklung zu fordern; betont, dass eine intelligente Industriepolitik dazu beitragen kann,
Ressourcen auf bestimmte wichtige Branchen umzuverteilen, ohne dass dadurch der Wettbewerb verzerrt wird, und somit
das Fundament fiir eine auf lange Sicht widerstandsfdhige und nachhaltige Wirtschaft zu legen; ist der Ansicht, dass die
Union und die Mitgliedstaaten die Synergieeffekte zwischen gezielten politischen Maflnahmen, Investitionen und
Wettbewerbspolitik der EU mit Blick auf die Forderung von Arbeitsplitzen und widerstandsfihige Wertschopfungsketten
stirken miissen, um eine Autonomie der EU in bestimmten strategischen Branchen zu erreichen, wobei zugleich eine offene
Wirtschaft zu wahren ist;

29.  fordert umfangreiche Investitionen der europdischen Industrie in Forschung und Entwicklung, um gleiche
Wettbewerbsbedingungen fiir Hersteller innerhalb und auferhalb der EU zu gewihrleisten, die Ziele des europiischen
Griinen Deals, einschlieflich des Ubergangs zu kohlenstoffarmen Produktionsweisen, zu erreichen und die Wettbewerbs-
fahigkeit von EU-Unternehmen gegeniiber Wettbewerbern aus Drittstaaten zu unterstiitzen, deren Produktionsverfahren
nicht denselben Kriterien unterliegen, wie sie auf EU-Ebene festgelegt wurden; fordert die Kommission in diesem
Zusammenhang ferner auf, eine Aufstockung der Beihilfen fiir Forschung und Innovation sowie fiir Technologien, die
positive externe Effekte fiir die Umwelt oder das Energiesystem insgesamt generieren, in Erwigung zu ziehen;

30. fordert die Kommission auf, strategische Abhingigkeiten zu bestimmen, insbesondere in empfindlichen
Industrie6kosystemen, und Manahmen zu ihrer Verringerung vorzuschlagen, unter anderem durch die Diversifizierung
der Produktion und Lieferketten, die Férderung von Produktion und Investitionen in Europa und die Sicherstellung einer
strategischen Bevorratung; betont in diesem Zusammenhang die Bedeutung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem
europdischem Interesse (IPCEI) fiir Investitionen in disruptive Technologien; fordert die Kommission im Hinblick auf die
bevorstehende Uberarbeitung der IPCEI-Mitteilung auf, die IPCEI weiter zu fordern, die Auswahlkriterien fiir IPCEI zu
prézisieren, einige Umsetzungskriterien und -anforderungen zu iiberarbeiten und zu vereinfachen und in Erwigung zu
ziehen, eine einfachere Kofinanzierung durch die EU zuzulassen, um die Beteiligung von Partnern aus kleineren
Mitgliedstaaten zu erleichtern und sicherzustellen, dass kleinere industrielle Forschungsprojekte leichter gefordert werden
konnen;

31.  unterstiitzt die Aufnahme einer sorgfiltigen Uberpriifung von staatlichen Beihilfen bei Unternehmen aus
Nicht-EU-Staaten in die EU-Wettbewerbsvorschriften und betont, dass die Union offen bleiben sollte fir ausldndische
Direktinvestitionen, bei denen das EU-Recht eingehalten wird, européische Sozial- und Umweltstandards gewahrt werden
und der Wettbewerb nicht verzerrt wird; bekriftigt in diesem Zusammenhang seine Forderung an die Kommission und die
Mitgliedstaaten, in Erwartung der Priifung des Vorschlags zum CO -Grenzausgleichssystem (CBAM) verstirkte handels-
politische Schutzinstrumente anzunehmen, um unlautere Handelspraktiken zu bekdmpfen und insbesondere die
Wettbewerbsfahigkeit der Industriesektoren zu schiitzen; betont zugleich, dass wettbewerbspolitische Entscheidungen
nicht als protektionistische Mafnahme genutzt werden sollten, und fordert in diesem Zusammenhang eine Ausstrahl-
ungsanalyse der EU-Beihilfevorschriften auf die Wettbewerbsfahigkeit von Lindern mit niedrigem und mittlerem
Einkommen;

32, stellt mit Besorgnis fest, dass das zwischen der EU und dem Vereinigten Konigreich geschossene Handels- und
Kooperationsabkommen im Vergleich zu anderen Handelsabkommen, etwa dem mit der Schweiz, schwicher ist; bedauert
insbesondere, dass im Handels- und Kooperationsabkommen zwischen der EU und dem Vereinigten Konigreich keine
umfassend gleichen Wettbewerbsbedingungen in Bezug auf staatliche Beihilfen und Wettbewerb vorgesehen sind; fordert
die EU und das Vereinigte Konigreich auf, eine gemeinsame Grundlage fuir eine kontinuierliche Zusammenarbeit zu finden
und sich um einen fairen Wettbewerb und gleiche Wettbewerbsbedingungen zu bemiihen;

Die Wettbewerbspolitik im digitalen Zeitalter

33.  begriiflt, dass die Kommission beabsichtigt, gegen unfaire Bedingungen und Praktiken von Online-Plattformen, die
als Gatekeeper agieren, vorzugehen, entschieden zu handeln und rechtswidrige Hindernisse fiir den Online-Wettbewerb auf
dem europidischen digitalen Binnenmarkt zu beseitigen; bedauert, dass kartellrechtliche Untersuchungen nur langsam
durchgefiihrt werden, wahrend sich digitale Méarkte vergleichsweise rasch wandeln; betont in diesem Zusammenhang, dass
die Kommission ihre Untersuchung zur Beeinflussung von Suchergebenissen bei der Google-Suche zehn Jahre nach

(") Verordnung (EU) 2019/452 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 19. Marz 2019 zur Schaffung eines Rahmens fiir die
Uberpriifung auslindischer Direktinvestitionen in der Union (ABL L 79 I vom 21.3.2019, S. 1).
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Aufnahme der Ermittlungen noch immer nicht abgeschlossen hat; ist der Ansicht, dass die Konzentration von Daten bei nur
wenigen Unternehmen in der digitalen Wirtschaft zu Marktversagen, iibermafiger Kapitalentnahme und der Blockierung
von Marktzugdngen fiihrt;

34.  nimmt zwar die bisherigen Bemithungen zur Kenntnis, ist aber der Ansicht, dass die Probleme in Verbindung mit der
iibermifigen marktbeherrschenden Stellung grofer Technologieunternehmen bislang unzureichend behandelt wurden und
dringend geldst werden miissen;

35.  nimmt die Herausforderungen zur Kenntnis, die bei der Gestaltung und Durchsetzung der Wettbewerbspolitik unter
anderem im Zusammenhang mit Netzwerkeffekten, mit der Konzentration, Aggregation und Nutzung von Daten in
preisfreien Mérkten, mit Preisbildungsalgorithmen, mit der Strukturierung grofer Plattformen und mit Marktinterventionen
zu bewiltigen sind;

36.  fordert die Kommission auf, den strukturellen Wettbewerbsproblemen im Zusammenhang mit Gatekeeping-Po-
sitionen etablierter Zahlungsnetze die gebithrende Aufmerksamkeit zu schenken und sie sorgfiltig zu priifen, da sich diese
Probleme wihrend der COVID-19-Pandemie noch verstirkt haben;

37.  begrifit es, dass die Kommission gegen die Apple-Entscheidung (%) ein Rechtsmittel eingelegt hat; ist der Meinung,
dass der Fall Apple einmal mehr die Notwendigkeit solider Beihilferegeln gezeigt hat, die vorteilhaften Steuerregelungen
Rechnung tragen;

38.  stellt fest, dass die von den Wettbewerbsbehorden eingesetzten herkdmmlichen Instrumente, etwa Untersuchungen
tiber die mogliche missbrauchliche Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung, sehr viel Zeit beanspruchen, was sich
hinsichtlich der sich rasch entwickelnden digitalen Markte als problematisch erwiesen hat; begriifit daher die von der
Kommission vorgenommene Bewertung, ob neue Wettbewerbsinstrumente erforderlich sind, um die strukturellen
Wettbewerbsprobleme in unterschiedlichen Mirkten anzugehen, die mit den geltenden Vorschriften nicht wirksam gelost
werden konnen, und fordert eine sorgfiltige Uberwachung dieser Mirkte durch die Kommission, damit sie erhebliche
Probleme und Gesetzesliicken schnell und effizient erkennen und darauf reagieren kann; stellt fest, dass die von den
Wettbewerbsbehorden verhdngten Geldbuflen hiufig keine abschreckende Wirkung auf grofle Technologieunternehmen
haben, da diese lediglich als Betriebskosten betrachtet werden;

39.  begrift den Vorschlag der Kommission fiir ein Gesetz tber digitale Mirkte, mit dem Plattformen die
Geschiftspraktiken der Selbstbevorzugung (darunter obligatorische Biindelung/Vorinstallation) oder die Tatigkeit in
Geschiftsbereichen untersagt werden soll, die von dieser Plattform abhidngig sind oder mit ihr interagieren, und von den
Plattformen verlangt wird, ihre Dienstleistungen mit konkurrierenden Netzen vereinbar zu machen, um Interoperabilitit,
Dateniibertragbarkeit und die Integration mehrerer Anbieter zu erméglichen; fordert die Kommission auf, sich mit Fillen zu
befassen, in denen sich die angebotenen Abhilfemaffnahmen eindeutig als ungeeignet erwiesen haben, den Wettbewerb auf
einem Preisvergleichsmarkt wiederherzustellen;

40.  weist darauf hin, dass sich aus Daten ergebende Vorteile im Zusammenhang mit der Ubertragung und dem Verkauf
von Daten, aber auch standardmifig eingestellte Dienste das Risiko bergen, dass einige Unternehmen die Position eines
,Gatekeepers auf den digitalen Mirkten einnehmen, und dass diese Problematik im Rahmen des Gesetzes iiber digitale
Mirkte wirksam angegangen werden muss; ist der Ansicht, dass die Kommission die Moglichkeit haben sollte, eine
Gatekeeper-Plattform zu zwingen, bestimmte Standardeinstellungen durch eine wirksame und objektive Struktur zu
ersetzen, die eine Auswahl seitens der Verbraucher zulasst;

41.  ist der Ansicht, dass die strukturelle Entflechtung der Big-Tech-Monopole fiir die Wiederherstellung des Wettbewerbs
auf den digitalen Mdrkten wiinschenswert sein konnte, da GeldbuBen Grenzen aufweisen und die auf Verhaltensidnderung
abzielenden Abhilfemafinahmen in bestimmten Kartellfillen gescheitert sind; betont, dass gezielte und wirksame auf
Verhaltensinderung abzielende Abhilfemanahmen eine zeiteffiziente Losung darstellen; schldgt die Einfithrung eines
partizipativen kartellrechtlichen Rahmens vor, um den kontinuierlichen Dialog mit allen Unternehmen zu fordern, die
Rechtssicherheit, die Transparenz und den Verbraucherschutz zu erhéhen und fiir wirksame Abhilfemafinahmen zu sorgen;

42.  fordert die Kommission nachdriicklich auf, die Verfahren insbesondere in Bezug auf das Kartellrecht und die rasch
wachsenden digitalen Markte zu beschleunigen; fordert in diesem Zusammenhang eine Zusammenarbeit auch seitens der
Unternehmen, gegen die ermittelt wird; verurteilt es, dass einige Unternchmen, gegen die ermittelt wird, die
Untersuchungen kiinstlich in die Linge zu zichen pflegen, indem sie systematisch Fristverlingerungen beantragen und
Auskunftsersuchen nur mit erheblichen Verzogerungen beantworten oder unwirksame Vorschlige fir Verpflichtungen, die
sie eingehen wiirden, unterbreiten;

™) Urteil vom 15. Juli 2020, Irland u. a./Kommission, T-778/16 und T-892/16, EU:T:2020:338.
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43, stellt aulerdem fest, dass es zwar wichtig ist, ein ordnungsgemafles Verfahren und das Recht auf Verteidigung von
Unternehmen, die Gegenstand von Ermittlungen sind, sicherzustellen, dass die Verwaltungsverfahren jedoch schneller und
effizienter gestaltet werden miissen; betont, dass die Moglichkeit gepriift werden muss, bestimmte Mafnahmen wie
einstweilige Anordnungen sowie andere strukturelle und auf Verhaltensinderungen abzielende Abhilfemafinahmen
systematischer zu nutzen, um irreversible Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern; weist in diesem Zusammenhang darauf
hin, dass die Kommission im Anhang der ECN+-Richtlinie (**) festgestellt hat, dass ,einstweilige Maflnahmen ein
Schliisselinstrument fiir die Wettbewerbsbehorden sein [konnen], um zu verhindern, dass ein Schaden fiir den Wettbewerb
entsteht, wihrend eine Untersuchung noch lduft; hilt es fiir bedauerlich und ist besorgt dariiber, dass diese Mafinahmen in
20 Jahren nur einmal in Anspruch genommen wurden; fordert die Kommission auf, die Mitteilung iiber
Abhilfemafinahmen (**) zu tiberarbeiten und dabei den Entwicklungen im digitalen Sektor in den letzten Jahren Rechnung
zu tragen;

44.  begrifit es, dass in den Vorschldgen der Kommission fiir ein Gesetz iiber digitale Dienste und ein Gesetz iiber digitale
Mirkte in Bezug auf alle digitalen Dienstleistungen, sehr grofe digitale Dienste und Gatekeeper unterschiedliche Ansitze
verfolgt werden; weist insbesondere darauf hin, dass der Vorschlag fiir ein Gesetz tiber digitale Mirkte darauf abzielt, das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts sicherzustellen, indem ein wirksamer Wettbewerb, gleiche Wettbewerbs-
bedingungen auf digitalen Markten und ein faires und frei zugingliches Umfeld fiir Online-Plattformen gefordert werden;
bedauert, dass in den Entwiirfen fiir Vorschldge keine angemessenen Mafinahmen gegen Werbevermittler vorgesehen sind;
stellt fest, dass die ersten Durchsetzungsmaffnahmen im Rahmen der neuen Verordnung iiber digitale Markte erst in finf
Jahren maglich sein werden; fordert die Kommission daher nachdriicklich auf, die Durchsetzung des Kartellrechts in neuen
und anhingigen Fillen, in denen es um Gatekeeper im digitalen Umfeld geht, fortzusetzen;

45.  betont, wie wichtig ein angemessener Durchsetzungsrahmen im kiinftigen Gesetz iiber digitale Markte ist; ist der
Ansicht, dass die Aufsichtsfunktion der Kommission mit ausreichenden Ressourcen ausgestattet werden sollte und dass das
Aufsichtsverfahren die Beteiligung aller Akteure, einschlieflich der nationalen Wettbewerbsbehorden, der nationalen
sektoralen Regulierungsbehorden, des Europdischen Datenschutzausschusses, des Europiischen Datenschutzbeauftragten
und der Verbraucherorganisationen, ermoglichen sollte; betont, dass die Konzeption von Abhilfemafinahmen nicht allein
dem beschuldigten Unternehmen iiberlassen werden sollte, sondern einem strengen Durchsetzungsmechanismus
unterliegen sollte;

46. ist der Ansicht, dass der Vorschlag fiir ein Gesetz iiber digitale Mirkte ein ergdnzendes Instrument zu den
Wettbewerbsregeln ist, mit dem fiir faire und frei zugingliche Online-Mérkte gesorgt werden soll; betont, dass dadurch
weder die ordnungsgemifle Durchsetzung des bereits geltenden Wettbewerbsrechts, einschlieflich der bestehenden
einzelstaatlichen Gesetze, gefahrdet werden darf noch die Kommission daran gehindert werden darf, ihre bestehenden
Instrumente zur Durchsetzung des Wettbewerbsrechts in vollem Umfang zu nutzen; weist in diesem Zusammenhang auf
die noch bestehenden Bedenken im Zusammenhang mit der Android-Entscheidung (') und dem unzureichenden
Wettbewerb bei der Online-Suche hin;

47.  stellt fest, dass die von Google vorgeschlagenen Abhilfemafnahmen von Marktteilnehmern und Verbraucherorga-
nisationen in ganz Europa als unzureichend abgelehnt wurden; fordert die Kommission auf, gegen Google kartellrechtliche
Mafinahmen wegen missbrauchlicher Ausnutzung der marktbeherrschenden Stellung bei anderen spezialisierten
Suchdiensten, einschlieflich der lokalen Suche, einzuleiten;

48.  fordert die Kommission auf, ihre wettbewerbspolitischen Instrumente in vollem Umfang zu nutzen, um faire
Wettbewerbsbedingungen sicherzustellen und auf potenzielle Gatekeeper-Effekte in Bezug auf den Zugang zu
Schliisseltechnologien fiir kiinstliche Intelligenz und Daten zu reagieren;

49.  ist der Ansicht, dass das Parlament in der politischen Debatte iiber die Wettbewerbspolitik eine aktive Rolle spielen
sollte, unter anderem durch die Organisation einer 6ffentlichen Anhérung mit den Geschiftsfihrern der GAFA (Google,
Amazon, Facebook, Apple) zu ihren Unternehmensstrategien im Bereich Wettbewerbs- und Steuerverfahren; bedauert, dass
alle vier Geschftsfithrer Einladungen zur Teilnahme an einer solchen Anhérung abgelehnt haben; bedauert ferner, dass das
Parlament nicht iiber geeignete Instrumente verfiigt, um die Teilnahme an einer solchen Anhorung rechtlich anzuordnen,
und hofft, dass dies bald gelost werden kann;

50.  hebt die Bedeutung des Transparenzregisters hervor, wenn es darum geht, fiir eine offentliche Kontrolle der
Lobbyarbeit zu sorgen, damit Wettbewerbsverzerrungen verhindert werden; fordert ein erweitertes EU-Transparenzregister
mit Informationen tiber die Finanzierung von Unternechmen oder Verbinden, um zu verhindern, dass Interessentriger im
Namen anderer Unternechmen handeln, ohne dies anzugeben;

(") Richtlinie (EU) 2019/1 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Stirkung der Wettbewerbs-
behorden der Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine wirksamere Durchsetzung der Wettbewerbsvorschriften und zur Gewéhrleistung
des reibungslosen Funktionierens des Binnenmarkts (ABL L 11 vom 14.1.2019, S. 3).

() Mitteilung der Kommission iiber nach der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 802/2004 der
Kommission zuldssige Abhilfemafinahmen (ABL. C 267 vom 22.10.2008, S. 1).

(") Urteil des Gerichts vom 23. September 2019, Google/Kommission, T-604/18, EU:T:2019:743.
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51.  betont, dass es wichtig ist, Verbrauchern und Nutzern dabei zu helfen, mehr Kontrolle iiber ihre eigenen Daten und
ihre personliche Identitit zu erlangen und Verantwortung daftir zu iibernehmen, und fordert ein hohes Mafl an Schutz
personenbezogener Daten bei gleichzeitiger Erhdhung der Transparenz und Rechenschaftspflicht bei digitalen Diensten;
weist darauf hin, dass die Verbraucher keine andere Wahl haben, als ihre Einwilligung zu erteilen, wenn sie den Zugang zu
bestimmten Diensten, die von Online-Plattformen angeboten werden, nicht verlieren wollen; fordert in diesem
Zusammenhang einen verbindlichen Rahmen fiir die Dateniibertragung, der den Verbrauchern Instrumente an die Hand
gibt, mit denen sie ihre eigenen Daten auf einfachere und effektivere Weise verwalten und die Kontrolle dariiber
tibernechmen konnen;

52.  fordert die Kommission auf, ihre Vorschriften fur Fusionen und Unternechmenskaufe zu iiberpriifen, wenn es um die
Bewertung personenbezogener Daten geht; fordert die Kommission auf, Vermogenswerte, bei denen es sich um
personenbezogene Daten handelt, auf die gleiche Weise wie alle anderen herkdmmlichen materiellen Vermogenswerte
umfassend zu beriicksichtigen und zu bewerten, wenn sie tiber Fusionen und Unternehmenskiufe im Digitalbereich
entscheidet; fordert die Kommission nachdriicklich auf, bei der Bewertung von Fusionen im Digitalbereich einen
umfassenderen Ansatz zu verfolgen und auch die Auswirkungen der Datenkonsolidierung, einschliefSlich der
Werbetechnologie, die im Mittelpunkt der Geschiftsmodelle von groflen Technologieunternehmen steht, zu bewerten;

53.  stellt fest, dass der Erwerb von bestimmten Unternehmen, die iiber spezifische Datenressourcen verfiigen, eine
Konzentration der Kontrolle iiber wertvolle und nicht replizierbare Datenressourcen bewirken und dazu fithren kann, dass
die fusionierenden Parteien einen besseren Zugriff auf Daten haben als ihre Wettbewerber; betont, dass die
Datenkonsolidierung mittels Fusionen dazu fithren kann, dass eine beherrschende Stellung noch ausgebaut wird oder
das erwerbende Unternehmen die Moglichkeit erhalt, Marktmacht geltend zu machen, und zuweilen Bedenken hinsichtlich
der Marktabschottung aufwirft; bedauert daher den Beschluss der Kommission, die Ubernahme von Fitbit, eines
Unternehmens fir tragbare Fitnessgerdte, durch Google zu genehmigen; ist besorgt iiber die kiinftige Verarbeitung
personenbezogener Daten von Fitbit-Nutzern, einschliefSlich Daten iiber die Gesundheit, die fur Zwecke der digitalen
Werbung verwendet werden konnen; stellt fest, dass Daten iiber die Gesundheit als eine besondere Kategorie
personenbezogener Daten zu betrachten sind, wie in Artikel 9 der Datenschutzgrundverordnung (') (DSGVO) festgelegt
ist; stellt fest, dass die von Google vorgeschlagenen und von der Kommission gebilligten Abhilfemafnahmen nicht
ausreichen, um einen wirksamen Wettbewerb bei tragbaren Geriten und digitalen Losungen im Gesundheitsbereich
sicherzustellen, die im Leben der Verbraucher immer wichtiger werden;

54.  stellt fest, dass es auf mehreren spezifischen Markten fir Finanzdaten mehrere Anbieter gibt und dass der
Wettbewerb, auch wenn keiner von ihnen einen beherrschenden Marktanteil hat, nach wie vor sehr gering ist; stellt ferner
fest, dass einige Anbieter von Finanzmarktdaten, die als Datenaggregatoren eingestuft sind, als Gatekeeper fungieren
konnten und somit den Zugang zu Daten kontrollieren und die Nutzung fiir Kunden einschranken konnten; fordert die
Kommission auf, solche Situationen, in denen Unternechmen eine Gatekeeper- oder Oligopolstellung einnehmen, zu
bewerten und Mafinahmen zur Wiederherstellung des Wettbewerbs, zur Forderung der Preistransparenz und zur
Vermeidung unlauterer und unangemessener Geschiftspraktiken zu entwickeln;

55.  hilt die Ubernahme von WhatsApp durch Facebook im Jahr 2014 fiir bedauerlich und bringt seine Besorgnis
dariiber zum Ausdruck; erinnert daran, dass Facebook im Verfahren zur Bewertung der Ubernahme hinsichtlich seiner
technischen Fihigkeit, WhatsApp-Daten fiir digitale Werbung zu verwenden, der Kommission gegeniiber gelogen hat; stellt
fest, dass Facebook im Jahr 2016 damit begonnen hat, Metadaten von WhatsApp-Konversationen fiir Werbezwecke zu
nutzen; weist darauf hin, dass die Kommission im Jahr 2017 eine Geldbufle gegen Facebook verhingt hat, weil das
Unternehmen wihrend seines Bewertungsprozesses gelogen hat; bekriftigt, dass die Kommission nach Artikel 105 AEUV
verpflichtet ist, geeignete Mafnahmen vorzuschlagen, um Verstofe gegen Artikel 101 und 102 AEUV zu unterbinden;
fordert die Kommission auf, geeignete MafSnahmen vorzuschlagen, um die Nutzung der Daten von WhatsApp-Nutzern fiir
Werbezwecke von Facebook zu unterbinden;

56.  fordert, dass die Infrastrukturkapazitit und die operative Abwehrfihigkeit der Union in kritischen Digitalbranchen
ausgeweitet wird, was auch die Forderung des fairen Wettbewerbs und fairer Software-Lizenzierungsgrundsitze auf den
europdischen Cloud-Mirkten einschlieft; hilt nachhaltigen Wettbewerb und die Verhinderung monopolistischer Strukturen
auf Mirkten fiir grundlegend fiir den digitalen Wandel, die wirtschaftliche Erholung und die Wettbewerbsfihigkeit Europas;

57.  fordert die Kommission auf, die Methode zur Bewertung des Missbrauchs einer beherrschenden Stellung zu
tberpriifen und anzupassen und sicherzustellen, dass der Begriff ,wesentliche Einrichtungen* im digitalen Zeitalter
weiterhin zweckmifig ist; fordert die Kommission auf, eine Ergidnzung des Konzepts der ,marktbeherrschenden Stellung*
um Konzepte wie ,Abhingigkeit* und ,relative Marktmacht“ zu erwigen;

() Verordnung (EU) 2016679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABL L 119 vom
45.2016, S. 1).
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58.  stellt fest, dass sich im Bereich der Finanzdienstleistungen einige oligopolistische Strukturen entwickelt haben und
dass einige grofe Technologieunternehmen zu wichtigen Akteuren auf dem Markt fur Finanzdienstleistungen geworden
sind; fordert die Kommission auf, zu iberwachen und zu untersuchen, wie die Wettbewerbsvorteile, iiber die diese Betreiber
verfiigen, den Wettbewerb auf dem Markt verzerren, den Interessen der Verbraucher schaden und Innovationen
beeintrichtigen konnen;

59.  vertritt die Ansicht, dass der Schutz der Privatsphire und der personenbezogenen Daten, der Grundsatz der
Nichtdiskriminierung sowie die Freiheit der Meinungsduferung und die Informationsfreiheit den Kern einer erfolgreichen
und tragfahigen Politik der Union im Bereich der digitalen Dienste bilden miissen;

Kontrolle staatlicher Beihilfen

60.  stellt fest, dass die Politik im Bereich der staatlichen Beihilfen integraler Bestandteil der Wettbewerbspolitik ist und
dass die Kontrolle staatlicher Beihilfen Ausdruck der Notwendigkeit ist, fur alle im Binnenmarkt titigen Unternehmen
gleiche Wettbewerbsbedingungen sicherzustellen;

61.  bekriftigt, dass Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAW]) fiir das Uberleben einer Reihe
von Gemeinschaften in ganz Europa, insbesondere in isolierten und abgelegenen Regionen und Regionen in Randlage, nach
wie vor von entscheidender Bedeutung sind; begriifit die offene Konsultation der Kommission zu staatlichen Subventionen
fur grundlegende Dienstleistungen; begriifit die kiirzlich verabschiedeten neuen Leitlinien fiir Regionalbeihilfe; weist erneut
darauf hin, dass ein Fahrplan fiir gezieltere staatliche Beihilfen, insbesondere fiir die Erbringung von DAWI, bendtigt wird;

62. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, eine territoriale Bewertung der soziookonomischen
Auswirkungen der COVID-19-Krise im Zusammenhang mit der Anwendung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen
und dem einschligigen Uberarbeitungsverfahren, das derzeit lduft, einzuleiten; stellt fest, dass in diesem Zusammenhang der
Analyse der Auswirkungen auf Unternechmen auf den Inseln der EU und in den Gebieten in duflerster Randlage im Einklang
mit den Bestimmungen der Artikel 174 und 349 AEUV besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte;

63.  fordert die Kommission auf, Bereiche, die die Grundlage fiir viele andere Branchen bilden, sowie die nachhaltige
soziale und wirtschaftliche Wertschopfungskette der Union sorgfiltig zu beriicksichtigen; bekraftigt, dass Technologien und
Produktionsverfahren, die zu einer erheblichen Verringerung der Umweltauswirkungen fithren, gefordert werden miissen;

64.  fordert, dass alle Wettbewerbs- und Beihilfevorschriften der EU mit den langfristigen gesellschaftlichen Zielen,
insbesondere dem europiischen Griinen Deal, in Einklang gebracht werden, wobei den Klimaschutzverpflichtungen der EU
Rechnung zu tragen ist; bedauert, dass die Festlegung des Energiemixes zwar weiterhin in die Zustindigkeit der
Mitgliedstaaten fillt, die meisten Mitgliedstaaten jedoch staatliche Beihilfen nicht von solchen Zielen abhingig machen;

65.  begriiflt die Konsultation, die zu der Frage eingeleitet wurde, wie die Wettbewerbspolitik den europdischen Griinen
Deal unterstiitzen kann und 6kologische und nachhaltige Effizienzgewinne bei staatlichen Beihilfen, bei der Fusionskon-
trolle und bei den Kartellvorschriften besser beriicksichtigt werden konnen; fordert die Kommission auf, im Rahmen ihrer
bevorstehenden Uberarbeitung der Leitlinien fiir staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen und von Vereinbarungen
tiber horizontale Zusammenarbeit konkrete Anreize und Bedingungen fiir die Fortsetzung der Dekarbonisierung zu
schaffen; fordert insbesondere Leitlinien fiir Repowering, Hybridprojekte und Stromspeicherung sowie fiir Investitionen in
Energieeffizienz und Gebauderenovierung; bekriftigt dariiber hinaus, dass der Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft
Maflnahmen zur Bewiltigung des Strukturwandels erfordert, einschlieflich der Ermittlung von Kohleregionen als
Fordergebiete gemafs Artikel 107 Absatz 3 AEUV;

66.  stellt besorgt fest, dass die Riickforderung rechtswidriger staatlicher Beihilfen ein langwieriger und schwerfalliger
Prozess ist; betont ferner, dass die Transparenz und Riickverfolgbarkeit des Bewertungsverfahrens fiir staatliche Beihilfen
verbessert werden sollten, wobei dem nicht vernachldssigbaren Risiko einer Verflechtung zwischen Fillen Rechnung
getragen werden sollte;

Fusionskontrolle und Kartelle

67. fordert die Kommission auf, wachsam zu bleiben und Artikel 102 AEUV, in dem der Missbrauch einer
beherrschenden Bestellung verboten wird, sowie ihre Verfahren zur Fusionskontrolle, die in der EG-Fusionskontrollver-
ordnung (%) festgelegt sind, strikt umzusetzen;

18 Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 iiber die Kontrolle von Unternehmenszusammenschliissen
g
(,EG-Fusionskontrollverordnung“) (ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1).
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68.  begriiflt die Zusage der Kommission, ihre Bekanntmachung (*°) aus dem Jahr 1997 iiber die Definition des relevanten
Marktes im Rahmen ihrer Durchsetzung des Fusions- und Kartellrechts zu tiberpriifen; legt der Kommission nahe, bei ihren
Bewertungen des Wettbewerbs auf Einzelfallbasis eine lingerfristige Vision zu beriicksichtigen, die der globalen Dimension
und dem maglichen zukiinftigen Wettbewerb Rechnung trigt; hebt hervor, dass die Definition des relevanten Marktes durch
die Kommission in der Vergangenheit moglicherweise zu eng war, um dem dynamischen Wettbewerb auf globalen Markten
ausreichend Rechnung tragen zu konnen; fordert die Kommission auf, bei der Definition des Marktes einen dynamischeren
Ansatz zu wihlen und die Innovationskriterien zu einem Kernelement der einschlidgigen Marktanalyse zu machen, wenn es
um die europiische Fusionskontrolle geht;

69. fordert die Kommission auf, die Leitlinien fiir Fusionen zu iiberarbeiten, um die mit Fusionen verbundenen
Effizienzgewinne zu beriicksichtigen, einschlieflich der Herausforderung fiir die industrielle Wettbewerbsfahigkeit der EU;
begriifSt in diesem Zusammenhang, dass das Referat Priorititen und strategische Koordinierung der GD COMP in der Lage
ist, in Bezug auf Untersuchungen der GD COMP auf das Fachwissen aller Generaldirektionen der Kommission
zurlickzugreifen; ist der Ansicht, dass das Fachwissen, das der industriellen und sektoralen Strategie der Kommission
zugrunde liegt, gestirkt werden konnte, um die Ermittlungsteams der GD COMP zu unterstiitzen, damit die
Durchfiihrbarkeit und die Folgen von Abhilfemanahmen im Hinblick auf die Priorititen der Kommission ermittelt
werden konnen;

70.  wiederholt seine Forderung an die Kommission, eine Bewertung der Schadenersatzrichtlinie (*) vorzunehmen,
sobald in allen Mitgliedstaaten ausreichende Erfahrungen mit der Anwendung der neuen Vorschriften gesammelt wurden,
um zu beurteilen, ob moglicherweise Anderungen im Hinblick auf eine wirksamere und harmonisierte Durchsetzung von
Schadenersatzklagen in der gesamten EU erforderlich sind;

71.  begrifft die Einfihrung des ,eLeniency-Tools* durch die Kommission; erinnert daran, dass mit der rasanten
Entwicklung digitaler Mérkte neue Herausforderungen bei der Umsetzung der Wettbewerbspolitik entstanden sind;
empfiehlt der Kommission in diesem Zusammenhang, die Moglichkeiten zu priifen, Vorabmafnahmen zu ergreifen,
insbesondere auf den digitalen Mérkten, und den Wettbewerbs- und Regulierungsbehorden auf EU- und nationaler Ebene
die notwendigen Mittel zur anonymen Datenerhebung zur Verfiigung zu stellen, damit Marktversagen besser rechtzeitig
erkannt werden kann;

72.  weist darauf hin, dass es auch dann zu einem Missbrauch von Marktmacht und damit einhergehenden ungerechten
Verhaltensweisen wie einer Verschlechterung der Qualitdt oder erpresserischen Verhaltensweisen kommen kann, wenn
Produkte oder Dienstleistungen unentgeltlich bereitgestellt werden; betont, dass die Interessen der Verbraucher in der EU
iiber niedrige Preise hinausgehen und im Einklang mit den Grundsitzen des AEUV auch Qualitdt, Innovation, Produktivitat,
Nachhaltigkeit, Umweltschutz und die Verbreitung fairer Handelsbeziehungen umfassen; ist der Ansicht, dass im Rahmen
der Wettbewerbspolitik der Wert offentlicher Giiter und die mit bestimmten Produktionsformen verbundenen externen
Effekte besser beriicksichtigt werden sollten;

73.  stellt fest, dass die verschiedenen Ziele der Vertrdge in der Auslegung des Europiischen Gerichtshofs von Artikel 101
AEUV beriicksichtigt werden; verweist insbesondere auf das Urteil in der Rechtssache Wouters (*!), in der das allgemeine
Interesse iberwog und Einschrinkungen des Wettbewerbs daher als gerechtfertigt angesehen wurden; fordert die
Kommission auf, eine ,Schadenstheorie” zu formulieren, bei der preisorientierte Ansitze iiberwunden und umfassendere
Erwagungen beriicksichtigt werden sollten, wobei die Bedeutung des Grundsatzes der Verhiltnismafigkeit zu betonen ist,
was bedeutet, dass Wettbewerbsbeschriankungen nicht tiber das fiir das Allgemeininteresse erforderliche Maf hinausgehen
diirfen; fordert die Kommission dariiber hinaus auf, diesbeziiglich Leitlinien zur Auslegung des Begriffs ,erhebliche
Behinderung eines wirksamen Wettbewerbs“ gemaf8 der EG-Fusionskontrollverordnung herauszugeben;

74.  stimmt dem Europdischen Rechnungshof (EuRH) zu, dass die Kommission ihre Durchsetzungsbefugnisse in
Fusionskontroll- und Kartellverfahren insgesamt sinnvoll einsetzt, auch wenn Verbesserungen in einer Reihe von Bereichen
notwendig sind; weist insbesondere darauf hin, dass die Umsatzschwellen moglicherweise nicht geeignet sind, um alle Fille
zu erkennen, die von den Wettbewerbsbehorden iiberpriift werden sollten; fordert die Kommission daher auf, eine
Uberarbeitung der Schwellenwerte in Betracht zu ziehen, damit Faktoren wie die Anzahl der betroffenen Verbraucher und
der Wert der damit verbundenen Transaktionen in ihre laufende Evaluierung der EG-Fusionskontrollverordnung einbezogen
werden; fordert die Kommission auflerdem auf, bei ihrer laufenden Evaluierung der EG-Fusionskontrollverordnung auch
hohere Konzentrationsniveaus aufgrund horizontaler Eigentumsverhéltnisse bei groffen Vermogensverwaltungsgesell-
schaften zu priifen und in Erwidgung zu zichen, Leitlinien fiir die Anwendung von Artikel 101 und 102 AEUV in dieser
Hinsicht zu erstellen;

() ABL C 372 vom 9.12.1997, S. 5.

(*)  Richtlinie 2014/104/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014 iiber bestimmte Vorschriften fiir
Schadensersatzklagen nach nationalem Recht wegen Zuwiderhandlungen gegen wettbewerbsrechtliche Bestimmungen der
Mitgliedstaaten und der Europdischen Union. ABL L 349 vom 5.12.2014, S. 1.

(*)  Urteil vom 19. Februar 2002, J. C. J. Wouters, ]. W. Savelbergh und Price Waterhouse Belastingadviseurs BV/Algemene Raad van de
Nederlandse Orde van Advocaten, C-309/99, EU:C:2002:98.
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75.  stellt fest, dass der EuRH zwar zu Recht darauf hinweist, dass die Hohe der Geldstrafen allein keine Riickschliisse
darauf zulidsst, ob sie eine wirksame Abschreckung darstellen, dass er aber auch betont, dass durch die Obergrenze einer
moglichen Geldstrafe selbst die abschreckende Wirkung in ,schwerwiegenden Fillen“ eingeschrinkt werden kann; weist in
diesem Zusammenhang darauf hin, dass von der Kommission verhingte Geldstrafen zwar zu den hochsten der Welt
gehoren, dass aber fast zwei Drittel der von der Kommission in Kartellfdllen seit 2006 verhdngten Geldstrafen unter 0,99 %
des weltweiten Jahresumsatzes und damit deutlich unter der zuldssigen Obergrenze von 10% des weltweiten
Jahresumsatzes eines Unternehmens (*?) geblieben sind; fordert die Kommission auf, die abschreckende Wirkung ihrer
GeldbufSen zu bewerten und in Erwdgung zu zichen, in schwerwiegenden Kartellfillen Geldbuf8en in Hohe von bis zu 40 %
des weltweiten Jahresumsatzes zu verhdngen;

76.  weist darauf hin, dass Kartelle einige der schwerwiegendsten Verstofe gegen das Wettbewerbsrecht darstellen und
dass Monopole die bedenklichste Form der Marktkonzentration darstellen; betont, wie wichtig es ist, illegales
Kartellverhalten aufzudecken, da solche Verstofle gegen das Wettbewerbsrecht den Interessen der EU-Biirger zuwiderlaufen,
da durch sie die Kosten fiir die Verbraucher erheblich steigen und die Gefahr besteht, dass Innovationen und Qualitét
gehemmt werden;

77.  hebt hervor, dass angesichts einer Krise einige Unternehmen versucht sein konnten, die Struktur einer Branche neu
zu organisieren, indem sie sogenannte ,Krisenkartelle” bilden, d. h. Vereinbarungen zwischen den meisten oder allen
Wettbewerbern zur Einschrankung der Produktion bzw. zur Reduzierung der Kapazitit, um die Rentabilitdt zu erhohen und
einen Marktaustritt in Krisenzeiten zu verhindern;

78.  schligt vor, die Praktiken der ,Killer-Ubernahmen* zu untersuchen, die die Innovation und die florierende
Entwicklung europiischer Start-ups und kleiner Unternehmen gefihrden konnten; begriiflt in diesem Zusammenhang die
Initiative der Kommission, eine hdufigere Anwendung der ,niederlindischen Klausel“ in Artikel 22 der EG-Fusions-
kontrollverordnung zu fordern und damit zu beginnen, Verweisungen nationaler Wettbewerbsbehorden in Bezug auf
Zusammenschliisse, die auf EU-Ebene iiberpriift werden sollten, zu akzeptieren; fordert die Kommission auf, ihre
Verweisungspraxis auf der Grundlage des genannten Artikels parallel zu der im Gesetz tiber digitale Markte vorgesehenen
Verpflichtung zur Unterrichtung iiber Konzentrationen zu tiberpriifen und Leitlinien dazu herauszugeben;

Sektorspezifische Entwicklungen

79.  bekriftigt seine tiefe Besorgnis iiber die weitreichende Konzentration, die in der europdischen Landwirtschaft und
der Lebensmittelversorgungskette besteht und zum Nachteil der Verbraucher, der kleinen Landwirte, der Umwelt und der
biologischen Vielfalt geht; betont, dass tiberméfiige Marktmacht von Verarbeitern oder Kdufern auf nachgelagerten Stufen
der Lieferkette zu einem nicht tragbaren Abwirtsdruck auf die Agrarpreise fithrt;

80.  begriiflt in diesem Zusammenhang die Richtlinie iiber unlautere Handelspraktiken in den Geschiftsbezichungen
zwischen Unternehmen in der Agrar- und Lebensmittelversorgungskette (**) als wichtigen ersten Schritt zur Gewahrleistung
von Fairness zwischen den Akteuren und zur Beseitigung unterschiedlicher Mafstdbe bei Praktiken in der Agrar- und
Lebensmittelwirtschaft sowie ungleicher Verhandlungspositionen; fordert die Kommission auf, den Fortschritt der
Umsetzung genau zu iiberwachen und den Austausch bewihrter Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten zu foérdern;

81. fordert die Kommission ferner auf, ihre eingehende Analyse des Umfangs und der Auswirkungen von
Einkaufsallianzen fortzusetzen und dabei besonderes Augenmerk auf die Gewahrleistung eines fairen Wettbewerbs und
einer grofferen Transparenz der Geschiftspraktiken von Supermarkt- und Hypermarktketten zu legen, insbesondere wenn
solche Praktiken den Markenwert und die Produktauswahl beeinflussen oder Innovation oder die Vergleichbarkeit der Preise
einschrianken, damit die Landwirte faire Bedingungen und faire Preise fiir ihre Erzeugnisse erhalten; bedauert in diesem
Zusammenhang, dass der Verkauf mit Verlust auf EU-Ebene nicht verboten ist;

82.  weist darauf hin, dass die Zahl der Proteste von Landwirten zunimmt, und stellt fest, dass die kumulativen
Auswirkungen von Freihandelsabkommen auf den Agrar- und Lebensmittelsektor der EU eines der Anliegen der Teilnehmer
sind; fordert die Kommission auf, allen wettbewerbswidrigen Praktiken von Drittlindern besondere Aufmerksambkeit zu
widmen, die das Risiko einer Benachteiligung des Agrarsektors und der Landwirte in der EU bergen, da aulerhalb der EU
unterschiedliche Sozial-, Gesundheits-, Arbeits-, Umwelt- und Tierschutzstandards gelten; fordert die Anwendung der
Grundsitze der Gegenseitigkeit und der Einhaltung der Vorschriften fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse in laufenden und
kiinftigen Handelsverhandlungen;

83.  weist darauf hin, dass die Besteuerung hauptsichlich eine Angelegenheit der Mitgliedstaaten ist, die von den
politischen Ansichten und Mafnahmen der Regierungen und Parlamente abhédngt und auf der Fiskalpolitik und den mit den
offentlichen Finanzen verbundenen politischen Zielen beruht; begriifft die Wachsamkeit der Kommission bei der
Durchsetzung der Regeln fiir staatliche Beihilfen im Bereich der Besteuerung; bekriftigt, dass selektive steuerliche Beihilfen
zu ungleichen Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt fithren konnen und dass aggressive Steuerplanung nicht nur den

22

www.eca.europa.eu/Lists/ ECADocuments/SR20_24/SR_Competition_policy_DE.pdf
(*¥)  Richtlinie (EU) 2019/633 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 iiber unlautere Handelspraktiken in den
Geschiftsbeziehungen zwischen Unternehmen in der Agrar- und Lebensmittelversorgungskette (ABL. L 111 vom 25.4.2019, S. 59).
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fairen Wettbewerb, sondern auch das ordnungsgemafle Funktionieren der Sozialsysteme im Allgemeinen beeintrachtigt;
betont, wie wichtig es ist, das derzeitige Steuersystem zu reformieren, um sicherzustellen, dass Steuern dort gezahlt werden,
wo die Wertschopfung entsteht; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, ihre Leitlinien fiir staatliche
Beihilfen zu @iberpriifen, um zu bewerten, welche steuerlichen Beihilfen den Wettbewerb verzerren;

84.  nimmt besorgt Kenntnis von der Fragmentierung und den Unterschieden in Bezug auf Telekommunikation und
ultraschnellen Breitband-Internetzugang sowohl zwischen Mitgliedstaaten als auch zwischen stidtischen und lindlichen
Gebieten in ganz Europa; weist darauf hin, dass ein gesunder Wettbewerb erforderlich ist, um die Liicke zu schliefen;

85.  weist darauf hin, dass sich um eine kritische Zeit fur das Hotel- und Gaststittengewerbe in der Union handelt, das
wirtschaftlich und finanziell von der anhaltenden Krise am stirksten getroffen wurde; begriiflt in diesem Zusammenhang
staatliche Beihilfen fiir den Sektor;

86.  fordert die Kommission auf, bei ihrer Uberarbeitung der Verbraucherkreditrichtlinie (*) fiir einen angemessenen
Verbraucherschutz im Bereich der Verbraucherkredite zu sorgen, indem sie unter anderem wirksame Wettbewerbs-
bedingungen zwischen den Anbietern sowie einen leichten Zugang fordert; fordert in diesem Zusammenhang, dass die
Verbraucher durch erhohte Transparenz in die Lage versetzt werden, Angebote besser vergleichen zu konnen, unter
anderem indem zwischen direkten Kosten im Zusammenhang mit der Riickzahlung von Krediten und indirekten Kosten wie
Gebiihren fiir Dienstleistungen Dritter und Steuern, die nicht erstattungsfahig sind, unterschieden wird;

87. st besorgt iiber den Kauf eines fithrenden Pressekonzerns, zu dem 20 fithrende Regionalzeitungen, 120 Wochen-
zeitschriften und 500 Online-Portale in dem betreffenden Mitgliedstaat gehoren, durch ein staatliches Olunternehmen (¥%);
fordert die Kommission erneut auf, eine Studie tiber die Eigentumskonzentration bei den Medien in Europa durchzufiihren,
insbesondere im Zusammenhang mit dem Aufkauf européischer Medienanbieter durch multinationale Unternehmen;

o
(0] o

88.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, den nationalen Parlamenten der
Mitgliedstaaten sowie den nationalen und gegebenenfalls den regionalen Wettbewerbsbehorden der Mitgliedstaaten zu
tibermitteln.

(*  Richtlinie 2008/48/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 iiber Verbraucherkreditvertrige und zur
Authebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates (ABL L 133 vom 22.5.2008, S. 66).
(*)  https://www.dw.com/en/poland-state-run-oil-company-buys-leading-media-group/a-55859592
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P9 TA(2021)0276
Die geschlechtsspezifische Dimension in der Kohisionspolitik

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 9. Juni 2021 zur geschlechtsspezifischen Dimension in der
Kohisionspolitik (2020/2040(INI))

(2022/C 67/02)

Das Europdische Parlament,

— gestiitzt auf Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags iiber die Européische Union und Artikel 6 und 8 des Vertrags
iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

— gestiitzt auf Artikel 23 der Charta der Grundrechte der Européischen Union (im Folgenden ,Charta*),
— unter Hinweis auf die europiische Sdule sozialer Rechte, insbesondere die Grundsitze 2, 3 und 9,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) vom
18. Dezember 1979 (Y),

— unter Hinweis auf die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung und insbesondere das Ziel 5, mit dem bis 2030 die
Geschlechtergleichstellung und die Verbesserung der Lebensbedingungen von Frauen angestrebt werden (),

— unter Hinweis auf die Europdische Charta fiir die Gleichstellung von Frauen und Minnern auf lokaler Ebene (%),

— unter Hinweis auf die seit 1975 erlassenen Richtlinien der EU zu verschiedenen Aspekten der Gleichbehandlung von
Frauen und Minnern (Richtlinie 79/7/EWG (%), Richtlinie 86/613/EWG (), Richtlinie 92/85/EWG (¥), Richtlinie
2004/113[EG (’), Richtlinie 2006/54/EG (%), Richtlinie 2010/18/EU (°) und Richtlinie 2010/41/EU (*%)),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 24. Mai 2012 mit Empfehlungen an die Kommission zur Anwendung des
Grundsatzes des gleichen Entgelts fir Manner und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit ('),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 12. Mérz 2013 zum Abbau von Geschlechterstereotypen in der EU (1),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 9. September 2015 zur Wissenschafts- und Universititslaufbahn von Frauen
und zu bestehenden unsichtbaren Barrieren (*3),

" https:/|www.ohchr.org/documents/professionalinterest/cedaw.pdf

Q] https:/[sdgs.un.org/goals/goal 5

G) https://www.ccre.org/docs/charte_egalite_de.pdf

(*) Richtlinie 79/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 zur schrittweisen Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung

von Minnern und Frauen im Bereich der sozialen Sicherheit (ABI. L 6 vom 10.1.1979, S. 24).

Q] Richtlinie 86/613/EWG des Rates vom 11. Dezember 1986 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Ménnern und Frauen, die eine selbstidndige Erwerbstitigkeit — auch in der Landwirtschaft — ausiiben, sowie iiber den Mutterschutz
(ABL L 359 vom 19.12.1986, S. 56).

(©) Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 iiber die Durchfithrung von Maffnahmen zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnechmerinnen, Wochnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am
Arbeitsplatz (ABL. L 348 vom 28.11.1992, S. 1).

() Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Minnern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Giitern und Dienstleistungen (ABL L 373 vom 21.12.2004,
S. 37).

(%) Richtlinie 2006/54/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Mannern und Frauen in Arbeits- und Beschiftigungsfragen (ABL. L 204 vom
26.7.2006, S. 23).

) Richtlinie 2010/18/EU des Rates vom 8. Mirz 2010 zur Durchfithrung der von BUSINESSEUROPE, UEAPME, CEEP und EGB
geschlossenen iiberarbeiteten Rahmenvereinbarung tiber den Elternurlaub und zur Aufthebung der Richtlinie 96/34/EG (ABL L 68
vom 18.3.2010, S. 13).

(") Richtlinie 2010/41/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2010 zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Minnern und Frauen, die eine selbstindige Erwerbstitigkeit ausiiben, und zur Aufhebung der Richtlinie
86/613/EWG des Rates (ABL L 180 vom 15.7.2010, S. 1).

(") ABL C 264 E vom 13.9.2013, S. 75.

() ABL C 36 vom 29.1.2016, S. 18.

(") ABL C 316 vom 22.9.2017, S. 173.


https://www.ohchr.org/documents/professionalinterest/cedaw.pdf
https://sdgs.un.org/goals/goal5
https://www.ccre.org/docs/charte_egalite_de.pdf
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— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 19. Januar 2016 zu externen Faktoren, die Hindernisse fiir das weibliche
Unternehmertum darstellen (*4),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 28. April 2016 zur Gleichstellung der Geschlechter und Stirkung von
Frauen im digitalen Zeitalter (**),

— unter Hinweis auf die am 25. Januar 2017 veroffentlichte Studie mit dem Titel ,Gender in regional cohesion policy*
(Geschlechterfragen in der regionalen Kohésionspolitik) des Europdischen Instituts fiir Gleichstellungsfragen (EIGE) ('),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 14. Februar 2017 zur Forderung der Gleichstellung der Geschlechter in den
Bereichen psychische Gesundheit und klinische Forschung (V7),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 14. Mirz 2017 zur Gleichstellung von Frauen und Midnnern in der
Europdischen Union 2014-2015 (*%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 4. April 2017 zu Frauen und ihren Rollen in ldandlichen Gebieten (**),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 14. Juni 2017 zur Notwendigkeit einer EU-Strategie zur Beendigung und
Vermeidung des geschlechtsspezifischen Rentengeflles (*%),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 3. Oktober 2017 zur Stirkung der wirtschaftlichen Stellung der Frau im
Privatsektor und im offentlichen Sektor in der EU (%)),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 16. Januar 2018 zu Frauen, Gleichstellung der Geschlechter und
Klimagerechtigkeit (*3),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 13. Marz 2018 zur Gleichstellung der Geschlechter in Handelsabkommen
der EU (¥),

— unter Hinweis auf seine Entschlieung vom 17. April 2018 zur Stirkung der Rolle von Frauen und Mddchen durch die
Digitalwirtschaft (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 15. November 2018 zu Betreuungsangeboten in der EU fiir eine verbesserte
Gleichstellung der Geschlechter (¥),

— unter Hinweis auf die Studie mit dem Titel ,Gender Budgeting — Mainstreaming gender into the EU budget and
macroeconomic policy framework® (Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung —
durchgingige Beriicksichtigung der Gleichstellung der Geschlechter im Haushalt und im makrodkonomischen
Politikrahmen der EU) des Europdischen Instituts fiir Gleichstellungsfragen (EIGE), die am 10. April 2019 veroffentlicht
wurde (%),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Beratenden Ausschusses fiir Chancengleichheit von Frauen und Minnern vom
19. Dezember 2018 mit dem Titel , The future of gender equality strategy after 2019: the battles that we win never stay
won* (Die Zukunft der Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter nach 2019: Auf eine gewonnene Schlacht folgt
stets eine Niederlage) (*/),

ABL. C 11 vom 12.1.2018, S. 35.
ABL. C 66 vom 21.2.2018, S. 44.
https:/[eige.europa.eu/publications/gender-regional-cohesion-policy
ABI. C 252 vom 18.7.2018, S. 99.
ABI. C 263 vom 25.7.2018, S. 49.
1. C 298 vom 23.8.2018, S. 14.
1. C 331 vom 18.9.2018, S. 60.
ABI. C 346 vom 27.9.2018, S. 6.
1. C 458 vom 19.12.2018, S. 34.
. C 162 vom 10.5.2019, S. 9.
ABIL. C 390 vom 18.11.2019, S. 28.
ABL C 363 vom 28.10.2020, S. 80.
https:/[eige.europa.eu/publications/gender-budgeting-mainstreaming-gender-eu-budget-and-macroeconomic-policy-framework
https:/|ec.europa.eu/info/sites/default/files/aid_development_cooperation_fundamental_rights/opinion_on_gender_equality_
policy_post_2019_2018_en.pdf


https://eige.europa.eu/publications/gender-regional-cohesion-policy
https://eige.europa.eu/publications/gender-budgeting-mainstreaming-gender-eu-budget-and-macroeconomic-policy-framework
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/aid_development_cooperation_fundamental_rights/opinion_on_gender_equality_policy_post_2019_2018_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/aid_development_cooperation_fundamental_rights/opinion_on_gender_equality_policy_post_2019_2018_en.pdf
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— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 15. Januar 2019 zu der Gleichstellung der Geschlechter und der
Steuerpolitik in der EU (*¥),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 13. Februar 2019 zur Erfahrung von Gegenreaktionen gegen die Rechte der
Frau und die Gleichstellung der Geschlechter in der EU (¥),

— unter Hinweis auf die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 6. Marz 2019 mit dem Titel ,2019 Report on
equality between women and men in the EU“ (Bericht iiber die Gleichstellung von Frauen und Ménnern in der EU 2019)
(SWD(2019)0101) (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 28. November 2019 zum Beitritt der EU zum Ubereinkommen von Istanbul
und zu weiteren Mafinahmen zur Bekdmpfung geschlechtsspezifischer Gewalt (*),

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Dezember 2019 zu dem Thema ,Gleichstellungsorientierte
Volkswirtschaften in der EU: Der Weg in die Zukunft“ (*3),

— unter Hinweis auf den Bericht mit dem Titel ,The Missing Entrepreneurs 2019: Policies for Inclusive Entrepreneurship*
(Die fehlenden Unternehmer 2019: Malnahmen fiir inklusives Unternehmertum), der von der OECD am 10. Dezember
2019 verdffentlicht wurde (*3),

— unter Hinweis auf seine EntschliefSung vom 18. Dezember 2019 zur 6ffentlichen Diskriminierung von und Hetze gegen
LGBTI-Personen sowie zu LGBTI-freien Zonen (*4),

— unter Hinweis auf die am 19. Februar 2019 von der Generaldirektion Interne Politikbereiche des Europaischen
Parlaments veroffentlichte Studie mit dem Titel ,Gender Dimension of the EU Cohesion Policy” (Die Geschlechterdimen-
sion in der EU-Kohisionspolitik) (**),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 30. Januar 2020 zu den Einkommensunterschieden zwischen Frauen und
Ménnern (*°),

— unter Hinweis auf seine Entschlieung vom 13. Februar 2020 zu den Priorititen der EU fir die 64. Tagung der
Kommission der Vereinten Nationen fur die Rechtsstellung der Frau (¥7),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Mérz 2020 mit dem Titel ,Eine Union der Gleichheit: Strategie
fur die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025“ (COM(2020)0152),

— unter Hinweis auf das Informationsblatt der Kommission vom 17. Juni 2020 mit dem Titel , Coronavirus Pandemic —
Impact on Gender Equality” (COVID-19-Pandemie — Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter) (*%),

— unter Hinweis auf die Mitteilung des Europarats vom 29. Mai 2020 mit dem Titel ,Nationale Minderheiten und
COVID-19: Ungleichheit verschirft, Gefahrdung verstarkt*,

— unter Hinweis auf das Diskussionspapier 129 der Kommission vom 24. Juli 2020 mit dem Titel ,Gender Smart
Financing Investing In & With Women: Opportunities for Europe” (Geschlechtsspezifisches Smart Financing. In und mit
Frauen investieren: Chancen fiir Europa) (**),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 18. September 2020 mit dem Titel ,Eine Union der Gleichheit:
EU-Aktionsplan gegen Rassismus 2020-2025“ (COM(2020)0565),

(*¥)  ABL C 411 vom 27.11.2020, S. 38.

(*)  ABL C 449 vom 23.12.2020, S. 102.

() https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-7263-2019-INIT/en/pdf

(") Angenommene Texte, P9_TA(2019)0080.

(*¥)  https:[/data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14254-2019-INIT/de/pdf

() https:/|www.oecd.org/industry/the-missing-entrepreneurs-43c2f41c-en.htm

(**)  Angenommene Texte, P9_TA(2019)0101.

(*)  Studie/eingehende Analyse — ,Gender Dimension of the EU Cohesion Policy, Europiisches Parlament, Generaldirektion Interne
Politikbereiche, Fachabteilung B — Struktur- und Kohisionspolitik, 19. Februar 2019, abrufbar unter: https://www.europarl.europa.
eu/RegData/etudes/STUD/2019/629185/IPOL_STU(2019)629185_EN.pdf

(*%) Angenommene Texte, P9_TA(2020)0025.

()  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0039.

(*®)  https:/[ec.europa.eufinfofsites/default/files/research_and_innovation/research_by_area/documents/ec_rtd_covid19-gender-
equality_factsheet.pdf

(*)  https:/|ec.europa.eu/info/publications/gender-smart-financing-investing-and-women-opportunities-europe_en


https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-7263-2019-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14254-2019-INIT/de/pdf.
https://www.oecd.org/industry/the-missing-entrepreneurs-43c2f41c-en.htm
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/629185/IPOL_STU(2019)629185_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/629185/IPOL_STU(2019)629185_EN.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/research_and_innovation/research_by_area/documents/ec_rtd_covid19-gender-equality_factsheet.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/research_and_innovation/research_by_area/documents/ec_rtd_covid19-gender-equality_factsheet.pdf
https://ec.europa.eu/info/publications/gender-smart-financing-investing-and-women-opportunities-europe_en
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— unter Hinweis auf den am 16. Oktober 2020 veroffentlichten Gleichstellungsindex 2020 des Europdischen Instituts fuir
Gleichstellungsfragen (EIGE) (*°),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 12. November 2020 mit dem Titel ,Eine Union der Gleichheit:
Strategie fiir die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 2020-2025“ (COM(2020)0698),

— gestitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses fiir die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir regionale Entwicklung (A9-0154/2021),

A. in der Erwigung, dass der Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und Mannern ein Grundwert der EU ist, der in den
Vertragen und in der Charta verankert ist; in der Erwigung, dass die durchgingige Beriicksichtigung der
Geschlechtergleichstellung daher als bereichsiibergreifendes Prinzip in alle Aktivititen, Mafnahmen, Aktionen und
Programme der EU sowie in alle von der EU finanzierten Projekte und Strategien, einschlieflich der Kohisionspolitik,
einbezogen und auch umgesetzt werden sollte; in der Erwidgung, dass grofere Anstrengungen erforderlich sind, um
gegen die vielfiltigen Formen der Diskriminierung und Ungleichheit vorzugehen, mit denen Frauen konfrontiert sind; in
der Erwidgung, dass nach Artikel 7 der Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen (*) fiir den Zeitraum 2014-2020
die Gleichstellung von Mannern und Frauen und die Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts wihrend der gesamten
Vorbereitung und Umsetzung von Programmen auch in Bezug auf Begleitung, Berichterstattung und Bewertung
beriicksichtigt und gefordert werden miissen; in der Erwigung, dass Frauen und Minner, die im Kampf fir die
Gleichstellung an vorderster Front stehen, Engagement, Mut und Fithrungsstirke bei der Forderung der Chancen-
gleichheit in der ganzen Welt gezeigt haben, insbesondere dort, wo solche Ungleichheiten fortbestehen, Frauen verfolgt
werden und ihre Rechte allein deshalb verletzt werden, weil sie Frauen sind; in der Erwagung, dass wir als europiische
Biirger stolz darauf sein sollten, die Gleichheit der Rechte und Pflichten, Freiheiten und Chancen von Minnern und
Frauen erreicht zu haben, und in der Erwigung, dass Frauen heute einige der wichtigsten Institutionen leiten und einige
der wichtigsten politischen Amter in Europa innehaben; in der Erwigung, dass diese positiven Errungenschaften dazu
beitragen, Stereotype abzubauen und Vorbilder zu fordern;

B. in der Erwigung, dass mit der Kohisionspolitik die Disparititen zwischen den verschiedenen Regionen und der
Riickstand der am stirksten benachteiligten Regionen angegangen werden sollen, um ihre harmonische Gesamt-
entwicklung im Hinblick auf die Verwirklichung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts zu
fordern, von dem die Verwirklichung der Gleichstellung der Geschlechter ein wesentlicher Bestandteil ist; in der
Erwigung, dass sich die Kohisionspolitik als relevant erwiesen hat, indem sie erhebliche Fortschritte im Hinblick auf die
Gleichstellung der Biirger und das territoriale Gleichgewicht erzielt hat;

C. in der Erwidgung, dass die Kohisionspolitik ein wichtiges Instrument ist, nicht nur, um die Verwirklichung der
Gleichstellung der Biirger, die nachhaltige Entwicklung und den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt aktiv und
wirksam zu unterstiitzen, sondern auch um Ungleichheiten abzubauen, von denen Gruppen betroffen sind, die noch
immer unter Diskriminierung leiden, auch Diskriminierung aufgrund ihrer sexuellen Ausrichtung; in der Erwigung,
dass die Forderung der Gleichstellung der Geschlechter ein horizontales Ziel aller kohasionspolitischen Fonds ist; in der
Erwigung, dass die Strukturfonds eine sehr wichtige Ressource zur Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der Erzielung
von Fortschritten im Bereich der Geschlechtergleichstellung sind;

D. in der Erwdgung, dass die Verwirklichung der Gleichstellung der Geschlechter, der Gleichstellung von Mannern und
Frauen, Regionen oder Generationen unter anderem fiir den Abbau lokaler und regionaler, wirtschaftlicher und sozialer
Ungleichheiten sowie fir die Gewéhrleistung der langfristigen Wettbewerbsfahigkeit und einer gerechten, inklusiven und
nachhaltigen Entwicklung der EU, ihrer Mitgliedstaaten und ihrer Regionen von entscheidender Bedeutung ist; in der
Erwigung, dass es in den letzten Jahrzehnten Fortschritte im Bereich der Gleichstellung von Méannern und Frauen
gegeben hat und dass sich die Gleichstellung der Geschlechter in der EU in vielerlei Hinsicht durchweg verbessert hat; in
der Erwigung, dass die Unterreprisentation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt und die verfiigbaren Indikatoren nach
wie vor eine vertikale und horizontale Segmentierung auf dem Arbeitsmarkt sowie im soziookonomischen und
politischen Bereich zeigen; in der Erwdgung, dass der Vertrag von Rom bereits den Grundsatz des gleichen Entgelts fiir
gleiche Arbeit enthielt, sowie in der Erwédgung, dass die Kohasionspolitik dazu beitragen kann, die Voraussetzungen fiir
eine wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu schaffen, die auch der weiteren Verringerung dieser Kluft und der
Eingliederung von Frauen in den Arbeitsmarkt zutriglich sind; in der Erwigung, dass die wirksame Forderung der

(*9  https:|[eige.europa.eu/publications/gender-equality-index-2020-digitalisation-and-future-work

(*y  Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen iiber den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europiischen Sozialfonds, den Kohisionsfonds, den
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums und den Europdischen Meeres- und Fischereifonds
sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds und den Europiischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des
Rates (ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).
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Gleichstellung der Geschlechter nach Angaben des EIGE starke positive soziale und wirtschaftliche Auswirkungen haben
wiirde, darunter ein Anstieg des Pro-Kopf-BIP der EU, Millionen zusitzlicher Arbeitsplatze und ein Anstieg des BIP der
Mitgliedstaaten;

E. in der Erwidgung, dass der Europidische Rechnungshof derzeit die durchgingige Beriicksichtigung der Geschlechter-
gleichstellung im europdischen Haushalt evaluiert; in der Erwagung, dass dieser Priifbericht, der im ersten Quartal 2021
veroffentlicht werden soll, niitzliche Erkenntnisse dariiber liefern wird, wie die geschlechtsspezifische Dimension in den
kohasionspolitischen Maffnahmen im Rahmen des mehrjahrigen Finanzrahmens (MFR) 2021-2027 umgesetzt werden
kann;

F. in der Erwigung, dass wihrend des Programmplanungszeitraums 2014-2020 die wichtigsten kritischen Elemente in
Bezug auf die Forderung der Gleichstellung der Geschlechter durch die Kohisionspolitik unter anderem die Kluft
zwischen den formellen Erklirungen in den Partnerschaftsvereinbarungen und den operationellen Programmen
einerseits (in denen die Forderung der Grundsitze der Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung proklamiert wird)
und ihrer tatsichlichen Umsetzung sowie das eher schwache politische Engagement in diesem Bereich waren; in der
Erwigung, dass in den Partnerschaftsabkommen und operationellen Programmen erkldrt wird, dass die Grundsitze der
Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung eingehalten und gefordert werden; in der Erwégung, dass in Bezug auf die
Beteiligung von Frauen an allen Phasen des Zyklus der Kohisionspolitik, insbesondere bei der Entwicklung von
Programmen und Entscheidungsprozessen sowie bei der Umsetzung der ausgewdhlten Projekte, noch grofere
Anstrengungen erforderlich sind; in der Erwigung, dass im Programmplanungszeitraum 2014-2020 geschlechts-
spezifische Fragen hauptsichlich im Rahmen der operationellen Programme des Europdischen Sozialfonds (ESF)
angegangen wurden; in der Erwédgung, dass der Beitrag des Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE) zur
Forderung der Gleichstellung der Geschlechter im selben Zeitraum sehr begrenzt war;

G. in der Erwigung, dass nach Geschlechtern aufgeschliisselte Daten aus zuverldssigen und iiberpriiften Quellen sowie
geschlechtsspezifische Indikatoren von wesentlicher Bedeutung sind, damit bestimmte Sektoren oder Regionen von der
EU-Unterstiitzung in einer Weise profitieren konnen, die die Ungleichheiten vor Ort, mit denen sie konfrontiert sind,
wirksam bekdmpft, sodass der Entscheidungsprozess verbessert und der Erfolg direkter und indirekter kohdsions-
politischer Maffnahmen bewertet werden kann, die darauf abzielen, ungleiche oder ungerechte Situationen besser zu
ermitteln, bei denen gehandelt werden muss und wirksame politische Mafnahmen konzipiert werden miissen, um
gleiche Rechte und Freiheiten fiir alle Biirger zu gewahrleisten;

H. in der Erwidgung, dass es im Bereich der Gleichstellung der Geschlechter an politischer Kohdrenz mangelt; in der
Erwigung, dass es noch kein einheitliches System gibt, mit dem in den Organen der EU ein identisches Verstindnis und
eine identische Umsetzung der durchgingigen Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung moglich wire;

. in der Erwigung, dass die vollstindigen wirtschaftlichen, beschaftigungspolitischen und sozialen Folgen der Pandemie
noch nicht absehbar sind; in der Erwdgung, dass Vorstudien darauf hindeuten, dass die COVID-19-Pandemie die
bestehenden Ungleichheiten zwischen Mannern und Frauen noch verschirft hat, insbesondere im Hinblick auf eine
Zunahme unbezahlter Betreuungsarbeit und ein Ungleichgewicht zwischen Berufs- und Privatleben sowie hausliche
Gewalt, und unverhaltnismaflige Auswirkungen auf Maddchen und Frauen, insbesondere aus marginalisierten Gruppen,
hat; in der Erwédgung, dass dies auch darauf zuriickzufithren ist, dass Frauen haufig die Mehrheit in Bereichen bilden, die
von der Pandemie betroffen sind, wie Bildung und Gesundheit; in der Erwigung, dass die Kohdsionspolitik und
insbesondere der anstehende ESF Plus dem Rechnung tragen sollten;

J. in der Erwdgung, dass mit dem Aufbaufonds der EU Wirtschaftszweige unterstiitzt werden, die stark von der Krise
betroffen sind; in der Erwdgung, dass die Auswirkungen auf die europaische Gesellschaft insgesamt daher langfristig in
der Bildung, der Beschiftigungsfihigkeit und der Zukunft aller Biirger zu spiiren sein werden und dass die rasche
Reaktion der europdischen Organe und ihre Bereitschaft, die europdische Gesellschaft zu unterstiitzen, zu begriifSen ist;
in der Erwigung, dass sich die tibergeordneten Priorititen des Aufbaufonds der EU auf Bereiche konzentrieren, in denen
ein hoher Anteil an ménnlicher Beschiftigung zu verzeichnen ist, und daher potenziell die Gefahr besteht, dass die
Ungleichheiten zwischen Mannern und Frauen in der Beschiftigung weiter zunehmen;

K. in der Erwigung, dass Frauen und Minner nicht die gleichen Ressourcen, Bediirfnisse und Priferenzen haben; in der
Erwigung, dass in vielen Politikbereichen hiufig vor allem die mannliche Perspektive beriicksichtigt wird; in der
Erwigung, dass Frauen und Minner daher Dienstleistungen und Infrastrukturen oft unterschiedlich wahrnehmen und
ihre Prioritdten bei Grundversorgungsleistungen oft nicht die gleichen sind;

L. in der Erwdgung, dass kleine und mittlere Unternechmen das Riickgrat der regionalen Wirtschaft bilden; in der
Erwidgung, dass die Forderung der Gleichstellung, der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben, der integrativen
Einstellung und des gleichen Entgelts die Gleichstellung der Geschlechter in den KMU ermdglichen wird;

M. in der Erwigung, dass viele Investitionen Frauen und Minner unterschiedlich betreffen, weshalb es notwendig ist, bei
Investitionen eine Gleichstellungsperspektive anzuwenden;
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Die Rolle der Kohiisionspolitik bei der Forderung der Gleichstellung der Geschlechter zugunsten von soziodkonomischem
Wachstum und nachhaltiger Entwicklung

1. betont die Bedeutung der Kohisionspolitik fiir die Forderung der Gleichstellung von Menschen und Regionen,
einschlieflich der Gleichstellung der Geschlechter, und fir die Umsetzung der EU-Strategie fur die Gleichstellung der
Geschlechter, einschlieflich ihrer geschlechtsspezifischen Gesundheitspriorititen wie der sexuellen und reproduktiven
Gesundheit und der damit verbundenen Rechte; weist darauf hin, dass zur Verwirklichung aller damit verbundenen
politischen Ziele angemessene, ausreichende und nachhaltige Mittel erforderlich sind; empfiehlt den Mitgliedstaaten, bei der
Entwicklung und Genehmigung von Programmen Gleichstellungsmaffnahmen in Betracht zu ziehen;

2. vertritt die Auffassung, dass die Gleichstellung der Geschlechter nach wie vor hauptsichlich allgemein thematisiert
wird und auf die unter den Europiischen Sozialfonds (ESF) fallenden Politikbereiche sowie auf die Phasen der
Kontextanalyse und der Programmplanung beschrinkt ist, wobei sie eigentlich in den Phasen der Umsetzung, Uberwachung
und Evaluierung auf regelmifSiger Basis stirker beriicksichtigt werden miisste; weist darauf hin, dass in jeder
Programmplanungsphase die vorrangigen Bereiche ermittelt werden missen, die zur Gleichstellung der Geschlechter
und zur nachhaltigen Entwicklung beitragen;

3. ist der festen Uberzeugung, dass die EU-Vorschriften klar und deutlich formuliert werden sollten, um ihre Anwendung
zum Wohle der Biirger zu erleichtern, auch im Hinblick auf die Gleichstellung der Geschlechter und die Gleichstellung von
Minnern und Frauen; betont, dass der Mangel an geeigneten Ressourcen eine der Hauptursachen fiir Diskriminierung ist;

4. betont, dass ein starkes politisches Engagement fiir den Schutz der rechtlichen Gleichstellung der Geschlechter in der
gesamten Bevolkerung sowie fur ein faires, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum und eine entsprechende
territoriale Entwicklung notwendig ist; weist darauf hin, dass es fiir die Verwirklichung der Gleichstellung der Geschlechter
von wesentlicher Bedeutung ist, fiir eine gute Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben zu sorgen, wodurch der Druck auf
Frauen wihrend des Urlaubs aus familidren Griinden verringert wird; betont daher, dass die EU eine stirkere Strategie zur
Vereinbarkeit von Beruf und Familie braucht, um die Gleichstellung der Geschlechter zu fordern;

5. hebt hervor, dass ein koordinierter Regulierungsrahmen fiir die Gleichstellung der Geschlechter, nationale Leitlinien
und technische Unterstiitzung fiir die Uberwachung geschlechtsspezifischer Auswirkungen, die in den Amtssprachen der
EU verfiigbar sind, sowie eine stirkere Kontrolle auf EU-Ebene nach Einfithrung von Programmen wichtig sind; fordert
iberdies, dass die Verbindung zu den nationalen Plinen, die sich aus dem Aufbauplan ergeben, bei der Festlegung der Ziele
dieser Programme hinsichtlich der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung berticksichtigt wird;

6.  betont die Notwendigkeit einer Strategie zur Gleichstellung der Geschlechter mit klaren Zielen und Vorgaben auf
nationaler und regionaler Ebene sowie von Programmen zur Sensibilisierung fur die Vorteile der Forderung der
Gleichstellung der Geschlechter und der Chancengleichheit von Frauen und Ménnern fir soziodkonomisches Wachstum
und nachhaltige Entwicklung auf nationaler und regionaler Ebene;

7. halt es fur notwendig, die Kompetenzen der Verwaltungsbehorden und der Durchfithrungspartner zu verbessern und
deren Fortbildung und Kapazititenaufbau im Hinblick auf die geschlechtsspezifische Dimension der Strukturfonds
weiterzuentwickeln sowie dem Bedarf an koordinierten Uberwachungsstrategien, einer einheitlichen Methodik und
Bewertungssystemen im Hinblick auf die Verwaltung und Aufschliisselung niitzlicher Daten zur Ermittlung moglicher
Ungleichheiten zwischen den Biirgern zu entsprechen; betont, wie wichtig es ist, die Fortbildungsergebnisse zu evaluieren,
um ihre Wirksamkeit bei der Verbesserung der Umsetzung der durchgidngigen Beriicksichtigung der Geschlechtergleichs-
tellung zu beurteilen;

8. erachtet es als wichtig, das Partnerschaftsprinzip bei der nationalen Programmplanung im Rahmen der
Kohisionspolitik zu beachten; fordert die Mitgliedstaaten auf, sich im Rahmen des Partnerschaftsprinzips bereichsiiber-
greifend und bei der Ausarbeitung des Partnerschaftsabkommens eng mit den lokalen und regionalen Gebietskorper-
schaften, den Sozial- und Wirtschaftspartnern, der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft abzustimmen, um den
Herausforderungen im Zusammenhang mit wirksamer Gleichstellungspolitik auf lokaler und regionaler Ebene Rechnung
zu tragen, und fordert die Mitgliedstaaten auf, Kampagnen zur Forderung der Gleichstellungspolitik durchzufiihren,
insbesondere in den Bereichen Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben, Beseitigung von Geschlechterstereotypen bei der
Berufswahl und Verbesserung der wirtschaftlichen Unabhingigkeit von Frauen;

9. ist der Ansicht, dass den Programmbeteiligten und Uberwachungsausschiissen klarere Indikatoren fiir die Effizienz
und Wirksamkeit der Programme an die Hand gegeben werden miissen, wenn es um die Umsetzung einer
Geschlechterperspektive in konkreten Projekten geht, insbesondere bei EFRE-Interventionen; ist der Ansicht, dass die
Leitlinien, Fortbildungsmafnahmen und konkreten Beispiele fiir bewdhrte Verfahren, die sich mit diesem Thema befassen,
nach wie vor begrenzt sind; unterstreicht in diesem Zusammenhang das Potenzial des EFRE/Kohisionsfonds zur
Uberwindung der Kluft, mit der Frauen immer noch konfrontiert sind, insbesondere in Bezug auf weibliches
Unternehmertum und den digitalen Sektor, da Frauen nur 34,4 % der Selbststindigen und 30 % der Start-up-Unternehmer
in der Europdischen Union ausmachen; fordert den Rat nachdriicklich auf, eine Einigung iiber den Vorschlag fiir eine
Richtlinie zur Gewihrleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Minnern unter den nicht geschifts-
fihrenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern borsennotierter Gesellschaften und iiber damit zusammenhingende
Maflnahmen (Richtlinie iiber Frauen in Aufsichtsriten) zu erzielen, da er ein sehr wichtiges Instrument ist, um eine
ausgewogenere Vertretung von Frauen und Mannern in wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen auf hochster Ebene zu
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erreichen; fordert, dass ein Teil der Mittel der Kohasionspolitik fur die Unterstiitzung von Frauen in Armut,
armutsgefahrdeten Frauen, alleinerziehenden Miittern, Frauen mit Behinderungen und Frauen, die Opfer von Gewalt
geworden sind, verwendet wird; fordert die Mitgliedstaaten und ihre jeweiligen Behorden auf, solche Programme
bereitzustellen;

10.  weist mit Nachdruck darauf hin, dass wihrend der Vorbereitung, Durchfithrung, Uberwachung und Evaluierung aller
im Rahmen der Kohisionspolitik durchgefiihrten Programme die Gleichstellung der Geschlechter sowie Chancengleichheit
fur alle ohne Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung,
Behinderung, Alter oder sexueller Ausrichtung sichergestellt werden sollten, auch durch positive Mafinahmen, falls notig
und zutreffend; betont, dass bei den Mafnahmen zur Uberwindung der Kluft zwischen den Geschlechtern im Rahmen der
Kohisionspolitik auch ein bereichsiibergreifender Ansatz verfolgt werden sollte; ist der Ansicht, dass bei der
Zusammensetzung von Expertengruppen in den verschiedenen Phasen des Politikzyklus eine ausgewogene Vertretung
von Frauen und Minnern sichergestellt sein sollte;

11.  fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und ihre jeweiligen Behorden auf, bei Entscheidungen iiber
Forderprogramme oder -regionen den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit zu befolgen, einschlieSlich des Grundsatzes der
Nichtdiskriminierung und der Achtung der Grundrechte, und im Falle von Verstoffen gegen diese Grundsitze
Uberwachung, Untersuchung und angemessene Mafnahmen folgen zu lassen, wobei stets Sorge fiir den Schutz der
Endbegiinstigten zu tragen ist; ist der Ansicht, dass die Begiinstigten der Kohasionspolitik keine diskriminierende Politik
betreiben sollten, insbesondere nicht gegeniiber den Gruppen, die nach wie vor unter Diskriminierung leiden, wie z. B. die
LGBTI-Gemeinschaft; bestirkt die Ablehnung von Antrigen potenzieller Begiinstigter, einschlielich regionaler oder lokaler
Behorden, die diskriminierende Maffnahmen gegen Mitglieder der LGBTI-Gemeinschaft ergriffen haben, etwa im Rahmen
der Erklarung von ,LGBTI-freien Zonen®;

12, weist darauf hin, dass die Synergien zwischen Kohisionsfonds, Aufbaufonds und anderen bestehenden Programmen
verbessert werden miissen, wie z. B. Programmen mit dem Ziel, die Arbeitsbedingungen fiir Frauen zu verbessern — u. a.
durch die Bekdmpfung des geschlechtsspezifischen Lohngefilles und der prekiren Beschiftigung, Investitionen in
Pflegeeinrichtungen, die Bekimpfung und Verhinderung geschlechtsspezifischer Gewalt und die Sicherstellung des Zugangs
zu Diensten im Rahmen der sexuellen und reproduktiven Gesundheit;

13.  nimmt die Belastung, der Frauen als hauptsichliche Betreuungspersonen im beruflichen wie im privaten Umfeld
ausgesetzt sind, sowie ihren Wert fiir das Gemeinwesen, insbesondere wahrend der COVID-19-Krise, zur Kenntnis; nimmt
zur Kenntnis, dass 80 % der geleisteten Betreuungs- und Pflegetitigkeiten in der EU von oft unbezahlten informellen
Pflegekriften geleistet werden, von denen 75 % Frauen sind; weist daher auf die zentrale Rolle hin, die der Kohdsionspolitik
dabei zukommt, angemessene Investitionen in Betreuungsdienste sicherzustellen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die im
Rahmen der Kohisionspolitik fiir die Bereitstellung von Pflegeleistungen verfiigbaren Mittel vorrangig zu verwenden, um
nicht nur die zunehmende Nachfrage nach Betreuungsinfrastrukturen zu decken, sondern auch die geschlechtsspezifischen
Unterschiede in der Beschiftigung, die daraus resultierenden Lohn- und Rentenunterschiede und die Segregation des
Arbeitsmarktes wirksam zu bekdmpfen und infolgedessen die Arbeitsbedingungen zu verbessern und gleichen Lohn fiir
gleiche Arbeit zu gewihrleisten, die informelle Beschiftigung und die Prekaritit zu bekdmpfen und neue hochwertige
Arbeitsplitze in diesem Sektor zu schaffen sowie einen Ubergang zu einer besseren, fiir alle zuginglichen Pflegewirtschaft
zu fordern; fordert die Kommission daher auf, einen Betreuungs- und Pflegedeal fiir Europa vorzuschlagen, mit dem ein
solcher Ubergang unterstiitzt werden soll; betont dariiber hinaus, dass in den soziodkonomischen Schutz von Frauen
investiert werden muss, da sie zumeist die Verantwortung fiir unbezahlte Pflege- und Betreuungsarbeit iibernehmen und oft
nur einen sehr geringen Sozialschutz haben;

14.  betont, dass es immer noch eine gravierende digitale Kluft gibt, die es zu uberwinden gilt, und dass mehr in
Digitalisierung, digitale Innovation und digitale Konnektivitit investiert werden muss; betont, dass die Kohasionspolitik den
gleichberechtigten Zugang von Frauen und Ménnern zu Bildung und Beschiftigung férdern, positive Mainahmen ergreifen
muss, um die digitale Kluft zwischen den Geschlechtern zu tiberwinden und den gerechten, 6kologischen und digitalen
Wandel zu fordern und gleichzeitig die Arbeitnehmer zu schiitzen, die von diesen Ubergingen betroffen sein werden,
beispielsweise durch die Erhohung des Anteils weiblicher Absolventen in MINT-Fachern und ihre Beteiligung in Sektoren,
die fur den okologischen Wandel von entscheidender Bedeutung sind, wie dem Energiesektor; erkennt an, dass Innovation
ein wesentlicher Faktor fir nachhaltige Entwicklung und griine Arbeitsplitze in der EU ist und dass jede Region durch
maflgeschneiderte Strategien in die Lage versetzt werden kann, ihre eigenen Wettbewerbsvorteile zu erkennen und
auszubauen;

15.  hebt die zentrale Rolle der Kohasionspolitik fiir Investitionen in hochwertige offentliche Dienstleistungen — unter
anderem im Gesundheitswesen — und soziale Infrastruktur hervor, sowohl im Hinblick auf die Bekdmpfung diverser
Ungleichheiten, insbesondere Ungleichheit zwischen den Geschlechtern, als auch auf die Schaffung einer widerstands-
fahigen Gesellschaft und die Bewaltigung wirtschaftlicher, sozialer und gesundheitlicher Krisen; weist darauf hin, dass die
Kohisionspolitik auf eine harmonische Entwicklung der Regionen im Rahmen des Ziels der sozialen und wirtschaftlichen
Konvergenz abzielt und damit zum Wohlergehen der Biirger beitrdgt; vertritt daher die Auffassung, dass bei der
Kohisionspolitik besonderes Augenmerk auf Frauen gerichtet werden sollte, die in vom industriellen Wandel betroffenen
Gebieten und Gebieten mit schweren und dauerhaften natiirlichen oder demografischen Nachteilen — wie zum Beispiel
Gebiete in duflerster Randlage, Regionen mit sehr geringer Bevolkerungsdichte sowie Insel-, Grenz- und Bergregionen —
leben; weist mit Nachdruck darauf hin, dass die wirksame Umsetzung von Gleichstellungsmaffnahmen dazu beitragt,
Entvolkerungstendenzen in Konvergenzregionen, die fiir dieses Phanomen anfillig sind, umzukehren;
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16.  weist darauf hin, dass die von den lokalen und regionalen Regierungen im Einklang mit der Agenda 2030 in Angriff
genommenen Strategien fiir eine nachhaltige integrierte stidtische und territoriale Entwicklung die Moglichkeit bieten,
sicherzustellen, dass alle Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung, einschlieflich des Ziels Nr. 5 fiir nachhaltige
Entwicklung, bei der Gestaltung von Maffnahmen auf lokaler und regionaler Ebene beriicksichtigt werden; betont die Rolle
der Stddte und Regionen, die sich lange Zeit an vorderster Front fir die Geschlechtergleichstellung eingesetzt haben, sowie
der europiischen Stadtentwicklungsinitiativen, wie z. B. der Leipzig-Charta; ist der Auffassung, dass die Kohdsionspolitik
zum Abbau der weit verbreiteten Ungleichheiten in den Stddten beitragen sollte, indem sie eine verstdrkte Teilhabe von
Frauen an der Strategieplanung im Bereich der Regional- und Stadtentwicklung fordert, sodass Stidte und Gemeinden
geschlechtergerecht gestaltet und allen Biirgerinnen und Biirgern gerecht werden; betont, dass eine geschlechtersensible
Stadtplanung einen gerechteren und gleichberechtigteren Zugang zu stadtischen Giitern sicherstellen kann; betont ferner,
dass den Regionen und lokalen Regierungen eine Schliisselrolle bei der Forderung der sozialen Eingliederung zukommt und
dass eine geschlechtersensible Raumplanung dazu beitragen kann, diesen Prozess voranzubringen;

Gleichstellung der Geschlechter in der Kohdsionspolitik nach 2020

17.  fordert ein starkes politisches Bekenntnis zur Gleichstellung der Geschlechter auf EU-, nationaler und regionaler
Ebene, um die Aufmerksamkeit der nationalen, regionalen und lokalen Akteure fiir die Gleichstellung der Geschlechter und
fur Gleichstellungsaspekte sowohl unter dem Gesichtspunkt der Menschenrechte als auch als entscheidender Faktor fur die
soziookonomische Entwicklung zu erhohen und weiteres Engagement in diesem Bereich zu fordern;

18.  fordert, dass in allen Programmen fur die Zeit nach 2020 klare und konkrete Zielvorgaben und Anforderungen zu
Gleichstellungszielen und zu mehr Chancen und Gleichstellung von Mannern und Frauen eingefithrt werden, wobei alle
entsprechenden Tatigkeiten mit spezifischen und interdisziplindren Mafnahmen verkniipft werden miissen;

19.  unterstiitzt nachdriicklich die Ex-ante-Anforderung, eine nationale Gleichstellungsstrategie mit klaren Zielen und
Vorgaben zur Unterstiitzung der kohasionspolitischen Mafinahmen zu entwickeln, um ihre Wirksamkeit und ihren
Mehrwert in Bezug auf die Gleichstellung der Geschlechter zu verbessern; fordert die Mitgliedstaaten auf, eine solche
Strategie durchzusetzen, gegebenenfalls auch durch gezielte Mafnahmen, Verpflichtungen und verbindliche Leitlinien;

20.  fordert die Mitgliedstaaten auf, die Mittel der Kohdsionspolitik zu nutzen, um regionale wirtschaftliche und soziale
Ungleichheiten zu verringern, wobei besonderes Augenmerk gelegt werden sollte auf die Bekdmpfung der Feminisierung der
Armut, die Arbeitslosigkeit bei Frauen und ihren Ausschluss von zahlreichen wirtschaftlichen Chancen, die Verhiitung und
Bekdmpfung jeglicher Form von geschlechtsspezifischer Gewalt und Diskriminierung, die Forderung und fortgesetzte
Starkung der Rolle der Frau durch einen besseren Zugang zum und die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt und die
Umsetzung von Priorititen im Bereich Gesundheit, wie sie in der EU-Strategie fiir die Gleichstellung der Geschlechter fiir
den Zeitraum 2020-2025 festgelegt sind, insbesondere die sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene
Rechte als grundlegendes Menschenrecht und wesentlicher Bestandteil des Wohlbefindens der Menschen, sowie die
Forderung der Gleichstellung der Geschlechter; fordert ferner, dass die Synergien zwischen Kohidsionsfonds, Aufbaufonds
und anderen bestehenden Programmen verbessert werden, um die Arbeitsbedingungen fiir Frauen zu verbessern — unter
anderem durch die Beseitigung des geschlechtsspezifischen Lohngefilles, unsicherer Beschiftigungsverhéltnisse und
informeller Arbeit —, in Betreuungseinrichtungen zu investieren, geschlechtsspezifische Gewalt zu bekdmpfen und zu
verhiiten und den Zugang zu Diensten im Rahmen der sexuellen und reproduktiven Gesundheit sicherzustellen;

21.  betont, dass Partnerschaften mit Gleichstellungsgremien wichtig sind, und befiirwortet ausdriicklich deren
Einbeziehung in alle Programmplanungsphasen, um eine bessere Abstimmung zwischen den durchgefithrten Mafinahmen
und den Bediirfnissen von Frauen und Ménnern durch die Konsolidierung des institutionellen Rahmens und die Stirkung
der Koordinierungs- und Unterstiitzungsgremien fir Gleichstellung in allen Politikbereichen sicherzustellen;

22.  fordert die Einfithrung einer geschlechterdifferenzierten Ex-ante- und Ex-post-Folgenabschitzung als Teil der
Bewertungen der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der Forderung der Gleichstellung der Geschlechter bei der
Verwendung der Mittel und der Frage, ob die Gleichstellungsziele tatsichlich eingehalten werden; fordert die Kommission
und die Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass bei der Halbzeitiiberpriifung der Kohisionspolitik fiir die Zeit nach 2020
eine Bewertung der Verwendung der Mittel vorgenommen wird, um deren Wirksamkeit, Effizienz, Auswirkungen und
gegebenenfalls Inklusivitdt und Nichtdiskriminierung, auch aus der Geschlechterperspektive, zu beurteilen;

23.  weist darauf hin, dass die Fonds auf der Grundlage von Informationen bewertet werden miissen, die im Rahmen
spezifischer Uberwachungsanforderungen gesammelt wurden; betont, dass messbare Indikatoren gegebenenfalls auch eine
Uberwachung der Unterstiitzung der Geschlechtergleichstellung ermoglichen sollten;

24, begriiflt, dass die Gleichstellung der Geschlechter und das Gender Mainstreaming als eine der horizontalen
Priorititen des neuen MFR und als horizontaler Grundsatz in die neue Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen
aufgenommen wurden; weist darauf hin, dass die Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung die
Anwendung des Gender Mainstreaming auf allen Ebenen des Haushaltsverfahrens ist; betont, dass die Uberwachung der
Programme nicht nur darauf abzielen sollte, die entsprechenden Ausgaben in allen Haushaltslinien zu erfassen, sondern,
was noch wichtiger ist, die Leistung des EU-Haushalts im Hinblick auf die Verbesserung der Gleichstellung der Geschlechter
zu bewerten; betont, dass jede geschlechterdifferenzierte Folgenabschitzung in den Amtssprachen der EU verfiigbar sein
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sollte; empfichlt, dabei Kriterien heranzuziehen, die nicht nur das nationale Medianeinkommen und das jihrliche
Medianbruttoeinkommen in Kaufkraftparitdt bewerten, sondern auch nicht-6konomische Indikatoren, wie z. B. solche, die
das subjektive Wohlbefinden, die Beseitigung geschlechtsspezifischer Gewalt, das Engagement der Biirger, die Vereinbarkeit
von Berufs- und Privatleben und soziale Kontakte messen; betont, dass die Bewertung der Ergebnisse nur maoglich ist, wenn
nach Geschlecht aufgeschliisselte Daten zur Verfugung stehen;

25.  hebt das in einigen Mitgliedstaaten bestehende geschlechtsspezifische Datengefille im Bereich der Kohésionspolitik
und der Stadtplanung hervor und fordert die Mitgliedstaaten auf, Datenerhebungsmethoden einzufiihren, die geschlechts-
spezifisch aufgeschliisselte Daten umfassen, damit die Unterschiede zwischen den Geschlechtern angemessen analysiert
werden konnen; betont, dass die Kommission, um eine durchgingige Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts zu
erreichen, eine geschlechterdifferenzierte Folgenabschitzung fur alle Maflnahmen und Legislativvorschldge im Bereich der
Kohisionspolitik vornehmen, geschlechtsspezifische Indikatoren festlegen, nach Geschlecht aufgeschliisselte Daten erfassen
und geschlechtsspezifische Evaluierungen durchfithren sollte;

26.  fordert alle Organe auf, Leitlinien anzubieten und regelmafig praktische Schulungen auf allen Verwaltungsebenen
durchzufthren, um konkrete Beispicle fiir bewahrte Verfahren im Bereich der durchgingigen Beriicksichtigung der
Geschlechtergleichstellung, der Integration und der soliden Haushaltsfithrung zu verbreiten und zu verankern; betont
auflerdem, dass die Kriterien fiir die durchgingige Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung in der Phase der
Projektauswahl durch eine hohere Punktevergabe und Anforderungen fir praktischere Maffnahmen gestirkt werden sollten;
begriifft die Rolle des Europiischen Instituts fiir Gleichstellungsfragen (EIGE) bei der Forderung der Gleichstellung der
Geschlechter und bei der Bekdmpfung der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts; hebt dessen positiven Beitrag zur
durchgingigen Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung, auch im Bereich der Kohisionspolitik, hervor; fordert eine
angemessene Finanzierung des EIGE und empfiehlt, die bestehenden, vom EIGE entwickelten Instrumente wie sein
Instrumentarium fur die Beriicksichtigung des Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung in allen Phasen der
Bewertung, Umsetzung und Uberwachung der europiischen Struktur- und Investitionsfonds zu nutzen;

27.  hebt die Tatsache hervor, dass zahllose Frauen mit den Herausforderungen der COVID-19-Pandemie konfrontiert
sind, was zu einem sprunghaften Anstieg der Meldungen von hduslicher Gewalt gefithrt hat; fordert den Rat auf, die
Ratifizierung des Ubereinkommens von Istanbul zur Verhiitung und Bekimpfung von Gewalt gegen Frauen und hiuslicher
Gewalt durch die EU dringend abzuschliefen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Mittel aus der
Kohisionspolitik bereitzustellen und Programme durchzufithren, die darauf abzielen, Gewalt gegen Frauen zu verhindern
und zu bekdmpfen und den Opfern von Gewalt zu helfen; betont die Unterschiede bei der Quantitit und Qualitdt der
Dienstleistungen fiir Frauen und Kinder, die unter geschlechtsspezifischer Gewalt leiden, und die Rolle der Kohdsionspolitik
beim Abbau solcher Ungleichheiten; betont, dass die lokalen Gebietskorperschaften regionale Arbeitgeber und
nichtstaatliche Organisationen in ihre Arbeit einbeziehen miissen;

28.  fordert die Kommission auf, in ihre Mitteilung zur Einfihrung der neuen Kohisionspolitik 2021-2027 die
notwendigen Empfehlungen zur Forderung der geschlechtsspezifischen Dimension sowie geschlechtsspezifische Fragen
aufzunehmen;

(0] (]

29.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission zu tibermitteln.



8.2.2022 Amtsblatt der Europdischen Union C 67/25

Mittwoch, 9. Juni 2021

P9_TA(2021)0277
EU-Biodiversititsstrategie fiir 2030: Mehr Raum fiir die Natur in unserem Leben

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 9. Juni 2021 zu dem Thema ,EU-Biodiversititsstrategie fiir
2030: Mehr Raum fiir die Natur in unserem Leben“ (2020/2273(INI))

(2022/C 67/03)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 mit dem Titel ,EU-Biodiversititsstrategie fiir
2030 — Mehr Raum fiir die Natur in unserem Leben® (COM(2020)0380),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem Titel ,Der europdische Griine Deal*
(COM(2019)0640) und die EntschlieRung des Europiischen Parlaments vom 15. Januar 2020 zu demselben Thema ('),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 mit dem Titel ,Vom Hof auf den Tisch® — eine
Strategie fiir ein faires, gesundes und umweltfreundliches Lebensmittelsystem* (COM(2020)0381),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 26. Februar 2016 zum Aktionsplan der EU zur Bekimpfung des
illegalen Artenhandels (COM(2016)0087),

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission vom 2. Oktober 2015 iiber die Halbzeitbewertung der
EU-Biodiversititsstrategie bis 2020 (COM(2015)0478),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 23. Juli 2019 iiber die Intensivierung der EU-Mafinahmen zum
Schutz und zur Wiederherstellung der Walder in der Welt (COM(2019)0352) und die Entschliefung vom 16. September
2020 zur Rolle der EU beim Schutz und der Wiederherstellung der Wiilder in der Welt (),

— unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 1386/2013/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. November
2013 dber ein allgemeines Umweltaktionsprogramm der Union fur die Zeit bis 2020 ,Gut leben innerhalb der
Belastbarkeitsgrenzen unseres Planeten” () und auf den Vorschlag fiir einen Beschluss des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 14. Oktober 2020 iiber einen allgemeinen Umweltaktionsplan der Union fiir die Zeit bis 2030
(COM(2020)0652),

— unter Hinweis auf die Richtlinie 2008/56/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 zur
Schaffung eines Ordnungsrahmens fiir Manahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrate-
gie-Rahmenrichtlinie) (4),

— unter Hinweis auf den ,Global Assessment Report on Biodiversity and Ecosystem Services* (Globaler Sachstandsbericht
tiber die biologische Vielfalt und Okosystemleistungen) des Weltbiodiversitétsrates (IPBES) vom 31. Mai 2019 iiber
Biodiversitit und Okosystemleistungen,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die biologische Vielfalt und die bevorstehende
15. Sitzung der Konferenz der Vertragsparteien (COP15),

— unter Hinweis auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen fir nachhaltige Entwicklung und die Ziele der Vereinten
Nationen fir nachhaltige Entwicklung,

— unter Hinweis auf den ,Global Biodiversity Outlook 5“ (Weltbiodiversititsbericht 5) des VN-Sekretariats des
Ubereinkommens tiber die biologische Vielfalt vom 15. September 2020,

Angenommene Texte, P9_TA(2020)0005.
Angenommene Texte, P9_TA(2020)0212.
ABIL. L 354 vom 28.12.2013, S. 171.
ABL L 164 vom 25.6.2008, S. 19.

S

T T
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— unter Hinweis auf die Berichte des Weltklimarats (IPCC), insbesondere auf den Sonderbericht iiber den Ozean und die
Kryosphire in einem sich wandelnden Klima vom 24. September 2019, den Sonderbericht tiber Klimawandel und
Landsysteme vom 8. August 2019 und den Sonderbericht iiber 1,5 °C globale Erwarmung (SR15) vom 8. Oktober
2018,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen iiber den internationalen Handel mit gefihrdeten Arten freilebender Tiere und
Pflanzen (CITES),

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen zur Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierarten,
— unter Hinweis auf die Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt und der Kiistengebiete des Mittelmeers
(Ubereinkommen von Barcelona), das Ubereinkommen zum Schutz des Schwarzen Meeres vor Verschmutzung, das
Helsinki-Ubereinkommen iiber den Schutz der Meeresumwelt des Ostseegebiets und das Ubereinkommen zum Schutz
der Meeresumwelt des Nordostatlantiks (OSPAR-Ubereinkommen),

— unter Hinweis auf den Bericht vom 24. Januar 2018 und den Bericht vom 15. Juli 2020 des Sonderberichterstatters der
Vereinten Nationen tiber die Frage der Menschenrechtsverpflichtungen im Zusammenhang mit einer sicheren, sauberen,
gesunden und nachhaltigen Umwelt,

— unter Hinweis auf die ,Leaders’ Pledge for Nature (Zusage der Staats- und Regierungschefs zur Erhaltung der Natur im
September 2020) mit dem Titel ,,United to Reverse Biodiversity Loss by 2030 for Sustainable Development® (Vereint den
Verlust an biologischer Vielfalt bis 2030 fur eine nachhaltige Entwicklung umkehren) vom 28. September 2020,

— unter Hinweis auf den Bericht der Europiischen Umweltagentur (EUA) vom 4. Dezember 2019 mit dem Titel ,European
environment — state and outlook 2020“ (,Die Umwelt in Europa — Zustand und Ausblick 2020: Wissen fiir den
Ubergang zu einem nachhaltigen Europa®),

— unter Hinweis auf den Bericht der EUA vom 19. Oktober 2020 mit dem Titel ,State of Nature in the EU — Results from
reporting under the nature directives 2013-2018* (Zustand der Natur in der EU — Ergebnisse der Berichterstattung im
Rahmen der Naturschutzrichtlinien fiir den Zeitraum 2013-2018),

— unter Hinweis auf den ,,Global Resources Outlook 2019“ (Weltressourcenbericht 2019) des Internationalen Ausschusses
fir Ressourcenbewirtschaftung des Umweltprogramms der Vereinten Nationen,

— unter Hinweis auf den IPBES-Workshop-Bericht iiber Biodiversitit und Pandemien vom 29. Oktober 2020,

— unter Hinweis auf den Bericht 2020 der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO)
iiber den weltweiten Zustand der Fischerei und der Aquakultur,

— unter Hinweis auf den am 13. Oktober 2020 veroffentlichten Bericht der Gemeinsamen Forschungsstelle aus der Reihe
,Science for policy* mit dem Titel ,Mapping and Assessment of Ecosystems and their Services: An EU ecosystem
assessment* (Kartierung und Bewertung der Okosysteme und ihrer Leistungen: Eine EU-Okosystembewertung),

— unter Hinweis auf den Sonderbericht des Europdischen Rechnungshofs (EuGH) vom 5. Februar 2020 mit dem Titel
,Nachhaltige Nutzung von Pflanzenschutzmitteln: begrenzter Fortschritt bei der Messung und Verringerung von
Risiken“ sowie den Sonderbericht vom 5. Juni 2020 mit dem Titel ,Biodiversitit landwirtschaftlicher Nutzfliachen: Der
Beitrag der GAP hat den Riickgang nicht gestoppt®, den Sonderbericht vom 9. Juli 2020 mit dem Titel ,Schutz wilder
Bestduber in der EU — Initiativen der Kommission haben keine Friichte getragen“ und den Sonderbericht vom
26. November 2020 mit dem Titel ,Meeresumwelt: EU-Schutz ist weit gefasst, aber nicht tiefgreifend®,

— unter Hinweis auf das Briefing der Europiischen Umweltagentur (EUA) vom 6. Oktober 2020 mit dem Titel
,Management effectiveness in the EU’s Natura 2000 network of protected areas (Wirksamkeit der Bewirtschaftung der
Schutzgebiete des Natura-2020-Netzes der EU),

— unter Hinweis auf das Briefing der Europidischen Umweltagentur und vom 11. Januar 2021 mit dem Titel ,Growth
without economic growth* (Wachstum ohne Wirtschaftswachstum),

— unter Hinweis auf die Ergebnisse der Ad-hoc-Sachverstindigengruppe des Ubereinkommens iiber die biologische
Vielfalt vom 15. April 2020 zur Risiko-Bewertung,
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— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 16. Januar 2020 zur 15. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien
(COP15) des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt (°),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 28. November 2019 zum Umwelt- und Klimanotstand (°),

— unter Hinweis auf seine Entschlieffung vom 14. Marz 2019 zum strategischen Jahresbericht tiber die Umsetzung und
Verwirklichung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung (’),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 22. Oktober 2020 mit Empfehlungen an die Kommission fiir einen
EU-Rechtsrahmen zur Eindimmung und Umkehrung der von der EU verursachten weltweiten Entwaldung (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 15. November 2017 zu einem Aktionsplan fiir Menschen, Natur und
Wirtschaft (%),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 6. Juli 2016 zu Japans Entscheidung, den Walfang in der Fangsaison
2015/2016 wiederaufzunehmen (%), und auf seine Entschliefung vom 12. September 2017 zum Walfang in
Norwegen ('),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 10. Juli 2020 zu der Nachhaltigkeitsstrategie fiir Chemikalien (2),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 9. September 2020 zu dem Europiischen Jahr fiir griinere Stadte 2022 (%),
— gestitzt auf Artikel 191 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV),

— unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europdischen Union (im Folgenden ,die Charta®),

— gestitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses fiir internationalen Handel, des Ausschusses fiir Landwirtschaft
und landliche Entwicklung, des Ausschusses fur auswirtige Angelegenheiten und des Fischereiausschusses,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Umweltfragen, offentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit
(A9-0179/2021),

A. in der Erwidgung, dass das Europiische Parlament den Klima- und Umweltnotstand ausgerufen und sich verpflichtet
hat, dringend die erforderlichen konkreten Mafnahmen zu ergreifen, um diese Bedrohung zu bekdmpfen und
einzuddmmen, bevor es zu spit ist ('); in der Erwdgung, dass der Verlust an biologischer Vielfalt und der Klimawandel
sich gegenseitig verstirken (**) und gleichwertige Bedrohungen fiir das Leben auf unserem Planeten darstellen und als
solche dringend gemeinsam bekdmpft werden sollten;

B.  in der Erwigung, dass sich der Zustand der Natur in einem in der Geschichte der Menschheit noch nie dagewesenen
Tempo und Umfang verschlechtert; in der Erwagung, dass weltweit eine Million Arten vom Aussterben bedroht ist (*°);
in der Erwdgung, dass sich gemaf8 den Naturschutzrichtlinien der EU nur 23 % der Arten und 16 % der Lebensrdume
in einem giinstigen Erhaltungszustand befinden (V');

C.  in der Erwigung, dass die EU-Biodiversititsstrategie fiir 2030 und das bevorstehende internationale Ubereinkommen
im Rahmen des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt darauf abzielen, den EU-Rahmen und den globalen
Rahmen fur die biologische Vielfalt bis 2030 festzulegen;

) Angenommene Texte, P9_TA(2020)0015.
) Angenommene Texte, P9_TA(2019)0078.
’) ABIL. C 23 vom 21.1.2021, S. 130.

) Angenommene Texte, P9_TA(2020)0285.

) ABIL. C 356 vom 4.10.2018, S. 38.

%  ABL C 101 vom 16.3.2018, S. 123.

) ABL C 337 vom 20.9.2018, S. 30.
12)  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0201.

) Angenommene Texte, P9_TA(2020)0241.

) Angenommene Texte, P9_TA(2019)0078.

) Karlsruher Institut fir Technologie, ,Climate change exacerbates biodiversity loss: Post-2020 biodiversity targets will have to
consider global warming” (Klimawandel verstirkt den Biodiversititsverlust: Die globale Erwarmung muss in den Biodiversititszielen
nach 2020 beriicksichtigt werden), ScienceDaily, Rockville, 2020.

(") Summary for policymakers of the IPBES global assessment report on biodiversity and ecosystem services (an politische
Entscheidungstrager gerichtete Zusammenfassung des globalen Sachstandsberichts des Weltbiodiversititsrats).

(") State of Nature in the EU — Results from reporting under the nature directives 2013-2018 (Der Zustand der Natur in der EU —

Ergebnisse der Berichterstattung im Rahmen der Naturschutzrichtlinien fir den Zeitraum 2013-2018).
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D. in der Erwigung, dass 2021 ein entscheidendes Jahr fiir die biologische Vielfalt ist und die COP15 fiir die biologische
Vielfalt so durchschlagend sein sollte, wie es seinerzeit das Ubereinkommen von Paris war; in der Erwidgung, dass die
COP15 und die COP26 der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC) eine einzigartige Chance
darstellen, von einem reaktiven Modell zu einem vorausschauenden, vorsorgenden Modell iiberzugehen und damit die
notwendigen einschneidenden Veranderungen auf den Weg zu bringen;

E.  in der Erwigung, dass die EU-Biodiversititsstrategie fiir 2030 eine der zentralen Initiativen des Europaischen Griinen
Deals darstellt; in der Erwédgung, dass die EU-Biodiversititsstrategie fiir 2030 und die Strategie ,Vom Hof auf den
Tisch® — zusammen mit anderen Maflnahmen — den Wandel im Hinblick auf den Schutz der Natur und die
Erhaltung der Arten und Lebensraume prigen;

F.  in der Erwidgung, dass es nach den vorliegenden Erkenntnissen noch nicht zu spit dafiir ist, die derzeitigen Tendenzen
beim Riickgang der biologischen Vielfalt aufzuhalten und umzukehren (*®); in der Erwagung, dass daftir grundlegende
Veranderungen notwendig sind;

G.  inder Erwdgung, dass der Mensch Teil der Natur ist und Natur einen immanenten Wert hat; in der Erwdgung, dass die
biologische Vielfalt ein wesentlicher Bestandteil des Welterbes ist;

H. in der Erwigung, dass das Artensterben andauert, die Okosysteme und die Bereitstellung von Okosystemleistungen
dadurch gefahrdet sind und es eine Bedrohung fiir das Wohlergehen und Uberleben der Menschen darstellt; in der
Erwigung, dass die Internationale Union fiir die Erhaltung der Natur und der natiirlichen Hilfsquellen (IUCN) allein in
den vergangenen zehn Jahren 160 Arten fur ausgestorben erklart hat;

I in der Erwdgung, dass sich gemdfl Angaben des Weltbiodiversititsrats (IPBES) 90 % der Landflichen bis 2050
erheblich verindern diirften und 75 % der Landflachen sich bereits erheblich verdndert haben; in der Erwédgung, dass
85 % der Feuchtgebiete bereits verschwunden sind;

J.  in der Erwdgung, dass die biologische Vielfalt fiir die Erndhrungssicherheit, das Wohlergehen des Menschen und die
Entwicklung weltweit von entscheidender Bedeutung ist;

K.  inder Erwidgung, dass die EU die Chance nutzen und die aus der COVID-19-Krise gezogenen Lehren in ihre politische
Mafinahmen und Zielen einbeziehen sollte;

L. in der Erwadgung, dass 70 % der neu auftretenden Krankheiten und Pandemien von Tieren ausgehen (*°); in der
Erwigung, dass die COVID-19-Krise gezeigt hat, dass Verfahren, durch die die biologische Vielfalt gefihrdet wird, zu
erhohten Risiken fiir die Gesundheit von Menschen und Tieren fithren konnen;

M. in der Erwidgung, dass sich die Kontakte zwischen Menschen und Wildtieren durch die Zerstérung der natiirlichen
Lebensrdume und den Handel mit Wildtieren erhohen und damit einen wesentlichen Faktor fir das kiinftige Auftreten
und die Verbreitung von Viruskrankheiten darstellen (2);

N. in der Erwigung, dass die biologische Vielfalt einen positiven Beitrag zur Gesundheit des Menschen leistet; in der
Erwigung, dass bis zu 80 % der von Menschen verwendeten Arzneimittel natiirlichen Ursprungs sind (*');

O. in der Erwidgung, dass die EU tiber mehr Schutzgebiete als alle anderen Regionen in der Welt verfiigt (*3); in der
Erwigung, dass das derzeitige Netz gesetzlich geschiitzter Gebiete, einschlieflich solcher, die streng geschiitzt sind,
noch nicht ausreicht, um die biologische Vielfalt zu bewahren ();

(%) Global Biodiversity Outlook 5.

(") Daszak, P. et al., Workshop Report on Biodiversity and Pandemics, Intergovernmental Science-Policy Platform on Biodiversity and
Ecosystem Services (Workshop-Bericht der zwischenstaatlichen wissenschaftspolitischen Plattform fiir biologische Vielfalt und
Okosystemleistungen iiber Biodiversitit und Pandemien), Bonn, 2020.

(*)  Ebd.

(*')  Durant, O., Natural Medicine: Past to Present, University College of London, London, 2018.

(*®  Bericht der Europdischen Umweltagentur (EUA) vom 23. November 2020 mit dem Titel ,An introduction to Europe’s Protected
Areas” (Eine Einfithrung zu Europas Schutzgebieten).

(¥)  Management effectiveness in the EU’s Natura 2020 network of protected areas (Wirksamkeit der Bewirtschaftung des Netzes der
Schutzgebiete des Natura-2020-Netzes der EU).



8.2.2022 Amtsblatt der Europdischen Union C 67/29

Mittwoch, 9. Juni 2021

P.  inder Erwidgung, dass es im Hinblick auf eine wirksame Bewirtschaftung des Natura-2000-Netzes nach wie vor grofle
Umsetzungsliicken in der EU gibt;

Q. in der Erwigung, dass Natura 2000 zur Erhaltung von Arten beitrdgt, viele bedrohte Arten jedoch nicht Teil dieses
Netzes sind (*);

R. in der Erwigung, dass durch Natura 2000 schitzungsweise 52000 direkte und indirekte Arbeitsplitze im
Naturschutzmanagement gesichert werden und etwa 3,1 Millionen (ein Viertel) der Arbeitsplitze im Tourismus einen
Bezug zu Schutzgebieten haben (¥); in der Erwiagung, dass die Ausweitung der Schutzgebiete darauf abzielt, die
biologische Vielfalt zu schiitzen, zur Abschwichung des Klimawandels und zur Anpassung an dessen Folgen
beizutragen und erhebliche Ertrige bei Investitionen und Beschiftigungsmoglichkeiten zu generieren;

S.  in der Erwigung, dass der Europdische Rechnungshof schwerwiegende Mingel in den politischen Mafnahmen der EU
hinsichtlich des Schutzes oder der Wiederherstellung der biologischen Vielfalt aufgezeigt hat, einschlieflich, aber nicht
beschrinkt auf unzureichende Mafnahmen zum Schutz oder zur Wiederherstellung der biologischen Vielfalt,
mangelnde Umsetzung und Finanzierung sowie ungeeignete Indikatoren zur Messung der Fortschritte (*%); in der
Erwigung, dass die genannten Mingel durch kiinftige politische Mainahmen der EU behoben und angegangen
werden sollten;

T.  in der Erwigung, dass etwa 75 % des weltweiten Anbaus von Nahrungsmittelpflanzen von der Bestaubung durch
Insekten (¥) abhingen, und in der Erwidgung, dass der Bestand an Bestdubern in den vergangenen Jahrzehnten
dramatisch abgenommen hat; in der Erwédgung, dass die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die Erhaltung von
Insekten untrennbar miteinander verbunden sind;

U.  in der Erwdgung, dass die Leitlinien der Européischen Behérde fiir Lebensmittelsicherheit (EFSA) zu Bienen noch nicht
formlich angenommen wurden und ihre Uberpriifung noch nicht abgeschlossen ist;

V.  in der Erwidgung, dass das Européische Parlament am 18. Dezember 2019 eine Entschliefung zur EU-Initiative fiir
Bestduber angenommen hat (*¥), in der es seinen deutlichen Standpunkt zur Bedeutung des Schutzes der Bestduber
bekriftigt;

W.  in der Erwidgung, dass der Rahmen und die Mafnahmen der aktuellen EU-Initiative fiir Bestduber verstarkt und in alle
branchenpezifischen Politikbereiche der EU integriert werden miissen;

X. in der Erwidgung, dass die den Schutz der Insekten betreffende Uberwachung, Forschung sowie alle anderen diesen
Bereich betreffenden Aktivititen oft fragmentiert, unzureichend und unterfinanziert sind oder es auf nationaler Ebene
gar keine Aktivititen gibt;

Y.  in der Erwigung, dass der Verlust an biologischer Vielfalt mit wirtschaftlichen Aktivititen zusammenhingt; in der
Erwigung, dass die Belastbarkeitsgrenzen des Planeten bei wirtschaftlichen Aktivititen beriicksichtigt werden sollten;

Z.  in der Erwidgung, dass die Erhaltung der biologischen Vielfalt und der Okosysteme fiir die meisten Wirtschaftszweige
direkte und indirekte wirtschaftliche Vorteile mit sich bringt und das Funktionieren der Volkswirtschaften und
Gesellschaften in der EU unterstiitzt; in der Erwigung, dass alle Unternehmen entweder direkt oder indirekt von den
Okosystemleistungen abhingen; in der Erwédgung, dass die Wirtschaft durch eine verbesserte Biodiversititspolitik mit
wirksamen Mafinahmen gestirkt werden kann und durch sie Beschiftigungsmoglichkeiten entstehen konnen;

AA. in der Erwdgung, dass die wichtigsten direkten Triebkréfte fiir den Verlust an biologischer Vielfalt Verdnderungen bei
der Land- und Meeresnutzung, die Gewinnung natiirlicher Ressourcen, der Klimawandel, die Umweltverschmutzung
und die Zuwanderung gebietsfremder Arten sind (*%); in der Erwigung, dass — neben dem Schutz und der
Wiederherstellung der Natur — Maflnahmen gegen die Verursacher des Verlusts an biologischer Vielfalt insbesondere
in den Wirtschaftszweigen Landnutzung und Lebensmittelverarbeitung fiir eine wirksame Biodiversititsstrategie fiir
die Zeit nach 2020 von wesentlicher Bedeutung sind (*);

(*)  ten Brink, P. et al., Natura 2000 — Jobs Scoping Study (Executive summary), Institut fiir Européische Umweltpolitik, Briissel, 2017.

(*)  Ebd.

(**)  Sonderbericht des Europdischen Rechnungshofes vom 21. Februar 2017 mit dem Titel ,Netz ,Natura 2000 Zur Ausschopfung
seines vollen Potenzials sind weitere Anstrengungen erforderlich®.

() Bericht der Welterndhrungsorganisation (FAO) vom 20. Mai 2018 mit dem Titel ,Why Bees Matter” (Warum Bienen wichtig sind).

(%8) Angenommene Texte, P9_TA(2019)0104.

(*)  IPBES 2019 Global Assessment Report on Biodiversity and Ecosystem Services (Globaler Sachstandsbericht iiber die biologische
Vielfalt und Okosystemleistungen) vom 31. Mai 2019.

(%9 Leclere, D. et al,, ,Bending the curve of terrestrial biodiversity needs an integrated strategy“, Nature, Vol. 585, Nature Research,
London, 2020, S. 551-556.
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AB. in der Erwigung, dass der Boden eine gemeinsam genutzte Ressource (*!) ist und seine biologische Vielfalt zunehmend
unter Druck gerdt; in der Erwigung, dass die regelmifige Flichenstichprobenerhebung iiber die Bodennutzung/
bedeckung (LUCAS) in Bezug auf physikalisch-chemische Parameter langfristig durch eine EU-weite Uberwachung der
biologischen Vielfalt des Bodens — einschlieflich der Tendenzen hinsichtlich ihres Umfangs und ihres Ausmafles —
erganzt werden sollte;

AC. in der Erwdgung, dass die landwirtschaftliche biologische Vielfalt alle Bestandteile der biologischen Vielfalt umfasst,
die firr Lebensmittel und Landwirtschaft wesentlich sind sowie auch alle Bestandteile biologischer Vielfalt, die
landwirtschaftliche Okosysteme — die auch Agrardkosysteme genannt werden — ausmachen, einschlieRlich der
Vielfalt und Variabilitit von Tieren, Pflanzen und Mikroorganismen auf der genetischen Ebene und der Arten- und
Okosystemebene, die fiir die Aufrechterhaltung der Schliisselfunktionen des Agrarokosystems sowie seiner Struktur
und Prozesse notwendig sind;

AD. in der Erwigung, dass die langfristigen Trends bei den Populationen von Feld- und Waldvogeln sowie hiufigen
Vogelarten und haufigen Wiesenschmetterlingsarten zeigen, dass die biologische Vielfalt in der Union auf
landwirtschaftlichen Flachen stark zuriickgegangen ist (*%); in der Erwagung, dass dies in erster Linie auf den Verlust,
die Fragmentierung und die Schiddigung natiirlicher Okosysteme zuriickzufiihren ist, die hauptsichlich durch die
Intensivierung der Landwirtschaft, die intensive Forstwirtschaft, die Aufgabe von Flachen und die Zersiedelung der

Landschaft verursacht werden (**);

AE. in der Erwdgung, dass die nachhaltige Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flichen zu umfassenderen Okosystem-
funktionen, wie dem Schutz der biologischen Vielfalt, der Kohlenstoftbindung, der Erhaltung der Wasser- und
Luftqualitit, der Riickhaltung der Bodenfeuchtigkeit mit Verringerung des Abflusses sowie der Wasserinfiltration der
Boden und dem Erosionsschutz beitragen kann;

AF. in der Erwigung, dass — Schdtzungen zufolge, die auf der Grundlage der Biomasse beruhen — die Mehrheit aller auf
der Erde lebenden Siugetiere Lebendvieh und nur ein kleiner Prozentsatz von ihnen Wildtiere sind; in der Erwégung,
dass es bei den Vogeln nur ein beunruhigend geringes Maf$ an genetischer Vielfalt gibt (*);

AG. in der Erwdgung, dass die Wirtschaftszweige Fischerei, Aquakultur und Verarbeitung zur Erreichung der Ziele der
Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung beitragen konnen;

AH. in der Erwdgung, dass in wissenschaftlichen Studien Bedenken hinsichtlich der langfristigen nachteiligen
Auswirkungen bestimmter Fangtechniken auf die biologische Vielfalt der Ozeane und die Meeresumwelt aufgeworfen
wurden;

AL in der Erwigung, dass die Fischer durch die Anwendung nachhaltiger Methoden und Verfahren dazu beitragen
konnen, Umweltzerstorung zu verhindern und die Meeresumwelt zu erhalten;

AJ.  in der Erwigung, dass einige Fischarten — zum Beispiel der Stor — unter anderem aufgrund der Zerstorung seiner
Lebensrdume, der Storung seiner Wanderkorridore und der Uberfischung vom Aussterben bedroht sind;

AK. in der Erwigung, dass trotz der Verbesserungen in Bezug auf die Nachhaltigkeit, die bei der Nutzung der
Meeresressourcen in einigen Meeresbecken festgestellt wurde, nach wie vor manche Gebiete, insbesondere im
Mittelmeer, in besorgniserregendem Zustand sind;

AL. in der Erwidgung, dass sich die EU im Rahmen ihrer Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie Ziele gesetzt hat; in der
Erwigung, dass weitere Mainahmen notwendig sind, um das Ziel eines guten Umweltzustands in Gewdssern zu
erreichen;

AM. in der Erwagung, dass der Europaische Rechnungshof festgestellt hat (**), dass die Malnahmen der EU nicht zu einem
hinreichenden Schutz der Okosysteme und der Lebensraume gefithrt haben und dass die derzeitigen Meeresschutz-
gebiete nur einen begrenzten Schutz bieten, obwohl ein Rahmen fiir den Schutz der Meeresumwelt vorliegt;

(") Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 28. April 2021 zum Bodenschutz (Angenommene Texte, P9_TA(2021)0143).

(*®»  Sonderbericht des Europdischen Rechnungshofs mit dem Titel ,Biodiversitdt landwirtschaftlicher Nutzflichen: Der Beitrag der GAP
hat den Riickgang nicht gestoppt®.

(*)  Bericht der Europiischen Umweltagentur (EUA) mit dem Titel ,The European environment — state and outlook 2020: knowledge
for transition to a sustainable Europe” (Die Umwelt in Europa — Zustand und Ausblick 2020: Wissen fiir den Ubergang zu einem
nachhaltigen Europa).

(%4 Bar-On, Y.M.,, Phillips, R. and Milo, R., ,The biomass distribution on Earth®, Proceedings of the National Academy of Sciences of the
United States of America, Vol. 115, No. 25, National Academy of Sciences, Washington, D.C., 2018.

() Sonderbericht des Europdischen Rechnungshofs mit dem Titel ,Meeresumwelt: EU-Schutz ist weit gefasst, aber nicht tiefgreifend*.
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AN. in der Erwigung, dass Wilder und die gesamte forstbasierte Wertschopfungskette unentbehrlich fir die
Weiterentwicklung der kreislauforientierten Biookonomie sind, da sie Arbeitsplatze bieten, firr wirtschaftlichen
Wohlstand in lindlichen und stidtischen Gegenden sorgen, den Klimawandel abschwichen und zur Anpassung an ihn
beitragen, gesundheitsbezogene Vorteile bieten, die biologische Vielfalt sowie die Perspektiven von Berggebieten,
Inseln und des landlichen Raums bewahren und zur Bekimpfung der Wiistenbildung beitragen;

AO. in der Erwigung, dass 43 % der Landfliche der EU mit Wald bedeckt sind und Wald 80 % der terrestrischen
biologischen Vielfalt der EU beherbergt (*%); in der Erwigung, dass forstwirtschaftliche Tatigkeiten die zweitgrofSte
ausgewiesene Kategorie bilden, durch die Druck auf Arten ausgeiibt wird (*’), und dass hiervon insbesondere
GliederfufSer, Sdugetiere und nicht-vaskuldre Pflanzen betroffen sind; in der Erwigung, dass viele vom Wald abhingige
Arten durch die Entfernung von toten, absterbenden und alten Baumen (**) sowie durch die Dezimierung von altem
Baumbestand und bestimmte forstwirtschaftliche Methoden wie Kahlschlag geschidigt werden;

AP. in der Erwidgung, dass Wilder mehr als 75 % der terrestrischen biologischen Vielfalt der Erde beherbergen (*%); in der
Erwidgung, dass das Parlament der Kommission Empfehlungen fiir einen EU-Rechtsrahmen zur Eindimmung und
Umkehrung der von der EU verursachten weltweiten Entwaldung und Schidigung von Wildern und Okosystemen
vorgelegt hat (*);

AQ. in der Erwigung, dass einem guter Zustand der Umwelt und gesunden Okosystemen bei der Bekimpfung des
Klimawandels eine entscheidende Bedeutung zukommt, da Okosysteme eine wesentliche Rolle bei der Abschwichung
des Klimawandels und der Anpassung an den Klimawandel spielen; in der Erwigung, dass sich der Klimawandel auf
die biologische Vielfalt auswirkt, da die geografischen Verbreitungsgebiete der Arten weitgehend von Klimavariablen
bestimmt werden; in der Erwédgung, dass einige Arten in Gebieten, in denen das Klima nicht mehr geeignet ist, ihr
geografisches Verbreitungsgebiet in ein anderes verlagern und andere lokal aussterben;

AR. in der Erwdgung, dass es auf der Grundlage naturbasierter Losungen und 6kosystembasierter Ansitze moglich ist, eine
enge politische Verbindung zwischen den drei Ubereinkommen der Rio-Konferenz herzustellen und so den
Klimawandel und den Verlust an biologischer Vielfalt auf integrierte Weise anzugehen;

AS. in der Erwidgung, dass Verschmutzung dem Weltbiodiversititsrat zufolge eine der funf Hauptursachen fiir den Verlust
an biologischer Vielfalt ist; in der Erwigung, dass Schitzungen zufolge fiir etwa 500 Chemikalien belastbare
Informationen vorliegen und in der Erwagung, dass die Europdische Chemikalienagentur (ECHA) im April 2019
450 Stoffe als ausreichend gesetzlich geregelt ansah; in der Erwigung, dass bei weiteren 10 000 Stoffen davon
ausgegangen wird, dass ihre Risiken ziemlich gut beschrieben sind, wihrend fiir etwa 20 000 Stoffe nur begrenzte
Informationen iiber ihre Risiken vorliegen; in der Erwigung, dass fiir die meisten Stoffe, etwa 70 000, kaum
Informationen {iber die von ihnen ausgehenden Gefahren oder ihre Expositionsrisiken vorliegen; in der Erwigung,
dass die erheblichen Wissensliicken beziiglich aller Auswirkungen von Chemikalien auf die biologische Vielfalt und
die Umwelt dringend geschlossen werden miissen;

AT. in der Erwidgung, dass Lichtverschmutzung die natiirlichen nichtlichen Lichtverhaltnisse fiir Menschen, Tiere und
Pflanzen verdndert und sich somit negativ auf die biologische Vielfalt auswirkt, indem sie etwa das Zugverhalten, die
Nacht- und die Fortpflanzungsaktivitit von Tieren aus dem Gleichgewicht bringt und auch zum Verlust von Insekten
und Bestdubern fiihrt, die von kiinstlichem Licht angezogen werden und in der Folge zugrunde gehen;

AU. in der Erwdgung, dass aus dem Bericht der Gemeinsamen Forschungsstelle aus dem Jahr 2020 (*') hervorgeht, dass
invasive gebietsfremde Arten inzwischen in allen Okosystemen vorkommen und eine Gefahr fiir stidtische
Okosysteme und insbesondere Griinland darstellen;

AV. in der Erwigung, dass die derzeitigen negativen Tendenzen bei der biologischen Vielfalt und den Okosystemen nicht
nur die Fortschritte bei der Verwirklichung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung, sondern auch die Fortschritte in
Bezug auf Armut, Hunger, Gesundheit, Wasser, Stadten und Klima beeintrichtigen; in der Erwidgung, dass der

(*)  Artikel des Europiischen Parlaments vom 9. Dezember 2020 mit dem Titel ,Sustainable forestry: Parliament’s work to fight
deforestation” (Nachhaltige Forstwirtschaft: Abgeordnete kimpfen gegen Abholzung).

() Bericht der Kommission vom 15. Oktober 2020 mit dem Titel ,Der Zustand der Natur in der Europdischen Union: Bericht tiber den
Zustand und die Trends von unter die Vogelschutz- und die Habitat-Richtlinie fallenden Lebensraumtypen und Arten fir den
Zeitraum 2013-2018* (COM(2020)0635).

(**)  Ebd.

(*)  Bericht des Umweltprogramms der FAO und der Vereinten Nationen vom 22. Mai 2020 mit dem Titel ,The State of the World’s
Forests — Forests, biodiversity and people (Der Zustand der Walder der Welt — Wiilder, Biodiversitdt und Menschen).

(*)  Entschliefung mit Empfehlungen an die Kommission fiir einen EU-Rechtsrahmen zur Eindimmung und Umkehrung der von der
EU verursachten weltweiten Entwaldung.

(*)  Bericht der Gemeinsamen Forschungsstelle vom 13. Oktober 2020 mit dem Titel ,Mapping and Assessment of Ecosystems and
their Services: An EU ecosystem assessment® (Kartierung und Bewertung der Okosysteme und ihrer Leistungen: Eine
EU-Okosystembewertung) (Ergdnzung) und BEST-Initiative der Generaldirektion Umwelt der Kommission (freiwilliges System fiir
biologische Vielfalt und Okosystemleistungen in den Gebieten in duferster Randlage und den iiberseeischen Lindern und Gebieten
der EU).
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Riickgang und die Verschlechterung der biologischen Vielfalt deshalb nicht nur als Umweltproblem, sondern auch als
entwicklungspolitisches, wirtschaftliches, soziales und moralisches Problem betrachtet werden miissen;

AW. in der Erwigung, dass nahezu 80 % der biologischen Vielfalt der EU derzeit in den Gebieten in duf8erster Randlage und
den iiberseeischen Landern und Gebieten der EU gefunden wird (*?);

AX. in der Erwigung, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten ihren internationalen Verpflichtungen in Bezug auf biologische
Vielfalt und die Menschenrechte nachkommen miissen, und zwar zusitzlich zu ihren EU-rechtlichen Verpflichtungen
in Bezug auf die Politikkohdrenz im Bereich des auswirtigen Handelns, in Ubereinstimmung mit der in der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union verankerten Verpflichtung, ein hohes Umweltschutzniveau und die
Verbesserung der Umweltqualitit in die Politik der Union einzubeziehen, und im Einklang mit dem Grundsatz der
nachhaltigen Entwicklung;

AY. in der Erwidgung, dass die Arbeit des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte und Umwelt
den Weg fur die Gestaltung eines rechtlichen Rahmens von Menschenrechtsverpflichtungen in Bezug auf Erhaltung
und die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt ebnen kann; in der Erwigung, dass die Zahl der
Menschenrechtsverteidiger im Umwelt- und Landbereich, die angegriffen wurden, in den vergangenen Jahren weltweit
erheblich gestiegen ist;

AZ. in der Erwigung, dass Schitzungen zufolge mindestens ein Viertel der weltweiten Landfliche indigenen Volkern und
lokalen Gemeinschaften gehort, von ihnen verwaltet, genutzt oder besetzt wird; in der Erwigung, dass in der
Erkldrung der Vereinten Nationen tiber die Rechte der indigenen Vélker die kollektiven und individuellen Rechte der
indigenen Volker anerkannt werden; in der Erwidgung, dass indigene Volker und lokale Gemeinschaften eine
wesentliche Aufgabe bei der Erhaltung der biologischen Vielfalt der Welt ibernehmen, und in der Erwigung, dass
globale Ziele im Bereich der biologischen Vielfalt nicht erreicht werden kénnen, wenn ihre Rechte nicht anerkannt
werden;

BA. in der Erwidgung, dass sowohl der illegale als auch der legale Artenhandel sowie die illegale und die legale Nutzung
wild wachsender Pflanzen bzw. frei lebender Tiere erheblich zum Riickgang der biologischen Vielfalt beitrdgt und in
der Erwidgung, dass die Zerstorung natiirlicher Lebensraume und die Ausbeutung wild wachsender bzw. frei lebender
Arten zum Auftreten und der Ausbreitung von Infektionskrankheiten beitragen (*);

BB. in der Erwidgung, dass die biologische Vielfalt in den Meeren dem Weltbiodiversititsrat und dem Weltklimarat zufolge
in erheblicher Gefahr ist (*); in der Erwigung, dass die Europdische Umweltagentur (EUA) auf den gegenwirtig
schlechten Zustand der Meeresumwelt der Union und die notwendige rasche Wiederherstellung der Meeresokosy-
steme der Union aufmerksam gemacht hat, wobei die Auswirkungen der Tatigkeiten des Menschen auf die
Meeresumwelt zu beriicksichtigen sind (*); in der Erwdgung, dass besonders artenreiche Meeresgebiete, etwa
Korallenriffe, Mangroven und Seegraswiesen, stark geschidigt und durch Klimawandel und Verschmutzung gefahrdet
sind;

BC. in der Erwigung, dass die Ozeane eine Einheit bilden und ihr guter Umweltzustand unentbehrlich ist, um ihre
Widerstandsfihigkeit und ihre kontinuierliche Bereitstellung von Okosystemleistungen zu sichern, darunter
CO,-Bindung und Sauerstofferzeugung; in der Erwagung, dass Klimamechanismen von der Gesundheit der Ozeane
und der Meeresokosysteme abhingen, die derzeit von Erderwirmung, Umweltverschmutzung, Ubernutzung der
biologischen Vielfalt der Meere, Versauerung, Sauerstoffentzug und Kiistenerosion betroffen sind; in der Erwigung,
dass der Weltklimarat (IPCC) erneut darauf hinweist, dass die Meere bei der Eindimmung des Klimawandels und der
Anpassung an seine Auswirkungen ein Teil der Losung sind (*);

BD. in der Erwigung, dass 80 % der Abfille im Meer auf dem Land entstehen und dass sich inzwischen 150 Tonnen
Plastikmasse in unseren Ozeanen angesammelt haben (¥'); in der Erwdgung, dass 80 % des kommunalen Abwassers
ins Meer geleitet wird; in der Erwédgung, dass die Gesamtmasse der an der Oberflache schwimmenden Abfille nur 1 %
der in den Ozean eingeleiteten Kunststoffe ausmacht (*3);

(") BEST-Initiative.

(¥)  Summary for policymakers of the IPBES global assessment report on biodiversity and ecosystem services (an politische
Entscheidungstrager gerichtete Zusammenfassung des globalen Sachstandsberichts des Weltbiodiversititsrats).

(*y  IPBES 5: Global Assessment on Biodiversity and Ecosystem Services (Globaler Bericht des Biodiversititsrats zur Biodiversitit und
Okosystemleistungen) und Global Biodiversity Outlook 5 (Weltbiodiversititsbericht 5.

(*)  Bericht der Europiischen Umweltagentur vom 25. Juni 2020 mit dem Titel ,Marine messages II: Navigating the course towards

clean, healthy and productive seas through implementation of an ecosystem“ (Meeresnachrichten II: Durch die Umsetzung eines

okosystembasierten Ansatzes Kurs nehmen auf saubere, gesunde und produktive Meere).

(*)  IPCC-Sonderbericht vom 24. September 2019 iiber den Ozean und die Kryosphire in einem sich wandelnden Klima.

(*)  Generaldirektion Umwelt der Kommission, Deskriptor 10: Abfille im Meer.

*  Ebd.


https://www.cbd.int/gbo/gbo5/publication/gbo-5-en.pdf
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BE. in der Erwigung, dass die blaue Wirtschaft eine echte Chance fiir die nachhaltige Entwicklung von Wirtschafts-
aktivititen auf dem Meer und in Kiistengewdssern darstellt;

BE. in der Erwigung, dass gemeinsame Initiativen zum Schutz und der Wiederherstellung der biologischen Vielfalt
zwischen Menschen, Gebietskorperschaften, Verbinden, Unternehmen, Bildungseinrichtungen und anderen
Interessentragern der Gesellschaft gefordert werden sollten;

BG. in der Erwigung, dass eine wirksame Zusammenarbeit auf EU- und Mitgliedstaatsebene, die alle Interessentrager
einschliefSt, fir eine erfolgreiche Umsetzung der Strategie notwendig ist;

Aktueller Status der biologischen Vielfalt
1. begrifSt die neue EU-Biodiversititsstrategie fir 2030 und ihr Anspruchsniveau;

2. begriiRt auRerdem das iibergeordnete Ziel, sicherzustellen, dass bis 2050 alle Okosysteme der Welt wiederhergestellt
und widerstandsfidhig sind und angemessen geschiitzt werden; hebt hervor, dass alle Anstrengungen, dieses Ziel zu
erreichen, so bald wie moglich unternommen werden sollten;

3. ist der Auffassung, dass bei der Umsetzung der Strategie die Konsistenz mit anderen Strategien des Europdischen
Griien Deals — zum Beispiel mit der Strategie ,Vom Hof auf den Tisch“ — sichergestellt werden sollte; stellt fest, dass die
drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung — Okologie, Wirtschaft und Soziales — wichtig sind; weist erneut darauf
hin, dass die 6kologische Dimension, die die biologische Vielfalt und die Erhaltung der Okosysteme umfasst, die beiden
anderen Dimensionen stiitzt und die wesentliche Grundlage fur eine nachhaltige Entwicklung und das Erreichen der Ziele
fur nachhaltige Entwicklung (SDG) ist;

4. weist darauf hin, dass die maritime Dimension in den neuen Strategien der Europiischen Union und vor allem in den
Folgemafinahmen zum europdischen Griinen Deal, zur Biodiversitdtsstrategie und zur Strategie ,Yom Hof auf den Tisch*
dringend gestirkt werden muss;

5. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass alle Legislativvorschlige auf der Grundlage einer umfassenden
Folgenabschitzung beruhen, bei der die individuellen und kumulativen Auswirkungen, die Auswirkungen auf die soziale
und wirtschaftliche Nachhaltigkeit der jeweiligen Branchen, auf die Erndhrungssicherheit und die Lebensmittelpreise und
auf das potenzielle Risiko einer Verlagerung des Verlusts an biologischer Vielfalt in Drittlinder durch Ersetzung der lokalen
Erzeugung durch Einfuhren sowie die Kosten von Tatigkeiten und Untitigkeit sowohl hinsichtlich sofortiger als auch
langfristiger Folgen berticksichtigt werden;

6. fordert die Kommission auf, bei der Durchfithrung von Folgenabschitzungen das einzige Instrument, das momentan
zur Bewertung von Umweltaspekten angewendet wird, durch Instrumente zur Untersuchung der Auswirkungen auf die
biologische Vielfalt, die Ressourcennutzung und die Umweltverschmutzung zu ergdnzen;

7. stellt in diesem Zusammenhang fest, dass die gleichzeitige Konzentration auf den sozialen, okologischen und
wirtschaftlichen Nutzen der Forstwirtschaft dazu beitragen konnte, fur Widerstandsfahigkeit und Anpassungsfahigkeit zu
sorgen sowie den Ubergang zu einer kreislauforientierten Biookonomie zu erreichen und den Schutz der biologischen
Vielfalt zu verbessern; ist der Auffassung, dass bei den Zielen und der Umsetzung die genauen Gegebenheiten und
Moglichkeiten der einzelnen Liander beriicksichtigt werden miissen und sie sich positiv auf die Wilder und die
forstwirtschaftlichen Bedingungen, die Lebensgrundlagen in lindlichen Gebieten und die biologische Vielfalt der Wilder in
der EU auswirken miissen;

8. weist auf die Schlussfolgerungen des IPBES-Berichts von 2019 hin, wonach sich der Zustand der Natur in einem in der
Geschichte der Menschheit noch nie dagewesenen Tempo verschlechtert und — von einer Gesamtmenge von {iber acht
Millionen geschitzten Arten — rund eine Million Arten vom Aussterben bedroht sind;

9. stellt fest, dass dies die dritte Strategie zur Biodiversitit ist, mit der dem Verlust an biologischer Vielfalt in der EU
Einhalt geboten werden soll; bedauert jedoch, dass die biologische Vielfalt in der EU weiterhin abnimmt; bedauert
nachdriicklich, dass die EU weder die Zicle der Biodiversititsstrategie fiir 2020 noch die globalen Aichi-Ziele fir die
biologische Vielfalt erreicht hat;

10.  hebt hervor, dass die Ziele der Biodiversititsstrategie fiir 2030 umfassend verwirklicht werden miissen; fordert die
Kommission und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, sich zu substanziellen und zusatzlichen Mafinahmen zur Erhaltung
und Wiederherstellung der biologischen Vielfalt zu verpflichten, um alle diese neuen Ziele — die klar definiert und messbar
sein sollten — zu verwirklichen;
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11.  betont, dass durch die COVID-19-Pandemie gezeigt wurde, dass es wichtig ist, das Konzept ,Eine Gesundheit*
allumfassend bei der Politikgestaltung anzuwenden — ein Konzept, das deutlich macht, dass die Gesundheit von Mensch
und Tier und die Umwelt miteinander verkniipft sind und dass transformative, die ganze Gesellschaft umfassende
Verdnderungen dringend notwendig sind; hebt hervor, dass die Kommission bei der Koordinierung und Unterstiitzung des
Konzepts ,Eine Gesundheit® in der EU und auch bei der Verteidigung dieses Konzepts in allen internationalen Foren eine
wichtige Aufgabe iibernimmt; fordert ein Uberdenken und dass die derzeitige Politik der EU umgehend und umfassend mit
den notwendigen Verdanderungen in Einklang gebracht wird;

12, stellt fest, dass zu den tiefer liegenden Ursachen der Pandemie dieselben globalen Umweltveranderungen gehoren,
durch die der Verlust an biologischer Vielfalt und Klimawandel vorangetrieben wird (*), etwa Verinderungen bei der
Landnutzung und der legale und illegale Handel mit wildlebenden Tieren sowie der legale und illegale Konsum von
Wildtieren; weist darauf hin, dass die Gefahr von Pandemien erheblich verringert werden kann, wenn menschliche
Aktivitdten, die dem Verlust an biologischer Vielfalt Vorschub leisten, reduziert werden, und dass die geschitzten Kosten der
Senkung des Pandemierisikos hundertmal geringer ausfallen als die Kosten fiir die Bewiltigung einer Pandemie (*°);

13.  fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission mit Nachdruck auf, die wissenschaftlichen Beweismittel, Berichte
und Empfehlungen zu Zoonosen und Pandemien umfassend zu beriicksichtigen, einschlieflich des IPBES-Workshop-Be-
richts tiber die biologische Vielfalt und Pandemien (*!), des Berichts des Umweltprogramms der Vereinten Nationen vom
6. Juli 2020 mit dem Titel ,Preventing the next pandemic — Zoonotic diseases and how to break the chain of transmission*
(Verhinderung der nichsten Pandemie — Zoonosen und wie die Ubertragungskette unterbrochen werden kann) (*?) und des
dreiteiligen Konzeptpapiers der Weltgesundheitsorganisation (WHO), der Welternihrungsorganisation (FAO) und der
Weltorganisation fiir Tiergesundheit (OIE) vom April 2010 iiber die Aufteilung der Verantwortung und die Koordinierung
globaler Aktivititen zur Bekdmpfung von Gesundheitsrisiken, die an den Schnittstellen zwischen menschlichen
Okosystemen und Okosystemen von Tieren entstehen (°);

14.  begriift die vorgesehene Verstirkung von EU-Mafinahmen zur Bekdmpfung von Pandemien und anderen
Gesundheitsrisiken als Teil der Europaischen Gesundheitsunion (**), einschliefSlich der Erstellung eines EU-Gesundheits-
krisen und -Pandemieplans, wie er im neuen Vorschlag der Kommission zu schwerwiegenden grenziiberschreitenden
Gesundheitsbedrohungen (**) — zu denen auch auf Zoonosen zuriickgehende Pandemien gehoren — vorgesehen ist;

Schutz und Wiederherstellung

15.  spricht sich nachdriicklich fur die EU-Ziele aus, mindestens 30 % der Meeres- und Landgebiete zu schiitzen, die ein
vielfiltiges Spektrum an Okosystemen abdecken, wie Wilder, Feuchtgebiete, Torfmoore, Weideland und Kiistendkosysteme,
und mindestens 10 % der Meeres- und Landgebiete der Union, einschlieflich aller verbleibenden Primidr- und Altwélder
sowie weiterer kohlenstoffreicher Okosysteme, streng zu schiitzen; hebt hervor, dass diese Ziele verbindlich sein und von
den Mitgliedstaaten auf nationaler Ebene umgesetzt werden sollten — in Zusammenarbeit mit den regionalen und lokalen
Gebietskorperschaften und in Ubereinstimmung mit wissenschaftsbasierten Kriterien und Anforderungen an die
biologische Vielfalt, wobei die Unterschiede hinsichtlich der Grofle und des Anteils an Wildnisgebieten der verschiedenen
Mitgliedstaaten sowie regionale und lokale Gegebenheiten berticksichtigt werden;

16.  betont, dass durch diese Schutzgebiete ein 6kologisch zusammenhidngendes und représentatives Netz geschaffen
werden sollte, das auf der Grundlage bestehender Schutzgebiete basieren sollte; hebt hervor, dass neben der Ausweitung der
Schutzgebiete auch ihre Qualitdit — auch durch ausreichende Mittel — sichergestellt werden muss, einschlieflich der
Umsetzung klarer und wirksamer Erhaltungspline, ordnungsgemifler Bewirtschaftung, angemessener Uberwachung und
Bewertung sowie der wirksamen Durchsetzung einschlagiger Gesetze;

(*)  Bericht der Europdischen Umweltagentur (EUA) mit dem Titel ,State of Nature in the EU — Results from reporting under the nature
directives 2013-2018 (Zustand der Natur in der EU — Ergebnisse der Berichterstattung im Rahmen der Naturschutzrichtlinien fur
den Zeitraum 2013-2018).

(") IPBES-Workshop-Bericht iiber die biologische Vielfalt und Pandemien vom 29. Oktober 2020.

()  Ebd.

(*  Bericht des Umweltprogramms der Vereinten Nationen vom 6. Juli 2020 mit dem Titel ,Preventing the next pandemic — Zoonotic

diseases and how to break the chain of transmission” (Verhinderung der nichsten Pandemie — Zoonosen und Verfahren zur

Unterbrechung der Ubertragungskette).

() Konzept der FAO, OIE und WHO vom April 2010 zur Verteilung der Verantwortung und der Koordinierung globaler Aktivititen
bei der Bekdimpfung von an den Schnittstellen zwischen menschlichen Okosystemen und Okosystemen von Tieren entstehenden
Gesundheitsrisiken.

(% Mitteilung der Kommission vom 11. November 2020 mit dem Titel ,Schaffung einer européischen Gesundheitsunion: Die Resilienz
der EU gegeniiber grenziiberschreitenden Gesundheitsgefahren stirken* (COM(2020)0724).

(®)  Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. November 2020 zu schwerwiegenden
grenziiberschreitenden Gesundheitsgefahren und zur Authebung des Beschlusses Nr. 1082/2013/EU (COM(2020)0727).
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17.  betont, dass im Einklang mit den internationalen Normen der Weltnaturschutzunion (IUCN) alle umweltschadlichen
Industrietitigkeiten sowie der Ausbau der Infrastruktur in allen Kategorien von Schutzgebieten verboten werden sollten (*°);

18.  hebt hervor, dass die strengen Schutzanforderungen klar festgelegt werden miissen; nimmt die Schlussfolgerungen
des Rates vom 16. Oktober 2020 zur biologischen Vielfalt zur Kenntnis, in denen hervorgehoben wird, dass im Rahmen
des strengen Schutzes bestimmte menschliche Titigkeiten erlaubt sein konnen, die im Einklang mit den Erhaltungszielen
des Schutzgebietes stehen; ist der Ansicht, dass in streng geschiitzten Gebieten menschliche Tatigkeiten, die mit den
Schutzzielen vereinbar sind oder sogar einen positiven Beitrag zur biologischen Vielfalt leisten, zuldssig sein sollten; fordert
die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten klarzustellen, welche Arten menschlicher Aktivititen im
Rahmen des strengen Schutzstatus als potenziell genehmigte Aktivititen gelten konnten — unter der Voraussetzung, dass
diese Aktivitdten sich nicht wesentlich auf die natiirlichen Prozesse auswirken und im Einklang mit den 6kologischen
Anforderungen in diesen Gebieten sind, was auf einer ,Fall-zu-Fall-Grundlage“ und auf Grundlage der besten verfiigbaren
wissenschaftlichen Erkenntnisse ermittelt wird;

19.  hebt hervor, dass aulerdem die Schidigung der verbleibenden Meeresgebiete und Landflichen der EU verhindert
werden muss, um die Ziele der EU-Biodiversititsstrategie fiir 2030 zu erreichen; fordert Manahmen zur Eindimmung des
Verlusts an biologischer Vielfalt aufferhalb der Schutzgebiete; stellt fest, dass durch die Wiederherstellung der Natur und der
Okosysteme in Schutzgebieten der anhaltende Verlust an biologischer Vielfalt und die anhaltende Schidigung von
Okosystemen in anderen Gebieten nicht ausgeglichen wird;

20.  erachtet es als sehr wichtig, iiberseeische Linder und Gebiete in die Anstrengungen zur Erhaltung und
Wiederstellung der Okosysteme einzubinden;

21.  hiltes fur wichtig, die biogeografischen Regionen zu beriicksichtigen und einen alle staatlichen Ebenen umfassenden
Ansatz auf die Schutzgebiete anzuwenden, wozu auch gehort, dass die Mitgliedstaaten im Rahmen der Festlegung der
Schutzgebiete den Bedarf an finanzieller Unterstiitzung und die Entschidigungsmaflnahmen bewerten; erachtet es als
dringend geboten, alle relevanten Interessentrager, einschlieflich Landbesitzer, einzubeziehen;

22, betont die Bedeutung der Natura-2000-Waldgebiete fiir die Erhaltung der biologischen Vielfalt der Wilder; stellt
jedoch fest, dass fur die Bewirtschaftung solcher Gebiete und die Durchsetzung der entsprechenden Rechtsvorschriften
Mittel in ausreichender Hohe benotigt werden;

23.  erachtet es als sehr wichtig, die nachhaltige Forstwirtschaft im Interesse der Gesundheit, der Klimaresilienz und der
Langlebigkeit der Waldokosysteme und der Erhaltung der multifunktionalen Rolle der Wilder, einschlieflich ihrer
biologischen Vielfalt, sowie der Verwirklichung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung und der Umsetzung des europdischen
Griinen Deals in ausgewogener Weise zu stirken; betont, dass es sich lohnt, bei Uberlegungen zur Bepflanzung auf die
genetische Vielfalt zu achten, da dadurch das Risiko von Schadlingsbefall und der Ausbreitung von Krankheiten
eingeschrankt wird, sowie lokale bzw. einheimische Arten auszuwahlen;

24.  weist erneut darauf hin, dass die EU weltweit iiber das grofite koordinierte Netz von Schutzgebieten verfiigt;

25.  stellt fest, dass die Verpflichtung besteht, sicherzustellen, dass sich die Erhaltungstrends und der giinstige
Erhaltungszustand aller geschiitzten Lebensraume und Arten bis 2030 nicht verschlechtern und dass auf der Ebene der
Mitgliedstaaten mindestens 30 % der Arten und Lebensrdume, die sich derzeit in einem schlechten Zustand befinden, in
einen guten Zustand gebracht werden oder zumindest ein deutlich positiver Trend zu verzeichnen ist; vertritt jedoch die
Auffassung, dass fiir alle im Rahmen der Vogel (*’)- und Habitat-Richtlinie (**) geschiitzten Arten und Lebensrdume so
schnell wie moglich ein giinstiger Erhaltungszustand erreicht werden sollte; hebt hervor, dass es bereits Verpflichtungen
gibt, sicherzustellen, dass sich der Erhaltungszustand der Arten nicht verschlechtert; fordert die Kommission und die
Europdische Umweltagentur (EUA) auf, eine klare Ausgangsbasis festzulegen, fiir eine harmonisierte und regelmifSige
Berichterstattung zu sorgen und Mangel im derzeitigen Verfahren fiir die Trendschitzung zu beheben;

26.  fordert die Mitgliedstaaten auf, die Qualitdt und Vollstindigkeit ihrer Uberwachungssysteme fiir das Natur-
a-2000-Netz zu verbessern, einschlieflich der Uberwachung der Wirksamkeit der Bewirtschaftung; hebt hervor, dass
spezielle Bewirtschaftungseinrichtungen und -plane wichtig sind; weist erneut darauf hin, dass die geltenden Normen fiir die
Wirksamkeit der Bewirtschaftung dem Briefing der EUA (*°) zufolge bei Fachleuten nicht ausreichend bekannt sind und von
ihnen nicht ausreichend verstanden werden; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, beim Kapazititsaufbau
gezielter vorzugehen und bessere Leitlinien fiir die Wirksamkeit der Bewirtschaftung und die Verbesserung der
Bewirtschaftung des Natura-2000-Netzes bereitzustellen, auch durch die Verwendung globaler Normen fiir die Bewertung

() Empfehlung der Weltnaturschutzunion (IUCN) vom 10. September 2016 mit dem Titel ,Protected areas and other areas important
for biodiversity in relation to environmentally damaging industrial activities and infrastructure development® (Schutzgebiete und
andere fiir die biologische Vielfalt wichtige, in Zusammenhang mit umweltschddlichen Industrietdtigkeiten und der Entwicklung
von Infrastruktur stehende Bereiche).

() Richtlinie 2009/147[EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten (ABL L 20 vom 26.1.2010, S. 7);

(*®)  Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (ABL L 206 vom 22.7.1992, S. 7).

() Briefing der Europdischen Umweltagentur (EUA) mit dem Titel ,Management effectiveness in the EU’s Natura 2020 network of
protected areas“(Wirksamkeit der Bewirtschaftung der Schutzgebiete des Natura-2020-Netzes der EU).
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der Wirksamkeit der Bewirtschaftung von Schutzgebieten, beispielsweise der Griinen Liste der Schutzgebiete und
geschiitzten Bereiche; fordert die Kommission aulerdem auf, die Leitlinien fiir die flexible Bewirtschaftung in
Natura-2000-Gebieten zu aktualisieren, was auch die Beriicksichtigung moglicher Auswirkungen des Klimawandels auf
Arten und Okosysteme einschlieft;

27.  fordert die Mitgliedstaaten auf, die genetische Vielfalt wild lebender Arten durch angemessene Erhaltungsmafinah-
men zu sichern;

28.  bedauert, dass die Mitgliedstaaten der EU das in der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie fiir 2020 festgelegte Ziel eines
guten Umweltzustands der Meeresgewdsser nicht verwirklicht haben; fordert die Kommission auf, das Netz der
Meeresschutzgebiete durch eine verbesserte Vernetzung, ein verbessertes Management, eine bessere Raumplanung und
systematische Evaluierungen und Durchsetzungsmaflnahmen zu stirken;

29.  dufert sich besorgt iiber den Zustand der SiiRwasserokosysteme und -arten; stellt fest, dass der Riickgang dieser
Okosysteme und Arten im Zeitraum von 1970 bis 2016 mit 93 % weltweit der schwerwiegendste Riickgang war (*);

30.  hebt hervor, dass der Grofteil der biologischen Vielfalt an Land in Waldgebieten zu finden ist; stellt fest, dass es
kleine Verbesserungen beim Erhaltungszustand einiger Waldarten gab (°!), dass der Erhaltungszustand der unter das
EU-Naturschutzrecht fallenden Waldlebensrdume und der im Wald lebenden Arten jedoch keine wesentlichen Anzeichen
fur eine Verbesserung erkennen ldsst (*%); hebt hervor, dass der Erhaltungszustand von fast einem Drittel der Walder der EU
(31 %) im Zeitraum von 2011-2020 als schlecht bewertet wurde und fiir mehr als die Hilfte der Wilder (54 %) ein
unzureichender Erhaltungszustand festgestellt wurde (¢);

31.  weist auf den schlechten Zustand der europiischen Wilder hin; betont, dass in einigen biogeografischen Regionen
nur 5 % der in Anhang I aufgefiihrten Waldlebensrdume einen giinstigen Erhaltungszustand aufweisen (°*); hebt hervor, dass
durch die Biodiversititsstrategie von den Mitgliedstaaten gefordert wird, sicherzustellen, dass sich die Erhaltungstrends und
der -zustand aller geschiitzten Lebensraume und Arten nicht verschlechtern; stellt fest, dass sich die Waldokosysteme, die
einen ungiinstigen Erhaltungszustand aufweisen, in den meisten biogeografischen Regionen erheblich weiter
verschlechtern (*%);

32.  nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass ein erheblicher Riickgang von im Wald lebenden Arten und
Waldlebensraumen gemeldet wird; weist erneut darauf hin, dass in der Union fiinf Baumarten in der Natur nicht mehr
vorkommen und 42 Baumarten stark gefihrdet bzw. 107 Baumarten gefihrdet sind;

33.  halt es fiir wichtig und dringend, einen strengen Schutz aller verbleibenden Primér- und Altwilder sicherzustellen;
hebt hervor, dass Proforstung, also das Nachwachsenlassen von Naturwildern, der Schlisselfaktor dafiir ist, die mit
Altwildern bedeckte Fliche der Erde zu erhohen, begriiflt die laufenden partizipativen Verfahren, bei denen es um die
Definition, Erfassung und Uberwachung von Primir- und Altwildern geht;

34.  betont die besondere Bedeutung von Wildern, vor allem von Primirwildern, fiir den Schutz der biologischen
Vielfalt und fordert ihren Schutz; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf, eine
Definition des Begriffs ,Altwald“ festzulegen, die als Teil der kiinftigen EU-Waldstrategie vom Stdndigen Forstausschuss
auszuarbeiten ist;

35.  fordert die Mitgliedstaaten auf, die nationalen Rechtsvorschriften zu verbessern, um den Schutz vor illegalem
Holzeinschlag zu verstirken; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die vorhandenen Daten zu harmonisieren
und die Liicken in Bezug auf den Standort von Primir- und Altwildern zu schlieen sowie riickwirkend fiir das Jahr 2020
eine Datenbank zu allen Gebieten einzurichten, die potenziell die Kriterien von Alt- und Primarwaldern erfiillen, wobei ein
einstweiliges Moratorium fur den Holzeinschlag in allen betreffenden Gebiete festzulegen ist, um deren bewusste
Zerstorung zu verhindern und so schnell wie moglich den rechtlichen Status der bestitigten Standorte als ,eingriffsfrei zu
sichern;

(°)  Pressemeldung der World Fish Migration Foundation (WFMF) vom 28. Juli 2020 mit dem Titel ,Massive decline in migratory
freshwater fish populations could threaten livelihoods of millions, warns new report® (Durch den massiven Riickgang der
Populationen von wandernden Siifwasserfischen konnte die Lebensgrundlage von Millionen von Menschen bedroht sein).

() ,State of Nature in the EU — Results from reporting under the nature directives 2013-2018“ (Der Zustand der Natur in der EU —
Ergebnisse der Berichterstattung im Rahmen der Naturschutzrichtlinien fir den Zeitraum 2013-2018).

(®»  Bericht der Kommission vom 2. Oktober 2015 iiber die Halbzeitbewertung der EU-Biodiversititsstrategie bis 2020,
(COM(2015)0478).

() ,State of Nature in the EU — Results from reporting under the nature directives 2013-2018“ (Der Zustand der Natur in der EU —
Ergebnisse der Berichterstattung im Rahmen der Naturschutzrichtlinien fir den Zeitraum 2013-2018).

(**)  Boreale biogeografische Region mit 4,84 % und atlantische biogeografische Region mit einem giinstigen Erhaltungszustand von
4,94 % nach den Daten von 2019, die gemif8 Artikel 17 der Habitat-Richtlinie fiir den Zeitraum 2013-2018 gemeldet wurden.

(*)  Nach Daten von 2019, die gemif$ Artikel 17 der Habitat-Richtlinie fiir den Zeitraum 2013-2018 gemeldet wurden.
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36.  begriilt die Verpflichtung, einen Legislativvorschlag zum EU-Plan zur Wiederherstellung der Natur, einschliefSlich
verbindlicher Wiederherstellungsziele, zu entwerfen, und bekraftigt seine Forderung nach einem Wiederherstellungsziel von
mindestens 30 % der Land- und Meeresflichen der EU (*%), das von jedem Mitgliedstaat in seinem gesamten Hoheitsgebiet —
in den Schutzgebieten und auflerhalb der Schutzgebiete — auf der Grundlage der Biodiversititserfordernisse und
Anforderungen der Okosysteme sowie unter Beriicksichtigung der spezifischen Merkmale des betreffenden Landes
umfassend umgesetzt werden sollte; hebt hervor, dass die Wiederherstellungsziele auf den geltenden Rechtsvorschriften der
EU aufbauen sollten und dass bei den Bemithungen um die Wiederherstellung die natiirliche Regeneration so weit wie
moglich unterstiitzt werden sollte;

37. st der Auffassung, dass zusitzlich zu einem Gesamtwiederherstellungsziel der Legislativvorschlag zum EU-Plan zur
Wiederherstellung der Natur okosystem-, lebensraum- und artenspezifische Ziele auf der Ebene der EU und der
Mitgliedstaaten basierend auf ihren Okosystemen umfassen sollte, wobei der Schwerpunkt auf Okosystemen fiir den
doppelten Zweck der Wiederherstellung der biologischen Vielfalt und der Eindimmung des Klimawandels und der
Anpassung an den Klimawandel liegen sollte; betont, dass das Instrument Walder, Grasland, Feuchtgebiete, Torfmoore,
Bestduber, frei flieBende Fliisse, Kiistengebiete und Meeresdkosysteme umfassen sollte; betont, dass nach der
Wiederherstellung keine Verschlechterung der Okosysteme zugelassen werden sollte; ist der Uberzeugung, dass Fortschritte
bei den Wiederherstellungszielen regelmiafig sowohl auf der Mitgliedstaatenebene als auch auf der Ebene der EU bewertet
werden miissen, auch unter Beriicksichtigung von Zwischenzielen bis zur Erreichung der Ziele fur 2030;

38.  hebt hervor, dass positive Anreize und Verfahren der Biirgerbeteiligung entwickelt werden sollten, um das
Engagement fur die Wiederherstellung der biologischen Vielfalt zu verbessern;

39.  betont nachdriicklich, dass die Ziele der EU zur Wiederherstellung der Natur vollstindig in andere damit verbundene
politische Maffnahmen und Strategien eingebunden werden miissen; bekraftigt seine Forderung nach verbindlichen Zielen
fir die Wiederherstellung von Wildern ('), einschlieflich der Verbesserung und Wiederherstellung der Verbindungen
zwischen Wildern; fordert, dass die Wiederherstellung von mindestens 25000 Flusskilometern in der EU durch die
Beseitigung von Stauanlagen und die Wiederherstellung von Uberschwemmungsgebieten in den Plan zur Wiederherstellung
der Natur aufgenommen wird;

40.  bedauert nachdriicklich den Riickgang der Zahl der Bestduber, die ein wichtiger Indikator fiir die Gesundheit der
Umwelt sind; betont, dass dieser Riickgang nicht nur einen Verlust an biologischer Vielfalt bedeutet, sondern auch eine
Gefahr fiir die Erndhrungssicherheit; weist erneut auf den in seiner Entschlieung zur EU-Initiative fiir Bestduber zum
Ausdruck gebrachten Standpunkt hin und fordert eine dringende Uberarbeitung der Initiative; hebt hervor, dass die
iiberarbeitete Initiative einen neuen EU-weiten Uberwachungsrahmen fiir Bestduber mit soliden Manahmen, eindeutigen
zeitlich befristeten Zielen und Indikatoren, einschlieSlich Wirkungsindikatoren, und notwendigen Mafinahmen zum
Kapazititsaufbau vorsehen sollte;

41.  verweist auf seinen Einwand vom 23. Oktober 2019 in Bezug auf die Bewertung der Auswirkungen von
Pflanzenschutzmitteln auf Honigbienen (**) und bedauert, dass die Leitlinien fiir Bienen der EFSA von den Mietgliedstaaten
nicht formlich angenommen wurden; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass bei der
Uberarbeitung der Leitlinien der EFSA fiir Bienen und der kiinftigen Durchfithrungsrechtsakte mindestens das Schutzniveau
sichergestellt wird, das 2013 festgelegt wurde, und dabei auf die akute und chronische Toxizitdt und die Toxizitit von
Larven eingegangen wird und auch wilde Bestiuber behandelt werden; betont, dass bei der Uberarbeitung mehr
Transparenz notwendig ist; stellt fest, dass die EFSA ihr eigenes Modellierungssystem, ApisRAM, entwickelt, das stirker als
BEEHAVE der Biologie von Honigbienen entsprechen und weniger Raum fiir Interessenkonflikte bieten diirfte;

42.  betont die Bedeutung von Landschaftselementen von hoher Vielfalt in Agrarlandschaften als Beitrag zum Schutz und
zur Wiederherstellung der biologischen Vielfalt und Bestiuber und die Rolle der Imker; hebt hervor, dass mehr Griinflachen
in Stadtgebieten ebenfalls einen Beitrag zu diesen Zielen leisten konnen; fordert die Mitgliedstaaten auf, in die Entwiirfe ihrer
Strategiepline Mafnahmen aufzunehmen, die auf verschiedene Gruppen von Bestdubern abzielen;

Ursachen fiir den Verlust an biologischer Vielfalt

43.  betont, dass mit den Mafnahmen der Biodiversititsstrategie fiir 2030 alle funf wichtigsten direkten Ursachen fiir
Veranderungen in der Natur angemessen angegangen werden missen: Verdnderungen der Land- und Meeresnutzung,
direkte Ausbeutung von Organismen, Klimawandel, Verschmutzung und invasive gebietsfremde Arten; betont, dass
zugrunde liegende Ursachen fiir Verdnderungen, bzw. indirekte Ursachen, angegangen werden miissen, beispielsweise nicht
nachhaltigen Produktions- und Verbrauchsmuster, Populationsdynamik, Handel, technologische Innovationen und
Verwaltungsmodelle;

(*)  EntschlieRung zu der COP15 des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt.

() Entschlieung zu der Rolle der EU beim Schutz und der Wiederherstellung der Wilder in der Welt.

(**)  Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 23. Oktober 2019 zu dem Entwurf einer Verordnung der Kommission zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 546/2011 hinsichtlich der Bewertung der Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln auf
Honigbienen (Angenommene Texte, P9_TA(2019)0041).
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Verinderungen der Land- und Meeresnutzung

44.  betont, dass durch die biologische Vielfalt des Bodens grundlegende Okosystemleistungen erbracht werden und der
Klimawandel abgeschwicht wird und sie damit einer der wichtigsten Bestandteile von CO,-Senken an Land ist; nimmt mit
Besorgnis die zunehmende Verschlechterung der Bodenqualitit und das Fehlen spezieller EU-Rechtsvorschriften zu diesem
Thema zur Kenntnis; weist darauf hin, dass einige Bestimmungen in anderen Rechtsvorschriften indirekt zum Schutz des
Bodens beitragen, ist jedoch der Ansicht, dass dies zu teilweisem Schutz und stark fragmentierten Regelungen in der EU
gefuhrt hat; fordert die Kommission daher auf, einen Legislativvorschlag fiir die Schaffung eines gemeinsamen Rahmens fiir
den Schutz und die nachhaltige Nutzung des Bodens sowie fiir die Beriicksichtigung des Bodenschutzes in allen
einschldgigen politischen Mafinahmen der EU vorzulegen, wobei dem Grundsatz der Subsidiaritit in vollem Umfang
Rechnung getragen wird;

45.  betont, dass dieser gemeinsame Rahmen fiir Boden alle grofiten Gefahren fur den Boden angehen sollte,
einschlielich des Verlusts der biologischen Vielfalt im Boden, des Verlusts an organischer Substanz, Kontamination,
Versalzung, Versauerung, Wiistenbildung, Erosion und Bodenversiegelung; betont, dass darin einheitliche Definitionen,
klare Ziele und ein Uberwachungsrahmen aufgenommen werden miissen; unterstiitzt auerdem die Festlegung eines
spezifischen Dekontaminierungsziels;

46.  betont, dass gesunde Boden, wozu auch deren Fruchtbarkeit und Struktur zdhlen, von zentraler Bedeutung fiir die
Landwirtschaft sind; weist auf die negativen Auswirkungen hin, die unter anderem nicht nachhaltige Landwirtschaft und
Waldwirtschaft, Landnutzungsinderungen, Bautitigkeit, Versiegelung und Industrieemissionen auf Boden haben; betont,
dass Holzeinschlagverfahren und landwirtschaftliche Verfahren angewandt werden sollten, die dem Boden weniger stark
schaden;

47.  fordert die Kommission auf, die Richtlinie 2010/75/EU tiber Industrieemissionen (*°) und die Richtlinie 2006/21/EG
tiber die Bewirtschaftung von Abfillen aus der mineralgewinnenden Industrie (") zu iiberarbeiten, um besser gegen die
durch Industrie- und Bergbautitigkeiten verursachte Verschlechterung der Bodenqualitit vorzugehen; bekriftigt seine
Forderung nach einer Zielvorgabe fiir die Riickgewinnung von Bodenaushub (™);

48.  fordert die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, entsprechend dem Vorsorgeprinzip und dem Grundsatz, dass
Priventivmafnahmen ergriffen werden sollten, und unter Beriicksichtigung der Risiken und der negativen Auswirkungen
des Hydrofrackings zur Gewinnung nicht konventioneller Kohlenwasserstoffe auf Klima, Umwelt und biologische Vielfalt
kein weiteres Hydrofracking in der EU zu genehmigen und sidmtliche laufenden derartigen Operationen zu stoppen;

49.  weist darauf hin, dass sich die EU im Ubereinkommen der Vereinten Nationen zur Bekimpfung der Wiistenbildung
verpflichtet hat, bis 2030 Neutralitit hinsichtlich der Landdegradation (") zu erreichen, der Europdischen Rechnungshof in
seinem Bericht (”®) jedoch zu dem Schluss kam, dass dieses Ziel wahrscheinlich nicht zu verwirklichen ist; bedauert, dass die
Kommission nicht wirksam gegen Wiistenbildung vorgeht, obwohl sie eine grole Gefahr fiir die biologische Vielfalt, die
Bodenfruchtbarkeit, die natiirliche Widerstandsfahigkeit der Flachen, die Lebensmittelerzeugung und die Wasserqualitit
darstellt und 13 Mitgliedstaaten erkldrt haben, dass sie von Wiistenbildung gemiR dem Ubereinkommen der Vereinten
Nationen betroffen sind; fordert die Kommission daher auf, ehrgeiziger zu handeln und unverziiglich eine Strategie auf
EU-Ebene zur Bekdmpfung der Wiistenbildung und der Landdegradation vorzulegen;

50.  weist darauf hin, dass insgesamt die Belastung der Natur in der EU zu 13 % und die Belastung der Meere zu 48 % auf
die Verstddterung und Freizeitaktivititen zuriickzufithren sind (*#); betont, dass stadtische Griinflichen und die griine
Infrastruktur Okosystemleistungen zur Unterstiitzung der biologischen Vielfalt bieten und zum korperlichen und geistigen
Wohl der Bevolkerung beitragen konnen;

51.  unterstiitzt die Absicht der Kommission, eine EU-Plattform fiir die Begriinung der Stidte zu schaffen; fordert die
Kommission auf, spezifische ehrgeizige, verbindliche Ziele fiir die biologische Vielfalt in Stidten, naturbasierte Losungen
und griine Infrastruktur festzulegen, die Menschen und Wildtieren Nutzen bringen und zu den allgemeinen
Biodiversitatszielen beitragen; betont, dass Maffnahmen, etwa ein Mindestanteil an Griindichern auf neuen Gebduden

(®)  Richtlinie 2010/75/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 iiber Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABL L 334 vom 17.12.2010, S. 17).

() Richtlinie 2006/21/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz 2006 iiber die Bewirtschaftung von Abfillen aus
der mineralgewinnenden Industrie und zur Anderung der Richtlinie 2004/35/EG — Erklirung des Européischen Parlaments, des
Rates und der Kommission (ABI. L 102 vom 11.4.2006, S. 15).

(") EntschlieSung des Europdischen Parlaments vom 10. Februar 2021 zu dem neuen Aktionsplan fir die Kreislaufwirtschaft
(Angenommene Texte, P9_TA(2021)0040).

()  Landdegradationsneutralitit wurde von den Vertragsstaaten des Ubereinkommens zur Bekdmpfung der Wiistenbildung wie folgt
definiert: Zustand, bei dem die Menge und Qualitit von fiir die Unterstiitzung von Okosystemfunktionen und -leistungen und die
Verbesserung der Nahrungsmittelsicherheit notwendigen Bodenressourcen innerhalb bestimmter zeitlicher und raumlicher
Einheiten und Okosysteme stabil bleiben oder zunehmen.

(®)  Sonderbericht des Rechnungshofs vom 18. Dezember 2018 mit dem Titel ,Bekdmpfung der Wiistenbildung in der EU: eine
zunehmende Bedrohung, die verstirkte Mafsnahmen erfordert*.

(") State of Nature in the EU — Results from reporting under the nature directives 2013-2018* (Zustand der Natur in der EU —
Ergebnisse der Berichterstattung im Rahmen der Naturschutzrichtlinien fiir den Zeitraum 2013-2018).
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und die Unterstiitzung urbaner Landwirtschaft, nach Mdglichkeit einschlieflich der Pflanzung von Obstbdaumen, notwendig
sind, bei denen sichergestellt wird, dass keine Schidlingsbekimpfungsmittel eingesetzt und die Verwendung von
Diingemitteln auf stadtischen Griinflichen in der EU reduziert werden und die Anzahl der Griinflichen entsprechend der
Einwohnerzahl erhoht wird, wobei gleichzeitig auf Ungleichheiten beim Zugang zu stidtischen Griinflachen eingegangen
wird; fordert ferner die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Okokorridore an Land und im Meer in stidtischen
Gebieten zu erweitern, auch durch die Entwicklung eines transeuropaischen Netzes fur griine Infrastruktur (TEN-G), das mit
dem transeuropdischen Naturnetz (TEN-N) verbunden ist;

Direkte Ausbeutung von Organismen

52.  bringt seine Unterstiitzung fur die Ziele fiir 2030 zum Ausdruck, wonach mindestens 25 % der landwirtschaftlichen
Flachen 6kologisch/biologisch zu bewirtschaften sind, und wobei diese Flichen mittel- bis langfristig vergrofert werden
sollten; begriifSt auerdem nachdriicklich die Zielvorgabe, dass mindestens 10 % des Agrarlands aus Landschaftselementen
von hoher Vielfalt bestehen sollen, die in angemessenem Umfang umgesetzt werden, um die 6kologische Verbindung der
Lebensrdume innerhalb der bzw. zwischen den Kulturlandschaften herzustellen; betont, dass beide Ziele in die
EU-Rechtsvorschriften aufgenommen und von allen Mitgliedstaaten auch im Rahmen der Strategiepline der Gemeinsamen
Agrarpolitik umgesetzt werden sollten;

53.  nimmt mit groRer Besorgnis zur Kenntnis, dass laut Bericht des Europiischen Rechnungshofs iiber die Biodiversitit
landwirtschaftlicher Nutzflichen die Anzahl und Vielfalt der Arten auf landwirtschaftlichen Flichen in der EU
kontinuierlich zuriickgegangen ist; bedauert, dass in der EU-Biodiversititsstrategie fiir den Zeitraum bis 2020 keine
messbaren Ziele und Mafinahmen fur die Landwirtschaft festgelegt worden waren, was die Bewertung der Fortschritte
erschwert; weist darauf hin, dass die Verfolgung von GAP-Ausgaben fur die biologische Vielfalt nicht zuverldssig ist und
dass Politikbereiche und Strategien der EU schlecht koordiniert sind, was unter anderem mit sich bringt, dass sie sich nicht
mit dem Riickgang der genetischen Vielfalt ("*) befassen; fordert die Kommission auf, den Empfehlungen des Rechnungshofs
zur biologischen Vielfalt landwirtschaftlicher Nutzflichen zu folgen und auf den Erfahrungen aufzubauen, die mit der
Biodiversitatsstrategie fiir 2030 (") gewonnen wurden;

54.  +betont, dass die biologische Vielfalt auch fiir die Sicherstellung der Erndhrungssicherheit in der EU von
maflgeblicher Bedeutung ist; hebt hervor, dass der Landwirtschaft der EU bei der Erzeugung gesunder, sicherer und
erschwinglicher Lebensmittel eine wichtige Funktion zukommt; betont, dass die Landwirte im Hinblick auf den Erfolg dieser
Strategie eine wichtige Aufgabe iibernehmen miissen und dass diese Strategie auf die Mafnahmen, Ziele und Vorgaben der
Strategie ,Vom Hof auf den Tisch“ abgestimmt werden sollte;

55.  hilt eine Umgestaltung der Landwirtschaft in der EU fiir zwingend erforderlich, um sie entsprechend den
okologischen und klimatischen Verinderungen mit minimalem Einsatz fossiler und chemischer Betriebsmittel und
Behandlungen mit Antibiotika nachhaltig zu machen und hohe Tierschutznormen sicherzustellen; betont, dass die
Landwirtschaft zum Schutz und zur Wiederherstellung der biologischen Vielfalt beitragen sollte;

56.  halt es angesichts der moglichen soziookonomischen Auswirkungen fiir unerldsslich, dass die Landwirte bei der
Umstellung auf nachhaltigere Verfahren Unterstiitzung, auch wirtschaftliche Unterstiitzung, und Schulungen erhalten, um
agrookologische und andere innovative nachhaltige Verfahren zu fordern; erachtet es daher als sehr wichtig, fiir eine klar
definierte und ausreichende finanzielle Unterstiitzung fiir die Verwirklichung dieser Ziele — auch im mehrjdhriger
Finanzrahmen — zu sorgen, und fordert in diesem Zusammenhang die Mitgliedstaaten auf, die GAP-Strategiepldne und ihre
okologischen Elemente fur diese Zwecke anzuwenden und gleichzeitig Losungen fuir den Schutz der biologischen Vielfalt zu
entwickeln, die in jeglicher Hinsicht vorteilhaft sind;

57.  fordert die Kommission auf, eine Strategie zur Unterstiitzung lokaler Wertschopfungsketten zu entwickeln, um die
vorgeschlagenen Ziele zu erreichen, und betont, dass kleine landwirtschaftliche Unternehmen besondere Unterstiitzung bei
ihrem Beitrag zur Strategie benétigen;

58.  begriiflt, dass die okologische Landwirtschaft inzwischen als eines der zentralen Elemente auf dem Weg der EU zu
nachhaltigeren Lebensmittelsystemen, insbesondere angesichts der Besorgnis iiber den Riickgang der biologischen Vielfalt,
und fir die Verwirklichung offentlicher politischer Zielsetzungen in den Bereichen wirtschaftliche Entwicklung,
Beschiftigung im ldndlichen Raum, Umweltschutz und Klimaschutzmafinahmen anerkannt wurde; betont die Bedeutung
des Europdischen Aktionsplans fur okologische Landwirtschaft, um ihre Verbreitung zu fordern;

59.  betont, dass die Entwicklung der okologischen/biologischen Lebensmittelerzeugung von marktgesteuerten
Entwicklungen und Maflnahmen im Bereich der Versorgungskette begleitet werden muss, mit denen die Nachfrage nach
okologischen/biologischen Lebensmitteln angeregt wird, unter anderem durch die Vergabe offentlicher Auftrage und eine
breite Palette von Fordermafnahmen, durch Forschung, Innovation, Weiterbildung und Transfer wissenschaftlicher
Erkenntnisse, so dass die Stabilitdt des Marktes fiir okologische/biologische Erzeugnisse, die faire Vergiitung der Landwirte
und Mafinahmen zur Unterstiitzung junger 6kologisch/biologisch wirtschaftender Landwirte gefordert werden; betont, dass

) Sonderbericht des Rechnungshofs vom 5. Juni 2020 mit dem Titel ,Biodiversitit landwirtschaftlicher Nutzflichen: Der Beitrag der
GAP hat den Riickgang nicht gestoppt*.
() Ebenda.
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die gesamte Kette fur die Versorgung mit 6kologischen/biologischen Lebensmitteln weiterentwickelt werden muss, damit
eine lokale Verarbeitung und der Vertrieb dkologischer/biologischer Erzeugnisse aus der EU maoglich ist;

60.  stellt fest, dass die Mitgliedstaaten je nach Entwicklungsstand ihrer jeweiligen Biobranche in unterschiedlichem
Umfang zu diesen unionsweiten Zielen beitragen diirften, und fordert daher die Festlegung nationaler Ziele; hebt hervor,
dass diese Ziele ohne eine starke finanzielle Unterstiitzung, solide Schulungsprogramme und Beratungsdienste nicht
verwirklicht werden konnen; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre GAP-Strategiepline entsprechend zu gestalten, und fordert
die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass diese Strategiepldne ihren Zweck erfiillen;

61.  hilt es fur wichtig, einen kollektiven Ansatz zu fordern und seinen Multiplikatoreffekt zu nutzen, um die
Maflnahmen im Rahmen der Biodiversititsstrategie zu unterstiitzen, und fordert die Kommission auf, assoziative
Unternehmen wie Agrar- und Lebensmittelgenossenschaften dabei zu fordern und zu unterstiitzen, Mafinahmen zum
kollektiven Schutz der biologischen Vielfalt umzusetzen;

62.  hebt hervor, dass der GAP entscheidende Bedeutung zukommen sollte, wenn es gilt, die biologische Vielfalt,
einschlieSlich der genetischen Vielfalt, auf landwirtschaftlich genutzten Flachen zu schiitzen und zu férdern; bedauert, dass
sich der Jahrzehnte andauernde Riickgang der biologischen Vielfalt im Rahmen der GAP nicht riickgingig machen lief;
weist darauf hin, dass die Produktivitit und Widerstandsfahigkeit von der biologischen Vielfalt abhingen, die von
wesentlicher Bedeutung dafiir ist, die langfristige Nachhaltigkeit und Widerstandsfahigkeit der Lebensmittelsysteme und der
Erndhrungssicherheit in der Union sicherzustellen; ist der Auffassung, dass von den kleinen Anderungen, die im Zuge der
verschiedenen Reformen der Gemeinsamen Agrarpolitik eingefithrt wurden, kein starkes Signal an die Landwirte ausging,
Anderungen in ihrer Form der Bewirtschaftung vorzunehmen, und ist der Ansicht, dass eine bedeutende Anderung auf der
Grundlage von Erfahrung und Vorhersagen zu Klima- und Biodiversititskrisen notwendig ist;

63.  weist erneut darauf hin, dass die GAP vollkommen mit den ehrgeizigeren Klima- und Biodiversititszielen der EU in
Einklang stehen sollte; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, die GAP-Strategiepldne fur die
Umsetzung der Ziele der Biodiversititsstrategie fiir 2030 und der Strategie ,Vom Hof auf den Tisch® zu nutzen,
einschlieflich der durchgingigen Beriicksichtigung der biodiversititsfreundlichen Landnutzung und agrodkologischer
Ansitze, und fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, bei der Festlegung ihrer Konditionalititsvorgaben ehrgeizige
Ausgangswerte fiir Nachhaltigkeit und biologische Vielfalt festzulegen und umgehend ehrgeizige Mafinahmen zu entwickeln
und umzusetzen, insbesondere Oko-Regelungen und Agrarumwelt- und KlimamaBnahmen; betont, dass angemessene
Finanzmittel fiir die Wiederherstellung vorgesehen werden sollten; fordert die Mitgliedstaaten auf, dabei auf den
Empfehlungen der Kommission aufzubauen;

64.  fordert die Mitgliedstaaten auf, insbesondere im Rahmen ihrer GAP-Strategiepline die erforderlichen Maflnahmen in
Bezug auf Landschaftselemente von hoher Vielfalt zu entwickeln und dabei zum Beispiel Hecken oder Pufferstreifen
vorzusehen, um auch die Verbindungen zwischen Lebensrdumen und die Schaffung griiner Korridore zu fordern;

65. hilt es fir notwendig, den Uberwachungsrahmen in der GAP zu stirken, auch durch die Ausarbeitung
verldsslicherer Indikatoren zur Messung der Auswirkungen; fordert die Kommission auf, eine unabhingige Bewertung der
aggregierten erwarteten Auswirkungen der nationalen Strategiepline durchzufiihren, sobald diese genehmigt wurden;
fordert die Kommission auf, angemessene Mafnahmen zu ergreifen, wo nach dieser Analyse die Bemithungen zur
Erreichung der Ziele des europdischen Griinen Deals unzureichend sind, beispielsweise durch die Aufforderung an die
Mitgliedstaaten, im Rahmen der Halbzeitiiberpriifung ihre Strategiepline zu dndern oder zu iberpriifen;

66.  betont die Bedeutung ausgewogener Erndhrung; ist der Ansicht, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten die
Annahme gesunder und ausgewogener Erndhrungsweisen, unterstiitzen und dabei geeignete Mafnahmen zur Unter-
stiitzung von Landwirten bei diesem Ubergang einfithren sollten, wobei der notwendigen Erhaltung der wirtschaftlichen
Tragfihigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe in der EU gebiihrend Rechnung zu tragen ist;

67.  bedauert, dass sich die landwirtschaftliche Erzeugung und der Verbrauch landwirtschaftlicher Erzeugnisse
zunchmend auf eine begrenzte Zahl landwirtschaftlicher Kulturen und innerhalb dieser auf eine begrenzte Zahl an Sorten
und Genotypen konzentriert; betont, dass die Verbesserung und Bewahrung genetischer Variabilitit von entscheidender
Bedeutung fiir die Férderung der Vielfalt landwirtschaftlicher Okosysteme und die Erhaltung lokaler genetischer Ressourcen
ist, insbesondere als Sammlung von Losungen, um die 6kologischen und klimatischen Herausforderungen zu bewiltigen;
erachtet es als sehr wichtig, lokale Rassen und Sorten zu nutzen, die am besten fiir die lokalen Okosysteme geeignet sind;

68.  fordert die Kommission auf, zu bewerten, ob die Entwicklung einer Naturkapitalbilanzierung die Ausbeutung der
Natur und die Auswirkungen auf Arten und Okosysteme begrenzen und rationalisieren und damit dazu beitragen kann, den
Verlust an biologischer Vielfalt aufzuhalten und umzukehren; hegt allerdings Vorbehalte, ob es moglich ist, den Wert der
Natur quantitativ zu messen, und betont, dass Natur einen immanenten Wert hat; fordert die Kommission in diesem
Zusammenhang auf, mehr Informationen iiber die mdgliche internationale Initiative zur Naturkapitalbilanzierung
bereitzustellen;
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69.  fordert die Mitgliedstaaten auf, im Rahmen ihrer GAP-Strategiepline die erforderlichen Malnahmen zur Forderung
von Gebieten mit grofler biologischer Vielfalt, darunter Landschaftselemente, auszuarbeiten, um langfristig Flachen von
hoher Vielfalt, die der biologischen Vielfalt forderlich sind und mindestens 10 % ausmachen, zu erreichen, bestehend
beispielsweise aus Hecken, Pufferstreifen, Gebieten, in denen keine Chemikalien eingesetzt werden, und voriibergehend
brachliegenden Flichen sowie extensiv bewirtschafteten landwirtschaftlichen Fliachen, die langfristig der biologischen
Vielfalt gewidmet sind, und die Verbindungen zwischen Lebensrdumen und die Schaffung griiner Korridore soweit wie
moglich zu fordern, um das Potenzial fir biologische Vielfalt zu maximieren;

70.  stellt fest, dass die Pelzproduktion, bei der Tausende von nicht domestizierten Tieren dhnlichen Genotyps eng
beieinander unter chronischen Stress verursachenden Bedingungen gehalten werden, das Wohlergehen der Tiere erheblich
beeintrichtigen kann und ihre Anfilligkeit fir Infektionskrankheiten einschlieflich Zoonosen erhoht, wie es im
Zusammenhang mit COVID-19 bereits bei Nerzen der Fall war;

71.  bedauert, dass die Zusage der EU, den hochstmaoglichen Dauerertrag bis zum Jahr 2020, eines der wichtigsten Ziele
der Gemeinsamen Fischereipolitik, in vollem Umfang zu erreichen, nicht verwirklicht wurde; betont, dass alle Fischbestidnde
auf ein Niveau gebracht werden sollten, bei dem mehr als der hochstmogliche Dauerertrag sicherstellt ist, wobei auch das
Vorsorgeprinzip geachtet und dafiir gesorgt wird, dass die Alters- und Grofenverteilung auf einen gesunden Bestand
hindeutet; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich unverziiglich zu verpflichten, alle Meereslebensraume
und Fischbestinde unter Beriicksichtigung des hochstmoglichen Dauerertrags vollstindig wiederherzustellen und dazu
einen okosystembasierten Ansatz fiir die Bestandsbewirtschaftung anzuwenden, bei der Umsetzung dieses Ansatzes die
Selektivitit und das Uberleben von Nichtzielarten zu verbessern und die Auswirkungen der Fischerei auf die
Meeresokosysteme zu verringern, einschlieflich der Begrenzung von Praktiken oder Anwendungen, die nachteilige
Auswirkungen haben;

72.  weist zudem darauf hin, dass die Kommission gemaf der neuen Verordnung mit technischen Manahmen (”7) dem
Parlament und dem Rat bis zum 31. Dezember 2020 einen Bericht vorlegen muss und dass die Kommission in jenen Fillen
Mafinahmen vorschlagen kann, in denen Nachweise dariiber vorliegen, dass die Ziele und Vorgaben nicht erreicht wurden;

73.  fordert die Kommission auf, gegen die Schadigung, die Eutrophierung und die Versduerung von Meeren vorzugehen
und dazu einen weitreichenden Aktionsplan fiir den Schutz maritimer Okosysteme und die Erhaltung der Fischbestinde
vorzulegen; ist der Ansicht, dass alle Maffnahmen, einschlieflich Vorschriften, beschlossen werden sollten, um maogliche
negative Auswirkungen von wirtschaftlichen und anderen Titigkeiten auf Meereslebensrdume zu verringern;

74.  hilt es fur sehr wichtig, Bestandsauffillungsgebiete oder Nullnutzungszonen einzurichten, damit sich die
Populationen erholen konnen, auch in Aufwuchsgebieten und Laichgriinden; erachtet es als iiberaus wichtig, in
Nullnutzungszonen jegliche Fischerei und andere Fangtitigkeiten zu untersagen;

75.  unterstiitzt nachdriicklich das Ziel der Nulltoleranz gegeniiber illegaler, nicht gemeldeter und regulierter Fischerei
(IUU-Fischerei); weist darauf hin, dass sich die IUU-Fischerei dufSerst nachteilig auf den Zustand der Bestinde, die
Meeresokosysteme, die biologische Vielfalt und die Wettbewerbsfihigkeit der Fischer in der EU auswirkt; fordert, dass die
Handelspolitik und die Fischereipolitik der Union besser aufeinander abgestimmt werden, um die IUU-Fischerei wirksam in
Angriff zu nehmen;

76.  fordert die Kommission auf, in Bezug auf die Ursachen des Verlusts an biologischer Vielfalt in den Meeren einen
wirklich okosystembasierten Ansatz zu verfolgen, in den der Befischungsdruck auf die Bestinde, die biologische Vielfalt und
die Meeresokosysteme, aber auch andere Faktoren — wie Verschmutzung, Klimawandel, Schifffahrt, Kiistennutzung und
Nutzung kiistennaher Gebiete — einfliefen, auch mithilfe der Bewertung der Auswirkungen aller Fischerei- und sonstiger
Meeresaktivititen unter Beriicksichtigung der Fihigkeit von Okosystemen, zur Anpassung an den Klimawandel und zu
seiner Eindimmung sowie zu Raduber-Beute-Beziehungen beizutragen;

77.  ersucht die Kommission und die Mitgliedstaaten, Mafnahmen zur Forderung der Entwicklung und Umsetzung
besserer Fischschutzmethoden beim Fang, bei der Anlandung und der Totung von Fischen entsprechend den besten
wissenschaftlichen Erkenntnissen zu ergreifen;

78.  ist der Ansicht, dass sichergestellt werden muss, dass Fischzuchtverfahren nachhaltig sind und auf dem Wohlergehen
der Fische beruhen; ist der Uberzeugung, dass die Aquakulturproduktion auf nachhaltigen Erzeugungsmethoden basieren
sollte, beispielsweise extensiven Methoden und die Verwendung von Algen-, Muschel- oder Teichsystemen und Aquakultur
im Lagunenkomplex, die wichtige Okosystemfunktionen und -leistungen wie die Erhaltung von Feuchtgebieten bieten und
den Druck auf Ressourcen und die biologische Vielfalt verringern konnen, zumal sie weniger CO, ausstoffen und eine
Nahrungsquelle sind; bringt seine Besorgnis iiber den Fang von Fischen allein als Futtermittel fir fleischfressende
Zuchtfische zum Ausdruck und ist der Ansicht, dass diese Fischfangpraxis schrittweise abgeschafft und durch nachhaltige
Alternativen ersetzt werden sollte; erachtet es als sehr wichtig, dass die Verwaltungsverfahren fur die Aquakultur klar sind

()  Verordnung (EU) 2019/1241 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 mit technischen Mafnahmen fiir die
Erhaltung der Fischereiressourcen und den Schutz von Meeresokosystemen (ABL L 198 vom 25.7.2019, S. 105).
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und vollstindig umgesetzt werden konnen; fordert die Kommission auf, ihre Leitlinien zu dem Thema ,Aquakultur und
Natura-2000-Gebiete” zu aktualisieren, soweit erforderlich;

79.  nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass sich die physischen Stérungen des Meeresbodens in den Kiistengewdssern
der Union insbesondere aufgrund der Grundschleppnetzfischerei (") weiter ausbreiten, die von der FAO als diejenige
Fangmethode ermittelt wurde, die am meisten zu den jahrlichen Riickwiirfen beitragt und je nach Art der Fischerei und den
Besonderheiten der befischten Gebiete schiddliche Auswirkungen auf den Meeresboden hat (”); weist darauf hin, dass es sich
bei Grundschleppnetzen um eines der gingigsten Fanggerdte in der EU handelt (*°); weist erneut auf die bestehende
Verpflichtung hin, in Gebieten, in denen die Existenz gefahrdeter mariner Okosysteme bekannt oder wahrscheinlich ist, die
Fischerei mit grundberithrendem Fanggerit in einer Tiefe von mehr als 400 Metern einzustellen; fordert die Kommission
und die Mitgliedstaaten daher auf, fiir die vollstindige und wirksame Umsetzung der Verordnung (EU) 2016/2336 (*!) zu
sorgen, auch in Bezug auf unterseeische Berge; fordert aulerdem die Kommission auf, nach den Beschrinkungen im
Mittelmeer (*2) soweit erforderlich den Einsatz von Grundschleppnetzen in Kiistennihe zu begrenzen und dies auch in den
anstehenden Aktionsplan zur Erhaltung der Fischbestinde und zum Schutz der Meeresokosysteme aufzunehmen, damit die
nachhaltigsten und am wenigsten schidigenden Verfahren zur Anwendung kommen;

80.  betont, dass in den Bestandsbewirtschaftungsplinen die Ergebnisse wissenschaftlicher Studien zu den Auswirkungen
von Fangmethoden auf Arten, Lebensrdume, die biologische Vielfalt der Meere und die Meeresumwelt beriicksichtigt
werden sollten und dass die Pline Losungen fiir die festgestellten negativen Auswirkungen enthalten und einen
entsprechenden Beitrag leisten sollten, unter anderem durch Begrenzung ihres Einsatzes oder die Einfihrung neuer
technischer Eindimmungslosungen; betont, dass Beifinge empfindlicher Arten unterbunden oder auf Mengen reduziert
werden sollten, die die vollstindige Wiederherstellung ermdéglichen, und dass die Schidigung der Lebensrdume am
Meeresboden so gering wie moglich gehalten werden sollten;

81.  fordert die Kommission auf, eine Definition von Supertrawlern zu erarbeiten und Mafsnahmen ins Auge zu fassen,
die deren Aktivititen in Gewissern der EU begrenzen, und insbesondere ihre Aktivititen in Schutzgebieten zu untersagen;

82.  halt es fur wesentlich, eine gute Zusammenarbeit mit Drittlindern und insbesondere mit Nachbarlindern
aufzubauen, auch mit der Forderung einer gleichwertigen Kontrolle der Fischereiressourcen in Gewdssern von Drittlindern,
damit gesunde Okosysteme in den marinen Lebensrdumen grenziibergreifend sichergestellt werden kénnen;

83.  weist darauf hin, dass die GFP und die Fischereikontrollverordnung (**) der EU einen Regelungsrahmen mit speziellen
Instrumenten fiir die Fischerei an die Hand geben; hilt es fiir sehr wichtig, dass die soziookonomische Nachhaltigkeit fiir
alle vom Ubergang zu 6kologischen Verfahren im Rahmen der blauen Wirtschaft betroffenen Fischern sichergestellt wird,
einschlieflich der entsprechenden notwendigen Schulung; betont, dass iiber den Europiischen Meeres-, Fischerei- und
Aquakulturfonds und Horizont Europa angemessene Mittel fiir diese Zwecke bereitgestellt werden miissen;

84.  fordert den Rat auf, im Einklang mit der Empfehlung der Europiischen Biirgerbeauftragten im Fall 640/2019/FP
unaufgefordert alle Dokumente im Zusammenhang mit angenommenen Verordnungen zu zuldssigen Gesamtfangmengen
zu verdffentlichen;

85.  empfichlt, dass kontinuierlich Daten erhoben werden, damit die Nachhaltigkeitskriterien besser beurteilt werden
konnen und verhindert wird, dass Fanggebiete eingerichtet werden, wo sich nachweislich empfindliche Meeresokosysteme
befinden;

86.  besteht darauf, dass die Prioritit in Schutzgebieten die Erhaltung und Wiederherstellung der Umwelt sein muss und
dass dieses Ziel nicht durch Aktivititen in diesen Gebieten untergraben werden sollte; fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, menschliche Titigkeiten in Meeresschutzgebieten zu verbieten; fordert die Kommission nachdriicklich
auf, daftir zu sorgen, dass die Anfilligkeit von Arten und Lebensrdumen fur die durch den Menschen verursachte Belastung
in allen Meeresgebieten in den nationalen maritimen Raumordnungspldnen angegangen wird;

("®  EUA-Bericht mit dem Titel ,Marine Messages I Seite 34.

() FAO Fisheries and Aquaculture Technical Paper vom 19. Februar 2019 mit dem Titel ,, A third assessment of global marine fisheries
discards”.

(*)  Sonderbericht des Europdischen Rechnungshofs mit dem Titel ,Biodiversitdt landwirtschaftlicher Nutzflichen: Der Beitrag der GAP
hat den Riickgang nicht gestoppt®.

() Verordnung (EU) 2016/2336 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2016 mit besonderen Auflagen fir
die Befischung von Tiefseebestinden im Nordostatlantik und Vorschriften fiirr den Fischfang in internationalen Gewissern des
Nordostatlantiks und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2347/2002 des Rates (ABL. L 354 vom 23.12.2016, S. 1).

(®»  Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 betreffend die Mafnahmen fiir die nachhaltige
Bewirtschaftung der Fischereiressourcen im Mittelmeer und zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 284793 sowie zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1626/94 (ABL L 409 vom 30.12.2006, S. 11.

(*)  Verordnung (EG) Nr. 12242009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einfiihrung einer gemeinschaftlichen Kontrollregelung zur
Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der gemeinsamen Fischereipolitik (ABL L 343 vom 22.12.2009, S. 1).
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87.  erachtet es als sehr wichtig, bestehende Meeresschutzgebiete insbesondere in Gebieten mit grofer biologischer
Vielfalt zu stiarken und wirksam umzusetzen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, vorrangig spezifische
Bewirtschaftungspline fir diese Gebiete aufzustellen, in denen klare Ziele fiir die Bestandserhaltung und wirksame
Mafnahmen zur Uberwachung, Beobachtung und Kontrolle festgelegt werden; fordert die Mitgliedstaaten insbesondere
nachdriicklich auf, die Ausarbeitung und Vorlage gemeinsamer Empfehlungen fir das Fischereimanagement in ihren
Meeresschutzgebieten gemaff Artikel 11 der GFP zu beschleunigen; ist der Ansicht, dass die Auswirkungen des
Klimawandels auf im Meer lebende Arten umfassend beriicksichtigt werden sollten; fordert ferner die Kommission auf, in
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten Kriterien und Leitlinien fiir eine angemessene Bewirtschaftungsplanung der
ausgewiesenen Meeresschutzgebiete, auch in Okokorridoren, auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissenschaftlichen
Erkenntnisse vorzulegen und die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu erleichtern;

88.  fordert die Kommission auf, Meeresschutzgebiete in internationalen Zielen erst dann zu zihlen, wenn sie richtig
bewirtschaftet werden;

89. ist der Ansicht, dass die neuen Meeresschutzgebiete in das Natura-2000-Netz aufgenommen werden sollten und
damit die okologische Vernetzung gefordert werden sollte;

90.  hebt hervor, dass Meeresschutzgebiete — wenn sie erfolgreich eingefiihrt werden — insbesondere fir die
Kistenbevolkerung, die Fischerei und den Tourismus einen erheblichen sozio6konomischen Nutzen haben, und dass
Meeresschutzgebiete wichtige okologische Funktionen fiir die Wiederauffiillung von Fischbestinden erfillen konnen,
wodurch sich die Widerstandsfihigkeit der Fischbestinde verbessern kann;

91.  weist darauf hin, dass die neue EU-Forststrategie mit dem europdischen Klimagesetz und der Biodiversititsstrategie
fir 2030 vereinbar sein muss; betont, dass es einer allumfassenden und koharenten Forststrategie bedarf, mit der unter
uneingeschriankter Achtung der Klima- und Umweltziele der EU die multifunktionale Rolle der Wilder und des
forstbasierten Sektors in der EU gestirkt und der umfassende 6kologische, gesellschaftliche und 6konomische Nutzen der
Wilder gefordert wird; betont, dass der Schutz und Wiederherstellung des Klimas und der biologischen Vielfalt zentrale und
miteinander verkniipfte Ziele in der neuen EU-Forststrategie sind und deshalb eindeutig Vorrang genieen miissen; fordert
die Aufnahme spezifischer verbindlicher Ziele fiir den Erneuerung und den anschlieBenden Schutz von Waldokosystemen
in den Plan zur Wiederherstellung der Natur, die auch in die EU-Forststrategie aufgenommen werden sollten; ist der Ansicht,
dass die unterschiedlichen lokalen, regionalen und nationalen Umstinde der Mitgliedstaaten berticksichtigt werden sollten;

92.  bekraftigt seinen Standpunkt vom 8. Oktober 2020 zur EU-Forststrategie, wonach die Strategie als Briicke zwischen
der Forstpolitik und den agrarforstwirtschaftlichen Strategien der einzelnen Mitgliedstaaten einerseits und den Zielen der EU
fur die Wilder und die landwirtschaftlich genutzten Walder andererseits dienen sollte, indem sie sowohl dem Erfordernis,
die Zustindigkeit der Einzelstaaten zu achten, als auch der Notwendigkeit, einen Beitrag zu den umfassenderen Zielen der
EU zu leisten, gerecht wird; betont daher, dass bei der EU-Forststrategie dem Subsidiaritdtsprinzip Rechnung zu tragen ist
und die Zustindigkeiten der EU im Bereich des Umweltschutzes anzuerkennen sind; weist erneut darauf hin, dass die
Umweltpolitik der Union gemifs Artikel 191 AEUV zur Verfolgung bestimmter Ziele beitragen muss, etwa zur Erhaltung,
zum Schutz und zur Verbesserung der Qualitit der Umwelt und zur umsichtigen und rationellen Verwendung der
natiirlichen Ressourcen; weist darauf hin, dass sich mehrere Rechtsvorschriften der EU auf Wilder und ihre Bewirtschaftung
beziehen;

93.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, daftir zu sorgen, dass sie in ihrer Innen- und Aufenpolitik die
hochsten Umweltnormen zum Schutz der Wilder anwenden;

94.  hebt hervor, dass mit der neuen EU-Forststrategie die nachhaltige Forstwirtschaft gefordert werden sollte, und
erachtet es als sehr wichtig, die nachhaltige Forstwirtschaft im Interesse der Gesundheit, der Klimaresilienz und der
Langlebigkeit der Waldokosysteme und der Erhaltung der multifunktionalen Rolle der Wilder, in ausgewogener Weise zu
stirken; stellt fest, dass die Erhaltung und nachhaltige Bewirtschaftung der Walder der EU fiir das allgemeine Wohlbefinden
von entscheidender Bedeutung ist, da in den Wildern dem Gemeinwohl dienende Titigkeiten in den Bereichen Erholung
und Gesundheit und auch Bildung ausgetibt werden konnen, und weist darauf hin, dass durch nachhaltige
Waldbewirtschaftung der Schutz der biologischen Vielfalt in den Wildern der EU gefordert wird; weist erneut darauf
hin, dass sich die EU und ihre Mitgliedstaaten dazu verpflichtet haben, die Definition und die Grundsitze einer nachhaltigen
Waldbewirtschaftung anzuwenden;

95.  betont die Funktion der Walder im Hinblick darauf, einen Beitrag zu den Klimazielen der EU zu leisten; ist der
Ansicht, dass vorrangig eine kreislauforientierte und nach dem Kaskadensystem erfolgende Nutzung von Waldressourcen
und anderen Biomasseressourcen stattfinden sollte, bei der die wissenschaftlich fundierten Schutz- und Wieder-
herstellungsmafnahmen und Klimaschutzmafinahmen nicht beeintrichtigt werden; betrachtet die Verwendung von Holz
als Baumaterial als gutes Beispiel;

96.  betont, dass die agrarforstwirtschaftlichen Mafnahmen und Aufforstungsmanahmen im Rahmen der GAP von
entscheidender Bedeutung sind, und fordert, dass forstwirtschaftliche Mafnahmen im Einklang mit der EU-Waldstrategie
fortgesetzt werden;



C 6744 Amtsblatt der Europdischen Union 8.2.2022

Mittwoch, 9. Juni 2021

97.  betont, dass die Waldokosysteme, einschliefSlich ihrer Fauna und Flora, widerstandsfahig und gesund sein miissen,
damit die Wilder auch kiinftig (und in noch gréRerem MafRe) zahlreiche Okosystemleistungen wie etwa biologische Vielfalt,
saubere Luft und Wasser, gesunde Boden und die Bereitstellung holzbasierter und sonstiger Rohstoffe erbringen konnen;
weist darauf hin, dass die Ziele der EU in den Bereichen Umweltschutz, Klimaschutz und biologische Vielfalt ohne Walder
und ohne eine multifunktionale, gesunde und nachhaltig wirtschaftende Forstwirtschaft, die eine langfristige Perspektive
verfolgt, nicht verwirklicht werden konnen;

98.  hilt es fir geboten, einen kohidrenten Ansatz auszuarbeiten, der den Schutz der biologischen Vielfalt und den
Klimaschutz mit einem florierenden forstbasierten Sektor und einer nachhaltigen Biookonomie zusammenbringt;

99.  stellt fest, dass die Bedeutung der Verwendung von Holz aus nachhaltig bewirtschafteten Waldern und
Holzerzeugnissen zum Ubergang zu einer CO2-neutralen Wirtschaft und zum Aufbau einer kreislauforientierten
Biookonomie beitrigt;

100.  betont, dass die EU-Vorschriften fiir die Nutzung forstwirtschaftlicher Biomasse zur Energieerzeugung iiberarbeitet
und auf die Ziele der Biodiversititsstrategie fir 2030 und das europdische Klimagesetz abgestimmt werden miissen,
insbesondere im Rahmen der Richtlinie tiber erneuerbare Energie und des delegierten Rechtsakts zur Taxonomiever-
ordnung;

101.  begriifft die Zusage, in der EU mindestens drei Milliarden zusitzliche Baume zu pflanzen; betont, dass die
Baumpflanzungsinitiativen der EU auf klaren umweltbezogenen Grundsitzen, der Proforstung, der nachhaltigen
Wiederaufforstung, der Begriinung stadtischer und stadtnaher Gebiete, der Wiederherstellung, der Verbesserung der
Vernetzung und der Agroforstwirtschaft entsprechend den neuesten wissenschaftlichen Entwicklungen beruhen sollten;
fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass diese Initiativen nur in Ubereinstimmung mit den Zielen der biologischen
Vielfalt durchgefiihrt werden und diesen forderlich sind, und sicherzustellen, dass mit diesen Anpflanzungen keine
bestehenden alten und artenreichen Walder ersetzt werden, und dass daftir gesorgt wird, dass widerstandsfahige und
gesunde Mischwilder entstehen;

102.  weist erneut auf seine Standpunkte hin, die es in seiner EntschlieBung fir einen EU-Rechtsrahmen zur
Eindimmung und Umkehrung der von der EU verursachten weltweiten Entwaldung dargelegt hat; fordert die Kommission
auf, dringend einen Vorschlag fiir einen Rechtsrahmen der Union auf der Grundlage der Sorgfaltspflicht vorzulegen, damit
Wertschopfungsketten nachhaltig sind und Erzeugnisse oder Rohstoffe, die auf dem Binnenmarkt in Verkehr gebracht
werden, nicht zu Entwaldung, Waldschiddigung, Umwandlung oder Schidigung von Okosystemen oder zu Menschen-
rechtsverletzungen fithren oder darauf beruhen; stellt fest, dass ein solcher Rechtsrahmen der Union nicht nur fir Walder
gelten sollte, sondern auch auf andere Okosysteme mit hohem Kohlenstoffbestand und grofer biologischer Vielfalt, etwa
Meeres- und Kiistenokosysteme, Feuchtgebiete, Moore und Savannen, ausgedehnt werden sollte, damit diese Landschafts-
arten nicht unter Druck geraten;

103.  fordert die Kommission auf, die Moglichkeit der Schaffung eines Rechtsrahmens, in erster Linie im Rahmen der
Welthandelsorganisation (WTO), zu prifen, der ein Verbot des Handels mit bestimmten Rohstoffen, Produkten und
Dienstleistungen, durch die die biologische Vielfalt gefdhrdet wird, ermoglicht;

104.  betont, dass der Umweltfuflabdruck der Produktion und des Verbrauchs in der EU dringend reduziert werden sollte,
damit sie innerhalb der Belastungsgrenzen des Planeten bleiben; fordert die Kommission auf, verbindliche Ziele der EU fiir
2030 vorzuschlagen, um den Materialfufabdruck und den Konsumfuflabdruck der EU bis 2050 erheblich zu verringern,
damit die Belastbarkeitsgrenzen des Planeten nicht mehr iiberschritten werden (*); unterstiitzt die Kommission darin, bei
der Messung des 6kologischen FuSabdrucks von Produkten und Organisationen einen Lebenszyklusansatz zu verfolgen; ist
der Ansicht, dass die Herstellung und Verwendung von Kunststoffen reduziert werden sollte; ist der Ansicht, dass bei
wirtschaftlichen Tétigkeiten, die Auswirkungen auf Okosysteme und ihre biologische Vielfalt haben und bei denen diese
ausgebeutet werden, alle moglichen Schutzmafnahmen vorgesehen werden sollten, mit denen die negativen Auswirkungen
dieser Titigkeiten auf die Okosysteme abgemildert werden;

Klimawandel

105.  bringt seine Besorgnis dariiber zum Ausdruck, dass die Mehrzahl der Verbreitungsgebiete terrestrischer Arten in
einem Szenario der Erderwdrmung um 1,5 bis 2°C deutlich abnehmen diirfte und dass im Meer lebende Arten
gleichermafSen bedroht sind, zumal die Temperatur angesichts der derzeitigen Entwicklungen hochstwahrscheinlich dariiber
hinaus weiter steigen diirfte; betont daher, dass die Zeile der EU deutlich anspruchsvoller werden miissen, wobei
naturbasierte und okosystembasierte Losungen bei der Erreichung der Klimaschutzziele und bei Anpassungsstrategien
Vorrang haben miissen und der Schutz natiirlicher terrestrischer und mariner Kohlenstoffsenken in der EU ergdnzend zur
Verringerung der Treibhausgasemissionen verstirkt werden muss;

106.  fordert die Kommission auf, die Auswirkungen des Klimawandels auf die Abundanz und geografische Verteilung
der Arten zu bewerten und diese Bewertung bei der Umsetzung der Biodiversitdtsstrategie fiir 2030 zu beriicksichtigen und
die Mitgliedstaaten dabei zu unterstiitzen, die Ergebnisse in ihre nationalen Mafnahmen und in die kiinftige
Berichterstattung im Rahmen der Naturschutzrichtlinien zu ibernehmen;

(*)  EntschlieSung zu dem neuen Aktionsplan fir die Kreislaufwirtschaft.
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107.  hebt hervor, dass gesunden Meeresokosystemen eine wesentliche Funktion dabei zukommt, dem Verlust an
biologischer Vielfalt Einhalt zu gebieten und ihn umzukehren und den Klimawandel einzuddimmen; fordert die Erhaltung
und Wiederherstellung von kohlenstoffreichen Meereslebensraumen, um die Kohlendioxidspeicherung, den Kiistenschutz,
die Widerstandsfahigkeit der Meeresfauna und Fischereien gegeniiber dem Klimawandel zu verbessern; fordert ferner deren
Einbeziehung in wirksam bewirtschaftete Meeresschutzgebiete;

108.  fordert die Kommission nach der Verabschiedung des europiischen Klimagesetzes (*) und der Berticksichtigung der
wichtigen Rolle natiirlicher Kohlendioxidsenken bei der Verwirklichung der Klimaneutralitit auf, ein ehrgeiziges,
wissenschaftsbasiertes Ziel der EU fur 2030 fur den Abbau von Treibhausgasemissionen durch natiirliche Kohlen-
dioxidsenken vorzuschlagen, das mit der Biodiversititsstrategie fiir 2030 vereinbar sein und in Rechtsvorschriften
umgesetzt werden sollte; weist zudem darauf hin, dass die rasche Verringerung von Emissionen weiterhin Vorrang haben
muss;

109.  fordert die Kommission auf, moglichst bald einen langfristigen EU-Aktionsplan zu Klimaschutz und biologischer
Vielfalt, einschlieBlich in Bezug auf die jeweiligen Ziele, auszuarbeiten, durch den die Koordinierung verbessert und die
Kohirenz, Nachhaltigkeit und nachhaltige Verbindungen fiir kiinftige Mafinahmen sichergestellt werden und in dem die
Verpflichtungen aus dem globalen Rahmen fiir die biologische Vielfalt fiir die Zeit nach 2020, dem Ubereinkommen von
Paris, den national festgelegten Beitragen und den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung eingeschlossen sind; hilt es fiir sehr
wichtig, so bald wie méglich die Uberwachung, Berichterstattung und Uberpriifung der Klima- und Biodiversititsplidne
formell zu koordinieren; betont, dass widerstandsfihige und gesunde Okosysteme entscheidend fiir die Bewiltigung des
Klimawandels und die Anpassung daran ist, und dass Synergieeffekte zwischen der Biodiversitits- und Klimaschutzpolitik
bei Maffnahmen im Rahmen des Europdische Klimapakts sichergestellt werden sollten;

110.  begriifit die neue EU-Strategie fiir die Anpassung an den Klimawandel; ist der Ansicht, dass die MafSnahmen gemif3
der Anpassungsstrategie vollstindig auf die Biodiversititsstrategie fiir 2030 und die Mafnahmen zur Vorsorge und
Pravention von Naturkatastrophen im Rahmen des Katastrophenschutzverfahrens der Union abgestimmt sein sollten;

111.  unterstiitzt ferner kosystembasierte Ansitze gemif dem Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt, mit denen
eine allumfassende Strategie fur die integrierte Bewirtschaftung von Land, Wasser und lebenden Ressourcen bieten und die
Erhaltung und nachhaltige Nutzung auf gerechte Weise gefordert wird;

112.  fordert, dass der Begriff ,naturbasierte Losungen besser definiert und mit dieser Definition sichergestellt werden
sollte, dass die biologische Vielfalt und die Integritdt der Okosysteme nicht beeintrichtigt werden; fordert daher, dass auf
EU-Ebene eine klarere Definition sowie Leitlinien und Instrumente fir die Anwendung naturbasierter Losungen
ausgearbeitet werden sollten, um die 6kologische Vernetzung sowie den Nutzen und die Synergieeffekte zwischen der
Erhaltung der biologischen Vielfalt und der Eindimmung des Klimawandels und der Anpassung daran zu maximieren;

113.  stellt fest, dass in vielen nationalen Klimastrategien naturbasierte Losungen immer noch fehlen; ist der
Uberzeugung, dass eine Plattform vieler Interessengruppen fiir naturbasierte Losungen dazu beitragen konnte,
Synergieeffekte zwischen multilateralen internationalen Ubereinkommen tiber die biologische Vielfalt und den Klimawandel
zu stirken und die Verwirklichung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung zu unterstiitzen;

Verschmutzung

114.  begriifit die Ziele der Kommission, bis 2030 den Einsatz gefahrlicherer und chemischer Pestizide um 50 % und die
Nahrstoffverluste um mindestens 50 % zu verringern, wodurch der Einsatz von Diingemitteln um mindestens 20 %
verringert wird, wobei diese Ziele allesamt fiir den Zeitraum nach 2030 in Rechtsvorschriften umgesetzt und iiberarbeitet
werden sollten, um die Verringerungen fortzusetzen und langfristige Verpflichtungen festzulegen; fordert eine konkrete
Bewertung dieser Ziele auf der Grundlage spezifischer Meilensteine;

115.  fordert die Kommission auf, klare und ehrgeizige Referenzwerte fiir diese Ziele festzulegen und gemeinsam mit den
Mitgliedstaaten fiir die einzelnen Mitgliedstaaten angemessenen Beitrdage zu den unionsweiten Zielen festzulegen, die ihrer
unterschiedlichen Ausgangslage und ihren unterschiedlichen Gegebenheiten entsprechen; besteht darauf, dass alle
Mitgliedstaaten solide Mafnahmen fiir die Erfullung dieser Ziele umsetzen sollten;

116.  lehnt die erneute Zulassung des Wirkstoffs Glyphosat nach dem 31. Dezember 2022 ab; fordert alle
Mitgliedstaaten auf, die einschligigen Vorbereitungen zu treffen, um allen Landwirten nach dem Verbot von Glyphosat
tragfahige Alternativlosungen zur Verfiigung zu stellen;

(®)  Vorldufige Vereinbarung iiber eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des Rahmens fiir die
Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1999 (Europdisches Klimagesetz)
(COM(2020)0080 — C9-0077/2020 — 2020/0036(COD)).
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117.  weist erneut auf seine Entschliefung vom 16. Januar 2019 zu dem Zulassungsverfahren der Union fiir Pestizide (*¢)
hin und erwartet, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten alle darin enthaltenen Forderungen unverziiglich erfiillen;
fordert die Kommission auf, in ihre Uberarbeitung der Durchfithrungsmafnahmen fiir phytopharmazeutische Produkte
Rahmenbedingungen zur Unterstiitzung des EU-weiten Ziels der Reduzierung von Pestiziden aufzunehmen, beispielsweise
durch die Starkung und Prazisierung der Umweltkriterien fiir die Gewidhrung des Marktzugangs fur Pestizide; betont, dass
keine Genehmigung erteilt werden sollte, wenn die EFSA zu dem Schluss kommt, dass unannehmbare Auswirkungen fiir
die Umwelt entstehen; fordert die Kommission auf, regulatorische Risikodaten transparenter und leichter zuginglich zu
machen;

118. st der Auffassung, dass die in Artikel 53 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 (*) vorgesehene
Ausnahmeregelung klarer formuliert und nur aus Gesundheits- und Umweltgriinden angewandt werden sollte; bedauert,
dass diese Ausnahmeregelung angewandt wird, um das Verbot jeglicher Verwendung von drei Neonicotinoiden im Freien zu
untergraben;

119.  fordert die Kommission auf, die Uberarbeitung der Richtlinie 2009/128/EG iiber die nachhaltige Verwendung von
Pestiziden (*%) rasch abzuschliefen und darin auch die Zielvorgaben zur Reduzierung von Pestiziden aufzunehmen und alle
Maflnahmen zu ergreifen, mit denen sichergestellt wird, dass sich die Mitgliedstaaten auch in ihren nationalen
Aktionsplanen zu deren Umsetzung verpflichten;

120.  stellt fest, dass der weit verbreitete Einsatz von Pestiziden zu Pestizidresistenzen fiihrt, einem erheblichen Problem,
wodurch Pestizide weniger wirksam werden; weist darauf hin, dass die zunehmende Verwendung und Abhingigkeit von
Pestiziden hohe Kosten fiir die Landwirte mit sich bringt; stellt fest, dass zur Vermeidung des Riickgangs der biologischen
Vielfalt und von Schadlingsresistenzen eine Mafinahmenhierarchie im Einklang mit den acht Grundsitzen des integrierten
Pflanzenschutzes in Anhang III der Richtlinie 2009/128/EG, wonach chemische Pestizide erst als letztes Mittel eingesetzt
werden diirfen, verfolgt werden sollte;

121.  bedauert, dass die Auswirkungen von Chemikalien auf die Umwelt und die biologische Vielfalt bei der
soziookonomischen Analyse wihrend des Zulassungsverfahrens gemaff REACH tendenziell unterschitzt werden; bringt
Besorgnis iiber die kontinuierliche Verwendung und Zulassung gefdhrlicher Chemikalien mit negativen Auswirkungen auf
die Umwelt oder in Fillen fehlender Sicherheitsdaten zu Umweltendpunkten zum Ausdruck; fordert die Kommission auf, in
ihrer Funktion als Risikomanager die Auswirkungen von Chemikalien, einschlieflich ihrer chronischen und langfristigen
Auswirkungen, auf die Umwelt und die biologische Vielfalt zu beriicksichtigen;

122.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, gleiche Vorschriften und wirksame Kontrollen fiir
Agrarprodukte anzuwenden, die aus Drittlindern eingefithrt werden;

123.  fordert die Kommission auf, die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 iiber Hochstgehalte an Pestizidriickstinden (*) zu
tiberarbeiten und die Tiergesundheit und Umweltrisiken als Kriterien in der Gesetzgebung zu beriicksichtigen;

124.  begriifit, dass sich die Kommission verpflichtet hat, gemeinsam mit den Mitgliedstaaten und Betroffenen dafiir
Sorge zu tragen, dass die Strategiepline von Beginn an den ehrgeizigen Zielen des europdischen Green Deals und der
Strategie ,Vom Hof auf den Tisch entsprechen, wozu auch der verstirkte Anstrengungen gehoren, den Einsatz und das
Risiko chemischer Pestizide sowie die Verwendung von Diingemitteln und Antibiotika deutlich zu verringern; erachtet es als
sehr wichtig, diese Ziele allumfassend und kreislauforientiert zu verfolgen, beispielsweise durch die Durchfithrung
agrookologischer Mafinahmen wie integrierte Produktion und den 6kologischen/biologischen Landbau mit Fruchtwechsel;
hebt ferner den Beitrag der Prazisionslandwirtschaft, der Digitalisierung und anderer Instrumente zur Verringerung und
effizienten Verwendung von Pestiziden, Diingemitteln und Nahrstoffen hervor;

125.  betont, dass die Landwirte fur eine Verringerung des Bedarfs an Pflanzenschutzmitteln und eine weitere
Verringerung des Einsatzes chemischer Pflanzenschutzmittel und der damit verbundenen Risiken ein groferes
Instrumentarium alternativer, wirksamer, erschwinglicher und umweltvertraglicher Pflanzenschutzlosungen und -methoden
benétigen; regt an, dass dies die verstirkte Einfithrung physischer und biologischer Methoden zur Kontrolle von Kulturen,
neue Pflanzenschutzmittel mit geringem Risiko und biologische Schadlingsbekdmpfungsmittel, wirksamere Anwendungs-
techniken, die durch Instrumente wie die digitale Landwirtschaft und die Prizisionslandwirtschaft erleichtert werden,
epidemiologische Modelle, ein breiteres und verbessertes Spektrum an Optionen fiir resistente Sorten, die weniger
Produktionsmittel erfordern, und eine verstirkte Forschungstitigkeit sowie im Hinblick auf Innovationen Systeme zur
Weiterbildung und Beratung, auch zu agrarokologischen landwirtschaftlichen Verfahren, umfassen konnte;

(®  ABL C 411 vom 27.11.2020, S. 48.

() Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber das Inverkehrbringen
von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABL. L 309 vom
24.11.2009, S. 1).

(*)  Richtlinie 2009/128/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber einen Aktionsrahmen der
Gemeinschaft fiir die nachhaltige Verwendung von Pestiziden (ABL L 309 vom 24.11.2009, S. 71).

(*)  Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 iiber Hochstgehalte an
Pestizidriickstdnden in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs (ABL L 70 vom 16.3.2005, S. 1).
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126.  unterstreicht, dass der Landwirtschaft, der Fischerei und der Forstwirtschaft der EU eine wichtige Aufgabe beim
Schutz und bei der Wiederherstellung der Natur zukommt und dass diese Wirtschaftszweige in vollem Umfang in die
Umsetzung der Biodiversititsstrategie fiir 2030 einbezogen werden miissen; betont, dass die Umsetzungsmafnahmen von
genau definierten Unterstiitzungsmafnahmen, Schulungsprogrammen und einem Instrumentarium nachhaltiger, unbe-
denklicher, wirksamer und erschwinglicher Losungen und Alternativen sowie dem Zugang zu den neuesten Erkenntnissen,
Technologien und Beratungsdiensten flankiert werden sollten; unterstreicht dariiber hinaus, dass positive Anreize und der
Austausch bewiahrter Verfahren zur Umsetzung der Strategie einen Beitrag leisten konnen;

127.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass die Ziele der Biodiversititsstrategie fiir
2030 bei der Umsetzung der Strategie ,Vom Hof auf den Tisch“ und der Nachhaltigkeitsstrategie fiirr Chemikalien sowie im
kiinftigen Null-Schadstoff-Aktionsplan, der auch Lichtverschmutzung und Lirmbelastung, einschlieflich Unterwasserlirm,
beriicksichtigen sollte, umfassend beriicksichtigt werden; hélt es fiir sehr wichtig, die Verschmutzung vorrangig an der
Quelle zu bekdmpfen und gleichzeitig den Einsatz der besten verfiigbaren Technologien sicherzustellen;

128.  fordert die Kommission auf, fiir das Jahr 2030 ein anspruchsvolles Ziel fiir die Verringerung des Einsatzes von
kiinstlichem Licht im Freien festzulegen und Leitlinien vorzuschlagen, wie die Mitgliedstaaten kiinstliches Licht in der Nacht
verringern kénnen;

129.  betont, dass die Biodiversititsstrategie fiir 2030 gezielte Maflnahmen zur Verringerung der sich unmittelbar auf die
biologische Vielfalt und die Gesundheit auswirkenden Verschmutzung enthalten muss, etwa die Verschmutzung durch
Plastik, Mikroplastik und Chemikalien; fordert die Kommission auf, die rasche Umsetzung aller Manahmen des neuen
Aktionsplans fur die Kreislaufwirtschaft und der damit verbundenen Rechtsvorschriften sicherzustellen;

Invasive gebietsfremde Arten

130.  bringt seine Besorgnis dariiber zum Ausdruck, dass invasive gebietsfremde Arten eine erhebliche Bedrohung fiir die
Umwelt, Lebensgrundlagen und die Erndhrungssicherheit darstellen, da sie Schutzgebiete und ihre biologische Vielfalt
unwiderruflich schiddigen, und dass dies durch den Klimawandel noch verscharft wird;

131.  bedauert, dass die Liste der invasiven gebietsfremden Arten von unionsweiter Bedeutung weniger als 6 % der in der
EU vorkommenden invasiven Arten umfasst; fordert die Kommission auf, verstirkt Mafnahmen zu ergreifen und
sicherzustellen, dass invasive gebietsfremde Arten, die bedrohte Arten gefdhrden, in die Liste aufgenommen werden; fordert
die Kommission ferner auf, die Priavention zu verbessern, indem sie obligatorische Risikobewertungen vor der ersten
Einfuhr nicht heimischer Arten einfithrt und so bald wie moglich EU-weite weife Listen von Arten vorschldgt, die auf der
Grundlage einer wissenschaftlichen Risikobewertung und okologischer Merkmale in der EU fur die Einfuhr, die Haltung, die
Zucht und den Handel als Heimtiere zugelassen sind;

132.  hebt hervor, dass der Handel mit exotischen Heimtieren einer der Hauptwege fiir die Einbringung von invasiven
gebietsfremden Arten ist und dass die Einbringung von invasiven gebietsfremden Arten dariiber hinaus auch mit anderen
Stressfaktoren wie dem Transport zu Lande und zu Wasser und Abféllen im Meer verbunden ist; fordert, dass auf EU-Ebene
zusdtzliche Mafnahmen zur Vorbeugung, Kontrolle und Ausrottung von invasiven gebietsfremden Arten entwickelt
werden, einschlielich der Ausarbeitung spezifischer Pline fir diejenigen Arten, die vom Aussterben bedrohte Arten
gefihrden; betont, dass es ausreichender personeller, technischer und finanzieller Ressourcen bedarf, um die Pravention zu
unterstiitzen und den betroffenen Gebieten zu helfen, gegen vorhandene und neu eingebrachte invasive gebietsfremde Arten
vorzugehen;

133.  bedauert, dass nur eine marine Art in die Liste der invasiven gebietsfremden Arten von unionsweiter Bedeutung
aufgenommen wurde (*); fordert die Kommission auf, sich mit dieser unverhaltnismigig geringen Zahl mariner invasiver
gebietsfremder Arten zu befassen, um eine ordnungsgemifle Angleichung an die Verordnung (EU) Nr. 11432014 (*)
sicherzustellen;

Finanzierung, durchgingige Beriicksichtigung und Steuerungsrahmen

134.  hebt hervor, dass der gesellschaftliche und okologische Nutzen von Privention und Wiederherstellung die
Investitionskosten tibersteigt; fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass Fragen der biologischen Vielfalt und die
Sicherung ihres Schutzes auf der Grundlage der EU-Taxonomie wirksam und durchgingig in allen EU-Ausgaben und
-Programmen beriicksichtigt werden; fordert, dass der Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeintrichtigungen in allen
EU-Ausgaben und -Programmen wirksam angewendet wird; fordert die Kommission auf, eine umfassende Bewertung
dariiber vorzulegen, wie die jdhrlich mindestens fur die Natur bendtigten 20 Mrd. EUR mobilisiert werden konnten,
entsprechende Vorschldge fiir den Jahreshaushalt der Union zu unterbreiten und zu priffen, ob ein spezielles
Finanzierungsinstrument fiir die TEN-N erforderlich ist; nimmt die Vereinbarung zur Kenntnis, die Ausgaben fiir die
Erhaltung der biologischen Vielfalt ab 2024 um 7,5% und ab 2026 um 10% zu erhohen; ist der Ansicht, dass

() Tsiamis, K. et al. (2020): Prioritizing marine invasive alien species in the European Union through horizon scanning. In: Aquatic
Conservation — Marine and Freshwater Ecosystems 30(4), John Wiley & Sons Ltd, Chichester.

(') Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 iiber die Pravention und das
Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (ABL L 317 vom 4.11.2014, S. 35).
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Anstrengungen unternommen werden sollten, um im Rahmen des mehrjahrigen Finanzrahmens so bald wie moglich ab
2021 mindestens 10 % der jahrlichen Ausgaben fur die Bewahrung der biologischen Vielfalt zu erreichen; betont, dass fiir
Kohirenz zwischen der Finanzierung des Klimaschutzes und von Mafinahmen zur Bewahrung der biologischen Vielfalt
gesorgt werden muss; fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, Manahmen im Bereich der biologischen Vielfalt in die
Wiederaufbau- und Resilienzpline aufzunehmen; betont nachdriicklich, dass die Ausgaben der Union im Zusammenhang
mit der biologischen Vielfalt nach einer wirksamen, transparenten und umfassenden Methodik verfolgt werden sollten, die
von der Kommission in Zusammenarbeit mit dem Europdischen Parlament und dem Rat festzulegen ist;

135.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bis 2022 zu bewerten, welche Subventionen umweltschadlich
sind, um sie ohne weitere Verzdgerung auslaufen zu lassen; fordert eine Neuausrichtung der finanziellen Anreize auf
biodiversittsfordernde Investitionen und der Steuersysteme auf eine verstirkte Nutzung von umweltbezogenen Steuern
und Einnahmen;

136.  weist erneut auf die Verpflichtung der EU hin, die Ziele des Ubereinkommens von Paris zu erreichen; fordert die
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, alle indirekten und direkten Subventionen fiir fossile Brennstoffe so frith wie
moglich, spitestens jedoch bis 2025, einzustellen;

137. ist der Auffassung, dass der schrittweise Abbau von Subventionen fiir fossile Brennstoffe und anderen
umweltschddlichen Subventionen auch weltweit durch die Handelspolitik und die griine Diplomatie der EU unterstiitzt
werden sollte, u. a. durch eine Vereinbarung iiber einen Fahrplan mit Meilensteinen fiir jeden Handelspartner;

138.  weist darauf hin, dass Regierungen weltweit nach Schitzungen der Organisation fur wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung etwa 500 Mrd. USD pro Jahr fiir Subventionen aufwenden, die potenziell schidlich
fir die biologische Vielfalt sind, d. h. das Fiinf- bis Sechsfache der Gesamtausgaben fiir die Erhaltung der biologischen
Vielfalt (°%);

139.  fordert die Kommission auf, klare Leitlinien und Anreize zu schaffen, um private Finanzmittel fiir die biologische
Vielfalt zu mobilisieren und Investitionen mit den Zielen des europdischen Griinen Deals und der Biodiversitdtsstrategie fiir
2030 in Einklang zu bringen; fordert die Kommission ferner auf, einen ehrgeizigen und zukunftsorientierten Rahmen zu
schaffen, der legislative Mafinahmen und finanzielle Anreize sowohl fiir den offentlichen als auch fiir den privaten Sektor
umfasst, um die Erreichung der Ziele und Vorgaben der Biodiversititsstrategie fur 2030 als Teil der kiinftigen erneuerten
Strategie fur nachhaltige Finanzierung zu unterstiitzen; fordert die Kommission auf, Mafnahmen im Bereich der
nachhaltigen Vergabe von Auftrigen durch Unternehmen zu ergreifen;

140.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, fiir politische Kohirenz zu sorgen und die Mainahmen auf
EU-Ebene und auf nationaler Ebene mit der Biodiversitatsstrategie fiir 2030 in Einklang zu bringen; fordert ferner, dass alle
Vertragsgrundsdtze in der gesamten EU-Politik beachtet werden, insbesondere das Vorsorgeprinzip und das Verur-
sacherprinzip;

141.  betont, dass ein rechtlich verbindlicher Steuerungsrahmen fir die biologische Vielfalt, also ein Gesetz fur die
Erhaltung der biologischen Vielfalt, erforderlich ist, wodurch eine Reihe von Zielen, einschlieSlich der Ziele fir 2030 und
der COP15-Verpflichtungen, und ein Weg bis 2050 vorgegeben wird und wodurch ein Uberwachungsmechanismus mit
intelligenten Indikatoren innerhalb und auflerhalb von Schutzgebieten eingerichtet wird; fordert die Kommission auf, im
Jahr 2022 einen entsprechenden Legislativvorschlag vorzulegen; betont, dass die Sicherstellung ausreichender personeller
und finanzieller Ressourcen entscheidend fuir eine wirksame Steuerung ist;

142.  fordert die Kommission auf, die Einrichtung eines unabhingigen wissenschaftlichen europdischen Gremiums fiir
biologische Vielfalt oder eines dhnlichen Gremiums in Betracht zu ziehen, das die Ubereinstimmung der EU-Manahmen
mit den Zielen der Biodiversititsstrategie fiir 2030 bewertet und entsprechende politische Empfehlungen abgibt, wobei
keine Uberschneidungen mit der Politik der EUA oder anderer EU- und internationaler Gremien entstehen diirfen;

143.  weist darauf hin, dass Artikel 37 der Charta dem Grundsatz entspricht, dass der Umweltschutz in die
Rechtsvorschriften der EU einbezogen werden muss; ist der Auffassung, dass das Recht auf eine gesunde Umwelt in der
Charta anerkannt werden sollte und dass die EU die Initiative zur Anerkennung eines dhnlichen Rechts auf internationaler
Ebene ergreifen sollte;

Forschung, Innovation und Bildung

144.  fordert die Kommission auf, die biologische Vielfalt im Rahmen von EU-Jugendprogrammen wie dem Europdischen
Freiwilligendienst zu stirken und ein griines Erasmus-Programm als Teil des gesamten Erasmus-Programms aufzulegen, das
sich auf den Austausch von Wissen, Studierenden und Fachleuten im Bereich der Wiederherstellung und Erhaltung
konzentriert;

(®®  Bericht der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung vom April 2020 mit dem Titel ,A Comprehensive
Overview of Global Biodiversity Finance*.
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145.  betont, dass es eines tieferen Verstindnisses der Zusammensetzung der biologischen Vielfalt, ihrer Auswirkungen
auf das Funktionieren von Okosystemen und der Widerstandsfihigkeit von Okosystemen bedarf; ist der Auffassung, dass
sowohl die Grundlagenforschung als auch die angewandte Forschung im Bereich der biologischen Vielfalt verstirkt werden
sollte, und betont, dass eine ausreichende Finanzierung hierfur sichergestellt werden sollte; fordert, dass die
Biodiversitatsforschung in verschiedene EU- und nationale Finanzierungsprogramme aufgenommen wird; bekraftigt seine
Forderung nach einem spezifischen, der biologischen Vielfalt gewidmeten Auftrag im Rahmen des EU-Forschungspro-
gramms; unterstreicht, dass eine erhebliche Aufstockung der Mittel fiir die offentliche Forschung erforderlich ist;

146.  erachtet es als sehr wichtig, dass mehr Forschung tiber biogeografische Regionen und die Taxonomie von
Organismen sowie iiber die Auswirkungen der Entwaldung und des Verlusts der biologischen Vielfalt auf wesentliche
Dienstleistungen, wie die Bereitstellung von Nahrungsmitteln, betrieben wird; unterstreicht, dass eine bessere Kenntnis der
Zusammenhinge zwischen dem Auftreten von Krankheiten einerseits und dem legalen und illegalen Handel mit Wildtieren,
dem Naturschutz und der Zerstorung von Okosystemen andererseits erforderlich ist;

147. st der festen Uberzeugung, dass die Ozeane weiter erforscht werden sollten, da sie noch weitgehend unerforscht
sind; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, eine wichtige Funktion in der Dekade der Vereinten Nationen
zur Ozeanforschung einzunehmen und die Empfehlungen der ,Mission Starfish 2030: Restore our Ocean and Waters®
(Mission Seestern 2030: Die Meere und Gewdsser wiederbeleben) umzusetzen und zu befolgen; ist der Ansicht, dass auch
Mittel fiir die Okosysteme und die biologische Vielfalt in der Tiefseee bereitgestellt werden sollten;

148.  fordert dazu auf, die Forschung zu nachhaltigen landwirtschaftlichen Innovationen, Technologien und
Produktionsmethoden und -verfahren fiir Landwirte, mit denen die biologische Vielfalt und die Gesundheit der
Okosysteme verbessert wird, zu intensivieren, unter anderem zu Digitalisierung, nachhaltiger Agroforstwirtschaft,
risikoarmen biologischen Alternativen zu chemischen Pestiziden und pestizidfreier Landwirtschaft;

149.  ist der Auffassung, dass verstirkte Forschungsanstrengungen auch die sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen
und Moglichkeiten von Naturschutzmaflnahmen, die biologische Vielfalt des Bodens und das Schmelzen von Gletschern
und Permafrostboden abdecken sollten;

150.  begriifit die Einrichtung des Wissenszentrums fur biologische Vielfalt und der neuen EU-Bodenbeobachtungsstelle;

151.  hilt es fur sehr wichtig, angemessene Ressourcen fiir die Datenerhebung und die Entwicklung von Indikatoren
bereitzustellen, um den Kapazititsaufbau zu unterstiitzen und die Zusammenarbeit zwischen den Interessentrdgern im
Bereich der biologischen Vielfalt zu verbessern; stellt fest, dass Digitalisierung, Massendaten und KI das Potenzial bieten, das
Verstandnis und Wissen der Menschheit tiber die biologische Vielfalt zu verbessern;

152.  fordert die Kommission auf, die Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen an Forschung und Innovation zu
fordern, um einen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der EU-Biodiversitatsstrategie fiir 2030 zu leisten;

153.  ist der Ansicht, dass das Wissen tiber die Umwelt ein fester Bestandteil der Bildung sein sollte; unterstiitzt die
Einrichtung von Schutzgebieten auch zu Bildungszwecken; betont, dass partizipative Wissenschaften und Bewusstseins-
bildung unterstiitzt werden sollten, u. a. um der Gesellschaft vor Augen zu fithren, dass die biologische Vielfalt geschiitzt
und wiederhergestellt werden muss;

Weltweiter Rahmen fiir die biologische Vielfalt fiir die Zeit nach 2020, internationale MafSnahmen, Handel und
Meerespolitik

154.  weist erneut auf den in seiner EntschlieSung zur COP15 zum Ausdruck gebrachten Standpunkt zur biologischen
Vielfalt hin und stellt fest, dass ein multilaterales verbindliches Abkommen fiir die Zeit nach 2020, ihnlich dem
Ubereinkommen von Paris, erforderlich ist, um dem Verlust an biologischer Vielfalt bis 2030 Einhalt zu gebieten und ihn
umzukehren, mit ,SMART“-Zielen und Indikatoren, einem robusten Umsetzungsrahmen und einem wissenschaftlich
fundierten, unabhingigen und transparenten Uberpriifungsmechanismus; ist der Ansicht, dass das Jahr 2021 einen
Wendepunkt fir die biologische Vielfalt weltweit darstellt und dass die EU bei den Verhandlungen eine globale
Fithrungsrolle einnehmen und auf ein hohes Maf§ an Ehrgeiz drangen sollte, das ihrem eigenen entspricht oder es tibertrifft,
einschlieflich rechtlich verbindlicher globaler Wiederherstellungs- und Schutzziele von mindestens 30 % bis 2030; begriif3t
in diesem Zusammenhang die Zusage der High Ambition Coalition for Nature and People (Koalition der groflen
Ambitionen fir Natur und Mensch), 30% der Land- und Meeresflichen weltweit zu schiitzen; unterstreicht, dass
einkommensschwache Lander bei der Umsetzung dieses neuen Rahmens unterstiitzt werden miissen; betont, dass weitere
Verpflichtungen der Privatwirtschaft zum Schutz und zur Wiederherstellung der biologischen Vielfalt wichtig sind;

155.  fordert die Kommission auf, sich fir anspruchsvolle und klare globale langfristige Ziele einzusetzen; bekraftigt

seinen Standpunkt, dass die EU wahrend der Verhandlungen eventuell fordern sollte, bis 2050 die Hélfte der Erdoberflache
unter Schutz zu stellen (**);

() EntschlieBung zu COP15 des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt.
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156.  unterstiitzt die Entwicklung eines internationalen Abkommens iiber Pandemien im Rahmen der Weltgesundheits-
organisation (WHO), um die Widerstandsfahigkeit gegentiber kiinftigen Pandemien zu stirken; stellt fest, dass eine der
Empfehlungen des IPBES-Workshops zu Biodiversitit und Pandemien die Bildung eines hochrangigen zwischenstaatlichen
Rates zur Pandemiepravention ist, der die Zusammenarbeit zwischen den Regierungen erleichtern wiirde, unter anderem
durch die Bereitstellung politikrelevanter wissenschaftlicher Informationen und die Koordinierung der Gestaltung eines
Uberwachungsrahmens, und der die Grundlage fiir potenzielle Ziele schaffen wiirde, die an der Schnittstelle der drei
Ubereinkommen von Rio liegen; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, sich auf der COP15 fiir die Einrichtung eines
solchen Rates einzusetzen, der in Synergie mit bestehenden Gremien wie der WHO arbeiten sollte;

157.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, einen IPCC-Sonderbericht iiber die biologische Vielfalt und
den Klimawandel zu fordern;

158.  ist besorgt iiber die neuen Herausforderungen in den Bereichen Recht, Umwelt, biologische Sicherheit und
Regierungsfithrung, die sich aus der Freisetzung von durch Genantrieb verdnderten Organismen in die Umwelt, auch zu
Naturschutzzwecken, ergeben kénnten; nimmt den Bericht der Ad-hoc-Sachverstindigengruppe des Ubereinkommens iiber
die biologische Vielfalt zu durch Genantrieb verdnderten Organismen und lebenden verdnderten Fischen (**) zur Kenntnis,
in dem Bedenken hinsichtlich der Schwierigkeiten geduflert werden, ihr Verhalten vorherzusagen, ihre Risiken zu bewerten
und sie nach der Freisetzung zu kontrollieren; stellt fest, dass durch Genantrieb veridnderte Organismen selbst zu invasiven
Arten werden konnten; ist der Ansicht, dass auf globaler und EU-Ebene Leitfaden zur Risikobewertung, Instrumente und ein
Rahmen fiir die Umweltiiberwachung sowie eine klare globale Steuerung und wirksame Mechanismen zur Kontrolle und
Umkehrung der Auswirkungen von durch Genantrieb veranderten Organismen vollstindig entwickelt werden sollten und
dass zusitzliche Forschung zu den gesundheitlichen, umweltrelevanten, okologischen, ethischen und anderen
Auswirkungen von durch Genantrieb verdnderten Organismen erforderlich ist, um ihre potenziellen Auswirkungen besser
zu verstehen; ist daher der Auffassung, dass im Einklang mit dem Vorsorgeprinzip keine Freisetzungen von durch
Genantrieb verdnderten Organismen zugelassen werden sollten, auch nicht zu Naturschutzzwecken (*%);

159.  betont das Potenzial der Nutzung von griiner Diplomatie, Handelspolitik und multilateralen Mafnahmen zur
Forderung des Schutzes der biologischen Vielfalt auerhalb der Union; bringt seine Unterstiitzung fiir die Dekade der
Vereinten Nationen zur Wiederherstellung von Okosystemen (2021-2031) zum Ausdruck und fordert die Kommission und
die Mitgliedstaaten auf, den Schutz der Umwelt und der biologischen Vielfalt wirksam in alle auenpolitischen Mafinahmen
einzubeziehen;

160.  fordert die Kommission auf, die Bemithungen um ein internationales Ubereinkommen iiber die Bewirtschaftung
natiirlicher Ressourcen anzufithren, um innerhalb der Grenzen des Planeten fiir die Nutzung natiirlicher Ressourcen zu

bleiben;

161.  betont, dass der Abbau und die Belastung von Okosystemen den gesamten Bemiihungen um eine nachhaltige
Entwicklung schaden und die Fortschritte bei der Erreichung der meisten der Ziele der Vereinten Nationen fuir nachhaltige
Entwicklung bis 2030 untergraben, insbesondere die Zielsetzungen, Armut und Hunger zu beenden, den Zugang zu Wasser
und sanitdren Einrichtungen zu gewéhrleisten, Erndhrungssicherheit zu erreichen und ein gesundes Leben zu gewahrleisten
sowie sozialokonomische Ungleichheiten innerhalb und zwischen den Landern zu verringern;

162.  betont, dass eine immer stirkere Interaktion zwischen dem Klimawandel und der Umweltschiddigung einerseits und
den Triebkraften von Fliichtlingsbewegungen andererseits besteht, da die Bevolkerungsgruppen aufgrund der Auswirkungen
des Klimawandels und von Naturkatastrophen gezwungen sind, ihre Heimat zu verlassen; weist darauf hin, dass sich solche
Krisen aufgrund des Klimawandels und des Verlusts an biologischer Vielfalt in den kommenden Jahrzehnten vervielfachen
diirften, wenn nicht unverziiglich rasch und wirksam gehandelt wird; betont, dass die EU auf klimabedingte Vertreibung
und Vertreibung durch Umweltschdden und Katastrophen vorbereitet sein muss, und stellt fest, dass angemessene
Maflnahmen zum Schutz der Menschenrechte der betroffenen Bevolkerungsgruppen ergriffen werden miissen;

163.  fordert die Kommission auf, insbesondere den Kapazititsaufbau in den Empfingerlindern, einschlieflich des
Wissenstransfers, des Technologieaustauschs und der beruflichen Fachbildung zu erleichtern, um das Ubereinkommen iiber
die biologische Vielfalt (CBD), das Ubereinkommen iiber den internationalen Handel mit gefihrdeten Arten freilebender
Tiere und Pflanzen (CITES) und andere Ubereinkommen und Vereinbarungen, die fiir den Schutz der biologischen Vielfalt
wesentlich sind, im Rahmen des Instruments fir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale
Zusammenarbeit (NDICI) und der Handelshilfe umzusetzen; betont, dass die Kooperationsprogramme mit Drittlindern zur
Erhaltung ihrer heimischen biologischen Vielfalt, einschlieflich des interparlamentarischen Dialogs, gestirkt und die
Entwicklungslander bei deren Umsetzung unterstiitzt werden miissen; fordert ferner, dass die gemeinsame Bewirtschaftung
von grenziiberschreitenden Okosystemen und von Wanderrouten und -arten verbessert wird und dass die mégliche
Verlagerung der Gefahr des Verlusts an biologischer Vielfalt in andere Teile der Welt verringert wird;

() Bericht der Ad-hoc-Sachverstdndigengruppe des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt vom 15. April 2020 zur
Risikobewertung.

(%) Ebd.
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164.  begrifit Initiativen wie Afrikas ,Griine Mauer” und fordert die Kommission auf, dhnliche Initiativen fur andere
Regionen zu entwickeln und internationale Initiativen zur Wiederherstellung der biologischen Vielfalt auf der ganzen Welt
zu unterstiitzen und gleichzeitig die wichtigen Gebiete der biologischen Vielfalt zur Forderung der Widerstandsfahigkeit der
Entwicklungslinder gegeniiber dem Klimawandel auszuweiten; ist der Auffassung, dass das neue NDICI eine wichtige
Triebkraft fiir Verdnderungen bei der Wiederherstellung und Erhaltung der biologischen Vielfalt weltweit sein konnte; ist der
Auffassung, dass im neuen NDICI ein wesentlicher Anteil des Budgets fur die Wiederherstellung und Erhaltung der
biologischen Vielfalt verwendet werden sollte, wodurch auch ein Beitrag zur Verwirklichung des tibergeordneten Ziels der
durchgingigen Beriicksichtigung der biologischen Vielfalt geleistet wird;

165. st der Ansicht, dass indigenes und lokales Wissen fiir den wirksamen Schutz der biologischen Vielfalt von
entscheidender Bedeutung ist, und weist darauf hin, dass im Sonderbericht der zwischenstaatlichen Gruppe fiir
Klimainderungen (IPCC) iiber Klimawandel und Landsysteme die entscheidende Funktion der indigenen Volker und lokalen
Gemeinschaften beim Umweltschutz anerkannt wird; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf,
auch kiinftig mit der internationalen Gemeinschaft zusammenzuarbeiten, um den Beitrag der indigenen Volker und der
lokalen Gemeinschaften zum Schutz der biologischen Vielfalt anzuerkennen, ihre Rechte zu garantieren und ihre
Beteiligung an der Entscheidungsfindung zu unterstiitzen; fordert die Mitgliedstaaten ferner auf, das Ubereinkommen der
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) iiber eingeborene und in Stimmen lebende Volker von 1989 (IAO-U-
bereinkommen Nr. 169) unverziiglich zu ratifizieren;

166.  unterstiitzt die Bemithungen des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte und Umwelt,
Leitlinien zu den Menschenrechtsverpflichtungen in Bezug auf Umwelt, Okosysteme und biologische Vielfalt auszuarbeiten;
fordert die EU-Mitgliedstaaten und -Organe auf, die weltweite Umsetzung der 2018 vom Sonderberichterstatter der
Vereinten Nationen fiir Menschenrechte und Umwelt vorgelegten Rahmengrundsitze zu Menschenrechten und Umwelt zu
unterstiitzen und sich dafiir einzusetzen; fordert die EU auflerdem auf, die Umweltrechtsinitiative des Umweltprogramms
der Vereinten Nationen zu unterstiitzen;

167.  fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, die Anerkennung des Okozids als internationales Verbrechen im Sinne
des Romischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofes (IStGH) voranzubringen;

168.  begriiflt die Zusagen der Kommission, die vollstindige Umsetzung und Durchsetzung der Bestimmungen zur
biologischen Vielfalt in allen EU-Handelsabkommen sicherzustellen und deren Auswirkungen auf die biologische Vielfalt
besser zu priifen; begriifSt, dass die neue Handelsstrategie ,eine engere politische Integration zwischen der Handelspolitik
und der internen EU-Politik fordert® und stellt fest, dass ,die Erhaltung der biologischen Vielfalt eine weltweite
Herausforderung ist, die weltweit Anstrengungen erfordert” (*°); unterstreicht, dass der Beitrag des Handels zum drastischen
Verlust an biologischer Vielfalt sowohl durch die Struktur der bestehenden Freihandelsabkommen als auch in den aktuellen
WTO-Regeln nur sehr unzureichend beriicksichtigt worden ist; fordert die Kommission daher auf, unverziiglich spezifische
und konkrete Manahmen in Erwiagung zu ziehen, damit EU-Handelsabkommen keinen Verlust an biologischer Vielfalt
verursachen oder zu verursachen drohen, und die EU-Handelspolitik wirksam mit ihrer Biodiversitdtsstrategie fur 2030 in
Einklang zu bringen;

169.  fordert die Kommission ferner auf, dafiir zu sorgen, dass alle neuen und kiinftigen Handels- und Investitions-
abkommen in vollem Umfang mit dem europdischen Griinen Deal, dem Pariser Abkommen, den Biodiversitatsverpflich-
tungen der EU und den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung vereinbar sind, indem sie verbindliche und durchsetzbare Kapitel
zu Handel und nachhaltiger Entwicklung enthalten und Schutzmafnahmen sowie wirksame, verhiltnismafSige und
abschreckende Sanktionen fiir den Fall der Nichteinhaltung vorsehen, einschlieSlich der Méglichkeit der Wiedereinfithrung
von Zollen; fordert die Kommission dariiber hinaus auf, sich fiir dhnliche Mafnahmen in bestehenden Handels- und
Investitionsabkommen einzusetzen;

170.  erachtet es als wichtig, die Bedeutung der biologischen Vielfalt zusammen mit der wirtschaftlichen und sozialen
Dimension systematisch in alle Nachhaltigkeitspriifungen aufzunehmen, die — wie in den vorliegenden Studien der
Kommission vorgeschlagen — nach einem belastbareren Verfahren als bisher vorzunehmen sind, und Angelegenheiten der
biologischen Vielfalt durchgehend zu beriicksichtigen; fordert, dass die Nachhaltigkeitspriifungen im Rahmen von
Vorstudien fur zukiinftige Freihandels- und Investitionsabkommen durchgefithrt werden; fordert, dass Nachhaltigkeits-
priffungen im Fortgang der Verhandlungen regelmafig aktualisiert werden, um maogliche Risiken fiir die biologische Vielfalt
der betreffenden Region sowie in der EU so frith wie moglich in angemessener Weise zu erkennen, zu bewerten und
anzugehen und um die im Zuge der Verhandlungen skizzierten einschligigen bilateralen Verpflichtungen konkret
auszuformulieren;

171.  fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass die Kapitel iiber Handel und nachhaltige Entwicklung einen
Fahrplan mit konkreten und uberpriifbaren Verpflichtungen enthalten, auf dessen Grundlage Fortschritte in anderen
Kapiteln erzielt werden; hilt es fiir sehr wichtig, systematisch regelmifSige Ex-post-Nachhaltigkeitspriifungen und
Folgenabschitzungen von Handelsabkommen durchzufithren, um die Ubereinstimmung mit den internationalen
Verpflichtungen der EU im Bereich der biologischen Vielfalt sicherzustellen; fordert die Kommission auf, die bestehenden

() Mitteilung der Kommission vom 18. Februar 2021 mit dem Titel ,Uberpriifung der Handelspolitik — Eine offene, nachhaltige und
entschlossene Handelspolitik* (COM(2021)0066).
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Kapitel von Handels- und Investitionsabkommen zu aktualisieren, indem sie von aktiven und rechtzeitigen Uber-
prifungsklauseln Gebrauch macht, um die Angleichung der bestehenden Freihandelsabkommen an den europiischen
Grinen Deal zum frithestmoglichen Zeitpunkt sicherzustellen und dem Parlament ihre Ergebnisse und geplanten
Anpassungen vorzulegen;

172, fordert, dass der Rat in seinem Mandatsentwurf fiir kiinftige Abkommen und bei der Uberpriifung bestehender
Abkommen das Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt zu einem wesentlichen Bestandteil der Freihandelsabkommen
macht, vorausgesetzt, dass verbindliche Mechanismen zur Uberpriifung der nationalen Ziele vereinbart werden; fordert den
Rat auf, auch das CITES und das Ubereinkommen von Paris zu wesentlichen Elementen von Freihandelsabkommen zu
machen und zu betonen, dass diese Ubereinkiinfte wirksam umgesetzt werden miissen; hebt hervor, dass die anstehende
Reform der Verordnung iiber das Allgemeine Priferenzsystem fiir die wirksame Umsetzung der unter die Verordnung
fallenden multilateralen Klima- und Umweltiibereinkommen, einschlieflich des Ubereinkommens iiber die biologische
Vielfalt, wichtig ist;

173.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass eingefithrte Produkte die gleichen
Normen erfiillen, die von Herstellern aus der Union verlangt werden, um die Umwelt und die biologische Vielfalt zu
schiitzen und die Achtung der Menschen- und Arbeitnehmerrechte sicherzustellen; betont, dass es weltweit gleicher
Wettbewerbsbedingungen bedarf und Mafinahmen ergriffen werden miissen, um die mogliche Verlagerung von Verlusten
an biologischer Vielfalt ins Ausland zu verhindern; fordert die Kommission auf, eine Studie iiber die Auswirkungen der
EU-Ausfuhren und ihrer Produktionsmethoden auf die biologische Vielfalt vorzulegen;

174.  fordert die Kommission auf, im Einklang mit dem Grundsatz der Schadensvermeidung, dem Rotterdamer
Ubereinkommen iiber das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung fiir bestimmte gefihrliche
Chemikalien sowie Pflanzenschutz- und Schadlingsbekdmpfungsmittel im internationalen Handel und dem europaischen
Griinen Deal Mafinahmen zu ergreifen, um die Ausfuhr von in der EU verbotenen gefihrlichen Stoffen aus der EU zu
verbieten;

175.  unterstiitzt die Kommission in ihrem Bestreben, in den internationalen Diskussionen iiber Handel und Umwelt das
Bewusstsein fir die einschligigen WTO-Bestimmungen zu schirfen und zu erweitern und eine Auslegung dieser
Bestimmungen voranzutreiben, bei der das Recht der Mitglieder anerkannt wird, wirksame Mafnahmen als Reaktion auf die
globalen Umweltherausforderungen, insbesondere den Klimawandel und den Schutz der biologischen Vielfalt, zu ergreifen,
vor allem durch den Einsatz von nicht produktbezogenen Prozess- und Produktionsmethoden; ist ferner der Ansicht, dass
die EU darauf hinwirken sollte, dass verbindliche Niveaus fiir den Schutz der biologischen Vielfalt in die anstehenden
Arbeiten zur WTO-Reform aufgenommen werden; legt der Kommission nahe, die Einbeziehung von Fachwissen iiber
Handel und Umwelt bei Streitigkeiten, die sich aus Konflikten zwischen Handelsverpflichtungen und Umweltschutzaus-
nahmen ergeben, zu erwigen; fordert die Kommission auf, diesen Vorschlag im Rahmen ihrer Klima- und Handelsinitiative
der WTO voranzutreiben; fordert, dass eine unabhingige, eingehende Analyse der Auswirkungen der verbleibenden
Bestimmungen zur Investor-Staat-Streitbeilegung und zum Investitionsgerichtssystem in Handelsabkommen durchgefiihrt
wird;

176.  bedauert die Liicken bei der Umsetzung der EU-Verordnungen iiber den Handel mit wildlebenden Tier- und
Pflanzenarten, da diese nicht alle kritischen Arten abdecken und nicht den gleichen Schutz fiir in Gefangenschaft geziichtete
Tiere bieten; fordert die Kommission auf, bei der Uberarbeitung des EU-Aktionsplans zur Bekimpfung des illegalen
Artenhandels, der in vollem Einklang mit der Biodiversititsstrategie fiir 2030 stehen und mit angemessenen Mitteln
ausgestattet werden sollte, einschlielich der Unterstiitzung von Drittlindern sowie von Rettungszentren und Auffangs-
tationen fir Wildtiere, den legalen kommerziellen Handel und den illegalen Handel gemeinsam anzugehen; fordert die
Kommission ferner auf, Rechtsvorschriften vorzuschlagen, damit die Einfuhr, das Umladen, der Kauf und der Verkauf von
wild wachsenden bzw. lebenden Arten, die unter Verstof§ gegen die Gesetze des Herkunftslands entnommen bzw. gefangen,
verarbeitet, transportiert oder verkauft werden, verboten werden;

177.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bei den Bemithungen um die Beendigung des kommerziellen
Handels mit gefihrdeten Arten und deren Teilen eine fithrende Rolle einzunehmen; unterstreicht, dass zu diesem Zweck
SMART-Ziele ausgearbeitet werden miissen; bekriftigt seine Forderung nach einem vollstindigen und sofortigen Verbot des
Elfenbeinhandels auf EU-Ebene sowie der Ausfuhr oder der Wiederausfuhr von Elfenbein in der EU und in Drittlinder (*7),
einschlieflich des Elfenbeins, das vor Abschluss des Abkommens ausgefiihrt wurde, weist aber zugleich darauf hin, dass
begrenzte Ausnahmen fuir wissenschaftliche Ein- und Ausfuhren, fiir Musikinstrumente, die vor 1975 rechtmifig erworben
wurden, und fiir den Handel mit vor 1947 hergestellten Artefakten und Antiquititen weiterhin maoglich sein sollten, sofern
ihnen eine giiltige Bescheinigung beiliegt, und fordert dhnliche Einschrinkungen fiir andere vom Aussterben bedrohte Arten
wie Tiger und Nashorner; fordert die unverziigliche Umsetzung eines solchen Verbots im Jahr 2021;

() EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 24. November 2016 zum EU-Aktionsplan zur Bekdmpfung des illegalen
Artenhandels (ABL. C 224 vom 27.6.2018, S. 117).
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178.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Weltgemeinschaft bei der Bewaltigung der mit dem
kommerziellen Handel und Verkauf von Wildtieren verbundenen Risiken zu unterstiitzen; fordert die Kommission auf, die
in Freihandelsabkommen vorgesehenen Dialoge zu nutzen, um die strengen Gesundheits- und Pflanzenschutznormen der
EU und den Tierschutz zu fordern und so das Risiko kiinftiger Epidemien und Pandemien einzudimmen; fordert die
Kommission ferner auf, erforderlichenfalls die Verabschiedung eines Moratoriums fur die Einfuhr wildlebender Tiere oder
anderer Arten aus Gebieten, in denen ein gehduftes Auftreten neuartiger Infektionskrankheiten gemeldet wurde, zu
erwagen, um etwaigen Sicherheitsbedenken Rechnung zu tragen;

179.  stellt mit grofler Besorgnis fest, dass sich die Verschmutzung der Meere durch Plastikmiill seit 1980 verzehnfacht
hat und mindestens 267 Arten und die Gesundheit des Menschen unmittelbar davon betroffen sind; dufert sich besorgt
tiber die Verschmutzung durch Mikroplastik und Nanoplastik und iiber deren Auswirkungen auf die biologische Vielfalt der
Meere; unterstreicht, dass Synergieeffekte zwischen dem Aktionsplan fiir die Kreislaufwirtschaft und der Biodiversitts-
strategie fiir 2030 erforderlich sind;

180.  fordert, dass die EU Verhandlungen iiber ein globales Abkommen zu Plastikmiill, einschlieflich plastikfreier
Ozeane bis 2030, mit verbindlichen Zielen fiihrt;

181.  nimmt zur Kenntnis, dass es den WTO-Mitgliedern nicht gelungen ist, die Verhandlungen tiber Fischereisubven-
tionen bis Ende 2020 abzuschliefen; bedauert zutiefst, dass der im Rahmen der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung
(Ziel 14.6) eingegangenen Verpflichtung, schidliche Fischereisubventionen bis 2020 zu beenden, nicht nachgekommen
wurde; unterstiitzt die Forderung nach einem internationalen Ubereinkommen zum Verbot schidlicher Fischereisubven-
tionen; fordert daher, dass die EU bei den Verhandlungen eine stirkere Rolle spielt, und fordert die Kommission auf,
sicherzustellen, dass die Fischereibestimmungen in Handelsabkommen mit dem Schutz der biologischen Vielfalt der Meere
vereinbar sind;

182.  betont, dass die Ozeane auf internationaler Ebene als globale gemeinsame Ressource anerkannt werden sollten, um
fur ihren Schutz zu sorgen; fordert ferner, dass sich die EU auf der ndchsten Tagung der Regierungskonferenz iiber die
biologische Vielfalt aufderhalb der nationalen Hoheitsbereiche fiir die Annahme eines ambitionierten globalen
Meeresschutziibereinkommens zum Schutz der biologischen Vielfalt der Meere in Gebieten auflerhalb der nationalen
Hoheitsgebiete weltweit sowie fiir ein zwischenstaatliches Gremium fiir die Ozeane einsetzt;

183.  betont, dass die Schaffung eines integrierten Rahmens fiir die Meerespolitik der EU wichtig ist, um die Kohédrenz
zwischen der biologischen Vielfalt der Meere, der Klimapolitik und der GFP sicherzustellen;

184.  betont, dass die Tiefsee voraussichtlich die grofte biologische Vielfalt auf der Erde aufweist und wichtige
Umweltdienstleistungen erbringt, einschlieflich langfristiger Kohlenstoffbindung; weist darauf hin, dass der Tiefseebergbau
mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einem unvermeidlichen und dauerhaften Verlust an biologischer Vielfalt fithrt; betont, dass
das Vorsorgeprinzip fiur den aufstrebenden Wirtschaftszweig des Tiefseebergbaus gelten muss; weist erneut auf seine
EntschlieBung vom 16. Januar 2018 zur internationalen Meerespolitik (**) hin und fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, sich, auch bei der Internationalen Meeresbodenbehorde, fiir ein Moratorium fiir den Tiefseebergbau
einzusetzen, bis die Auswirkungen des Tiefseebergbaus auf die Meeresumwelt, die biologische Vielfalt und die menschlichen
Aktivitdten auf See ausreichend untersucht und erforscht sind und der Tiefseebergbau so gesteuert werden kann, dass es
weder zu einem Verlust an biologischer Vielfalt im Meer noch zu einer Verschlechterung der Meeresokosysteme kommen
kann; betont, dass die Kommission im Einklang mit einer Kreislaufwirtschaft, die auf der Minimierung, Wiederverwendung
und dem Recycling von Mineralien und Metallen beruht, die Finanzierung der Entwicklung von Technologien fiir den
Meeresbodenbergbau einstellen muss;

185.  bekriftigt seine Aufforderung (*’) an die Mitgliedstaaten und die Kommission, iber die Internationale
Meeresbodenbehorde titig zu werden, um die Transparenz ihrer Arbeitsmethoden sowie den wirksamen Schutz der
Meeresumwelt vor schiddlichen Auswirkungen und den Schutz und die Erhaltung der Meeresumwelt sicherzustellen, wie
dies in den Teilen XI und XII des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen vorgeschrieben ist, und fordert die
Mitgliedstaaten auf, eine vorausschauende und fortschrittliche Rolle in den internationalen Gremien zu tibernehmen, um
Reformen fir mehr Transparenz voranzubringen und den allgemeinen umweltpolitischen Ehrgeiz der durchgefiithrten
Mafinahmen zu erhéhen;

186.  weist darauf hin, dass die Walpopulationen fiir die Meeresokosysteme und die Kohlenstoftbindung wichtig sind;
spricht sich erneut nachdriicklich fiir die Beibehaltung des weltweiten Moratoriums fiir den kommerziellen Walfang und ein
Verbot des internationalen Handels mit Walerzeugnissen aus ('°°); bedauert den Austritt Japans aus der Internationalen
Walfangkommission (IWC); fordert Norwegen und Japan nachdriicklich auf, ihre Walfangtitigkeiten einzustellen; fordert die
Europdische Union und die Mitgliedstaaten auf, die IWC nachdriicklich dazu anzuhalten, sich ausdriicklich mit den
kommerziellen Walfangaktivititen Norwegens zu befassen;

(**)  EntschlieSung des Europaischen Parlaments vom 16. Januar 2018 mit dem Titel ,Internationale Meerespolitik: Eine Agenda fur die
Zukunft unserer Weltmeere im Rahmen der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung der Agenda 2030“ (ABL C 458 vom 19.12.2018,
5. 9).

(*)  Entschlieung zur internationalen Meerespolitik.

(") EntschlieSung zum Walfang in Norwegen.
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187.  fordert die Faroer auf, ihre als Grindadrdp bezeichnete umstrittene jahrliche Jagd auf Grindwale einzustellen;
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich in dieser Angelegenheit kontinuierlich mit den Firdern ins
Benehmen zu setzen, damit dieser Brauch abgeschafft wird;

Umsetzung und Durchsetzung des Naturschutzrechts

188.  fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die in den bestechenden EU-Umweltvorschriften festgelegten
Verpflichtungen vollstindig umzusetzen und einzuhalten; fordert die Kommission auf, Vertragsverletzungsverfahren
ziigiger, wirksamer und transparenter zu betreiben, u. a. durch eine regelmiflige Weiterverfolgung der Fille, um in allen
Fillen der Nichteinhaltung Abhilfe zu schaffen, und ihre offentliche Datenbank bis 2022 zu verbessern, damit die von den
Mitgliedstaaten und der Kommission als Reaktion auf Umweltverstoffe unternommenen Schritte in einer klar verstindlichen
und zuginglichen Weise nachverfolgt werden konnen; fordert die Kommission ferner auf, ausreichende Mittel
bereitzustellen, um die derzeitigen Verzogerungen aufzuholen; ist der Auffassung, dass ein hinreichendes Maf an
qualifiziertem Personal und an Mitteln fur die erfolgreiche Durchfithrung und Durchsetzung der EU-Politik von
entscheidender Bedeutung ist;

189.  fordert die Kommission insbesondere auf, in Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen der Union wie dem
Europdischen Amt fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) Vertragsverletzungsverfahren in Fillen von illegalem Holzeinschlag und
bei Nichteinhaltung der Wasserrahmenrichtlinie (**!) und der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (*°?) ziigig zu verfolgen, um
die Anforderungen zur Erreichung eines guten Umweltzustands der Meere und Gewisser der Union zu erfullen;

190. fordert die Mitgliedstaaten und die regionalen und lokalen Gebietskorperschaften auf, die Umsetzung und
Durchsetzung zu beschleunigen, und fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten auf, ihre Strategien zugunsten der
biologischen Vielfalt zu iiberarbeiten und der Kommission alle zwei Jahre Berichte tiber die Umsetzung der
Biodiversitdtsstrategie fiir 2030 auf nationaler Ebene vorzulegen; fordert die Kommission auf, eine Zwischenbewertung
durchzufthren und die Strategie bei Bedarf zu iiberarbeiten;

191.  betont, dass die Umsetzung und Durchsetzung der EU-Rechtsvorschriften in allen Mitgliedstaaten auch wichtig ist,
um einen stabilen und transparenten Rechtsrahmen fiir die Interessengruppen, einschlieSlich der Wirtschaftsakteure, zu
schaffen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die Ziele der Biodiversititsstrategie fiir 2030
moglichst effizient zu erreichen und dabei keinen unnotigen Verwaltungsaufwand fur die Wirtschaftsakteure zu schaffen;

192.  ist der Ansicht, dass die Bekimpfung der Umweltkriminalitit in den Mitgliedstaaten und tiber ihre Grenzen hinweg
verstarkt werden muss; ist der Ansicht, dass es in den EU-Mitgliedstaaten grofse Unterschiede gibt, durch die verhindert
wird, dass das Umweltstrafrecht wirksam ist; fordert die Kommission daher nachdriicklich auf, die Richtlinie iber den
strafrechtlichen Schutz der Umwelt (1) zu tiberarbeiten, um diese Unterschiede zu beseitigen; fordert, dass Umweltstraf-
taten und -delikte wie die [UU-Fischerei und Straftaten im Zusammenhang mit wild lebenden Tier- und Pflanzenarten als
schwere Straftaten anerkannt werden, die mit angemessenen Strafen mit stark abschreckender Wirkung geahndet werden
sollten, insbesondere im Zusammenhang mit organisierter Kriminalitdt; fordert die Kommission dariiber hinaus auf, die
Moglichkeit zu priifen, in das Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte
Kriminalitdt ein Protokoll tiber Straftaten im Zusammenhang mit wild lebenden Tier- und Pflanzenarten aufzunehmen;

193.  betont, dass die Haftung bei Gesetzesverstoflen oder Umweltschiden wichtig ist; fordert, dass die Umwelt-
haftungsrichtlinie (***) so schnell wie méglich tiberarbeitet und in eine vollstindig harmonisierte Verordnung umgewandelt
wird;

194.  bekundet seine tiefe Besorgnis angesichts der Lage der Umweltschiitzer und -verteidiger, insbesondere in den
Entwicklungslandern, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sie in der ganzen Welt zu unterstiitzen;

195.  fordert die Kommission nachdriicklich auf, eine eigene Strategie zum Schutz und zur Unterstiitzung von lokalen
Gemeinschaften und Verteidigern von Menschen- und Landrechten im Umweltbereich festzulegen, die iibergreifend fiir alle
Programme der Auflenhilfe koordiniert werden sollte; fordert ferner, dass Organisationen der Zivilgesellschaft, die sich fiir
den Schutz der Umwelt und der biologischen Vielfalt einsetzen, insbesondere durch den Aufbau von Partnerschaften und
den Aufbau von Kapazititen zum Schutz der Rechte indigener Volker und lokaler Gemeinschaften stirker unterstiitzt
werden;

(") Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens
fur MalRnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABL. L 327 vom 22.12.2000, S. 1).

(%) Richtlinie 2008/56/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fiir
Mafnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie) (ABl. L 164 vom 25.6.2008,
5. 19).

("% Richtlinie 2008/99/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber den strafrechtlichen Schutz der
Umwelt (ABL L 328 vom 6.12.2008, S. 28).

(") Richtlinie 2004/35/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 iiber Umwelthaftung zur Vermeidung und
Sanierung von Umweltschiden (ABL. L 143 vom 30.4.2004, S. 56).
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196.  bekraftigt, dass die Mitgliedstaaten den Schutz von Natura-2000-Gebieten und die Erhaltung oder Wieder-
herstellung des giinstigen Erhaltungszustands der geschiitzten Arten und Lebensrdume sicherstellen miissen; fordert, dass
die Habitatrichtlinie vollumfinglich umgesetzt wird und die Erhaltungsmafinahmen an den aktuellen technischen und
wissenschaftlichen Entwicklungen ausgerichtet sind; ist sich der Probleme bewusst, die sich aus der Koexistenz von
Viehzucht und groffen Fleischfressern in einigen Mitgliedstaaten ergeben; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten
daher auf, angemessene Mafnahmen zu ergreifen, um gegen sozio6konomische Konflikte im Zusammenhang mit der
Koexistenz mit GrofSraubtieren vorzugehen, wie Praventiv- und Entschidigungsmaffinahmen, wobei der Schutz der Tiere
sicherzustellen ist; stellt fest, dass es klare Leitlinien zur Umsetzung dieser Mafnahmen in Ubereinstimmung mit der
Richtlinie 92/43/EWG gibt, auch in Bezug auf die Hybridisierung von Wolfen;

197.  betont, dass die erfolgreiche Umsetzung der Strategie von der Einbeziehung aller einschligigen Akteure und
Wirtschaftszweige abhingt; betont, dass diese Akteure und Wirtschaftszweige eingebunden und Anreize fiir sie geschaffen
werden miissen, um die Erreichung der Ziele der Biodiversititsstrategie fiir 2030 weiter voranzutreiben; fordert die
Kommission auf, eine Interessengruppenplattform fur die Diskussion mit den verschiedenen vertretenen Interessengruppen
und Gemeinschaften vor Ort zu schaffen und einen inkludierenden, gerechten und ausgewogenen Ubergang sicherzustellen;
ist der Auffassung, dass durch diese Plattform eine aktive und représentative Beteiligung von Gemeinschaften und
Interessengruppen an Entscheidungsverfahren ermdglicht werden sollte;

198.  betont, dass es bei der bevorstehenden Uberarbeitung der Richtlinie iiber die Angabe nichtfinanzieller
Informationen von wesentlicher Bedeutung ist, sowohl Klima- als auch Biodiversititsanforderungen einzubeziehen;

(6]
(0] o

199.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission zu tibermitteln.
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P9 TA(2021)0282

Der Interessenkonflikt des Ministerprisidenten der Tschechischen Republik

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zum Interessenkonflikt des Ministerprisidenten
der Tschechischen Republik (2021/2671(RSP))

(2022/C 67/04)

Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf Artikel 310 Absatz 6 und Artikel 325 Absatz 5 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf Artikel 61 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union (!) (,Haushaltsordnung®),

— unter Hinweis auf die Bekanntmachung der Kommission mit dem Titel ,Leitlinien zur Vermeidung von Interessenk-
onflikten im Rahmen der Haushaltsordnung® (),

— unter Hinweis auf seine fritheren Beschliisse und Entschliefungen zur Entlastung der Kommission fiir die Jahre 2014,
2015, 2016, 2017, 2018 und 2019,

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 13. Dezember 2018 zu Interessenkonflikten und zum Schutz des
EU-Haushalts in der Tschechischen Republik (*) und seine EntschlieBung vom 19. Juni 2020 zur Wiederaufnahme der
Ermittlungen gegen den Ministerprasidenten der Tschechischen Republik aufgrund der missbrauchlichen Verwendung
von EU-Mitteln und potenzieller Interessenkonflikte (%),

— unter Hinweis auf die Informationsreisen von Delegationen des Haushaltskontrollausschusses vom 26. bis 27. Mirz
2014 und vom 26. bis 28. Februar 2020 in die Tschechische Republik,

— unter Hinweis auf den am 23. April 2021 veroffentlichten Abschlussbericht der Generaldirektionen Regionalpolitik und
Stadtentwicklung (REGIO) und Beschiftigung, Soziales und Integration (EMPL) der Kommission vom November 2019
iiber die Prifung der Funktionsweise der bestehenden Verwaltungs- und Kontrollsysteme zur Verhinderung von
Interessenkonflikten in Tschechien,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
16. Dezember 2020 iiber eine allgemeine Konditionalitdtsregelung zum Schutz des Haushalts der Union (°),

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission iiber die Rechtsstaatlichkeit 2020, insbesondere das Landerkapitel zur
Lage der Rechtsstaatlichkeit in Tschechien (SWD(2020)0302),

— unter Hinweis auf den Zwischenbericht der Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO) iiber die Tschechische
Republik im Rahmen der vierten Bewertungsrunde tiber die Einhaltung der Vorschriften, der von der GRECO auf ihrer
84. Vollversammlung im Dezember 2019 angenommen wurde,

— unter Hinweis auf den Linderbericht fiir Tschechien 2020 vom 26. Februar 2020 (SWD(2020)0502) als
Begleitunterlage zu der Mitteilung der Kommission mit dem Titel: ,2020 Europaisches Semester: Bewertung der
Fortschritte bei den Strukturreformen, Vermeidung und Korrektur makrookonomischer Ungleichgewichte und
Ergebnisse der eingehenden Uberpriifung gemif der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011¢ (COM(2020)0150),

— gestiitzt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den EntschlieSungsantrag des Haushaltskontrollausschusses,

ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1.

ABIL. C 121 vom 9.4.2021, S. 1.

ABI. C 388 vom 13.11.2020, S. 157.
Angenommene Texte P9_TA(2020)0164.
ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 1.
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A. in der Erwigung, dass in den Artikeln 61 und 63 der Haushaltsordnung, Artikel 24 der Richtlinie 2014/24/EU tiber
Vorschriften der offentlichen Auftragsvergabe zur Vermeidung von Interessenkonflikten, den Artikeln 144 und 145 der
Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen fiir Fonds mit geteilter Mittelverwaltung (Dachverordnung), der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, der Rechtsprechung des Gerichtshofs und im tschechischen Gesetz Nr. 159/2006
tiber Interessenkonflikte in der gednderten Fassung vom 29. November 2016 besondere Verpflichtungen festgelegt und
Instrumente zur wirksamen Bewdltigung von Interessenkonflikten bereitgestellt wurden;

B. in der Erwigung, dass Agrofert ein Konglomerat ist, das vom tschechischen Ministerprasidenten Andrej Babi§ gegriindet
wurde und iiber 230 Unternehmen umfasst; in der Erwagung, dass sich herausgestellt hat, dass Ministerprasident Babi§
tiber die beiden Treuhandfonds AB Private Trust [ und AB Private Trust II, deren wirtschaftlicher Eigentiimer er ist, auch
der wirtschaftliche Eigentiimer von Agrofert ist, des beherrschenden Unternehmens des Agrofert-Konzerns ist, zu der
unter anderem eine Reihe wichtiger tschechischer Medienunternehmen gehéren;

C. in der Erwidgung, dass im Januar und Februar 2019 eine koordinierte, umfassende Priiffung durch mehrere Dienststellen
der Kommission (GD REGIO, GD EMPL und GD AGRI als assoziierte GD) hinsichtlich der Anwendung des EU-Rechts
und des nationalen Rechts durchgefithrt wurde; in der Erwidgung, dass im Rahmen einer laufenden Priifung durch
GD AGRI mutmafliche Interessenkonflikte bei der Durchfithrung der Gemeinsamen Agrarpolitik in Tschechien
untersucht werden;

D. in der Erwigung, dass die Kommission im April 2021 eine ordnungsgemif$ bearbeitete Fassung des abschlielenden
Priifberichts tiber die rechtliche Durchfilhrung von ESI-Fonds verdffentlicht hat, der von der GD EMPL und der
GD REGIO {iiberpriift wurde; in der Erwigung, dass der zweite Priifbericht der GD AGRI immer noch nicht
veroffentlicht wurde;

E. in der Erwidgung, dass in dem veroffentlichten Priifbericht schwerwiegende Mingel im Verwaltungs- und
Kontrollsystem (°) in der Tschechischen Republik sowie Mingel aufgezeigt werden, die durch Finanzkorrekturen
behoben werden miissen;

F. in der Erwigung, dass im Priifungsbericht der GD REGIO drei Beihilfen aus dem Europdischen Fonds fiir regionale
Entwicklung (EFRE) ermittelt wurden, die gegen tschechisches Recht und die EU-Dachverordnung verstofen;

G. in der Erwidgung, dass die strafrechtlichen Ermittlungen gegen Ministerprasident Babis, die durch den Bericht des
Europdischen Amtes fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) uiber die irreguldre Verwendung von EU-Subventionen fiir kleine
Unternehmen angestoffen wurden, zunichst eingestellt und anschliefend wiederaufgenommen wurden und die
Gegenstand der Entschliefung des Parlaments vom 19. Juni 2020 waren, noch nicht abgeschlossen sind;

H. in der Erwigung, dass die Kommission nach einem Jahr immer noch keine umfassende Antwort auf die Forderung des
Parlaments vorgelegt hat, den Gesamtbetrag der Subventionen, die Unternehmen des Agrofert-Konzerns erhalten haben,
anzugeben;

. in der Erwidgung, dass der Sachverhalt in Bezug auf den Interessenkonflikt von Ministerprasident Babi§ nach den
entsprechenden Entschliefungen des Parlaments vom Dezember 2018 und Juni 2020 und mehr als zwei Jahre nach
Beginn der Priifungen der Kommission immer noch nicht gekldrt worden ist;

J. in der Erwidgung, dass die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfihrung von den Mitgliedstaaten nur dann sichergestellt
werden kann, wenn die Behorden im Einklang mit den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten und der EU handeln und
wenn kriminelles Fehlverhalten, das auf unsachgemifSe Behandlung von Interessenkonflikten zuriickzufiihren ist, von
den Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehorden wirksam verfolgt wird;

K. in der Erwidgung, dass gemdfl Artikel 3 Buchstabe b der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 das Versiumnis,
sicherzustellen, dass keine Interessenkonflikte bestehen, ein Hinweis auf Verstoffe gegen die Grundsitze der
Rechtsstaatlichkeit sein kann;

L. in der Erwigung, dass detaillierte Strategien und Vorschriften zur Verhinderung und Bewiltigung von Konflikten und
vermeintlichen Interessenkonflikten ein wesentlicher Bestandteil der verantwortungsvollen Staatsfihrung und der
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfithrung sind;

M. in der Erwigung, dass die Informationsreise einer Delegation des Haushaltskontrollausschusses im Februar 2020
ergeben hat, dass Beschrankungen des Rechtsrahmens die effiziente und wirksame Tatigkeit des tschechischen Obersten
Rechnungshofs behindern, da dieser daran gehindert wird, die Ordnungsmafigkeit und Wirksamkeit der 6ffentlichen
Ausgaben auf regionaler und lokaler Ebene zu {iiberpriffen oder Kontrollen vor Ort bei den Endbegiinstigten
durchzufiihren;

(©) Im abschliefenden Priifbericht wurden schwerwiegende Mingel bei der Gestaltung des Kontrollsystems zur Verhinderung von
Interessenkonflikten festgestellt, wie es die sieben Verstofe gegen Artikel 4c des tschechischen Gesetzes iiber Interessenkonflikte
und die hohe Fehlerquote von 96,7 % in der gepriiften Stichprobe belegen.
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1. begrifit die Veroffentlichung des abschlieRenden Priifberichts der GD REGIO und der GD EMPL iiber die
Funktionsweise der bestehenden Verwaltungs- und Kontrollsysteme zur Verhinderung von Interessenkonflikten in
Tschechien im Anschluss an die wiederholten Forderungen des Parlaments, in dem der bestechende und anhaltende
Interessenkonflikt von Ministerprisident Babi§ im Zusammenhang mit dem Agrofert-Konzern und damit auch der
Standpunkt des Parlaments bestdtigt wird, wie er in fritheren Entschlieungen und Entlastungsberichten zum Ausdruck
gebracht wurde;

2. begriilt, dass die GD REGIO und die GD EMPL das wichtige offentliche Interesse an Transparenz und Information
tiber diese Ausnahmesituation als hinreichenden Grund fiir eine Veroffentlichung anerkennen; bedauert jedoch, dass die
Ergebnisse erst im April 2021 veroffentlicht wurden, obwohl der endgiltige Priifbericht im November 2019 den
tschechischen Behorden iibermittelt wurde und die Kommission im Mai 2020 entsprechende Antworten erhalten hat;
fordert die GD AGRI nachdriicklich auf, ihr Priifverfahren und ihre Folgemafnahmen zu beschleunigen und ihren
abschliefenden Priifbericht unverziiglich zu veroffentlichen; fordert, dass den Zahlungen an Unternehmen, die sich
unmittelbar oder mittelbar im Besitz des tschechischen Ministerprasidenten oder anderer Mitglieder der tschechischen
Regierung befinden, besondere Aufmerksamkeit geschenkt wird;

3. halt es fiir bedauerlich, dass sich die Priifverfahren und kontradiktorischen Verfahren sowie die Verfahren fiir die
Anwendung von Finanzkorrekturen bereits tiber mehrere Jahre erstrecken; fordert die Kommission nachdriicklich auf, die
Vorschriften fiir Rechnungspriifungs- und Finanzkorrekturverfahren zu iiberarbeiten, damit rascher Schlussfolgerungen
gezogen und zu Unrecht gezahlte EU-Mittel eingezogen werden konnen; fordert die Kommission erneut auf, alle
Dokumente im Zusammenhang mit dem Interessenkonflikt des tschechischen Ministerprasidenten zu verdffentlichen;

4. ist zutiefst besorgt iiber die Ergebnisse des Priifberichts, aus denen Folgendes hervorgeht:
— ESI-Fonds-Mittel wurden Unternehmen dem Agrofert-Konzern zu Unrecht gewéhrt,

— der Ministerprasident ist wirtschaftlicher Eigentiimer der Agrofert Holding und seit Februar 2017 der Treuhandfonds
AB Private Trust [ und AB Private Trust II, die er kontrolliert, wodurch er weiterhin ein unmittelbares wirtschaftliches
Interesse am Erfolg von Agrofert hat,

— Ministerprasident Babi§ war aktiv an der Ausfihrung des EU-Haushaltsplans in der Tschechischen Republik beteiligt und
war in der Lage, Einfluss auf Gremien wie den ESIF-Rat und die nationale Koordinierungsbehérde auszuiiben, und
gleichzeitig an Entscheidungen beteiligt, die den Agrofert-Konzern betreffen,

— die ermittelten Projekte wurden unter Verstoff gegen Artikel 4c des gednderten tschechischen Gesetzes iiber
Interessenkonflikte und gegen die Haushaltsordnung der EU vergeben,

— wihrend des gepriiften Zeitraums war die unparteiische und objektive Wahrnehmung der Aufgaben von Andrej Babis
als Ministerprisident, Vorsitzender des ESIF-Rates, Finanzminister und stellvertretender Ministerprasident fir Wirtschaft
beeintrachtigt;

5. stellt fest, dass mit dem tschechischen Gesetz Nr. 37/2021 GBIl tiber die Registrierung der wirtschaftlichen
Eigentimer am 1. Juni 2021 die 5. Geldwischerichtlinie, die die Einrichtung offentlich zugdnglicher Register fiir
Gesellschaften, Treuhandgesellschaften und andere Rechtsvereinbarungen vorschreibt, endlich in nationales Recht
umgesetzt wurde; weist darauf hin, dass die Frist fir die Umsetzung dieser Richtlinie am 10. Januar 2020 abgelaufen
war; bemingelt ausdriicklich, dass Tschechien die 5. Geldwischerichtlinie mit solch erheblicher Verzogerung umgesetzt hat;
stellt fest, dass Ministerprasident Babi§ seit dem 1. Juni 2021 im tschechischen Eigentumsregister als ,mittelbarer
tatsachlicher Eigentiimer” von Agrofert aufgefithrt ist; kritisiert nachdriicklich die Erklirung des tschechischen
Justizministeriums, wonach Agrofert trotz der Tatsache, dass Andrej Babi§ als wirtschaftlicher Eigentiimer von Agrofert
in Tschechien aufgefiihrt ist, weiterhin Subventionen erhalten darf;

6.  besteht darauf, dass ein Interessenkonflikt auf hochster Regierungsebene eines Mitgliedstaats, der nun mit der
Veroffentlichung des Abschlussberichts der Kommission iiber die Priifung der Funktionsweise der bestehenden
Verwaltungs- und Kontrollsysteme zur Verhinderung von Interessenkonflikten in der Tschechischen Republik am 23. April
2021 bestitigt wurde, nicht toleriert werden kann und vollstindig bewaltigt werden muss, indem

a) Mafnahmen ergriffen werden, mit denen sichergestellt wird, dass Ministerprasident Babi§ in Bezug auf den
Agrofert-Konzern keine wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen mehr hat, die in den Anwendungsbereich von
Artikel 61 der Haushaltsordnung der EU oder des tschechischen Gesetzes iiber Interessenkonflikte fallen, oder

b) sichergestellt wird, dass die Unternehmen, die der Kontrolle von Ministerprisident Babi§ unterstehen, keine Mittel aus
EU-Fonds, offentlichen Zuschiisse oder Mittel, die von allen Ebenen der 6ffentlichen Hand in der gesamten EU verteilt
werden, mehr erhalten, oder
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¢) eine Beteiligung an Beschlussfassungsverfahren der EU, die die Interessen des Agrofert-Konzerns unmittelbar oder
mittelbar betreffen konnten, vollig ausgeschlossen wird; betont jedoch, dass es angesichts der Aufgaben und Befugnisse
des Ministerprasidenten und der Mitglieder seiner Regierung zweifelhaft erscheint, dass mit einer solchen Maffnahme der
Interessenkonflikt in der Praxis angemessen bewiltigt werden kann, wenn die betreffenden Personen ihre offentlichen
Amter weiterhin bekleiden, und dass die Niederlegung des offentlichen Amtes daher ein geeigneteres Mittel zur
umfassenden Bewiltigung des Interessenkonflikts darstellt;

7. begriifét die Ankiindigung, dass die Europdische Staatsanwaltschaft (EUStA) eine unparteiische und faktengestiitzte
Untersuchung des Interessenkonflikts durchfithren wird; nimmt die Erklirung der zustindigen Staatsanwaltschaft zur
Kenntnis, wonach der Fall ,die Bedingungen der obligatorischen Zustindigkeit der neu eingerichteten Europiischen
Staatsanwaltschaft gemaf8 der einschligigen Verordnung der Europdischen Union [erfiillt] und ihr unverziiglich iibermittelt
werden muss®;

8.  bedauert, dass nach den aus der Priifung gewonnenen Erkenntnissen das Vorliegen schwerwiegender systemischer
Mingel in der Funktionsweise des Verwaltungs- und Kontrollsystems und insbesondere bei der Aufdeckung von
Interessenkonflikten bestitigt wurde; bedauert, dass durch wirkungslose Gegenkontrollen sowie undurchsichtige Verfahren
und Strukturen die zuverlissige Verhinderung und Aufdeckung von Interessenkonflikten in der Tschechischen Republik
beeintrachtigt wird;

9. st zutiefst besorgt dariiber, dass die Mingel in den Verwaltungs- und Kontrollsystemen — in Bezug auf die
Verhinderung von Interessenkonflikten — selbst nach Inkrafttreten der Artikel 61 und 63 der Haushaltsordnung im Jahr
2018 nach wie vor fortbestehen und dass die tschechischen staatlichen Stellen bislang nur wenige und unzureichende
Mafnahmen ergriffen haben, um die Einhaltung der Vorschriften sicherzustellen;

10.  bedauert, dass die tschechische Regierung Berichten zufolge versucht hat, den Interessenkonflikt von Minister-
prasident Babi§ durch ein Gesetz zu legalisieren, das zu Beginn der COVID-19-Krise im Marz 2020 vorgeschlagen wurde,
anstatt den Interessenkonflikt zu l6sen;

11.  erwartet, dass die nationalen Behorden alle geforderten Empfehlungen umsetzen, die unter anderem darauf abzielen,
das Verwaltungs- und Kontrollsystem zu verbessern und alle nach dem 9. Februar 2017 gewihrten Finanzhilfen zu
tiberpriifen, bei denen moglicherweise gegen das Gesetz iiber Interessenkonflikte verstoen wurde;

12.  fordert die Kommission auf, das Parlament iiber die Umsetzung der im Priifbericht aufgefithrten Empfehlungen
durch die tschechische Regierung zu unterrichten, insbesondere in Bezug auf die eingehende Priifung aller dem
Agrofert-Konzern gewihrten Mittel, die nicht Teil der Stichprobe waren;

13.  ist zutiefst besorgt iiber die Schwichen des allgemeinen Regelungsrahmens, die es schwierig machen, die
wirtschaftlichen Eigentiimer von Unternehmen, die EU-Mittel erhalten, systematisch zu ermitteln; weist erneut darauf hin,
dass die Kommission zwar bestitigt hat, dass sie Zahlungen im Rahmen der GAP an Unternehmen des Agrofert-Konzerns
sowie an andere Unternehmen geleistet hat, deren wirtschaftlicher Eigentiimer in mehreren anderen Mitgliedstaaten
Ministerprasident Babis ist, aber nicht in der Lage ist, alle Wirtschaftsakteure, die davon profitiert haben, erschopfend zu
ermitteln; fordert die Kommission nachdriicklich auf, dass sie der Entlastungsbehorde einen vollstandigen und zuverldssigen
Uberblick iiber alle Zahlungen an Unternechmen des Agrofert-Konzerns und an Unternehmen mit demselben
wirtschaftlichen Eigentiimer in allen Mitgliedstaaten fiir die Haushaltsjahre 2018 und 2019 zur Verfiigung stellt; fordert
die Kommission auf, darin auch Informationen fiir das Jahr 2020 aufzunehmen; ist der Ansicht, dass dieser Fall zeigt, dass
die Kommission in Zusammenarbeit mit den nationalen Behorden dringend ein standardisiertes und offentlich zugangliches
Format entwickeln muss, damit die Endbegiinstigten von Auszahlungen im Rahmen der GAP offengelegt werden;

14. nimmt die kirzlich erfolgte Berichtigung des Transparenzregisters, der offiziellen Plattform der Bundesrepublik
Deutschland fiir Daten zu wirtschaftlich Berechtigten, zur Kenntnis, in dem Ministerprasident Babi§ nun als Begiinstigter
und Anteilseigner einer Agrofert-Tochtergesellschaft in Deutschland aufgefithrt ist; weist erneut darauf hin, dass
Ministerprasident Babi§ als eine von sechs aktiven Personen aufgefiihrt ist, die erheblichen Einfluss auf oder die Kontrolle
iiber die Treuhinder eines mit der Agrofert-Tochtergesellschaft ,GreenChem Solutions Ltd.“ im Vereinigten Konigreich in
Verbindung stehenden Treuhandfonds haben; fordert alle Mitgliedstaaten, in denen Tochterunternehmen von Agrofert titig
sind, auf, das Register der wirtschaftlichen Eigentiimer in dieser Hinsicht zu tiberpriifen;

15.  bedauert, dass Unternehmen des Agrofert-Konzerns weiterhin Zahlungen im Rahmen der ersten Siule der GAP
erhalten; weist darauf hin, dass das tschechische Gesetz tiber Interessenkonflikte die Gewihrung von Subventionen,
einschlieflich Direktzahlungen im Rahmen der GAP, an ein Unternehmen verbietet, an dem ein Amtstriger oder eine von
einem Amtstrager kontrollierte Organisation einen Anteil von 25 % oder mehr halt; weist nachdriicklich auf die erheblichen
Zweifel an der Unabhingigkeit der tschechischen Behorden hin, die iiber die Beihilfefihigkeit und Kontrolle bei
Direktzahlungen in der Landwirtschaft entscheiden; weist auf Risikoindikatoren hin, da Unternehmen, die Teil des
Agrofert-Konzerns sind, diese Mittel weiterhin erhalten, was ein Verstoff gegen das tschechische Gesetz iiber
Interessenkonflikte ist;
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16.  stellt fest, dass die seit 2006 geltenden tschechischen Rechtsvorschriften iiber Interessenkonflikte betrachtliche
Liicken und erhebliche Mingel bei der Umsetzung aufwiesen, was die Entstehung und das Wachstum tiefer oligarchischer
Strukturen ermoglichte; bedauert, dass bei der Informationsreise einer Delegation des Haushaltskontrollausschusses des
Parlaments im Februar 2020 schwerwiegende Mangel in den Systemen zur Verhinderung, Aufdeckung und Beilegung von
Interessenkonflikten in Tschechien festgestellt wurden;

17.  ist verwundert dariiber, dass die GD REGIO und die GD EMPL einerseits und die GD AGRI andererseits anscheinend
unterschiedliche Ansitze verfolgen, was dhnliche Verstoffe gegen das tschechische Gesetz tiber Interessenkonflikte und
Artikel 61 der Haushaltsordnung anbelangt; stellt fest, dass die GD REGIO und die GD EMPL der Ansicht sind, dass ein
Verstofs gegen das tschechische Gesetz iiber Interessenkonflikte einen Verstoff gegen Artikel 61 Absatz 2 der
Haushaltsordnung darstellt, wihrend die GD AGRI anscheinend nicht dieselbe Auffassung vertritt; weist zudem darauf
hin, dass die Priifung der Forderfihigkeit von anspruchsbasierten Zahlungen (Direktzahlungen) auch ein Element der
Entscheidung bei der Uberpriifung umfasst; betont, dass sich ein Interessenkonflikt auf diese Uberpriifungsentscheidung
auswirken kann; fordert die Kommission auf, dem Parlament eine ausfiihrliche rechtliche Erlduterung der unterschiedlichen
Auswirkungen von Verstoen gegen nationale Rechtsvorschriften iiber Interessenkonflikte und gegen Artikel 61 der
Haushaltsordnung vorzulegen und dieser Erlduterung eine ausfihrliche Erklarung beizufigen, wie die Kommission
sicherstellt, dass die Uberpriifungsentscheidungen fiir anspruchsbasierte Zahlungen nicht von einem Interessenkonflikt
betroffen waren;

18. st verwundert iiber die Einschitzung der Kommission, dass im Fall des tschechischen Landwirtschaftsministers kein
Interessenkonflikt vorliegt, obwohl Mitglieder seiner Familie Landwirtschaftsbeihilfen in betrichtlicher Hohe erhalten,
wihrend er fir die Planung und Umsetzung der Landwirtschaftsprogramme im Rahmen der GAP zustindig ist; fordert die
Kommission auf, dem Parlament diese Einschitzung zu ibermitteln; fordert die Kommission auf, fiir die einheitliche
Auslegung und Anwendung von Artikel 61 der Haushaltsordnung Sorge zu tragen;

19.  fordert die Kommission auf, die Wirksamkeit von Artikel 61 der Haushaltsordnung zu bewerten, was die
erfolgreiche Verhinderung bzw. — bei Auftreten — Aufdeckung und Beilegung etwaiger Interessenkonflikte anbelangt, und
erforderlichenfalls im Zusammenhang mit der nichsten Uberarbeitung der Haushaltsordnung Vorschlige zu unterbreiten,
mit denen die Vorschriften fiir Interessenkonflikte weiter verschirft werden, wobei besonderes Augenmerk auf die
Definitionen, den Anwendungsbereich (wer fallt in den Anwendungsbereich?), die Ermittlung maoglicherweise betroffener
sensibler Funktionen oder Tatigkeiten, die ,Situationen, die objektiv als Interessenkonflikt wahrgenommen werden
konnten®, und die Verpflichtungen im Fall von Interessenkonflikten zu legen ist; weist erneut darauf hin, dass in Artikel 61
der Haushaltsordnung nicht zwischen verschiedenen Arten von Zahlungen aus dem Unionshaushalt unterschieden wird
und dass die bloe Moglichkeit, eine Position auszunutzen, die auf einen Interessenkonflikt zuriickzufithren ist, ein
ausreichender Indikator ist;

20.  erkldrt sich besorgt hinsichtlich der engen Auslegung von Artikel 61 der Haushaltsordnung durch die tschechische
Zahlstelle fiir die Landwirtschaft (den Fonds fiir staatliche Interventionen in der Landwirtschaft), die ihn als nicht auf
Mitglieder der Regierung anwendbar betrachtet; bekriftigt seine Besorgnis iiber eine Reihe von Mingeln, die in der
Verwaltung der tschechischen Zahlstelle fiir die Landwirtschaft festgestellt wurden, insbesondere die mangelnde
Unabhingigkeit des Aufsichtsgremiums, was auch in dem Bericht des Parlaments tiber die Reise seiner Delegation in die
Tschechische Republik vom Februar 2020 (°) hervorgehoben wurde; fordert die Kommission auf, ein Priifungsverfahren
einzuleiten, um eine tadellose Verwaltung der Zahlstelle zu erwirken;

21.  halt die Leitlinien der Kommission zur Vermeidung und Bewiltigung von Interessenkonflikten im Rahmen der
Haushaltsordnung fiir ein wichtiges Instrument, um die Mafnahmen zum Schutz des Unionshaushalts vor Betrug und
Unregelmifigkeiten weiter zu stirken; fordert die Kommission auf, Sensibilisierungsmaffnahmen durchzufithren und die
einheitliche Auslegung und Anwendung der Vorschriften zur Verhinderung von Interessenkonflikten auch bei
Direktzahlungen im Rahmen der ersten Siule der GAP voranzutreiben sowie zu iiberwachen, ob die einschligigen
Zahlstellen und Priifungsstrukturen unabhingig titig sind; fordert die Kommission auf, den zustindigen Behorden der
betroffenen Mitgliedstaaten weitere praktische Beispiele, Vorschlidge und Empfehlungen zur Verfiigung zu stellen, um sie bei
der Verhinderung von Interessenkonflikten zu unterstiitzen;

22, bekriftigt, dass die tschechischen Biirger und Steuerzahler weder wegen des Interessenkonflikts von Minister-
prasident Babi§ zur Kasse gebeten noch die Folgen dieses Interessenkonflikts tragen sollten und dass die Unternchmen des
Agrofert-Konzerns alle rechtswidrig aus dem Unionshaushalt oder aus dem tschechischen Staatshaushalt erhaltenen
Subventionen zuriickzahlen sollten; fordert die tschechischen Behorden nachdriicklich auf, alle Subventionen zuriick-
zufordern, die den Unternehmen des Agrofert-Konzerns zu Unrecht gezahlt wurden;

23.  besteht darauf, dass die weitere Auszahlung von Mitteln aus dem Unionshaushalt oder dem tschechischen
Staatshaushalt an Unternehmen, die letztlich von Ministerprasident Babi§ oder Mitgliedern der tschechischen Regierung
kontrolliert werden, eingestellt werden muss, bis die Fille von Interessenkonflikten vollstindig beigelegt sind;

() Bericht iiber die Informationsreise des Haushaltskontrollausschusses (CONT) in die Tschechische Republik vom 26. bis 28. Februar
2020.
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24.  fordert die tschechische Regierung nachdriicklich auf, die allgemeine Fairness bei der Verteilung von
EU-Subventionen zu verbessern und ein System einzurichten, mit dem umfassende und vollstindige Transparenz bei der
Verteilung von EU-Mitteln sichergestellt wird; stellt mit Besorgnis fest, dass es nach den der Kommission vorliegenden
Informationen seit der Einfithrung des tschechischen Direktzahlungssystems im Jahr 2014 keine Beschliisse zu dessen
Anderung und zur Schaffung eines wirksamen Mechanismus gegen Interessenkonflikte gegeben hat;

25.  weist erneut darauf hin, dass Agrofert im Rahmen des Projekts ,Storchennest® kiinstlich ein mittelgrofes
Unternehmen griindete, das nach wie vor der Kontrolle von Agrofert unterstand, damit fur kleine und mittlere
Unternehmen bestimmte Mittel in Hohe von insgesamt etwa 2 Mio. EUR vereinnahmt werden konnten; halt es fir nicht
hinnehmbar, dass die tschechischen Behorden das Projekt, nachdem bei Ermittlungen im Fall ,Storchennest”
schwerwiegende Unregelmifigkeiten festgestellt worden waren, aus der EU-Finanzierung herausgenommen haben und
es nun aus dem tschechischen Staatshaushalt finanzieren, womit die finanzielle Belastung auf die tschechischen Steuerzahler
verlagert wird; betrachtet dies als Beleg dafiir, dass die tschechischen Behérden die Kommission nicht von der
Rechtmifigkeit und OrdnungsmafSigkeit dieser Zahlungen iiberzeugen konnten; bedauert, dass folglich das OLAF nicht
mehr das Recht hat, in diesem Fall zu ermitteln, und nur die tschechische Staatsanwaltschaft Anklage erheben kann; ist sehr
besorgt dariiber, dass die tschechische Staatsanwaltschaft das Verfahren voriibergehend eingestellt und den Fall erst zu
einem spiteren Zeitpunkt wieder aufgenommen hat; fordert die tschechischen Behorden auf, die EU-Organe so bald wie
moglich tiber das Ergebnis der Ermittlungen im Fall ,Storchennest zu unterrichten;

26.  stellt fest, dass die tschechische Polizei zum zweiten Mal empfohlen hat, Ministerpriasident Babi§ wegen
mutmaflicher Betrugsfalle in Hohe von rund 2 Mio. EUR im Zusammenhang mit den Ermittlungen im Fall ,Storchennest”
anzuklagen; stellt fest, dass der die Aufsicht fithrende Staatsanwalt Jaroslav Saroch, der im September 2019 urspriinglich
beschlossen hatte, das Verfahren einzustellen, fiir die Entscheidung iiber den Antrag auf Anklageerhebung zustindig ist;
weist darauf hin, dass der inzwischen aus dem Amt geschiedene Generalstaatsanwalt Pavel Zeman am 4. Dezember 2019
die Wiederaufnahme des Verfahrens angeordnet und dabei auf Mingel bei der von Staatsanwalt Saroch vorgenommenen
rechtlichen Beurteilung verwiesen hatte;

27.  ist zutiefst besorgt tiber den politischen Druck auf unabhingige Medien und Institutionen in der Tschechischen
Republik, der kiirzlich offensichtlich wurde, als der Generalstaatsanwalt sein Amt niederlegte und diesen Schritt damit
begriindete, die Justizministerin habe Druck auf ihn ausgeiibt;

28.  fordert die Kommission auf, die Schwachstellen des tschechischen Justizsystems zu untersuchen und die
erforderlichen Malnahmen einzuleiten; fordert die Kommission auf, sorgfiltig zu priifen und zu analysieren, ob andere
Fille, die Mitglieder der tschechischen Regierung betrafen, zuriickgezogen oder maglicherweise aufgrund von Druck
vorzeitig geschlossen wurden; fordert die Kommission auf, das Parlament unverziiglich tiber ihre Erkenntnisse und
Schlussfolgerungen zu unterrichten;

29.  ist besorgt iiber Berichte, wonach die tschechische Regierung Agrofert im gepriiften Zeitraum bereits tiber
150 Mio. CZK aus dem tschechischen Staatshaushalt iiberwiesen haben soll (¥); fordert die Kommission auf, diese Fille der
Finanzierung aus dem Staatshaushalt vollstindig zu priifen und das Parlament iiber das Ergebnis der Priifung und die
ergriffenen Maffnahmen zu unterrichten, da es sich hierbei um rechtswidrige staatliche Beihilfen handeln konnte, was den
fairen Wettbewerb im EU-Binnenmarkt und dessen Integritdt beeintrichtigen konnte;

30.  verurteilt die Praxis, Projekte nach der Aufdeckung von Unregelmifigkeiten durch die Kommission oder den
Rechnungshof aus der EU-Finanzierung herauszunehmen und dann aus dem tschechischen Staatshaushalt zu finanzieren;
fordert die Kommission auf, diese Fille genau zu priifen und eine sorgfaltige rechtliche Analyse durchzufithren, wobei
mogliche VerstofSe gegen die Vorschriften tiber staatliche Beihilfen besonders zu beriicksichtigen sind;

31.  bedauert die offentlichen Auferungen von Premierminister Babis, mit denen er auf die Veréffentlichung des
abschliefenden Priifungsberichts der Generaldirektionen REGIO und EMPL reagierte (°); hilt es fiir nicht hinnehmbar, dass
die Priifer der Kommission von einem Mitglied des Europiischen Rates als ,Mafia“ tituliert werden;

32.  verurteilt die diffamierenden AuRerungen von Ministerprisident Babi§ gegeniiber Nachrichtenmedien, die iiber
seinen Interessenkonflikt und die Geschiftstitigkeit seiner Unternehmen berichten; weist in diesem Zusammenhang darauf
hin, dass er sich im November 2020 im tschechischen Parlament negativ iiber das Nachrichtenportal ,Denik Referendum®
duferte;

() iROZHLAS, Penam, Lovochemie, Cerea. Cesko vyplatilo Agrofertu podle Bruselu na dotacich neopravnéné 155 miliondi, 27. April 2021.
) Euractiv, Czech PM slams EU Commission auditors as ,mafia“ (Tschechischer Ministerprisident beleidigt Priifer der Europdischen
Kommission als ,Mafia“), 26. April 2021.
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33. st zutiefst besorgt dariiber, dass die GRECO-Empfehlungen im Bewertungsbericht aus der vierten Runde nur in
geringem Mafe befolgt wurden — nur eine der 14 Empfehlungen wurde zufriedenstellend umgesetzt, siecben Empfehlungen
teilweise und die verbleibenden sechs Empfehlungen iiberhaupt nicht;

34.  fordert alle Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, im Rahmen des neuen mehrjihrigen Finanzrahmens (MFR)
Beihilfezahlungen in dreistelliger Millionenhéhe (in EUR) an natiirliche Personen zu verbieten und darauf hinzuarbeiten,
sich den Standpunkt des Europdischen Parlaments zu eigen zu machen und mithin fir vollstindige Transparenz und die
Moglichkeit zu sorgen, Zahlungen sowie digitale Uberwachungs- und Priifungsverfahren iiber die Grenzen der
Mitgliedstaaten hinweg in Programmen mit geteilter Mittelverwaltung zusammenzufassen;

35.  fordert den Rat auf, bei den laufenden Verhandlungen iiber die GAP-Verordnung die Wirksamkeit des Haushalts und
eine fairere und transparentere Verteilung der Direktzahlungen gebiihrend zu beriicksichtigen, sich den Standpunkt des
Europiischen Parlaments zu eigen zu machen, wonach bestimmte Obergrenzen pro natiirliche Person fiir beide Saulen der
GAP sowie Degressivitit, eine obligatorische Deckelung und Umverteilungszahlungen festgelegt werden sollen, damit die
EU-Biirger die GAP insgesamt als positiv wahrnehmen; betont, dass die Verhandlungen im Rat nicht von Interessenk-
onflikten beeinflusst werden diirfen und dass keine Person, die in einer nationalen Regierung ein Ministeramt bekleidet, ihr
angehort oder sie vertritt, an Verhandlungen teilnehmen darf, wihrend sie von einem Interessenkonflikt betroffen ist; halt
es firr nicht hinnehmbar, dass Ministerprasident Babi§ als wirtschaftlicher Eigentiimer des Agrofert-Konzerns an den
Verhandlungen iiber die GAP teilgenommen und gegen die Begrenzung der Subventionen gekdmpft hat; betont
nachdriicklich, dass die Obergrenzen pro natiirliche Person fiir die erste und die zweite Siule der GAP einheitlich gelten
miissen, auch fir Mitglieder nationaler Regierungen, damit sie nicht zu ihrem eigenen Vorteil im Rat Verhandlungen fithren
konnen;

36.  missbilligt nachdriicklich oligarchische Strukturen, die sich auf die Landwirtschafts- und Kohisionsfonds der EU
stiitzen und bei denen eine kleine Minderheit der Begtinstigten die iiberwiegende Mehrheit der EU-Mittel erhalt, und fordert
die Kommission, den Rat und den Europiischen Rat auf, die Férderung solcher Strukturen zu unterbinden, mit denen die
Wettbewerbsfihigkeit kleiner und mittlerer landwirtschaftlicher Betriebe und landwirtschaftlicher Familienbetriebe, die die
wichtigsten Begiinstigten der GAP sein sollten, beeintrachtigt werden;

37.  betont seine tiefe Besorgnis dariiber, dass Ministerprisident Babi§ sich in einem Interessenkonflikt befindet und
gleichzeitig an der Beschlussfassung iiber die Ausrichtung der GAP auf die allgemeinen Ziele der Klimapolitik der Union
teilnimmt, da die Geschaftsinteressen des Agrofert-Konzerns fiir ihn stirker wiegen konnten als das 6ffentliche Interesse an
der Forderung einer nachhaltigeren Landwirtschaft und der Begrenzung der negativen Auswirkungen des Klimawandels;

38.  vertritt die Auffassung, dass die Untitigkeit der tschechischen Regierung bei der Bewiltigung der Interessenkonflikte
von Ministerprasident Babi§ negative Auswirkungen auf das Funktionieren der staatlichen Stellen der Tschechischen
Republik einschliefSlich der Strafverfolgungsorgane und der Verwaltungs- und Kontrollsysteme sowie auf die Einhaltung der
Unionsrechtsvorschriften hat;

39.  fordert die Kommission auf, die geschilderte Situation zusammen mit dem Einfluss von Ministerprisident Babi§ auf
die tschechischen Medien und das Justizsystem zu bewerten, um Verstofe gegen die Rechtsstaatlichkeit zu ermitteln, und —
falls sie sich als zutreffend erweisen — auf der Grundlage ihrer Erkenntnisse zu gegebener Zeit den Konditionalititsmecha-
nismus zum Schutz des Haushalts der Union zu aktivieren;

40.  ist nach wie vor besorgt tiber die zunehmende Konzentration von Medieneigentum in den Hinden einiger weniger
Oligarchen (1%);

41.  stellt fest, dass sowohl auf tschechischer Ebene als auch auf der Ebene der Union Ermittlungen und Priifungen zu
potenziellen Interessenkonflikten und der Verwendung von EU-Mitteln laufen; ist besorgt iiber die im Bericht der
Kommission iiber die Rechtsstaatlichkeit von 2020 geduflerten Bedenken, dass Fille von Korruption auf hoher Ebene nicht
ausreichend weiterverfolgt werden und dass in den Integrititsrahmen, die fiir Parlamentsmitglieder gelten, einige Liicken
festgestellt wurden;

42.  fordert den Rat und den Europdischen Rat auf, alle erforderlichen und geeigneten Manahmen zu ergreifen, um
Interessenkonflikte nach Artikel 61 Absatz 1 der Haushaltsordnung zu verhindern; bringt seine Besorgnis dariiber zum
Ausdruck, dass der tschechische Ministerprasident aktiv an den Verhandlungen iiber den Unionshaushalt und tiber
EU-Programme teilgenommen hat und noch immer daran teilnimmt, wihrend er sich in einem Interessenkonflikt befindet;
fordert den Rat und den Europiischen Rat auf, dem Parlament zu erldutern, wie sie gedenken, der Mitwirkung von
Ministerprasident Babi§ an den Beschliissen iiber den GAP-Haushalt und den Unionshaushalt Rechnung zu tragen und
dementsprechend zu handeln, sobald die Priifberichte der Kommission vorliegen;

(") Reporter ohne Grenzen, Czech Republic, https:/[rsf.org|en/czech-republic [abgerufen am 2.6.2021].
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43, vertritt Auffassung, dass am Interessenkonflikt von Ministerprisident Babi§ auch nochmals deutlich wird, dass
dringend ein interoperables digitales Berichterstattungs- und Uberwachungssystem fiir die EU-Finanzen eingerichtet werden
muss; bedauert zutiefst, dass die Mitgesetzgeber keine zufriedenstellende Einigung iiber Bestimmungen zur Herbeiftthrung
der Interoperabilitdt der IT-Systeme erzielt haben, mit der eine standardisierte und einheitliche Berichterstattung ermaéglicht
und die Zusammenarbeit gefordert wiirde; fordert alle einschligigen Akteure auf, sich um gleichermaflen wirksame
Losungen im Sinne einer verbesserten Rechenschaftspflicht zu bemiihen;

44, fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass die Bestimmungen der Haushaltsordnung iber Interessenkonflikte
auch im Fall des Interessenkonflikts von Ministerprisident Babi§ bei der Umsetzung des MFR 2021-2027 und des
Aufbauinstruments ,NextGenerationEU“ uneingeschrinkt angewandt werden, damit keine Zahlungen an Unternehmen
erfolgen, die unmittelbar oder mittelbar im Eigentum von Ministerprasident Babi§ stehen (''); fordert eine weitere Priifung
moglicher Interessenkonflikte sowie anderer Elemente der Rechtsstaatlichkeit in den Aufbauplinen der Mitgliedstaaten;

45.  betont nachdriicklich, dass die Mitglieder des Europiischen Parlaments in der Lage sein miissen, ihrer Arbeit frei von
Bedrohungen nachzugehen, und dass in den Mitgliedstaaten die jeweilige Regierung fuir ihren Schutz verantwortlich ist;

46.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung der Kommission und dem Rat sowie der Regierungen und den
beiden Kammern des Parlaments der Tschechischen Republik zu tibermitteln.

(") Laut der Liste der Unternehmen und Projekte, bei denen die tschechische Regierung die Finanzierung aus dem Fonds fiir einen
gerechten Ubergang genehmigte, erhdlt Lovochemie — ein Unternehmen, das Teil des Agrofert-Konzerns ist und zuvor vom
derzeitigen tschechischen Umweltminister Richard Brabec geleitet wurde — iiber 6 Mrd. CZK.
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Umgang mit der Herausforderung der weltweiten COVID-19-Pandemie: Folgen der
Aussetzung des TRIPS-Ubereinkommens der WTO fiir COVID-19-Impfstoffe, Behandlung,
Ausriistung und die Steigerung der Produktions- und Fertigungskapazititen in Entwick-
lungslindern

EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zum Umgang mit der Herausforderung der

weltweiten COVID-19-Pandemie: Folgen der Aussetzung des TRIPS-Ubereinkommens der WTO fiir

COVID-19-Impfstoffe, Behandlung, Ausriistung und die Steigerung der Produktions- und Fertigungskapazititen
in Entwicklungslindern (2021/2692(RSP))

(2022/C 67/05)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Welthandelsorganisation (WTO) {iber handelsbezogene Aspekte der Rechte
des geistigen Eigentums (TRIPS), insbesondere Artikel 31bis,

— unter Hinweis auf die Erklirung von Doha vom 14. November 2001 zum TRIPS-Ubereinkommen und zur &ffentlichen
Gesundheit,

— unter Hinweis auf den Beschluss des WTO-Rates fur handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums vom
6. November 2015 iiber die Ausweitung der Ausnahmeregelung fur die am wenigsten entwickelten Lander (LDC), die
Mitglieder der WTO sind, hinsichtlich der Umsetzung der Bestimmungen des TRIPS-Ubereinkommens iiber
pharmazeutische Erzeugnisse,

— unter Hinweis auf die Mitteilung Indiens und Siidafrikas vom 2. Oktober 2020 mit dem Antrag auf eine Aussetzung von
einigen Bestimmungen des TRIPS-Ubereinkommens zur Verhiitung, Einddimmung und Behandlung von COVID-19, die
von Eswatini, Kenia, Mosambik und Pakistan mitgetragen und von 100 weiteren Lindern unterstiitzt wird,

— unter Hinweis auf den iiberarbeiteten Vorschlag fiir eine Aussetzung von Bestimmungen des TRIPS-Ubereinkommens,
der am 21. Mai 2021 von 62 WTO-Mitgliedern tibermittelt wurde,

— unter Hinweis auf den offenen Brief von 243 Organisationen der Zivilgesellschaft vom 13. April 2021 an die
Generaldirektorin der WTO iiber die Bewiltigung der globalen Herausforderungen einer unzureichenden Versorgung
mit und eines ungleichen Zugangs zu medizinischer Ausriistung im Zusammenhang mit COVID-19, insbesondere zu
Impfstoften,

— unter Hinweis auf die Erklarung des US-Handelsbeauftragten vom 5. Mai 2021, in der er seine Unterstiitzung fiir eine
voriibergehende Aussetzung des TRIPS-Ubereinkommens bekriftigt,

— unter Hinweis auf den offenen Brief des Prisidenten der Republik Costa Rica und des Generaldirektors der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) vom 27. Mai 2021, in dem alle WHO-Mitgliedstaaten erneut aufgefordert werden,
den COVID-19-Technologiezugangspool (C-TAP) aktiv zu unterstiitzen,

— unter Hinweis auf die am 21. Mai 2021 auf dem Weltgesundheitsgipfel angenommene Erklarung von Rom,

— unter Hinweis auf das Schreiben des Generaldirektors der WHO, der Generaldirektorin der WTO, der geschifts-
fihrenden Direktorin des Internationalen Wahrungsfonds (IWF) und des Prasidenten der Weltbankgruppe vom 31. Mai
2021, in dem ein neues Engagement fiir Gerechtigkeit bei Impfstoffen und die Bekimpfung der Pandemie gefordert
wird,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Erklarung der Generaldirektoren der Welthandelsorganisation (WTO) und der
Weltgesundheitsorganisation vom 20. April 2020 zur Unterstiitzung der Bemithungen um einen normalen
grenziiberschreitenden Verkehr von lebenswichtigen medizinischen Giitern und anderen Giitern und Dienstleistungen,

— unter Hinweis auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung und die Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung (SDG),

— gestiitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,
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A. in der Erwidgung, dass es bislang etwa 172 000 000 Fille von COVID-19 gegeben hat, die weltweit tiber 3 700 000
Todesopfer gefordert haben, was zu beispiellosem Leid, Not und der Zerstérung der Lebensgrundlagen von Millionen
von Menschen gefiihrt hat; in der Erwdgung, dass 10 % der Patienten weltweit an den Folgen des Post-COVID-Syndroms
leiden, was zu Arbeitsplatzverlust, Armut und starken soziookonomischen Anfilligkeiten fiihrt;

B. in der Erwidgung, dass die derzeitige weltweite COVID-19-Pandemie eine globale Strategie fiir Impfstoffe, Diagnostika,
Behandlungen sowie die Herstellung und Verteilung von Ausriistung erfordert; in der Erwigung, dass ein ganzheitlicher,
wissenschaftlicher und faktenbasierter Ansatz erforderlich ist, um die gesundheitlichen Herausforderungen im
Zusammenhang mit der Pandemie anzugehen; in der Erwidgung, dass ein geschlechtersensibler und bereichsiiber-
greifender Ansatz entscheidend ist, um in allen Phasen des Impfprozesses, von der Entwicklung bis hin zur Verimpfung,
fiir Gleichberechtigung sorgen zu kénnen;

C. in der Erwidgung, dass Impfstoffe ein Musterbeispiel dafiir sind, wie enorme positive externe Effekte es erforderlich
machen, dass sie als globale 6ffentliche Giiter behandelt und kostenlos bereitgestellt werden; in der Erwigung, dass in
den Industrielindern alle Biirgerinnen und Biirger kostenlose Impfstoffe erhalten; in der Erwigung, dass es ethisch
unerkldrlich wire, wenn dieser Grundsatz fiir viel &rmere Menschen in Entwicklungslindern nicht gelten wiirde;

D. in der Erwédgung, dass die Erklirung zum TRIPS-Ubereinkommen und zur offentlichen Gesundheit, die am
14. November 2001 in Doha angenommen wurde, besagt, dass das TRIPS-Ubereinkommen zugunsten der offentlichen
Gesundheit umgesetzt und ausgelegt werden sollte — wobei sowohl der Zugang zu bestehenden Arzneimitteln als auch
die Entwicklung neuer Arzneimittel gefordert werden sollten; in der Erwédgung, dass der Rat fir TRIPS der WTO am
6. November 2015 beschlossen hat, die Ausnahmeregelung fiir Arzneimittelpatente fiir die am wenigsten entwickelten
Lander bis Januar 2033 zu verlidngern;

E. in der Erwigung, dass es von wesentlicher Bedeutung ist, erschwingliche Impfungen fiir die am stirksten gefihrdeten
Bevolkerungsgruppen in Lindern mit niedrigem und mittlerem Einkommen sicherzustellen; in der Erwigung, dass sich
mRNA-basierte Impfstoffe als die wirksamsten, aber auch als die teuersten Impfstoffe auf dem Markt erwiesen haben;

F. in der Erwidgung, dass bis Juni 2021 weltweit etwa 1,6 Milliarden Impfstoffdosen verabreicht wurden, und zwar
grofitenteils in Industrielindern und impfstoffproduzierenden Landern; in der Erwédgung, dass nur 0,3 % der weltweit
verabreichten Impfdosen in den 29 drmsten Landern verabreicht wurden, in denen etwa 9 % der Weltbevélkerung leben;
in der Erwidgung, dass Schitzungen des IWF zufolge, iiber 7 Bio. EUR zum weltweiten BIP hinzugerechnet werden
konnten, wenn die Verteilung von Impfstoffen beschleunigt und das Virus damit unter Kontrolle gehalten wird; in der
Erwigung, dass die EU iiber 260 Millionen Impfstoffe an ihre Mitgliedstaaten verteilt und mehr als 226 Millionen
Impfstoffe in Drittlinder ausgefithrt hat, von denen nur 10 % fiir die am wenigsten entwickelten Linder bestimmt sind;

G. in der Erwigung, dass besorgniserregende neue COVID-19-Varianten entstehen, die ansteckender und todlicher sind, bei
denen die Wirksamkeit der Impfstoffe herabgesetzt ist und moglicherweise erneute Impfstoffgaben erforderlich werden,
wodurch der Bedarf an Impfstoffen die urspriinglich geschdtzten erforderlichen 11 Milliarden Dosen bei Weitem
tibersteigt; in der Erwdgung, dass die Erhohung der Herstellung von wesentlicher Bedeutung ist, um einen weltweiten
Impfschutz zu erreichen; in der Erwigung, dass die Steigerung der Impfstoftherstellung eine weltweite Prioritit darstellt;
in der Erwidgung, dass die globalen Lieferketten fur Rohstoffe nicht durch protektionistische Mafnahmen oder
nichttarifire Handelshemmnisse beeintrachtigt werden diirfen; in der Erwdgung, dass die meisten Linder, in denen
Impfstoffe hergestellt werden, bedauerlicherweise Ausfuhrverbote fur Impfstoffe und ihre Inhaltsstoffe verhingt haben,
wodurch eine Zunahme der weltweiten Herstellung verhindert und Engpisse in den Lieferketten verursacht werden;

H. in der Erwidgung, dass erhebliche Summen privater und offentlicher Mittel und Ressourcen in Forschung und
Entwicklung, klinische Priifungen und die Beschaftfung investiert wurden, um Impfstoffe und COVID-19-Behandlungen
auf offene und zugingliche Weise zu entwickeln; in der Erwidgung, dass durch private und 6ffentliche Forschungs-
einrichtungen, Gesundheitseinrichtungen, Arbeitskrifte an vorderster Front, Wissenschaftler, Forscher und Patienten
Informationen iiber das Virus gesammelt wurden, die von den Pharmaunternehmen genutzt wurden;

L. in der Erwidgung, dass freiwillige Lizenzen das wirksamste Instrument sein sollten, um die Ausweitung der Herstellung
und die Weitergabe von Fachwissen zu erleichtern; in der Erwagung, dass sich keine privaten Unternehmen an der
Initiative fur den COVID-19-Technologiezugangspool beteiligt haben, in deren Rahmen Pharmaunternehmen
aufgefordert werden, sich zu einer transparenten und nicht ausschlieSlichen weltweiten freiwilligen Lizenzvergabe zu
verpflichten; in der Erwidgung, dass nach Angaben der WHO 19 Hersteller aus mehr als einem Dutzend Lindern in
Afrika, Asien und Lateinamerika ihre Bereitschaft bekundet haben, die Produktion von mRNA-Impfstoffen zu steigern;
in der Erwidgung, dass derzeit nur 40% der weltweiten Produktionskapazititen firr die Herstellung von
COVID-19-Impfstoffen genutzt werden;

J. in der Erwidgung, dass viele Entwicklungslinder, die tiber unzureichende oder gar keine Produktionskapazititen
verfiigen, immer noch mit erheblichem politischem Druck und rechtlichen Schwierigkeiten konfrontiert sind, die die
Inanspruchnahme der Flexibilitdtsregelungen im Rahmen des TRIPS-Ubereinkommens, insbesondere von Artikel 31bis,
verhindern, und sich schwerfilligen und langwierigen Verfahren fiir die Ein- und Ausfuhr von pharmazeutischen
Erzeugnissen gegeniibersehen;
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K. in der Erwidgung, dass durch den Schutz von Patenten und sonstigem geistigem Eigentum unternehmerische
Risikobereitschaft abgesichert wird und mit einem multilateralen Rechtsrahmen fuir die Rechte des geistigen Eigentums
Anreize geboten werden, die fiir die Vorsorge gegen kiinftige Pandemien von entscheidender Bedeutung sind; in der
Erwigung, dass die globalen Auswirkungen auf die offentliche Gesundheit und auf die Wirtschaft nur mit einem
weltweiten gleichberechtigten Zugang zu erschwinglichen Impfstoffen, Diagnoseverfahren und Behandlungen
abgemildert werden konnen und dass mit der voriibergehenden Aussetzung der internationalen Verpflichtungen
zum Schutz des geistigen Eigentums fiur Arzneimittel, Medizinprodukte und andere Gesundheitstechnologien im
Zusammenhang mit COVID-19 entscheidend zur Verwirklichung dieses Ziels beigetragen werden kann;

L. in der Erwdgung, dass die indische Regierung aufgrund der beispiellosen und alarmierenden epidemiologischen Lage in
Indien ein Ausfuhrverbot fiir Impfstoffe verhdngt hat, was zu Unterbrechungen in der weltweiten Versorgung und beim
COVAX-Mechanismus fiihrt; in der Erwidgung, dass die EU einen fithrenden Beitrag zur COVAX-Fazilitit leistet; in der
Erwigung, dass sich die EU im Rahmen von Team Europa verpflichtet hat, bis Ende 2021 weitere 100 Millionen Dosen
zu spenden, die in Lindern mit niedrigem und mittlerem Einkommen verwendet werden sollen;

M. in der Erwigung, dass der Polioimpfstoff patentfrei auf den Markt gebracht wurde und die Krankheit nun in vielen
Regionen der Welt ausgerottet ist; in der Erwigung, dass die siidafrikanische Regierung unter Nelson Mandela
gezwungen war, auf Zwangslizenzen zuriickzugreifen, um erschwingliche und hochwertige Generika zu erhalten, damit
sie keine {iberh6hten Preise an internationale Pharmakonzerne zahlen musste, die Patente fiir HIV-Medikamente
nutzten;

N. in der Erwigung, dass die Lieferketten in den Entwicklungslindern verbessert werden miissen; in der Erwigung, dass
durch die Ausweitung der lokalen Produktion, die Sensibilisierung der Bevolkerung und die verstarkte Unterstiitzung bei
der Verteilung in den Entwicklungslindern die Zahl der weltweit geimpften Personen erhoht werden konnte; in der
Erwigung, dass nach wie vor ein besorgniserregendes Finanzierungsdefizit in Hoéhe von 18,5 Mrd. USD fir den
ACT-Accelerator besteht;

O. in der Erwdgung, dass die Priorititen der EU darin bestehen sollten, einen gleichberechtigten weltweiten Zugang zu
Impfstoffen, Diagnostika, Therapeutika und anderen medizinischen Versorgungslosungen sicherzustellen, wobei die
Lieferketten unter Einsatz aller verfiigbaren Mittel offenzuhalten sind;

P. in der Erwdgung, dass den am wenigsten entwickelten Liandern bereits bis zum 1. Januar 2033 eine Aussetzung der
Anwendung der Bestimmungen des TRIPS-Ubereinkommens in Bezug auf Arzneimittel gewdhrt wird und dass sie bis
zum 1. Juli 2021 von allen Verpflichtungen des TRIPS-Ubereinkommens mit Ausnahme der Artikel 3, 4 und 5
ausgenommen sind, wobei eine Verlingerung bereits erortert wird;

1. dulert sich zutiefst besorgt iiber die Entwicklung der Pandemie, insbesondere in Lindern mit niedrigem und
mittlerem Einkommen; weist darauf hin, dass die COVID-19-Pandemie noch nicht iiberwunden ist und dass neue Impfstoffe
entwickelt werden miissen, um Mutationen zu bekdmpfen; betont, dass die internationale Gemeinschaft alles tun muss, was
notwendig ist, um die COVID-19-Pandemie unter Kontrolle zu bringen, und dass aufergewohnliche Umstinde
auflergewohnliche Losungen erfordern; hebt daher hervor, dass ein ganzheitlicher Ansatz erforderlich ist, wobei die
Verfiigbarkeit und Erschwinglichkeit von Gesundheitsprodukten im Zusammenhang mit COVID-19, der Ausbau der
Produktion von COVID-19-Impfstoffen und die weltweite geografische Verteilung der Produktionskapazititen Prioritit
haben miissen; betont, dass die internationale Handelspolitik bei diesen Bemithungen eine proaktive Rolle spielen muss,
indem der Handel mit Rohstoffen und Gesundheits- und Medizinprodukten erleichtert und der Mangel an qualifiziertem
und erfahrenem Personal abgemildert wird, Probleme in der Lieferkette gelost werden und der globale Rahmen fiir die
Rechte des geistigen Eigentums fiir kiinftige Pandemien iberarbeitet wird; fordert, dass proaktive, konstruktive und
textbezogene Verhandlungen iiber eine voriibergehende Aussetzung des TRIPS-Ubereinkommen der WTO unterstiitzt
werden, um den weltweiten Zugang zu erschwinglichen medizinischen Erzeugnissen im Zusammenhang mit COVID-19 zu
verbessern;

2. weist darauf hin, dass in der Erklirung von Doha zum TRIPS-Ubereinkommen und zur 6ffentlichen Gesundheit
bekriftigt wird, dass das TRIPS-Ubereinkommen die Mitglieder nicht daran hindert und nicht daran hindern sollte,
Mafinahmen zum Schutz der 6ffentlichen Gesundheit zu ergreifen;

3. weist darauf hin, dass 11 Milliarden Dosen bendtigt werden, um 70 % der Weltbevolkerung zu impfen, dass aber erst
ein Bruchteil dieser Menge hergestellt worden ist; weist darauf hin, dass ein Ansatz, der auf der Zusicherung beruht,
iiberschiissige Dosen abzugeben, unzureichend ist; weist darauf hin, dass die COVAX-Fazilitit aufgrund der derzeitigen
COVID-19-bedingten Lage in Indien ein Defizit von 190 Millionen Dosen aufweist und ihre Lieferziele in absehbarer
Zukunft nicht erreichen wird; stellt fest, dass die EU einer der wichtigsten Geber im Rahmen der COVAX-Fazilitit ist, was
Finanzmittel und die gemeinsame Nutzung des Impfstoftbestands, sowohl iiber COVAX als auch auf bilateraler Ebene,
betrifft; fordert die EU und ihre Partner allerdings auf, ihre finanziellen und nicht finanziellen Beitrige zur COVAX-Fazilitit
deutlich aufzustocken; begriif$t in diesem Zusammenhang die Zusage einiger Hersteller, 1,3 Milliarden Impfstoffdosen zum
Selbstkostenpreis oder zu niedrigen Preisen zu liefern, sowie die Verpflichtung von Team Europa, bis Ende des Jahres
100 Millionen Impfstoffdosen an Linder mit niedrigem und mittlerem Einkommen zu spenden, zumal die
EU-Mitgliedstaaten 2021 einen Uberschuss von mindestens 400 Millionen Impfstoffdosen erzielen diirften; begriiflt ferner
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die Unterstiitzung, die im Rahmen des Katastrophenschutzverfahrens der Union fur die Lieferung von Impfstoffen und
Hilfsstoffen bereitgestellt wird; betont, dass der Versorgung im Rahmen der COVAX-Fazilitit Vorrang eingerdaumt werden
muss; bedauert die Schritte des Vereinigten Konigreichs und der USA beim Aufbau eines Sekundirmarktes zum
Weiterverkauf von iiberschiissigen Impfstoffen an andere Industriestaaten;

4. betont, dass die globale Reaktion auf Gesundheitskrisen einerseits einen bedarfsorientierten nachfrageseitigen Ansatz,
der eine gemeinsame Finanzierung und global koordinierte Abnahmegarantien vorsicht, und andererseits eine integrierte
angebotsseitige Strategie zur Ausweitung der Produktionskapazitit entlang der gesamten Wertschopfungskette umfassen
sollte; ist der Auffassung, dass eine verstirkte globale Impfstoftherstellung, eine bessere Koordinierung der Lieferungen
sowie konsolidierte, diversifizierte und resiliente Wertschopfungsketten fir Impfstoffe notwendig sind, wenn Impfstoffe
weltweit verteilt werden sollen; fordert die Kommission nachdriicklich auf, mit den Impfstoff produzierenden Lindern
zusammenzuarbeiten, um Ausfuhrbeschrankungen rasch zu beseitigen und ihren eigenen Mechanismus fir Ausfuhrge-
nehmigungen durch Anforderungen an die Transparenz von Ausfuhren zu ersetzen, und besteht darauf, einen zeitnahen
und umfassenden Zugang zu solchen Daten zu erhalten; fordert die USA und das Vereinigte Konigreich auf, ihr
Ausfuhrverbot fiir Impfstoffe und Rohstoffe, die zur Herstellung von Impfstoffen benotigt werden, umgehend aufzuheben;
fordert, dass die internationalen Investitionen und die Koordinierung dringend verstirkt werden, damit die Produktion von
fur Impfungen kritischen Elementen wie Einwegartikeln und pharmazeutischen Wirkstoffen ausgeweitet wird, um Engpasse
in den Wertschopfungsketten fiir Impfstoffe zu beseitigen;

5. unterstreicht, dass die weltweite Impfstoffproduktion dringend langfristig ausgeweitet werden muss, um die globale
Nachfrage zu decken, und dass daher in die Produktionskapazititen der Entwicklungsldnder investiert werden muss, damit
diese besser ihren Eigenbedarf decken kénnen; weist darauf hin, dass hierfiir ein wirksamer Transfer von Technologien und
Fachwissen erforderlich ist; erkennt an, dass die Schaffung von Anreizen fiir freiwillige Lizenzvereinbarungen und den
freiwilligen Transfer von Technologien und Fachwissen in Linder, die bereits tiber Industriezweige zur Herstellung von
Impfstoffen verfiigen, die wichtigste Moglichkeit darstellen sollte, um dies zu erreichen; ist jedoch bereit, alle wirksamen und
pragmatischen Losungen zur weiteren Forderung der weltweiten Impfstoffproduktion zu erértern, und fordert die
Kommission insbesondere auf, diesbeziiglich mit den USA und anderen gleichgesinnten Lindern zusammenzuarbeiten;

6.  betont, dass der Schutz des geistigen Eigentums weltweit ein wichtiger Anreiz fiir Innovation und Forschung ist; weist
darauf hin, dass dieser Schutz die Grundlage fur freiwillige Lizenzvereinbarungen und Wissenstransfer bildet und daher die
Verfiigbarkeit von Impfstoff eher begiinstigt als behindert; warnt davor, dass Unternehmen ihre Innovationen im Fall nicht
durchsetzbarer Patente durch Geheimhaltung oder Exklusivitit schiitzen miissten; hebt hervor, dass eine unbefristete
Aussetzung des TRIPS-Ubereinkommens die Forschungsfinanzierung, insbesondere fiir Forscher, Investoren, Entwickler
und klinische Priifungen, gefihrden wiirde; betont, dass der Schutz der Eigentumsrechte, einschlieflich der Rechte des
geistigen Eigentums, eine verfassungsrechtliche Verpflichtung der Européischen Union und ihrer Mitgliedstaaten ist;

7. nimmt die Ankiindigung der Kommission zur Kenntnis, dass sie offen fur die Moglichkeit ist, den Gebrauch von
Zwangslizenzen erforderlichenfalls zu erleichtern, damit ein schneller globaler Zugang zur Impfstoffproduktion
sichergestellt wird; fordert die Kommission auf, objektive Kriterien in Bezug darauf festzulegen, ob, wann und in welchen
Fillen sie auf Zwangslizenzen zuriickgreifen wird; betont, dass im TRIPS-Ubereinkommen nicht angegeben ist, aus welchen
Griinden der Gebrauch von Zwangslizenzen gerechtfertigt sein konnte; betont, dass in der Doha-Erklarung iiber TRIPS und
offentliche Gesundheit bestitigt wird, dass es Landern freisteht, die Griinde fiir die Erteilung von Zwangslizenzen zu
bestimmen und festzulegen, was unter einem nationalen Notfall zu verstehen ist; betont, dass Zwangslizenzen einen
wirksamen Rechtsrahmen erfordern und dass dies zu rechtlichen Schwierigkeiten in Entwicklungslindern fithren kénnte;
fordert die Kommission auf, auszuloten, ob und wie sie in den am wenigsten entwickelten Lindern rechtliche Unterstiitzung
fur Zwangslizenzen bereitstellen wird; begriiflt die Einschitzung der Kommission, dass Zusammenarbeit und freiwillige
Lizenzen die wirksamsten Instrumente sind, um die Ausweitung der Produktion zu erleichtern;

8.  betont, dass die Saule zur Stirkung der Gesundheitssysteme (health systems connector) des ACT-Accelerators gestarkt
werden muss, um die Verarbeitungs-, Lagerungs-, Verteilungs- und Lieferkapazititen weltweit, insbesondere in gefahrdeten
Landern, zu steigern; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, sich stirker in der WHO zu engagieren und dabei dem
ACT-Accelerator als Bestandteil der globalen Reaktion der EU bei allen seinen Sdulen, d. h. Diagnoseverfahren, Therapeutika
und Impfstoffe sowie Stirkung der Gesundheitssysteme, Vorrang einzurdumen; unterstreicht, dass die Herstellungs-
kapazititen auf dem afrikanischen Kontinent gefordert werden miissen, und begriifft ausdriicklich die Ankiindigung von
Team Europa, eine Initiative, in deren Rahmen die Herstellung und der Zugang zu Impfstoffen, Arzneimitteln und
Gesundheitstechnologien verbessert werden sollen, mit 1. Mrd. EUR zu unterstiitzen; betont ferner, wie wichtig ein
geeigneter Regelungsrahmen fiir pharmazeutische Erzeugnisse ist; betont, dass die EU nun die Verantwortung dafiir trégt, in
regionale Vertriebszentren, insbesondere in Afrika, zu investieren und die Einrichtung einer afrikanischen Arzneimittel-
Agentur zu unterstiitzen; fordert in diesem Zusammenhang, dass lokale Zulassungsbehorden unterstiitzt werden,
qualifiziertes medizinisches und technisches Personal in der Durchfithrung von Impfungen geschult wird und
Impfstoffverteilungsketten unterstiitzt werden und dazu beigetragen wird, Einschrinkungen, etwa im Zusammenhang
mit der Kiihlinfrastruktur, der geografischen und soziookonomischen Reichweite sowie einer zogerlichen Impfbereitschaft,
zu iberwinden;
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9. bekriftigt seine Unterstiitzung fiir die COVID-19-C-TAP-Initiative der WHO und das Zentrum fiir den Transfer von
Technologien fiir mRNA-Impfstoffe; bedauert, dass die Pharmaunternehmen sich bislang dagegen entschieden haben, mit
der C-TAP-Initiative zusammenzuarbeiten; fordert die Kommission mit Nachdruck auf, Anreize fiir Pharmaunternehmen zu
schaffen, ihre Technologien und ihr Fachwissen iiber C-TAP zu teilen, und Verpflichtungen zu Partnerschaften fiir den
Technologietransfer mit Dritten, insbesondere mit Entwicklungslindern, in die kiinftigen Abnahmegarantien der EU
aufzunehmen; fordert die Kommission nachdriicklich auf, ihre Verhandlungsmacht bei den Verhandlungen iiber die
Vertrage fiur die COVID-19-Impfstoffe der nachsten Generation voll auszuschopfen, um dafiir zu sorgen, dass Entwickler
ihre Technologien zu geringen Kosten an Linder mit niedrigem oder mittlerem Einkommen weitergeben; fordert, dass
diejenigen Unternehmen — einschlieBlich Subunternehmen — die iber das erforderliche Fachwissen fiir den
Technologietransfer verfiigen, aktiv erfasst werden und dass sie mit Unternehmen zusammengebracht werden, die tiber
ungenutzte Produktionseinrichtungen verfiigen;

10.  fordert die EU auf, dafiir zu sorgen, dass kiinftige Abnahmegarantien vollstindig offengelegt werden, insbesondere
jene fir Impfstoffe der ndchsten Generation; fordert die EU auf, Verpflichtungen im Zusammenhang mit nicht
ausschlieflichen weltweiten Lizenzen, Handelsgeheimnissen, geschiitzten Daten und Technologietransfers aufzunehmen,
und Transparenzanforderungen an Lieferanten einzufithren, einschlieflich einer Analyse der Kosten und des Gewinns fiir
jedes Produkt; betont, dass diese Transparenzanforderungen die Kommission nicht daran hindern sollten, erforderlichenfalls
als Bieter zu agieren; bekriftigt, dass es bei den Verhandlungen tiber Vertrige iitber COVID-19-Impfstoffe hochster
Transparenz bedarf, auch indem Mitglieder des Europdischen Parlaments iiber die Kontaktgruppe fir Impfstoffe direkt in die
Beschlussfassung im Zusammenhang mit den Vertrigen eingebunden werden; erwartet, dass dem Europdischen Parlament
regelmafig eine umfassende und detaillierte Analyse der Produktion und der Ein- und Ausfuhren von Impfstoffen und eine
entsprechende Prognose vorgelegt werden, die auch Angaben zu dem Zielland von Ausfuhren aus der EU sowie zum
Ursprung von eingefithrten Impfstoffen und Bestandteilen von Impfstoffen umfassen;

11.  erkennt an, dass Handelserleichterungen und Disziplinen fir Ausfuhrbeschrinkungen, die Ausweitung der
Herstellung, unter anderem durch Zusagen von Impfstoftherstellern und -entwicklern, und die Vereinfachung der
Flexibilititsregelungen des TRIPS-Ubereinkommens im Zusammenhang mit Zwangslizenzen allesamt dazu beitragen, die
Zahl der Impfungen weltweit zu erhohen; begriifit die Anstrengungen, die von der Generaldirektorin der WTO
unternommen wurden, um die Mitglieder zu einer auf Dialog beruhenden Losung zu bewegen; nimmt die Mitteilungen der
Europdischen Union an den Allgemeinen Rat der WTO und den TRIPS-Rat zu der dringlichen handelspolitischen Reaktion
auf die COVID-19-Krise zur Kenntnis, in der drei einander ergdnzende Siulen dargelegt werden, nidmlich Handelser-
leichterungen und Disziplinen fiir Ausfuhrbeschrankungen und die Ausweitung der Herstellung; erwartet, dass sich die
Kommission stirker dafiir einsetzt, dass die WTO-Initiative fiir Handel und Gesundheit bei der 12. WTO-Ministerkonferenz
im November 2021 abgeschlossen wird; fordert zudem die Schaffung eines Ausschusses fur Handel und Gesundheit bei der
12. WTO-Ministerkonferenz, der Lehren aus der Pandemie ziehen, Vorschlige zur Erhohung der Wirksamkeit der Reaktion
der WTO bei internationalen Gesundheitskrisen vorlegen und eine Handelssdule fiir einen internationalen Vertrag zu
Pandemien ausarbeiten sollte, um gegen Unterbrechungen der Lieferkette vorzugehen, die Produktionskapazititen zu
erhohen, gegen Preisspekulationen vorzugehen und den Rechtsrahmen der WTO im Lichte der gezogenen Lehren zu
tiberpriifen;

12.  betont, dass die EU bei den bevorstehenden Sitzungen des TRIPS-Rates am 8. Juni und am 14. Oktober 2021, dem
G7-Gipfel vom 11.-13. Juni 2021, dem G20-Gipfel 2021, dem Gipfeltreffen EU-USA 2021, der Generalversammlung 2021
der Vereinten Nationen, der Weltgesundheitsversammlung 2021 sowie der 12. WTO-Ministerkonferenz und dariiber hinaus
bei den multilateralen und globalen Anstrengungen um die Verteilung von Impfstoffen sowie der entsprechenden
Koordinierung und mehrjihrigen Planung Fithrungsstirke an den Tag legen und sich weiter entsprechend engagieren sollte;

13.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, den Regierungen und Parlamenten der
Mitgliedstaaten, dem Europaischen Auswirtigen Dienst, dem Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation, der
Generaldirektorin der Welthandelsorganisation, den Regierungen der G-20-Staaten, dem Internationalen Wahrungsfonds,
der Weltbank, dem Generalsekretir der Vereinten Nationen sowie den Mitgliedern der Generalversammlung der Vereinten
Nationen zu iibermitteln.
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P9 TA(2021)0284
Riickstandshochstmenge fiir Imidacloprid

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/621

der Kommission vom 15. April 2021 zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 in Bezug auf die Einstufung

des Stoffs Imidacloprid hinsichtlich der Riickstandshochstmenge in Lebensmitteln tierischen Ursprungs
(2021/2705(RSP))

(2022/C 67/06)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/621 der Kommission vom 15. April 2021 zur Anderung
der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 in Bezug auf die Einstufung des Stoffs Imidacloprid hinsichtlich der
Riickstandshdchstmenge in Lebensmitteln tierischen Ursprungs (1),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009
iiber die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens fiir die Festsetzung von Hochstmengen fiir Riickstinde
pharmakologisch wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG)
Nr. 2377/90 des Rates und zur Anderung der Richtlinie 2001/82/EG des Européischen Parlaments und des Rates und
der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates (?), insbesondere auf die Artikel 14
und 17,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir Tierarzneimittel vom 20. April 2021,
— unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europdischen Union,
— gestitzt auf die Artikel 13 und 191 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV),

— unter Hinweis auf die Artikel 11 und 13 der Verordnung (EU) Nr. 1822011 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die
Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (%),

— gestiitzt auf Artikel 112 Absdtze 2 und 3 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Entschliefungsantrag des Ausschusses fur Umweltfragen, offentliche Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit,

A. in der Erwigung, dass in der Verordnung (EU) 2019/6 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) vorgesehen ist,
dass kein Tierarzneimittel in der Union in Verkehr gebracht werden sollte, solange es nicht zugelassen ist und seine
Qualitit, Sicherheit und Wirksamkeit nachgewiesen worden sind, und dass ein besserer Zugang zu Informationen der
Offentlichkeit Gelegenheit fiir Auferungen gibt, die von den Behdrden gebiihrend beriicksichtigt werden kénnen;

B. in der Erwidgung, dass in der Verordnung (EU) 2019/1381 des Europdischen Parlaments und des Rates (°) vorgesehen
ist, dass dariiber informiert werden sollte, wie die Risikomanagemententscheidungen getroffen wurden, welche
Faktoren neben den Ergebnissen der Risikobewertung beriicksichtigt wurden und wie jene Faktoren gegeneinander
abgewogen wurden, und dass diese Risikokommunikation auch zu einem partizipativen und offenen Dialog zwischen
allen interessierten Kreisen beitragen sollte um sicherzustellen, dass das Primat des offentlichen Interesses, und die
Richtigkeit, Vollstindigkeit, Transparenz, Konsistenz und Rechenschaftspflicht im Rahmen des Risikoanalyseprozesses
beriicksichtigt werden.;

ABL. L 131 vom 16.4.2021, S. 120.

ABL. L 152 vom 16.6.2009, S. 11.

ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13.

Verordnung (EU) 2019/6 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 iiber Tierarzneimittel und zur
Authebung der Richtlinie 2001/82/EG (ABL L 4 vom 7.1.2019, S. 43).

Q! Verordnung (EU) 2019/1381 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 iiber die Transparenz und
Nachhaltigkeit der EU-Risikobewertung im Bereich der Lebensmittelkette und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 178/2002,
(EG) Nr. 1829/2003, (EG) Nr. 1831/2003, (EG) Nr. 2065/2003, (EG) Nr. 1935/2004, (EG) Nr. 1331/2008, (EG) Nr. 1107/2009,
(EU) 2015/2283 und der Richtlinie 2001/18/EG (ABI. L 231 vom 6.9.2019, S. 1).

S

o~ o~ —



C 6770 Amtsblatt der Europdischen Union 8.2.2022

Donnerstag, 10. Juni 2021

C. in der Erwigung, dass im Bewertungsbericht der Europdischen Chemikalienagentur (ECHA) vom 18. Februar 2011
mit dem Titel ,midacloprid, Product-type 18 (Insecticides, Acaricides and Products to control other Arthropods)” (%)
(Imidacloprid, Produktart 18 (Insektizide, Acarizide und Produkte gegen andere Arthropoden) Daten iiber signifikante
Toxizitdt fir Wassertierarten und Nichtzielarten kategorisiert werden;

D. in der Erwidgung, dass die Richtlinie 2013/39/EU des Europiischen Parlaments und des Rates () folgenden Wortlaut
hat: ,Die Kontamination des Wassers und des Bodens mit Arzneimittelriickstinden ist ein zunehmend auftretendes
Umweltproblem. Bei der Bewertung und Uberwachung der Risiken, die durch Arzneimittel fiir bzw. durch die
aquatische Umwelt entstehen, sollten die Umweltziele der Union gebiihrend beriicksichtigt werden. Um dieses Problem
anzugehen, sollte die Kommission die Risiken der Auswirkungen von Arzneimitteln auf die Umwelt untersuchen und
eine Analyse der Relevanz und Wirksamkeit des geltenden Rechtsrahmens fiir den Schutz der aquatischen Umwelt und
der menschlichen Gesundheit durch die aquatische Umwelt vorlegen®;

E. in der Erwidgung, dass durch die Verordnung (EU) Nr. 283/2013 der Kommission (¥) Mindestanforderungen aufgestellt
werden, einschlieSlich Informationen iiber mdglicherweise schidliche Auswirkungen des Wirkstoffs, seiner
Metaboliten und Verunreinigungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder auf das Grundwasser, die Umwelt
und Nichtzielarten (Flora und Fauna);

F. in der Erwidgung, dass in der Verordnung (EU) Nr. 284/2013 der Kommission (°) vorgesehen ist, dass ,simtliche
Informationen iiber moglicherweise unannehmbare Auswirkungen des Pflanzenschutzmittels auf die Umwelt, auf
Pflanzen und auf Pflanzenerzeugnisse sowie bekannte und erwartete kumulative und synergistische Effekte [...]
enthalten sein“ miissen;

G. In der Erwigung, dass in der Richtlinie 2001/82/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (") darauf
hingewiesen wird, dass ,aus den Angaben und Unterlagen, die dem Antrag auf Genehmigung fiir das Inverkehrbringen
beizufiigen sind, [...] hervorgehen [muss], dass der Nutzen der Wirkung die potenziellen Risiken tiberwiegt, und ,der
Antrag [...] abgelehnt werden [muss], wenn diese Voraussetzung nicht gegeben ist*;

H. in der Erwidgung, dass der Europdischen Arzneimittel-Agentur (im Folgenden die ,Agentur®) ein Antrag auf Festsetzung
einer Riickstandshochstmenge (maximum residue limit — MRL) fiir Imidacloprid bei Salmoniden vorliegt;

. in der Erwidgung, dass die Agentur auf der Grundlage des Gutachtens des Ausschusses fiir Tierarzneimittel () vom
9. September 2020 empfohlen hat, fiir Imidacloprid eine Riickstandshochstmenge von 0,6 mg/kg (600 pg/kg) in allen
Flossenfischen festzusetzen, soweit dies angemessen ist;

J. in der Erwigung, dass im Codex Alimentarius (*2) noch keine Riickstandshochstmenge fiir die Verwendung in
Gewissern festgelegt wurde; in der Erwigung, dass auf der gemeinsamen Tagung der Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation und der Weltgesundheitsorganisation iiber Pestizidriickstinde im Jahr 2008 eine
maximal zuldssige Tagesdosis von 0,06 mg/kg aus Ernteriickstinden empfohlen wurde (**);

K. in der Erwidgung, dass das Gutachten des Ausschusses fiir Tierarzneimittel, das der Empfehlung der Agentur zugrunde
liegt, nur in einer Zusammenfassung zur Verfiigung gestellt wurde und nach Angaben der Kommission erst nach
Annahme der Riickstandshochstmenge in vollem Umfang zur Verfiigung gestellt werden wird;

L. in der Erwidgung, dass ein Gutachten in Bezug auf die Festsetzung einer Riickstandshochstmenge nach Unionsrecht
offentlich zuganglich gemacht werden und leicht zugénglich sein sollte;

(©) https://echa.europa.eu/documents/10162/225b9c58-e24c-6491-cc8d-7d85564{3912

() Richtlinie 2013/39/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. August 2013 zur Anderung der Richtli-
nien 2000/60/EG und 2008/105/EG in Bezug auf prioritire Stoffe im Bereich der Wasserpolitik (ABL L 226 vom 24.8.2013, S. 1).

() Verordnung (EU) Nr. 283/2013 der Kommission vom 1. Mdrz 2013 zur Festlegung der Datenanforderungen fiir Wirkstoffe gemaf3
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutz-
mitteln (ABL L 93 vom 3.4.2013, S. 1).

) Verordnung (EU) Nr. 284/2013 der Kommission vom 1. Marz 2013 zur Festlegung der Datenanforderungen fiir Pflanzenschutz-
mittel gemédfl der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates iiber das Inverkehrbringen von
Pflanzenschutzmitteln (ABL. L 93 vom 3.4.2013, S. 85).

(") Richtlinie 2001/82/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 6. November 2001 zur Schaffung eines Gemeinschafts-
kodexes fiir Tierarzneimittel (ABL. L 311 vom 28.11.2001, S. 1).

(") https://www.ema.curopa.eu/en/documents/mrl-summary/imidacloprid-fin-fish-summary-opinion-cvmp-establishment-maximum-
residue-limits_en.pdf

(') http://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/codex-texts/dbs/pestres/pesticide-detail fen/?p_id=206

() http://www.fao.org/fileadmin/templates/agphome/documents/Pests_Pesticides/JMPR/JMPRReport08.pdf


https://echa.europa.eu/documents/10162/225b9c58-e24c-6491-cc8d-7d85564f3912
https://www.ema.europa.eu/en/documents/mrl-summary/imidacloprid-fin-fish-summary-opinion-cvmp-establishment-maximum-residue-limits_en.pdf
https://www.ema.europa.eu/en/documents/mrl-summary/imidacloprid-fin-fish-summary-opinion-cvmp-establishment-maximum-residue-limits_en.pdf
http://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/codex-texts/dbs/pestres/pesticide-detail/en/?p_id=206
http://www.fao.org/fileadmin/templates/agphome/documents/Pests_Pesticides/JMPR/JMPRReport08.pdf
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M. in der Erwigung, dass die Gewdhrleistung der Transparenz der Riickstandshochstmenge das Verstindnis der
Offentlichkeit fordert, dazu beitrigt, der Agentur in den Augen der Verbraucher und der Offentlichkeit eine groRere
Legitimitit zu verleihen, und eine grofere Rechenschaftspflicht gegeniiber den Unionsbiirgern in einem
demokratischen System gewahrleistet (*4);

N. in der Erwidgung, dass Imidacloprid ein biozider Wirkstoff aus der Gruppe der Neonicotinoide (NN) ist, der aufgrund
seiner Toxizitdt fiir ein breites Spektrum von Schddlingen fur eine breite Anwendung zur Behandlung von
Kulturpflanzen und Nutztieren kommerzialisiert wurde; in der Erwdgung, dass die Wirkungsweise von Imidacloprid
darin besteht, dass es als Antagonist der nikotinischen Acetylcholinrezeptoren (nAChR) im zentralen Nervensystem
wirkt, wodurch die synaptischen Signaliibertragungen gestort werden und es zu einer todlichen Hyperaktivitit von
Nerven und Muskeln von Tieren, Wirbeltieren und Wirbellosen gleichermaflen, kommt, wobei die nAChR irreversibel
blockiert werden, was zu Lihmung und Tod fuhrt (**);

O. in der Erwagung, dass durch die Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/783 der Kommission (*¢) die Verwendung von
Imidacloprid bei allen im Freien angebauten Kulturen aufgrund ihrer nachteiligen Auswirkungen auf Bestduber
verboten wird;

P.  inder Erwigung, dass gefihrliche Chemikalien, die unter tierarztlicher Verschreibung angewendet und zur Behandlung
von Infektionen mit Seeldusen eingesetzt werden, letztlich in die aquatische Umwelt freigesetzt werden; ihre
Auswirkungen haben nicht nur das Potenzial, empfindliche Nichtzielorganismen zu schidigen; die Freisetzung dieser
Verbindungen wurde aufgrund der hohen Mobilitidt von Imidacloprid im Boden und der daraus resultierenden
Verunreinigung des Grund- und Oberflichenwassers als grofSes Umweltproblem (V) erkannt (*);

Q. inder Erwidgung, dass sich die Hinweise mehren, dass der Einsatz von Imidacloprid verheerende Auswirkungen auf die
biologische Vielfalt, insbesondere in Flissen und Wasserstralen ('), hat, die nicht nur Krebstiere (%), Weichtiere (*!)
und Nichtzielarten (Insekten), sondern auch Bodenorganismen (*)) betreffen und zu einem Riickgang der
Vogelpopulationen () fithren; in der Erwigung, dass die Besorgnis tiber den Verbleib und die Anreicherung von
Pestizidriickstanden und ihren Metaboliten in Boden und ihr Potenzial, zur Bodenversauerung zu fithren, zunimmt;
stellt mit Besorgnis fest, dass der Einsatz von Imidacloprid in Japan zu einem dramatischen Zusammenbruch der
Fischbestande gefiihrt hat, die sich bis heute nicht erholt haben (**);

(") Siehe Urteile des Gerichtshofs in der Rechtssache T-235/15, Pari Pharma GmbH gegen Europdische Arzneimittel-Agentur,
ECLLEU:T:2018:65; siehe auch Rechtssache T-718/15, PTC Therapeutics International Ltd gegen Europdische Arzneimittel-Agentur,
ECLLEU:T:2018:66 und T-729/15, MSD Animal Health Innovation GmbH und Intervet International BV gegen Europdische
Arzneimittel-Agentur, ECLI:EU:T:2018:67.

(™) Sanchez-Bayo, F., Tennekes, H.A., ,Time-Cumulative Toxicity of Neonicotinoids: Experimental Evidence and Implications for
Environmental Risk Assessments®, International Journal of Environmental Research and Public Health. 2020,17(5),1629,

https:/[www.mdpi.com/1660-4601/17/5/1629

(") Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/783 der Kommission vom 29. Mai 2018 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Bedingungen fiir die Genehmigung des Wirkstoffs Imidacloprid (ABL L 132 vom 30.5.2018, S. 31).

() Burridge, L., Weis, ].S., Cabello, F., Pizarro, J., Bostick, K., ,Chemical use in salmon aquaculture: A review of current practices and
possible environmental effects*, Aquaculture, 2010, Band 306, 1-4 ff. 7-23, https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/
S$0044848610003297.

(%) Sanchez-Bayo, F., Tennekes, H.A., ,Time-Cumulative Toxicity of Neonicotinoids: Experimental Evidence and Implications for
Environmental Risk Assessments®, International Journal of Environmental Research and Public Health. 2020,17(5),1629,
https:/[www.mdpi.com/1660-4601/17/5/1629.

(") Butcherine, P., Kelaher, B.P., Taylor, M.D., Barkla, B.J., Benkendorff, K, ,Impact of imidacloprid on the nutritional quality of adult
black tiger shrimp (Penaeus monodon)“, Ecotoxicology and Environmental Safety, 2020, Band 198,
https:/[www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S0147651320305212? via%3Dihub.

(29 Butcherine, P., Kelaher, B.P., Taylor, M.D., Barkla, B.J., Benkendorff, K,,Impact of imidacloprid on the nutritional quality of adult
black tiger shrimp (Penaeus monodon)“, Ecotoxicology and Environmental Safety, 2020, Band 198, https://www.sciencedirect.com/
science/article[abs/pii/S0147651320305212? via%3Dihub.

(*)  Ewere, EE., Reichelt-Brushett, A., Benkendorff, K., ,The neonicotinoid insecticide imidacloprid, but not salinity, impacts the
immune system of Sydney rock oyster, Saccostrea glomerata“, Science of the Total Environment, 2020, Band 742, The neonicotinoid
insecticide imidacloprid, but not salinity, impacts the immune system of Sydney rock oyster, Saccostrea glomerata — ScienceDirect.

* de Lima e Silva, C.,, Brennan, N., Brouwer, ].M., Commandeur, D., Verweij, R.A., van Gestel, C.A.M., ,Comparative toxicity of
imidacloprid and thiacloprid to different species of soil invertebrates“ Ecotoxicology, 2017, 26ff. 555-564, https://doi.org/
10.1007/s10646-017-1790-7.

(®)  https:||www.eea.europa.eu/de/publications/die-umwelt-in-europa-zustand

(**)  https://www.nationalgeographic.com/animals/article/neonicotinoid-insecticides-cause-fish-declines-japan.


https://www.mdpi.com/1660-4601/17/5/1629
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0044848610003297
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0044848610003297
https://www.mdpi.com/1660-4601/17/5/1629
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S0147651320305212?via%3Dihub
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S0147651320305212?via%3Dihub
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S0147651320305212?via%3Dihub
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S0048969720340602
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S0048969720340602
https://doi.org/10.1007/s10646-017-1790-7
https://doi.org/10.1007/s10646-017-1790-7
https://www.eea.europa.eu/de/publications/die-umwelt-in-europa-zustand
https://www.nationalgeographic.com/animals/article/neonicotinoid-insecticides-cause-fish-declines-japan
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R. inder Erwigung, dass Imidacloprid in der harmonisierten Einstufung und Kennzeichnung gemaf$ der Verordnung (EG)
Nr. 12722008 des Europdischen Parlaments und des Rates(*) als ,Gesundheitsschadlich bei Verschlucken®,
,2Umweltgefahrlich* und ,Sehr giftig fiir Wasserorganismen mit langfristiger Wirkung“ eingestuft wurde (*);

S. in der Erwidgung, dass in einer Studie zur Imidacloprid-Exposition beim Karpfen (Cyprinua carpio L.) neben
histopathologischen Veranderungen (Lasionen), der Aktivierung von Biomarkern und der Verdnderung von
Genexpressionsniveaus auch Degenerationen im Gehirn, in den Kiemen und in den Augen (¥) festgestellt wurden;
in dieser Studie kam man zu dem Schluss, dass Entziindungen und oxidativer Stress durch Imidacloprid-Exposition
induziert werden;

T. in der Erwidgung, dass die biologische Anreicherung des NN-Metaboliten bei Menschen durch wiederholte Aufnahme
kontaminierter Lebensmittel erfolgen kann, zumal in einem Tierversuch eine biologische Anreicherung von
Imidacloprid bereits bei einer Niedrigdosisbelastung beobachtet wurde (*%);

U. in der Erwdgung, dass man in wissenschaftlichen Studien bei Tierversuchen zu dem Schluss gekommen ist, dass
Imidacloprid reproduktionstoxisch und als endokriner Disruptor wirkt, der Herz, Nieren, Schilddriise und Gehirn
beeintrichtigen und neurologische Symptome, darunter Ateminsuffizienz und Tod, zur Folge haben kann (*°);

V. in der Erwigung, dass bei Experimenten nachgewiesen wurde, dass die Toxizitdt von Imidacloprid sowohl mit der
Expositionsdauer als auch mit der Dosierung zunimmt (,chronisch-kumulative Toxizitdt"), weswegen die Toxizitit von
Imidacloprid nicht nur als akute Letalitit begriffen, sondern auch der zeitliche Rahmen beriicksichtigt werden
sollte (*°);

W. in der Erwigung, dass nach der Verordnung (EU) Nr. 283/2013 Untersuchungen iiber die Langzeittoxizitit
durchgefiihrt werden miissen;

X. in der Erwidgung, dass die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 vorsieht, dass bekannte kumulative oder synergistische
Wirkungen beriicksichtigt werden miissen, ,wenn die Methoden zur Bewertung dieser Wirkungen verfugbar sind*;

Y. in der Erwégung, dass nach der Verordnung (EU) Nr. 284/2013 derzeit toxikologische Untersuchungen der Exposition
von Anwendern, umstehenden Personen, Anwohnern und Arbeitern, mehrere Langzeituntersuchungen und
Untersuchungen auf chronische Toxizitdt bei Tieren sowie Untersuchungen zu Verbleib und Verhalten im Boden,
im Wasser und in der Luft erforderlich sind;

Z. in der Erwidgung, dass man wenig iiber die verunreinigende Wirkung vieler einzelner Chemikalien und chemischer
Gemische auf die Umwelt weif}; in der Erwagung, dass nicht alle Chemikalien bewertet wurden und dass sich die
Bewertungen der Okotoxizitdt auf sehr wenige Arten und Okosysteme konzentrieren;

AA. in der Erwagung, dass in der Verordnung (EU) 2019/6 anerkannt wird, dass bei einer Risikomanagemententscheidung
,andere einschligige Faktoren, beispielsweise soziookonomische und politische Faktoren, Umwelt und Tierschutz
sowie die Durchfiithrbarkeit von Kontrollen®, einbezogen werden sollten;

AB. in der Erwidgung, dass der Agentur vorgelegte Studien, anders als dies bei Studien, die der Europdischen Behorde fiir
Lebensmittelsicherheit (EFSA) vorgelegt werden, der Fall ist, nicht verdffentlicht werden miissen; in der Erwagung, dass
es bedauerlicherweise kaum Zugang zu wissenschaftlichen Vollstudien, wissenschaftlichen Gutachten und Rohdaten
und kaum Informationen tiber die Durchfiihrbarkeit von Kontrollen und das Risikomanagement bei der Ableitung von
Abwasser in die aquatische Umwelt gibt;

(*)  Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber die Einstufung,
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Anderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und
1999/45/EG und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABL L 353 vom 31.12.2008, S. 1).

(*)  Bewertungsbericht der ECHA, ,Imidacloprid, Product-type 18 (Insecticides, Acaracides and Products to control other Arthropods)*,
https://echa.europa.eu/documents/10162/225b9c58-e24c-6491-cc8d-7d85564f3912.

() Tyor, AK., Harkrishan, Bhardwaj, ].K., Saraf, P., ,Effect of Imidacloprid on Histopathological Alterations of Brain, Gills and Eyes in
hatchling carp (Cyprinus carpio L.)“, Toxicology International, 2020, 27ff, 70-78.

(%) Kavvalakis, M.P., Tzatzarakis, M.N.,,Theodoropoulou, E.P., Barbounis, E.G., Tsakalof, AXK., Tsatsakis, A.M., ,Development and
application of LC-APCI-MS method for biomonitoring of animal and human exposure to imidacloprid“, Chemosphere 2013, Band
93, 10, S. 2612-2620, Development and application of LC—~APCI-MS method for biomonitoring of animal and human exposure to
imidacloprid — ScienceDirect.

(*)  Kati¢, A, Karaconji, LB., ,Imidacloprid as reproductive toxicant and endocrine disruptor: Investigations in laboratory animals®,
Archives of Industrial Hygiene and Toxicology, 2018, 69(2), https://www.researchgate.net/publication/326247351_
Imidacloprid_as_reproductive_toxicant_and_endocrine_disruptor_Investigations_in_laboratory_animals.

(%9 Sanchez-Bayo, F., Tennekes, H.A., ,Time-Cumulative Toxicity of Neonicotinoids: Experimental Evidence and Implications for
Environmental Risk Assessments®, International Journal of Environmental Research and Public Health, 2020, 17(5),1629.
https:/[www.mdpi.com/1660-4601/17/5/1629.


https://echa.europa.eu/documents/10162/225b9c58-e24c-6491-cc8d-7d85564f3912
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S004565351301357X
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S004565351301357X
https://www.researchgate.net/publication/326247351_Imidacloprid_as_reproductive_toxicant_and_endocrine_disruptor_Investigations_in_laboratory_animal
https://www.researchgate.net/publication/326247351_Imidacloprid_as_reproductive_toxicant_and_endocrine_disruptor_Investigations_in_laboratory_animal
https://www.mdpi.com/1660-4601/17/5/1629
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AC. in der Erwdgung, dass nach der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 Riickstandshochstmengen im Einklang mit den
allgemein anerkannten Grundsitzen der Bewertung der Unbedenklichkeit festgesetzt werden miissen, wobei allen
anderen wissenschaftlichen Bewertungen der Unbedenklichkeit des betreffenden Stoffes Rechnung zu tragen ist, die
von internationalen Organisationen, insbesondere vom Codex Alimentarius, oder, wenn Stoffe fiir andere Zwecke
genutzt werden, von in der Gemeinschaft bestehenden wissenschaftlichen Ausschiissen durchgefiihrt werden kénnen;

AD. in der Erwigung, dass im Codex Alimentarius nicht empfohlen wird, Imidacloprid in der aquatischen Umwelt zu
nutzen, und die ECHA andeutet, weswegen dies der Fall sein konnte: Im Einklang mit der von der Européischen Union
genehmigten harmonisierten Einstufung und Kennzeichnung (ATPO1) ist dieser Stoff fiir Wasserorganismen sehr
giftig, mit langfristiger Wirkung und gesundheitsschadlich beim Verschlucken (*!).

AE. in der Erwigung, dass Artikel 37 der Verordnung (EU) 2019/6 vorsieht, dass keine Zulassung erteilt wird, falls Risiken
fur die offentliche oder die Tiergesundheit oder fiir die Umwelt nicht ausreichend berticksichtigt werden; in der
Erwigung, dass dies eine Rechtfertigung dafiir ist, keine Riickstandshochstmenge festzulegen;

AF. in der Erwidgung, dass die vier wichtigsten Herstellerlinder von Lachserzeugnissen, Norwegen, Chile, das Vereinigte
Kénigreich und Kanada, keine Mitgliedstaaten sind und dass die Kommission daher nicht in der Lage wire, geeignete
Uberpriifungen der zustindigen Behorden in diesen Lindern vorzunehmen oder die Zweckmifigkeit der Kontrollen
zu bewerten;

1. vertritt die Auffassung, dass die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/621 iiber die in der Verordnung (EG)
Nr. 470/2009 vorgesehenen Durchfiithrungsbefugnisse hinausgeht;

2. ist der Auffassung, dass die Durchfihrungsverordnung (EU) 2021/621 dem Unionsrecht insofern zuwiderlduft, als
dass sie gegen die Informationsfreiheit und die Grundprinzipien der Transparenz, demokratischen Kontrolle und
Rechenschaftspflicht verstoflt, da die dazugehorige Stellungnahme des Ausschusses fiir Tierarzneimittel nur als
Zusammenfassung zur Verfiigung gestellt wurde;

3. fordert die Kommission auf, die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/621 aufzuheben und dem Ausschuss einen
neuen Entwurf vorzulegen, in dem Imidacloprid in die in Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 aufgefiihrte Liste
der Stoffe mit pharmakologischer Wirkung aufgenommen, wird, fur die keine Hochstmengen fiir die Verwendung in
Gewdssern festgelegt werden konnen;

4. ist der Ansicht, dass alle Tierarzneimittel, Pestizide sowie pharmakologischen und chemischen Riickstinde aufgrund
des Risikos, dass sie weiteren und dauerhaften Schaden verursachen, Standardtests und durch Peer-Reviews tiberpriifte
Bewertungen durchlaufen sollten;

5. ist der Auffassung, dass die Agentur die vollstindige Stellungnahme des Ausschusses fiir Tierarzneimittel 6ffentlich
zugdnglich machen sollte, die aus der wissenschaftlichen Risikobewertung und den Empfehlungen fiir das Risiko-
management sowie den wissenschaftlichen Nachweisen besteht, auf denen sie beruhen; ist der Ansicht, dass die Bewertung
des Risikos von Imidacloprid hinsichtlich der Beriicksichtigung von akuten Endpunktwerten fehlerbehaftet ist und
verzogerte, kumulative und chronische Wirkungen aufer Acht ldsst; weist darauf hin, dass die Forschung an wirbellosen
Meerestieren eine verzogerte Wirkung auf die Sterblichkeit offengelegt hat, insbesondere bei Wasserinsektenarten, die bei
Standardtests zur akuten Toxizitét nicht entdeckt werden konnte, wodurch erwiesen ist, dass die Bewertungen des Risikos
von Neonicotinoiden fiir den Schutz der Umwelt unzureichend waren (*?);

6.  halt es fur wesentlich, pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung hinsichtlich der Riickstandshoch-
stmengen in Lebensmitteln tierischen Ursprungs in Verbindung mit den in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des
Europdischen Parlaments und des Rates (**), der Verordnung (EG) Nr. 396/2005, der Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 des
Europidischen Parlaments und des Rates (**) und den Verordnungen (EU) 2019/6 und (EU) 2019/1381 enthaltenen
Vorschriften zu bewerten;

7. ist der Auffassung, dass die Richtlinie 2001/82/EG dringend iiberarbeitet werden muss, um die biologische Vielfalt
sowie die aquatische und terrestrische Umwelt zu schiitzen und dem Tierschutz sowie Nichtzielorganismen und
Mikroorganismen Rechnung zu tragen;

(') https:/|echa.curopa.eu/de[substance-information/-/substanceinfo/100.102.643.

&) Sanchez-Bayo, F., Tennekes, H.A., ,Time-Cumulative Toxicity of Neonicotinoids: Experimental Evidence and Implications for
Environmental Risk Assessments®, International Journal of Environmental Research and Public Health. 2020,17(5),1629,
https:/[www.mdpi.com[1660-4601/17/5/1629.

() Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen
Grundsitze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europdischen Behorde fiir Lebensmittelsicherheit und
zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABL. L 31 vom 1.2.2002, S. 1).

() Verordnung (EG) Nr. 13672006 des Européischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006 iiber die Anwendung der
Bestimmungen des Ubereinkommens von Arhus {iber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten auf Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft
(ABL L 264 vom 25.9.2006, S. 13).
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8. st der Ansicht, dass in der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 das Erfordernis, das Européische Parlament und die Biirger
einzubinden, sodass sie ihr demokratisches Kontrollrecht uneingeschrankt ausiiben konnen, nicht in geeigneter Weise
beriicksichtigt wird;

9.  bekriftigt, dass die wissenschaftliche Zusammenarbeit, die Koordinierung und die Koharenz zwischen den in diesem
Bereich zustindigen Agenturen der Union, nidmlich der Agentur, der EFSA und der ECHA, mit den nationalen und
internationalen Agenturen gestirkt werden miissen, indem ein gemeinsamer Rahmen fir die Risikobewertung bei in
Lebensmittelketten verwendeten Biozidprodukten und Pflanzenschutzmitteln ausgearbeitet wird, damit Unstimmigkeiten
vermieden werden und das Risiko von Umweltschidden und Okozid eingeschrinkt wird;

10.  fordert die Kommission in ihrer Eigenschaft als Risikomanagerin auf, bei der Bewertung der verfiigbaren
Informationen den Grundsatz der Vorsorge durchgehend zu beriicksichtigen, damit das Risiko schidlicher Wirkungen auf
die Umwelt, die biologische Vielfalt, den Tierschutz und die menschliche Gesundheit quantifiziert werden kann;

11.  fordert die Kommission nachdriicklich auf, systematisch mitzuteilen, wie dem Grundsatz der Vorsorge und dem
Prinzip der Zustimmung in voller Sachkenntnis Rechnung getragen wurde und die in der Stellungnahme des Ausschusses
fiir Tierarzneimittel enthaltenen Schlussfolgerungen abgeleitet wurden;

12, fordert die Kommission auf, das demokratische Prinzip der Zustimmung in voller Sachkenntnis beizubehalten und
eine Eignungspriifung beim Verfahren der Risikobewertung vorzunehmen, um Riickstandshéchstmengen fiir Tierarznei-
mittel in Lebensmitteln tierischen Ursprungs festzulegen; halt es fiir wesentlich, dass dies mit den Zielen in der Mitteilung
der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem Titel ,Der europdische Griine Deal®, der Mitteilung der Kommission
vom 20. Mai 2020 mit dem Titel ,,Vom Hof auf den Tisch‘ — eine Strategie fiir ein faires, gesundes und umweltfreundliches
Lebensmittelsystem“ und der EU-Biodiversitatsstrategie fiir 2030 vollstandig vereinbar ist;

13. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass chronisch-kumulative, aktualisierte und durch Peer-Reviews
iiberpriifte Umweltpriifungen und -bewertungen bei Nichtzielarten im Boden und in der aquatischen Umwelt in die
Risikobewertung aufgenommen werden und dass dabei auch Umweltriickstande in der Luft, im Boden und im Wasser,
darunter langfristige, kumulative toxische Wirkungen, erfasst werden und dass die unabhingigen, durch Peer-Reviews
tberpriiften wissenschaftlichen Studien und wissenschaftlichen Gutachten angefithrt werden, die Beriicksichtigung
gefunden haben; hebt hervor, dass diese Informationen 6ffentlich zugdnglich sein sollten;

14.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, einen Legislativvorschlag vorzulegen bzw. zu unterstiitzen, mit
dem sichergestellt werden soll, dass Einheitlichkeit und Kohirenz in Bezug auf die Verordnungen (EU) 2019/6 und
(EU) 2019/1381 sowie auf alle lebensmittelbezogenen Vorschriften bestehen, falls die Risikobewertung zur Festlegung von
Riickstandshochstmengen von anderen Agenturen als der EFSA durchgefiihrt wird; fordert die Kommission auf, zudem
dafur zu sorgen, dass eine solche Bewertung transparent verlduft und dazu dient, dass die biologische Vielfalt und
aquatische Okosysteme, Insekten, Regenwiirmer und Bodenmikroorganismen besser geschiitzt werden;

15.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.



8.2.2022 Amtsblatt der Europdischen Union C67/75

Donnerstag, 10. Juni 2021

P9 TA(2021)0285
Wirkstoffe, darunter Flumioxazin

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/745
der Kommission vom 6. Mai 2021 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 im Hinblick
auf die Verlingerung der Genehmigungszeitriume fiir die Wirkstoffe Aluminiumammoniumsulfat, Aluminiumsi-
licat, Beflubutamid, Benthiavalicarb, Bifenazat, Boscalid, Bromoxynil, Calciumcarbonat, Captan, Kohlendioxid,
Cymoxanil, Dimethomorph, Ethephon, Teebaumextrakt, Famoxadon, Riickstinde aus der Fettdestillation,
Fettsiuren C7 bis C20, Flumioxazin, Fluoxastrobin, Flurochloridon, Folpet, Formetanat, Gibberellinsiure,
Gibberellin, Heptamaloxyloglucan, hydrolysierte Proteine, Eisensulfat, Metazachlor, Metribuzin, Milbemectin,
Paecilomyces lilacinus Stamm 251, Phenmedipham, Phosmet, Pirimiphos-methyl, Pflanzenél/Rapsél, Kalium-
hydrogencarbonat, Propamocarb, Prothioconazol, Quarzsand, Fischol, Repellents (Geruch) tierischen oder
pflanzlichen Ursprungs/Schafsfett, S-Metolachlor, geradkettige Lepidopterenpheromone, Tebuconazol und
Harnstoff (2021/2706(RSP))

(2022/C 67/07)

Das Europdische Parlament

— unter Hinweis auf die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2021/745 der Kommission vom 6. Mai 2021 zur Anderung der
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 im Hinblick auf die Verlingerung der Genehmigungszeitriume fir die
Wirkstoffe Aluminiumammoniumsulfat, Aluminiumsilicat, Beflubutamid, Benthiavalicarb, Bifenazat, Boscalid,
Bromoxynil, Calciumcarbonat, Captan, Kohlendioxid, Cymoxanil, Dimethomorph, Ethephon, Teebaumextrakt,
Famoxadon, Riickstinde aus der Fettdestillation, Fettsduren C7 bis C20, Flumioxazin, Fluoxastrobin, Flurochloridon,
Folpet, Formetanat, Gibberellinsdure, Gibberellin, Heptamaloxyloglucan, hydrolysierte Proteine, Eisensulfat, Metazach-
lor, Metribuzin, Milbemectin, Paecilomyces lilacinus Stamm 251, Phenmedipham, Phosmet, Pirimiphos-methyl,
Pflanzendl/Rapsol, Kaliumhydrogencarbonat, Propamocarb, Prothioconazol, Quarzsand, Fischol, Repellents (Geruch)
tierischen oder pflanzlichen Ursprungs/Schafsfett, S-Metolachlor, geradkettige Lepidopterenpheromone, Tebuconazol
und Harnstoff ('),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober
2009 iber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und
91/414/EWG des Rates (3, insbesondere auf die Artikel 17 und 21,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Standigen Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel vom
30. Marz 2021,

— unter Hinweis auf die Durchfihrungsverordnung (EU) 2015/408 der Kommission vom 11. Mirz 2015 zur
Durchfithrung des Artikels 80 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europaischen Parlaments und des
Rates iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Erstellung einer Liste mit Substitutions-
kandidaten (%),

— gestitzt auf die Artikel 11 und 13 der Verordnung (EU) Nr. 1822011 des Europiischen Parlaments und des Rates vom
16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die
Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (*),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 13. September 2018 zur Durchfihrung der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 iiber Pflanzenschutzmittel (%),

— gestiitzt auf Artikel 112 Absitze 2 und 3 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Entwurf einer EntschlieBung des Ausschusses fiir Umweltfragen, offentliche Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit,

A. in der Erwdgung, dass Flumioxazin mit der Richtlinie 2002/81/EG der Kommission () am 1. Januar 2003 in
Anhang [ der Richtlinie 91/414/EWG des Rates () aufgenommen wurde und als gemidfl der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 genehmigt gilt;

AB
AB

L 160 vom 7.5.2021, S. 89.

L 309 vom 24.11.2009, S. 1.

ABL L 67 vom 12.3.2015, S. 18.

ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13.

ABL. C 433 vom 23.12.2019, S. 183.

Richtlinie 2002/81/EG der Kommission vom 10. Oktober 2002 zur Anderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates zur Aufnahme

des Wirkstoffs Flumioxazin (ABI. L 276 vom 12.10.2002, S. 28).

() Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABL L 230 vom
19.8.1991, . 1).

SR

o

SRS
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B. in der Erwigung, dass das Verfahren fur die Erneuerung der Genehmigung von Flumioxazin gemifl der
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission (%) seit 2010 (°) lduft und der entsprechende Antrag
am 29. Februar 2012 im Einklang mit Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 der Kommission (*°) gestellt wurde;

C. in der Erwidgung, dass die Laufzeit der Genehmigung fiir den Wirkstoff Flumioxazin durch die Richtlinie 2010/77/EU
der Kommission (1) bereits um fiinf Jahre verlingert wurde, seither — seit 2015 — durch die Durchfithrungsver-
ordnungen (EU) 2015/1885 ('2), (EU) 2016/549 (*%), (EU) 2017/841 (*¥), (EU) 2018/917 (**) und (EU) 2019/707 (%) und
(EU) 2020/869 (") der Kommission jedes Jahr um ein weiteres Jahr ausgeweitet wurde und nun durch die
Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/745 der Kommission erneut um ein weiteres Jahr bis zum 30. Juni 2022
verlangert werden soll;

D. in der Erwdgung, dass die Kommission es versiumt hat, in der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/745 die Griinde
fir die Verlingerung zu erldutern, sondern lediglich Folgendes feststellt: ,Da sich die Bewertung dieser Wirkstoffe aus
Griinden verzogert hat, die die Antragsteller nicht zu verantworten haben, wird die Genehmigung fiir diese Wirkstoffe
wahrscheinlich auslaufen, bevor eine Entscheidung tiber die Erneuerung der Genehmigung getroffen werden kann.*;

E. in der Erwidgung, dass mit der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ein hohes Maf an Schutz sowohl der Gesundheit von
Mensch und Tier als auch der Umwelt sichergestellt und zugleich die Wettbewerbsfahigkeit der Landwirtschaft der
Union gewahrt werden soll; in der Erwigung, dass dem Schutz gefihrdeter Bevolkerungsgruppen, insbesondere von
Schwangeren, Sauglingen und Kindern, besondere Aufmerksamkeit zuteilwerden sollte;

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission vom 18. September 2012 zur Festlegung der notwendigen
Bestimmungen fiir das Erneuerungsverfahren fir Wirkstoffe gemaf der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europiischen
Parlaments und des Rates iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABL. L 252 vom 19.9.2012, S. 26).

() Richtlinie 2010/77EU der Kommission vom 10. November 2010 zur Anderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates hinsichtlich
des Ablaufs der Fristen fiir die Aufnahme bestimmter Wirkstoffe in Anhang I (ABL L 293 vom 11.11.2010, S. 48).

(% Verordnung (EU) Nr. 1141/2010 der Kommission vom 7. Dezember 2010 zur Festlegung des Verfahrens fiir die erneute Aufnahme
einer zweiten Gruppe von Wirkstoffen in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates und zur Erstellung der Liste dieser
Wirkstoffe (ABL L 322 vom 8.12.2010, S. 10).

(") Richtlinie 2010/77/EU der Kommission vom 10. November 2010 zur Anderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates hinsichtlich
des Ablaufs der Fristen fiir die Aufnahme bestimmter Wirkstoffe in Anhang I (ABL L 293 vom 11.11.2010, S. 48).

(") Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1885 der Kommission vom 20. Oktober 2015 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung
(EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der Dauer der Genehmigung fir die Wirkstoffe 2,4-D, Acibenzolar-s-methyl,
Amitrol, Bentazon, Cyhalofopbutyl, Diquat, Esfenvalerat, Famoxadon, Flumioxazin, DPX KE 459 (flupyrsulfuron-methyl),
Glyphosat, Iprovalicarb, Isoproturon, Lambda-cyhalothrin, Metalaxyl-M, Metsulfuronmethyl, Picolinafen, Prosulfuron, Pymetrozin,
Pyraflufen-ethyl, Thiabendazol, Thifensulfuron-methyl und Triasulfuron (ABL. L 276 vom 21.10.2015, S. 48).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/549 der Kommission vom 8. April 2016 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der Laufzeit der Genehmigung fiir die Wirkstoffe Bentazon, Cyhalofopbutyl, Diquat,
Famoxadon, Flumioxazin, DPX KE 459 (Flupyrsulfuron-methyl), Metalaxyl-M, Picolinafen, Prosulfuron, Pymetrozin, Thiabendazol
und Thifensulfuron-methyl (ABL L 95 vom 9.4.2016, S. 4).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/841 der Kommission vom 17. Mai 2017 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der Laufzeit der Genehmigung fiir die Wirkstoffe Alpha-Cypermethrin, Ampelomyces
quisqualis Stamm: AQ 10, Benalaxyl, Bentazon, Bifenazat, Bromoxynil, Carfentrazon-ethyl, Chlorpropham, Cyazofamid,
Desmedipham, Diquat, DPX KE 459 (Flupyrsulfuron-methyl), Etoxazol, Famoxadon, Fenamidon, Flumioxazin, Foramsulfuron,
Gliocladium catenulatum Stamm: J1446, Imazamox, Imazosulfuron, Isoxaflutol, Laminarin, Metalaxyl-M, Methoxyfenozid,
Milbemectin, Oxasulfuron, Pendimethalin, Phenmedipham, Pymetrozin, S-Metolachlor und Trifloxystrobin (ABL L 125 vom
18.5.2017, S. 12).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/917 der Kommission vom 27. Juni 2018 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der Laufzeit der Genehmigung fiir die Wirkstoffe Alpha-Cypermethrin, Beflubutamid,
Benalaxyl, Benthiavalicarb, Bifenazat, Boscalid, Bromoxynil, Captan, Carvon, Chlorpropham, Cyazofamid, Desmedipham,
Dimethoat, Dimethomorph, Diquat, Ethephon, Ethoprophos, Etoxazol, Famoxadon, Fenamidon, Fenamiphos, Flumioxazin,
Fluoxastrobin, Folpet, Foramsulfuron, Formetanat, Gliocladium catenulatum Stamm: J1446, Isoxaflutol, Metalaxyl-M, Methiocarb,
Methoxyfenozid, Metribuzin, Milbemectin, Oxasulfuron, Paecilomyces lilacinus Stamm 251, Phenmedipham, Phosmet,
Pirimiphos-methyl, Propamocarb, Prothioconazol, Pymetrozin und S-Metolachlor (ABL. L 163 vom 28.6.2018, S. 13).

(" Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/707 der Kommission vom 7. Mai 2019 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der Laufzeit der Genehmigung fiir die Wirkstoffe Alpha-Cypermethrin, Beflubutamid,
Benalaxyl, Benthiavalicarb, Bifenazat, Boscalid, Bromoxynil, Captan, Cyazofamid, Desmedipham, Dimethoat, Dimethomorph,
Diuron, Ethephon, Etoxazol, Famoxadon, Fenamiphos, Flumioxazin, Fluoxastrobin, Folpet, Foramsulfuron, Formetanat,
Metalaxyl-M, Methiocarb, Metribuzin, Milbemectin, Paecilomyces lilacinus Stamm 251, Phenmedipham, Phosmet, Pirimi-
phos-methyl, Propamocarb, Prothioconazol, S-Metolachlor und Tebuconazol (ABL L 120 vom 8.5.2019, S. 16).

(") Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/869 der Kommission vom 24. Juni 2020 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der Laufzeit der Genehmigung fiir die Wirkstoffe Beflubutamid, Benalaxyl,
Benthiavalicarb, Bifenazat, Boscalid, Bromoxynil, Captan, Cyazofamid, Dimethomorph, Ethephon, Etoxazol, Famoxadon,
Fenamiphos, Flumioxazin, Fluoxastrobin, Folpet, Formetanat, Metribuzin, Milbemectin, Paecilomyces lilacinus Stamm 251,
Phenmedipham, Phosmet, Pirimiphos-methyl, Propamocarb, Prothioconazol und S-Metolachlor (ABL L 201 vom 25.6.2020, S. 7).
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F. in der Erwidgung, dass das Vorsorgeprinzip angewandt werden sollte und dass in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009
vorgesehen ist, dass Stoffe nur dann in Pflanzenschutzmitteln enthalten sein sollten, wenn nachgewiesen ist, dass sie
einen offensichtlichen Nutzen fir die Pflanzenerzeugung bieten und voraussichtlich keine schaddlichen Auswirkungen
auf die Gesundheit von Mensch oder Tier oder unannehmbare Folgen fiir die Umwelt haben;

G. in der Erwidgung, dass in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 vorgesehen ist, dass im Interesse der Sicherheit die
Giiltigkeitsdauer der Genehmigung fiir Wirkstoffe begrenzt sein sollte; in der Erwigung, dass die Giiltigkeitsdauer der
Genehmigung dem moglichen Risiko bei der Verwendung solcher Stoffe entsprechen sollte, es im Fall von Flumioxazin
jedoch offensichtlich ist, dass eine solche VerhiltnismaRigkeit nicht gegeben ist;

H. in der Erwigung, dass Flumioxazin in den 18 Jahren seit seiner Genehmigung als Wirkstoff als reproduktionstoxisch
(Kategorie 1B) und als Stoff mit potenziell endokrinschddlicher Wirkung bestimmt und eingestuft wurde;

I. in der Erwdgung, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten in den Fllen, in denen ein Risiko gesundheitsschadlicher
Auswirkungen festgestellt wurde, aber keine wissenschaftliche Gewissheit besteht, die Moglichkeit und die
Verantwortung haben, nach dem Vorsorgeprinzip vorzugehen, indem sie die vorldufigen Mafinahmen zur
Risikoeindimmung ergreifen, die erforderlich sind, um ein hohes Mafy an Schutz der Gesundheit des Menschen
sicherzustellen;

J. in der Erwigung, dass in Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 konkret vorgesehen ist, dass die Kommission
insbesondere dann, wenn es ihrer Ansicht nach aufgrund neuer wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse
Anzeichen dafur gibt, dass der Stoff die Genehmigungskriterien des Artikels 4 der Verordnung nicht mehr erfiillt, die
Genehmigung fiir einen Wirkstoff jederzeit {iberpriifen kann, und in der Erwigung, dass diese Uberpriifung zur
Aufhebung oder Anderung der Genehmigung des Stoffes fithren kann;

Reproduktionstoxische (Kategorie 1B) und endokrinschédliche Eigenschaften

K. in der Erwdgung, dass Flumioxazin gemif$ der harmonisierten Einstufung in der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*®) reproduktionstoxisch (Kategorie 1B), sehr giftig fir Wasserorganismen und
sehr giftig fur Wasserorganismen mit langfristiger Wirkung ist;

L. in der Erwigung, dass die Européische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit bereits 2014 und anschlieBend 2017 und
2018 kritische Problembereiche feststellte, da Flumioxazin als reproduktionstoxischer Stoff der Kategorie 1B eingestuft
ist, und zudem feststellte, dass tber die potenziell endokrinschddliche Wirkung von Flumioxazin noch nicht
abschlieSend befunden werden kann und dass diese Wirkung ein kritischer Problembereich ist;

M. in der Erwdgung, dass Flumioxazin 2015 in der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/408 auf die Liste der
,Substitutionskandidaten” gesetzt wurde, weil es gemdfl der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 als reproduktions-
toxischer Stoff der Kategorie 1A oder 1B gilt oder als solcher eingestuft werden sollte;

N. in der Erwidgung, dass ein reproduktionstoxischer Wirkstoff der Kategorie 1B gemaff Anhang II Nummer 3.6.4 der
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nur dann zugelassen werden darf, wenn der Wirkstoff auf der Grundlage von im
Antrag enthaltenen dokumentierten Nachweisen zur Bekdmpfung einer ernsten, nicht durch andere verfiigbare Mittel
einschlieflich nichtchemischer Methoden abzuwehrenden Gefahr fir die Pflanzengesundheit notwendig ist, wobei in
solchen Fillen allerdings Risikominderungsmafinahmen ergriffen werden miissen, um sicherzustellen, dass Menschen
und die Umwelt diesem Stoff so wenig wie moglich ausgesetzt sind;

O. in der Erwigung, dass der berichterstattende Mitgliedstaat in Anbetracht neuer wissenschaftlicher Daten am 1. Februar
2018 der Europdischen Chemikalienagentur (ECHA) einen Vorschlag fiir eine harmonisierte Einstufung und
Kennzeichnung von Flumioxazin gemif§ der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 unterbreitet hat; in der Erwdgung,
dass der Ausschuss fiir Risikobeurteilung (RAC) der ECHA am 15. Mérz 2019 eine Stellungnahme angenommen hat, in
der die Einstufung von Flumioxazin als reproduktionstoxisch von Kategorie 1B in Kategorie 2 gedndert wird; in der
Erwigung, dass dies wahrscheinlich zu einer Neueinstufung von Flumioxazin in Anhang IV der Verordnung (EG)
Nr. 12722008 fiihrt, was jedoch noch nicht erfolgt ist; in der Erwdgung, dass Flumioxazin in der Zwischenzeit
weiterhin als reproduktionstoxisch nach Kategorie 1B eingestuft ist;

(*)  Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber die Einstufung,
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Anderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und
1999/45/EG und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABL L 353 vom 31.12.2008, S. 1).
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P. in der Erwidgung, dass ein Wirkstoff, bei dem festgestellt wurde, dass er endokrinschadliche Eigenschaften besitzt, die
schadliche Auswirkungen auf den Menschen haben konnen, gemifl Anhang II Nummer 3.6.5 der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 nicht zugelassen werden darf, es sei denn, die Exposition von Menschen gegeniiber diesem Wirkstoff in
einem Pflanzenschutzmittel ist unter realistisch anzunehmenden Verwendungsbedingungen vernachlissigbar, d. h. das
Mittel wird in geschlossenen Systemen oder unter anderen Bedingungen verwendet, unter denen der Kontakt mit
Menschen ausgeschlossen ist und Riickstinde dieses Wirkstoffs in Nahrungs- und Futtermitteln den gemafS Artikel 18
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europiischen Parlaments und des Rates (**) festgelegten
Standardwert nicht tibersteigen;

Q. in der Erwidgung, dass seit 2014 vermutet wird, dass Flumioxazin endokrinschidliche Eigenschaften aufweist (*°); in der
Erwidgung, dass die in der Verordnung (EU) 2018/605 der Kommission (*!) festgelegten Kriterien fiir die Feststellung, ob
ein Stoff endokrinschadlich im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ist, seit dem 20. Oktober 2018 (*?) gelten; in
der Erwigung, dass die entsprechenden Leitlinien am 5. Juni 2018 angenommen wurden (*); in der Erwagung, dass die
Kommission die EFSA jedoch erst am 4. Dezember 2019 beauftragte, das endokrinschidliche Potenzial von
Flumioxazin nach den neuen Kriterien zu bewerten;

R. in der Erwdgung, dass die EFSA im September 2020 ihre aktualisierte Peer-Review der Pestizid-Risikobewertung des
Wirkstoffs Flumioxazin (**) veroffentlichte, in der sie nicht in der Lage war, endokrinschidliche Eigenschaften
auszuschliefen, da mehrere Datenliicken festgestellt wurden, auch zu anderen Sicherheitsaspekten, was zur Feststellung
kritischer Problembereiche fiihrte;

S. in der Erwigung, dass die EFSA im Bereich der Toxikologie von Siugetieren mehrere Datenliicken, Angelegenheiten,
iiber die noch nicht abschlieend befunden werden kann, und kritische Problembereiche feststellte; in der Erwigung,
dass die EFSA auch Datenliicken in den Bereichen Riickstinde und Verbrauchersicherheit feststellte, dass die EFSA
aufgrund von Datenliicken nicht in der Lage war, die Bewertung der Grundwasserexposition abzuschliefen, und dass
die Bewertung der endokrinschadlichen Eigenschaften von Flumioxazin fiir Menschen und Nichtzielorganismen
aufgrund der unvollstindigen Datensitze nicht abgeschlossen werden konnte, weshalb die EFSA nicht in der Lage war,
zu einer Schlussfolgerung zu gelangen, ob die Kriterien fur die endokrinschidliche Wirkung sowohl fiir Menschen als
auch fur Nichtzielorganismen durch EATS-Modalitdten gemaff Anhang II Nummern 3.6.5 und 3.8.2 der Verordnung
(EG) Nr. 1107/2009 in der durch die Verordnung (EU) 2018/605 gednderten Fassung erfillt sind;

T. in der Erwidgung, dass das Biokonzentrationsrisiko bei Flumioxazin hoch ist und dass Flumioxazin sehr giftig fir Algen
und Wasserpflanzen und mafig giftig fiir Regenwiirmer, Honigbienen, Fische und wirbellose Wassertiere ist;

U. in der Erwdgung, dass zum Schutz der Gesundheit des Menschen und der Umwelt Ausschlusskriterien festgelegt
wurden und dass es inakzeptabel ist, dass ein Stoff, auf den derzeit die Ausschlusskriterien fir mutagene, karzinogene
bzw. reproduktionstoxische Wirkstoffe zutreffen und bei dem aufgrund seiner endokrinschadlichen Eigenschaften nicht
ausgeschlossen werden kann, dass auch die diesbeziiglichen Ausschlusskriterien erfillt sind, in der Union weiterhin
verwendet werden darf, wodurch die Gesundheit des Menschen und die Umwelt gefdhrdet werden;

V. in der Erwidgung, dass Antragsteller das in die Arbeitsmethoden der Kommission integrierte automatische System
ausnutzen konnen, mit dem die Laufzeiten der Genehmigungen fiir Wirkstoffe unverziiglich verlangert werden, wenn
die Risikoneubewertung noch nicht abgeschlossen wurde, indem sie das Neubewertungsverfahren absichtlich dadurch
verzogern, dass sie unvollstindige Daten bereitstellen und weitere Ausnahmeregelungen und Sonderbedingungen
fordern, was nicht vertretbare Risiken fiir die Gesundheit des Menschen und die Umwelt zur Folge hat, da die
Exposition gegeniiber dem gefihrlichen Stoff in der Zwischenzeit fortbesteht;

(") Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 iiber Hochstgehalte an
Pestizidriickstinden in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur Anderung der Richtlinie
91/414/EWG des Rates (ABL L 70 vom 16.3.2005, S. 1).

(*)  Schlussfolgerung der EFSA zur Peer-Review eines Pestizids, ,Conclusion on the peer review of the pesticide risk assessment of the active
substance flumioxazine* (Schlussfolgerung zur Peer-Review der Pestizid-Risikobewertung des Wirkstoffs Flumioxazin), EFSA Journal
2014; 12(6):3736, https:/[www.efsa.europa.eu/de/efsajournal/pub/3736

() Verordnung (EU) 2018/605 der Kommission vom 19. April 2018 zur Anderung von Anhang Il der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 durch die Festlegung wissenschaftlicher Kriterien fiir die Bestimmung endokrinschddlicher Eigenschaften
(ABL L 101 vom 20.4.2018, S. 33)

(*»  Verordnung (EU) 2018/605 der Kommission vom 19. April 2018 zur Anderung von Anhang Il der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 durch die Festlegung wissenschaftlicher Kriterien fiir die Bestimmung endokrinschidlicher Eigenschaften
(ABL. L 101 vom 20.4.2018, S. 33)

(¥)  Europdische Chemikalienagentur (ECHA) und Europdische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (EFSA) mit Unterstiitzung der
Gemeinsamen Forschungsstelle (JRC), ,Guidance for the identification of endocrine disruptors in the context of Regulations (EU)
No 528/2012 and (EC) No 1107/2009“ (Leitlinien fir die Bestimmung von Chemikalien mit endokriner Wirkung im
Zusammenhang mit den Verordnungen (EU) Nr. 528/2012 und (EG) Nr. 1107/2009), EFSA Journal 2018; 16(6):5311,
https:/[www.efsa.europa.eu/de/efsajournal/pub/5311

(*)  Schlussfolgerung der EFSA zur Peer-Review eines Pestizids, ,Updated peer review of the pesticide risk assessment of the active substance
flumioxazin“ (Aktualisierte Peer-Review der Pestizid-Risikobewertung des Wirkstoffs Flumioxazin), EFSA Journal 2020; 18(9):6246,
https:/|www.efsa.europa.cu/de/efsajournal/pub/6246


https://www.efsa.europa.eu/de/efsajournal/pub/3736
https://www.efsa.europa.eu/de/efsajournal/pub/5311
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W. in der Erwigung, dass der Antragsteller im Anschluss an einen ersten Vorschlag der Kommission von 2014, die
Genehmigung nicht zu erneuern, da Flumioxazin die Ausschlusskriterien fur reproduktionstoxische Stoffe der
Kategorie 1B erfiillt, eine Ausnahme von der Anwendung dieser Ausschlusskriterien beantragte; in der Erwdgung, dass
eine solche Ausnahmeregelung jedoch die Ausarbeitung der entsprechenden Bewertungsmethoden voraussetzte, die
noch nicht vorhanden waren, obwohl die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 bereits seit drei Jahren angewendet worden
war, sodass das Verfahren der Nichterneuerung mehrere Jahre lang blockiert war;

X. in der Erwigung, dass das Europiische Parlament die Kommission und die Mitgliedstaaten in seiner Entschliefung vom
13. September 2018 zur Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 iiber Pflanzenschutzmittel aufforderte,
,daftir Sorge zu tragen, dass die prozedurale Ausweitung des Genehmigungszeitraums um die Dauer des Verfahrens
gemdfd Artikel 17 der Verordnung nicht fiir Wirkstoffe verwendet wird, die mutagen, krebserregend, reproduktions-
toxisch und damit in Kategorie 1A oder 1B eingestuft oder einzustufen sind, oder fur Wirkstoffe, die
endokrinschddliche Eigenschaften besitzen, die schddliche Auswirkungen auf Mensch oder Tier haben konnen, wie
dies derzeit fiir Stoffe wie Flumioxazin, Thiacloprid, Chlortoluron und Dimoxystrobin der Fall ist

Y. in der Erwidgung, dass das Parlament bereits in seinen Entschlieungen vom 10. Oktober 2019 (¥) und vom 10. Juli
2020 (*) Einwinde gegen die zwei vorigen Verlingerungen der Giiltigkeitsdauer der Genehmigung fiir Flumioxazin
erhoben hat und die Kommission weder eine iiberzeugende Antwort auf die EntschlieRungen gegeben noch
ordnungsgemifl nachgewiesen hat, dass sie mit einer weiteren Verlingerung ihre Durchfithrungsbefugnisse nicht
iiberschreitet;

Z. in der Erwidgung, dass nach der vorangegangenen Verlingerung der Giiltigkeitsdauer der Genehmigung fiir
26 Wirkstoffe einschlieflich Flumioxazin im Jahr 2020 gemaf der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/869 die
Genehmigung von nur vier der 26 unter die Durchfithrungsverordnung fallenden Wirkstoffe entweder erneuert oder
nicht erneuert wurde, wihrend mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/745 die Giltigkeitsdauer der
Genehmigung fur 44 Wirkstoffe verlangert wurde — bei vielen zum dritten oder vierten Mal;

1. vertritt die Auffassung, dass die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/745 der Kommission iiber die in der
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 vorgesehenen Durchfithrungsbefugnisse hinausgeht;

2. ist der Ansicht, dass die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/745 der Kommission insofern mit dem Unionsrecht
unvereinbar ist, als sie dem Vorsorgeprinzip nicht gerecht wird;

3. missbilligt die erheblichen Verzdgerungen im Verfahren fiir die erneute Zulassung und bei der Bestimmung von
Stoffen mit endokrinschidlicher Wirkung aufs Schirfste;

4. vertritt die Auffassung, dass die Entscheidung, die Giiltigkeitsdauer der Genehmigung fiir Flumioxazin erneut zu
verlingern, nicht mit den in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 festgelegten Sicherheitskriterien vereinbar ist und weder
auf Nachweisen dafiir, dass dieser Stoff sicher verwendet werden kann, noch auf einer erwiesenen dringenden
Notwendigkeit, den Wirkstoff fiir die Lebensmittelerzeugung in der Union einzusetzen, beruht;

5. fordert die Kommission auf, die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/745 aufzuheben und dem Ausschuss einen
neuen Entwurf vorzulegen, in dem den wissenschaftlichen Nachweisen zu den schidlichen Eigenschaften aller betroffenen
Wirkstoffe — insbesondere von Flumioxazin — Rechnung getragen wird;

6.  fordert die Kommission auf, in der nichsten Sitzung des Stindigen Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und
Futtermittel einen Vorschlag fiir die Nichterneuerung der Genehmigung fiir Flumioxazin vorzulegen;

7. fordert die Kommission auf, dem Parlament mitzuteilen, aus welchen konkreten Griinden die Bewertung der Stoffe
aus Griinden, auf die die Antragsteller keinen Einfluss haben, verzogert wurde, welche konkreten Endpunkte noch bewertet
werden, und warum die Durchfithrung dieser Bewertung so viel Zeit erfordert;

(*)  Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Oktober 2019 zu der Durchfihrungsverordnung (EU) 2019/707 der
Kommission vom 7. Mai 2019 zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der
Laufzeit der Genehmigung fiir die Wirkstoffe Alpha-Cypermethrin, Beflubutamid, Benalaxyl, Benthiavalicarb, Bifenazat, Boscalid,
Bromoxynil, Captan, Cyazofamid, Desmedipham, Dimethoat, Dimethomorph, Diuron, Ethephon, Etoxazol, Famoxadon,
Fenamiphos, Flumioxazin, Fluoxastrobin, Folpet, Foramsulfuron, Formetanat, Metalaxyl-M, Methiocarb, Metribuzin, Milbemectin,
Paecilomyces lilacinus Stamm 251, Phenmedipham, Phosmet, Pirimiphos-methyl, Propamocarb, Prothioconazol, S-Metolachlor
und Tebuconazol (Angenommene Texte, P9_TA(2019)0026).

(**)  EntschlieSung des Europdischen Parlaments vom 10. Juli 2020 zu dem Entwurf einer Durchfithrungsverordnung der Kommission
zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der Laufzeit der Genehmigung fiir
die Wirkstoffe Beflubutamid, Benalaxyl, Benthiavalicarb, Bifenazat, Boscalid, Bromoxynil, Captan, Cyazofamid, Dimethomorph,
Ethephon, Etoxazol, Famoxadon, Fenamiphos, Flumioxazin, Fluoxastrobin, Folpet, Formetanat, Metribuzin, Milbemectin,
Paecilomyces lilacinus Stamm 251, Phenmedipham, Phosmet, Pirimiphos-methyl, Propamocarb, Prothioconazol und S-Metolachlor
(Angenommene Texte, P9_TA(2020)0197).
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8.  bekriftigt seine Forderung an die Kommission, nur Entwiirfe von Durchfithrungsverordnungen zur Verlangerung der
Giiltigkeitsdauer von Genehmigungen fiir Stoffe vorzulegen, bei denen der derzeitige Stand der Wissenschaft
voraussichtlich nicht in einen Vorschlag der Kommission miindet, die Genehmigung fiir den jeweiligen Wirkstoff nicht
Zu erneuern;

9.  bekriftigt seine Forderung an die Kommission, Stoffen die Genehmigung zu entziehen, wenn es Belege dafiir oder
berechtigte Zweifel daran gibt, dass diese Stoffe die in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 festgelegten Sicherheitskriterien
nicht erfiillen;

10.  bekraftigt seine Forderung an die Mitgliedstaaten, fiir die ordnungsgemifle und rechtzeitige Neubewertung der
Genehmigungen der Wirkstoffe zu sorgen, iiber die sie Bericht erstatten miissen, und sicherzustellen, dass die
gegenwirtigen Verzogerungen so bald wie moglich wirksam behoben werden;

11.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu tibermitteln.
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P9 TA(2021)0286
Die Cybersicherheitsstrategie der EU fiir die digitale Dekade

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu der Cybersicherheitsstrategie der EU fiir die
digitale Dekade (2021/2568(RSP))

(2022/C 67/08)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung der Kommission und des Hohen Vertreters der Union fiir Aufen- und
Sicherheitspolitik vom 16. Dezember 2020 mit dem Titel ,Die Cybersicherheitsstrategie der EU fiir die digitale Dekade*
(JOIN(2020)0018),

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 16. Dezember 2020 fur eine Richtlinie des Europdischen
Parlaments und des Rates titber Mafnahmen fiir ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsniveau in der Union und zur
Aufhebung der Richtlinie (EU) 2016/1148 (COM(2020)0823),

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 24. September 2020 fiir eine Verordnung des Europdischen
Parlaments und des Rates iiber die Betriebsstabilitit digitaler Systeme im Finanzsektor und zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 648/2012, (EU) Nr. 600/2014 und (EU) Nr. 909/2014 (COM(2020)0595),

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 12. September 2018 fiir eine Verordnung des Europiischen
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europidischen Kompetenzzentrums fur Cybersicherheit in Industrie,
Technologie und Forschung und des Netzes nationaler Koordinierungszentren (COM(2018)0630),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 19. Februar 2020 mit dem Titel ,Gestaltung der digitalen
Zukunft Europas“ (COM(2020)0067),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2019/881 des Europischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 tiber
die ENISA (Agentur der Europdischen Union fiir Cybersicherheit) und tiber die Zertifizierung der Cybersicherheit von
Informations- und Kommunikationstechnik und zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 526/2013 (Rechtsakt zur
Cybersicherheit) (1),

— unter Hinweis auf die Richtlinie 2014/53/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 tiber die
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung von Funkanlagen auf dem Markt und
zur Aufhebung der Richtlinie 1999/5/EG (3),

— unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2018/1972 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018
iiber den europdischen Kodex fiir die elektronische Kommunikation (),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember
2013 iiber die Regeln fur die Beteiligung am Rahmenprogramm fur Forschung und Innovation ,Horizont 2020“
(2014-2020) sowie fur die Verbreitung der Ergebnisse und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 (*),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember
2013 iiber das Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014-2020) und zur Aufhebung des
Beschlusses Nr. 1982/2006/EG (*),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/694 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 zur
Aufstellung des Programms ,Digitales Europa“ und zur Aufhebung des Beschlusses (EU) 2015/2240 (°),

ABL. L 151 vom 7.6.2019, S. 15.
ABL. L 153 vom 22.5.2014, S. 62.
ABL L 321 vom 17.12.2018, S. 36.
ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 81.
ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 104.
ABL L 166 vom 11.5.2021, S. 1.
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— unter Hinweis auf die Richtlinie 2010/40/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2010 zum
Rahmen fur die Einfuhrung intelligenter Verkehrssysteme im StrafSenverkehr und fiir deren Schnittstellen zu anderen
Verkehrstragern ('),

— unter Hinweis auf das Budapester Ubereinkommen vom 23. November 2001 itber Computerkriminalitit (SEV Nr. 185),
— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 16. Dezember 2020 zu einer neuen Strategie fiir europidische KMU (%),
— unter Hinweis auf seine EntschlieRung vom 25. Mérz 2021 zum Thema ,Eine europiische Datenstrategie” (°),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 20. Mai 2021 zu der Gestaltung der digitalen Zukunft Europas: Beseitigung
von Hindernissen fiir einen funktionierenden digitalen Binnenmarkt und Verbesserung des Einsatzes von KI fiir
europdische Verbraucher (1),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 21. Januar 2021 zur Uberwindung der digitalen Kluft zwischen den
Geschlechtern: die Teilhabe von Frauen an der digitalen Wirtschaft ('),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 12. Midrz 2019 zu Sicherheitsbedrohungen im Zusammenhang mit der
zunehmenden technologischen Prisenz Chinas in der EU und mdglichen Maflnahmen zu ihrer Verringerung auf
EU-Ebene ('?),

— unter Hinweis auf die Anfrage an die Kommission zu der Cybersicherheitsstrategie der EU fir die digitale Dekade
(0-000037/2021 — B9-0024/2021),

— gestiitzt auf Artikel 136 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass der digitale Wandel eine zentrale strategische Prioritit der Union ist, die zwangslaufig mit einer
stirkeren Gefihrdung durch Cyberbedrohungen einhergeht;

B. in der Erwigung, dass die Zahl der vernetzten Gerite, darunter Maschinen, Sensoren, Industriebauteile und Netze, die
das Internet der Dinge bilden, weiter zunimmt und bis 2024 voraussichtlich 22,3 Milliarden Gerite weltweit an das
Internet der Dinge angeschlossen sein werden, wodurch sich die Gefahr von Cyberangriffen erhoht;

C. in der Erwigung, dass der Fortschritt bei den Technologien — wie der Quanteninformatik — und Asymmetrien beim
Zugang zu diesen Technologien zu Problemen im Bereich Cybersicherheit fithren konnten;

D. in der Erwigung, dass die COVID-19-Krise weitere Cyberschwachstellen in einigen kritischen Bereichen und
insbesondere im Gesundheitswesen aufgedeckt hat und die mit der Krise einhergehenden Mafnahmen wie Telearbeit
und physische Distanzierung die Abhingigkeit von digitalen Technologien und Konnektivitit erhoht haben, wahrend
Cyberangriffe und Cyberkriminalitdt, einschlieGlich Spionage und Sabotage, sowie die Nutzung heimtiickischer und
rechtswidriger Methoden zum Eindringen in IKT-Systeme, -Strukturen und -Netzwerke und zu ihrer Manipulation in der
gesamten EU an Zahl und Raffinesse zunehmen;

E. in der Erwidgung, dass die Zahl der Cyberangriffe erheblich zunimmt, wie die jiingste Reihe heimtiickischer und
organisierter Cyberangriffe auf Gesundheitssysteme wie in Irland, Finnland und Frankreich zeigt; in der Erwigung, dass
diese Cyberangriffe die Gesundheitssysteme und die Patientenversorgung sowie andere sensible offentliche und private
Einrichtungen erheblich schidigen;

F. in der Erwidgung, dass hybride Bedrohungen zunchmen, einschlieflich des Einsatzes von Desinformationskampagnen
und Cyberangriffen auf Infrastruktur, Wirtschaftsprozesse und demokratische Institutionen, und dass sie sowohl in der
Cyber- als auch in der physischen Welt zu einem ernsten Problem werden und demokratische Prozesse wie Wahlen,
Gesetzgebungsverfahren, Strafverfolgung und Justiz beeintrichtigen konnten;

G. in der Erwigung, dass die Abhingigkeit vom Internet an sich und von den wichtigsten Internetdiensten in den Bereichen
Kommunikation, Hosting, Anwendungen und Daten, in denen die Marktanteile bei einer immer geringeren Zahl von
Unternehmen konzentriert sind, weiter zunimmt;

) ABIL. L 207 vom 6.8.2010, S. 1.

8) Angenommene Texte, P9_TA(2020)0359.
) 0098.
0 0261.
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Angenommene Texte, P9_TA(2021
) Angenommene Texte, P9_TA(2021

') Angenommene Texte, P9_TA(2021
) ABL C 23 vom 21.1.2021, S. 2.
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H. in der Erwigung, dass die Ressourcen und das Know-how fiir verteilte Denial-of-Service-Angriffe zunehmen, weshalb
die Widerstandsfahigkeit der Kernfunktionen des Internets parallel dazu erhoht werden sollte;

I. in der Erwigung, dass die Bereitschaft und das Bewusstsein der Unternehmen im Bereich der Cybersicherheit nach wie
vor schwach ausgepragt sind, und zwar insbesondere bei KMU und Einzelunternehmern, und dass es einen Mangel an
qualifizierten Arbeitskraften gibt, der seit 2015 um 20 % zugenommen hat, wobei die Nachfrage — auch bei der
Besetzung leitender und interdisziplindrer Positionen — tiber die traditionellen Einstellungskanile nicht gedeckt werden
kann; in der Erwdgung, dass weltweit fast 90 % der Beschiftigten im Bereich der Cybersicherheit mannlich sind und das
Reservoir an talentierten Arbeitskriften durch den anhaltenden Mangel an Geschlechtervielfalt weiter eingeschrinkt
wird (V*);

J. in der Erwigung, dass Unterschiede zwischen den Cybersicherheitskapazititen in den einzelnen Mitgliedstaaten
bestehen und die Meldung von Vorfillen und der Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten weder
systematisch noch umfassend sind, wihrend die Leistungsfahigkeit der Informationsaustausch- und -analysezentren im
Bereich des Informationsaustauschs zwischen dem offentlichen und dem privaten Sektor nicht ausgeschopft wird;

K. in der Erwdgung, dass es auf EU-Ebene an einer Einigung hinsichtlich der Zusammenarbeit im Bereich der
Cybernachrichtendienste und der kollektiven Reaktion auf Cyberangriffe und hybride Angriffe mangelt; in der
Erwidgung, dass es fiir die Mitgliedstaaten technisch und geopolitisch sehr schwierig ist, Cyberbedrohungen und
Cyberangriffe, insbesondere hybride Bedrohungen, allein zu bekdmpfen;

L. in der Erwdgung, dass die grenziiberschreitende gemeinsame Nutzung von Daten und der weltweite Datenaustausch fiir
die Wertschopfung wichtig sind, wobei die Privatsphire, die Rechte des geistigen Figentums und die Eigentumsrechte
generell gewahrt werden miissen; in der Erwidgung, dass die Durchsetzung der Datenschutzgesetze von Drittstaaten ein
Cybersicherheitsrisiko fiir europaische Daten darstellen konnte, da Unternehmen, die in verschiedenen Regionen titig
sind, unabhingig vom Speicherort der Daten oder ihrer Herkunft einander wiberschneidenden Verpflichtungen
unterliegen;

M. in der Erwdgung, dass die Cybersicherheit einen globalen Markt mit einem Volumen von 600 Mrd. EUR darstellt, das
rasch wachsen diirfte, und dass die Union Nettoimporteur von Produkten und Losungen ist;

N. in der Erwidgung, dass aufgrund nationaler Vorschriften zur Cybersicherheit und des Mangels an horizontalen
Rechtsvorschriften tiber grundlegende Cybersicherheitsanforderungen an Hard- und Software, einschlieflich vernetzter
Produkte und Anwendungen, die Gefahr einer Fragmentierung des Binnenmarkts besteht;

1. begrifSt die Initiativen, die die Kommission in ihrer gemeinsamen Mitteilung mit dem Titel ,Die Cybersicherheits-
strategie der EU fur die digitale Dekade* umrissen hat;

2. fordert, dass die Entwicklung sicherer und zuverldssiger Netz- und Informationssysteme, Infrastrukturen und
Konnektivitit in der gesamten Union gefordert wird;

3. fordert, dass das Ziel festgelegt wird, alle Produkte mit Internetanschluss in der Union, und zwar sowohl Konsumgiiter
als auch Erzeugnisse fur die industrielle Verwendung, sowie die gesamten Lieferketten, durch die diese Produkte zur
Verfiigung gestellt werden, bereits so zu konzipieren, dass sie sicher und widerstandsfahig gegeniiber Cybervorfillen sind
und dass aufgedeckte Schwachstellen rasch beseitigt werden konnen; begriiflt die Pline der Kommission, horizontale
Rechtsvorschriften zu Cybersicherheitsanforderungen fiir vernetzte Produkte und die mit ihnen zusammenhingenden
Dienste vorzuschlagen, und fordert, dass in diesen Rechtsvorschriften die Harmonisierung der nationalen Rechtsvor-
schriften vorgeschlagen wird, um eine Fragmentierung des Binnenmarkts zu vermeiden; fordert, dass bestehende
Rechtsvorschriften (Rechtsakt zur Cybersicherheit, neuer Rechtsrahmen, Verordnung zur Normung) beriicksichtigt werden,
damit es nicht zu Unklarheiten und Fragmentierung kommt;

4. fordert die Kommission auf, die Notwendigkeit eines Vorschlags fur eine horizontale Verordnung zu prifen, mit
der bis 2023 Cybersicherheitsanforderungen fiir Anwendungen, Software, eingebettete Software und Betriebssysteme
eingefithrt werden, aufbauend auf dem EU-Besitzstand in Bezug auf Risikomanagementanforderungen; betont, dass
veraltete Anwendungen, Software, eingebettete Software und Betriebssysteme (d. h. fiir die keine regelmafiigen Patches und
Sicherheitsaktualisierungen mehr erhiltlich sind) einen nicht zu vernachldssigenden Anteil aller vernetzten Gerdte
ausmachen und ein Cybersicherheitsrisiko darstellen; fordert die Kommission auf, diesen Aspekt in ihrem Vorschlag zu
beriicksichtigen; regt an, dass der Vorschlag die Verpflichtung fur die Hersteller enthalten sollte, im Voraus den
Mindestzeitraum mitzuteilen, in dem sie Sicherheitspatches und Aktualisierungen zur Verfiigung stellen werden, damit die
Kéufer fundierte Entscheidungen treffen konnen; ist der Ansicht, dass die Hersteller Teil des Programms zur koordinierten
Offenlegung von Sicherheitsliicken sein miissen, wie es im Vorschlag fiir die NIS-2-Richtlinie vorgesehen ist;

(") Europiischer Rechnungshof: Herausforderungen fiir eine wirksame Cybersicherheitspolitik der EU, Themenpapier, Mdrz 2019.
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5. betont, dass die Cybersicherheit integraler Bestandteil der Digitalisierung sein sollte; fordert daher, dass von der Union
finanzierte Digitalisierungsprojekte Cybersicherheitsanforderungen enthalten; begriifft die Unterstiitzung von Forschung
und Innovation im Bereich der Cybersicherheit, insbesondere im Hinblick auf disruptive Technologien (wie
Quanteninformatik und Quantenkryptografie), deren Aufkommen das internationale Gleichgewicht destabilisieren konnte;
fordert dariiber hinaus weitere Forschungsarbeiten zu Post-Quantum-Algorithmen als Cybersicherheitsstandard;

6. st der Ansicht, dass die Digitalisierung der Gesellschaft bedeutet, dass alle Sektoren miteinander verbunden sind und
Schwichen in einem Sektor andere Sektoren beeintrichtigen konnen; besteht daher darauf, dass die Cybersicherheits-
strategien in die digitale Strategie der EU und die EU-Finanzierung einbezogen werden und dass sie branchentibergreifend
kohirent und interoperabel sind;

7. fordert eine kohidrente Verwendung der EU-Mittel fiir die Cybersicherheit und den Aufbau der entsprechenden
Infrastruktur; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, daftir zu sorgen, dass Synergien im Zusammenhang mit
der Cybersicherheit zwischen verschiedenen Programmen, insbesondere dem Programm Horizont Europa, dem Programm
Digitales Europa, dem EU-Weltraumprogramm, der Aufbau- und Resilienzfazilitit der EU, InvestEU und der Fazilitit
,Connecting Europe®, genutzt werden, und das Kompetenzzentrum und das Netz fiir Cybersicherheit umfassend zu nutzen;

8.  weist erneut darauf hin, dass die Kommunikationsinfrastruktur der Eckpfeiler aller digitalen Tatigkeiten ist und dass
ihre Sicherheit fur die Union eine strategische Prioritdt darstellt; unterstiitzt die derzeitige Entwicklung des Schemas der EU
fur die Cybersicherheitszertifizierung von 5G-Netzen; begriif$t das Instrumentarium der EU fiir 5G-Cybersicherheit und
fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die Industrie auf, ihre Bemithungen um sichere Kommunikationsnetze
fortzusetzen, einschlieflich Mafnahmen in Bezug auf die gesamte Lieferkette; fordert die Kommission auf, eine
Anbieterbindung zu verhindern und die Netzsicherheit zu verbessern, indem Initiativen geférdert werden, mit denen die
Virtualisierung der verschiedenen Bestandteile der Netze und ihre Verlagerung in die Cloud gefordert werden; fordert die
rasche Entwicklung der ndchsten Generationen von Kommunikationstechnologien, bei denen die konzeptionsintegrierte
Cybersicherheit ein Grundprinzip bildet und die Privatsphire und personenbezogene Daten geschiitzt werden;

9.  bekriftigt, wie wichtig es ist, einen neuen, robusten Sicherheitsrahmen fiir kritische Infrastrukturen in der EU zu
schaffen, um die Sicherheitsinteressen der EU zu wahren und auf bestehenden Fahigkeiten aufzubauen, damit angemessen
auf Risiken, Bedrohungen und technologischen Wandel reagiert werden kann;

10.  fordert die Kommission auf, Bestimmungen auszuarbeiten, mit denen die Zuginglichkeit, Verfugbarkeit und
Integritit des offentlichen Kerns des Internets und damit die Stabilitit des Cyberraums sichergestellt werden, insbesondere
im Hinblick auf den Zugang der EU zum globalen DNS-Root-System; ist der Ansicht, dass solche Bestimmungen
Maflnahmen zur Diversifizierung der Anbieter umfassen sollten, um das derzeitige Risiko der Abhingigkeit von den
wenigen marktbeherrschenden Unternehmen zu mindern; begriifft den Vorschlag fiir ein europdisches Domain-Namen-
System (DNS4EU) als Instrument fiir widerstandsfahigere Internet-Kernfunktionen; fordert die Kommission auf, zu
bewerten, wie bei diesem DNS4EU die neuesten Technologien, Sicherheitsprotokolle und Fachkenntnisse im Bereich
Cyberbedrohungen genutzt werden kénnen, um allen EU-Biirgern einen schnellen, sicheren und belastbaren DNS zu bieten;
weist erneut darauf hin, dass das Border Gateway Protocol (BGP) besser geschiitzt werden muss, um BGP-Hijacks zu
verhindern; bekriftigt seine Unterstiitzung fur ein Multi-Stakeholder-Modell fir die Internet-Governance, bei dem die
Cybersicherheit eines der Kernthemen sein sollte; betont, dass die EU die Umsetzung des IPv6 beschleunigen sollte; erkennt
an, dass sich das Open-Source-Modell als Grundlage fiir das Funktionieren des Internets als effizient und wirksam erwiesen
hat; spricht sich daher fiir seine Nutzung aus;

11.  erkennt an, dass die Cybersicherheitsforensik zur Bekdmpfung von Kriminalitit, Cyberkriminalitit und
Cyberangriffen, einschlieflich staatlich geforderter Angriffe, ausgebaut werden muss, warnt jedoch vor unverhilt-
nismafligen Maffnahmen, durch die die Privatsphire und die Meinungsfreiheit der EU-Biirger bei der Nutzung des Internets
gefihrdet werden; weist erneut darauf hin, dass die Uberarbeitung des zweiten Zusatzprotokolls zum Budapester
Ubereinkommen iiber Computerkriminalitit, durch die die Abwehrbereitschaft gegen Cyberkriminalitit verbessert werden
kann, abgeschlossen werden muss;

12.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ihre Ressourcen zu biindeln, um die strategische Resilienz der
EU zu verbessern, ihre Abhidngigkeit von auslindischen Technologien zu verringern und ihre Fithrungsrolle und
Wettbewerbsfihigkeit im Bereich der Cybersicherheit in der gesamten digitalen Lieferkette (einschlieGlich Datenspeicherung
und -verarbeitung in Clouds, Prozessortechnologien, integrierter Schaltkreise (Chips), ultrasicherer Konnektivitit,
Quanteninformatik und der nichsten Generation von Netzen) zu fordern;

13.  halt den Plan fiir eine ultrasichere Vernetzungsinfrastruktur fiir ein wichtiges Instrument, um fiir die Sicherheit der
sensiblen digitalen Kommunikation zu sorgen; begriifft die Ankiindigung, dass ein weltraumgestiitztes weltweites sicheres
EU-Kommunikationssystem, in das Quantenverschliisselungstechnologien integriert werden, entwickelt werden soll; weist
erneut darauf hin, dass in Zusammenarbeit mit der Agentur der Europdischen Union fiir das Weltraumprogramm(EUSPA)
und der Europiische Weltraumorganisation (ESA) kontinuierliche Anstrengungen unternommen werden sollten, um die
Weltraumaktivititen der EU sicherzustellen;
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14.  bedauert, dass der private und der offentliche Sektor im Zusammenhang mit Cyberbedrohungen und -vorfillen
bisher nicht in hinreichendem Mafle Informationen austauschen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, das
Vertrauen zu stirken und Hindernisse fiir den Austausch von Informationen tiber Cyberbedrohungen und Cyberangriffe auf
allen Ebenen abzubauen; begriifft die Bemithungen in einigen Branchen und fordert eine brancheniibergreifende
Zusammenarbeit, da Schwachstellen selten branchenspezifisch sind; betont, dass die Mitgliedstaaten ihre Krifte auf
Unionsebene biindeln miissen, um ihre neuesten Erkenntnisse iiber Cybersicherheitsrisiken effizient auszutauschen; fordert
die Bildung einer Arbeitsgruppe der Mitgliedstaaten fir die Cyberaufklarung, durch die der Informationsaustausch in der EU
und im europdischen Wirtschaftsraum gefordert werden soll, insbesondere um grof§ angelegte Cyberangriffe zu verhindern;

15.  begrifit die geplante Einrichtung einer gemeinsamen Cyber-Unit zur Stirkung der Zusammenarbeit zwischen den
EU-Stellen und den Behorden der Mitgliedstaaten, die dafiir zustindig sind, Cyberangriffe zu verhindern, vor ihnen
abzuschrecken und auf sie zu reagieren; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, die Zusammenarbeit im
Bereich der Cyberabwehr weiter auszubauen und die Forschung im Bereich der Cyberabwehr auf dem neuesten Stand zu
halten;

16.  weist erneut auf die Bedeutung des menschlichen Faktors in der Cybersicherheitsstrategie hin; fordert, dass weitere
Anstrengungen unternommen werden, um das Bewusstsein fiir die Cybersicherheit zu schirfen, einschlieflich
Cyberhygiene und Cyberkompetenz;

17.  betont, wie wichtig ein robuster und kohirenter Sicherheitsrahmen ist, der auf umfassenden, kohidrenten und
homogenen Regeln und einer angemessenen Governance beruht, wenn alle Mitarbeiter, Daten, Kommunikationsnetze und
Informationssysteme der EU sowie Entscheidungsprozesse vor Cyberbedrohungen geschiitzt werden sollen; fordert, dass
ausreichende Ressourcen und Fihigkeiten bereitgestellt werden, auch im Zusammenhang mit der Stiarkung des Mandats des
CERT-EU und mit den laufenden Diskussionen iiber die Festlegung gemeinsamer verbindlicher Vorschriften fiir die
Cybersicherheit fiir alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU;

18.  fordert eine breitere Nutzung freiwilliger Zertifizierungs- und Cybersicherheitsstandards, da sie wichtige Instrumente
zur Verbesserung des allgemeinen Cybersicherheitsniveaus darstellen; begriifft die Einrichtung des europiischen
Zertifizierungsrahmens fur die Cybersicherheit und die Arbeit der Europdischen Gruppe fiir die Cybersicherheitszer-
tifizierung; fordert die ENISA und die Kommission auf, bei der Ausarbeitung des EU-Systems fiir die Cybersicherheits-
zertifizierung von Cloud-Diensten zu erwigen, dass fiir das Sicherheitsniveau der Einstufung ,hoch“ die Anwendung des
EU-Rechts als zwingend erforderlich vorgeschrieben wird;

19.  betont, dass der Nachfrage nach Arbeitskriften im Bereich Cybersicherheit entsprochen werden muss, indem die
Qualifikationsliicke durch die Fortfihrung der Anstrengungen im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung
geschlossen wird; fordert, dass der Beseitigung des geschlechtsspezifischen Gefilles, das auch in dieser Branche besteht,
besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird;

20.  erkennt an, dass Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen stirker unterstiitzt werden miissen,
damit sie simtliche Risiken fur die Informationssicherheit und auch die Moglichkeiten zur Verbesserung ihrer
Cybersicherheit besser verstehen; fordert die ENISA und die nationalen Behorden auf, Selbsttestportale und Leitfiden fiir
bewihrte Verfahren fur Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen zu entwickeln; weist erneut darauf hin,
wie wichtig Schulungen und der Zugang zu speziellen Finanzmitteln fur die Sicherheit dieser Unternehmen sind;

21.  beauftragt seinen Prasidenten, diese EntschlieSung der Kommission, dem Rat und den Regierungen und Parlamenten
der Mitgliedstaaten zu iibermitteln.
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P9 _TA(2021)0287

Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Europiischen Union und Anwendung der Konditionali-
titsverordnung (EU, Euratom) 2020/2092

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zur Lage der Rechtsstaatlichkeit in der
Europiischen Union und zur Anwendung der Konditionalititsverordnung (EU, Euratom) 2020/2092
(2021/2711(RSP))

(2022/C 67/09)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf Artikel 2, Artikel 3 Absatz 1, Artikel 4 Absatz 3, Artikel 6, Artikel 7, Artikel 13, Artikel 14 Absatz 1,
Artikel 16 Absatz 1, Artikel 17 Absatz 1, Artikel 17 Absatz 3, Artikel 17 Absatz 8, Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 2
und Artikel 49 des Vertrags tiber die Europdische Union (EUV) sowie Artikel 265, 310, 317 und 319 des Vertrags tiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV),

— unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
16. Dezember 2020 iiber eine allgemeine Konditionalititsregelung zum Schutz des Haushalts der Union (')
(,Verordnung iiber den an die Rechtsstaatlichkeit gekniipften Konditionalititsmechanismus®),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 25. Mirz 2021 zur Anwendung der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092
(an die Rechtsstaatlichkeit gekniipfter Konditionalititsmechanismus) (¥ und auf seine Entschliefung vom 17. Dezember
2020 zum Mehrjdhrigen Finanzrahmen 2021-2027, der Interinstitutionellen Vereinbarung, dem EU-Aufbauinstrument
und der Verordnung iiber die Rechtsstaatlichkeit (%),

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission iiber die Rechtsstaatlichkeit 2020 vom 30. September 2020
(COM(2020)0580),

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europdischen Rates vom 21. Juli 2020 und vom 11. Dezember 2020,
— unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Européischen Union (EuGH),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 12. September 2018 zu einem Vorschlag, mit dem der Rat aufgefordert
wird, im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1 des Vertrags iiber die Europdische Union festzustellen, dass die eindeutige
Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Werte, auf die sich die Union griindet, durch Ungarn besteht (%),

— unter Hinweis auf das Urteil des EuGH vom 3. Juni 2021 in der Rechtssache C-650/18, mit dem die Klage Ungarns
gegen die EntschlieBung des Parlaments vom 12. September 2018 abgewiesen wurde, mit der das Verfahren zur
Feststellung der eindeutigen Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Werte, auf die sich die Europdische Union
griindet, durch einen Mitgliedstaat eingeleitet wurde (%),

— unter Hinweis auf den begriindeten Vorschlag der Kommission vom 20. Dezember 2017 nach Artikel 7 Absatz 1 EUV
zur Rechtsstaatlichkeit in Polen: Vorschlag fiir einen Beschluss des Rates zur Feststellung der eindeutigen Gefahr einer
schwerwiegenden Verletzung der Rechtsstaatlichkeit durch die Republik Polen (COM(2017)0835),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 1. Mdrz 2018 zu dem Beschluss der Kommission, im Hinblick auf die Lage
in Polen das Verfahren gemidf Artikel 7 Absatz 1 EUV einzuleiten (%),

— gestiitzt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass die Europdische Union auf den Werten der Achtung der Menschenwiirde, Freiheit, Demokratie,
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und der Wahrung der Menschenrechte einschlieflich der Rechte der Personen, die
Minderheiten angehoren, beruht, wie sie in Artikel 2 EUV verankert sind;

ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 1.
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Angenommene Texte, P9_TA(2020)0360.
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B. in der Erwagung, dass jede eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der in Artikel 2 EUV verankerten Werte
durch einen Mitgliedstaat nicht nur den Mitgliedstaat betrifft, in dem diese Gefahr auftritt, sondern Auswirkungen auf
die anderen Mitgliedstaaten, auf das gegenseitige Vertrauen zwischen ihnen sowie auf das Wesen der Union selbst und
die im Unionsrecht festgeschriebenen Grundrechte ihrer Biirger hat;

C. in der Erwdgung, dass das Verfahren nach Artikel 7 Absatz 1 EUV von der Kommission und dem Parlament in Bezug auf
Polen bzw. Ungarn ausgelost wurde, nachdem die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Werte, auf
die sich die Union griindet, festgestellt worden war; in der Erwigung, dass der Rat bisher im Rahmen des Rates
,Allgemeine Angelegenheiten® drei Anhorungen Polens und zwei Anhérungen Ungarns organisiert hat;

D. in der Erwigung, dass die Verordnung iiber den an die Rechtsstaatlichkeit gekniipften Konditionalititsmechanismus am
1. Januar 2021 in Kraft getreten und seither anwendbar ist;

E. in der Erwidgung, dass die Anwendbarkeit, der Zweck und der Anwendungsbereich der Verordnung iiber den an die
Rechtsstaatlichkeit gekniipften Konditionalititsmechanismus in der Verordnung klar definiert sind und dass die
Kommission gemifs Artikel 17 Absatz 1 EUV ,fiir die Anwendung der Vertrige sowie der von den Organen kraft der
Vertrige erlassenen Manahmen [sorgt]

F. in der Erwigung, dass die Anwendung der Verordnung iiber den an die Rechtstaatlichkeit gekniipften
Konditionalititsmechanismus nicht von der Annahme von Leitlinien abhingig gemacht werden kann, und in der
Erwigung, dass erneut darauf hinzuweisen ist, dass die Absichten der Mitgesetzgeber nicht durch etwaige Leitlinien
untergraben werden diirfen;

G. in der Erwagung, dass das Europdische Parlament gemafd Artikel 234 AEUV das Recht hat, iiber einen Misstrauensantrag
gegen die Kommission abzustimmen;

H. in der Erwigung, dass die Kommission ,in voller Unabhingigkeit“ handelt und ihre Mitglieder ,Weisungen von einer
Regierung, einem Organ, einer Einrichtung oder jeder anderen Stelle weder einholen noch entgegennehmen [diirfen]
(Artikel 17 Absatz 3 EUV, Artikel 245 AEUV) und dass die Kommission dariiber hinaus ,dem Europdischen Parlament
verantwortlich [ist]“ (Artikel 17 Absatz 8 EUV) und ,fur die Anwendung der Vertrage sowie der von den Organen kraft
der Vertrage erlassenen Mafinahmen [sorgt]“ (Artikel 17 Absatz 1 EUV);

I in der Erwidgung, dass nur der EuGH befugt ist, die Verordnung iiber den an die Rechtstaatlichkeit gekniipften
Konditionalitdtsmechanismus ganz oder teilweise fiir nichtig zu erkldren, und in der Erwdgung, dass Klagen beim EuGH
gemif Artikel 278 AEUV keine aufschiebende Wirkung haben;

J. in der Erwigung, dass die finanziellen Interessen der Union im Einklang mit den in den Vertrigen der Union verankerten
allgemeinen Grundsitzen, insbesondere den in Artikel 2 EUV verankerten Werten, und dem in Artikel 317 AEUV und
der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan
der Union () (,Haushaltsordnung®) verankerten Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfiihrung zu schiitzen
sind;

1. bekriftigt seinen Standpunkt zu der Verordnung iiber den an die Rechtstaatlichkeit gekniipften Konditionalitats-
mechanismus, die am 1. Januar 2021 in Kraft getreten ist und in ihrer Gesamtheit in der Europdischen Union und in allen
ihren Mitgliedstaaten fir simtliche Mittel des EU-Haushalts gilt, einschlieflich der Mittel, die seither im Rahmen des
Aufbauinstruments der EU zugewiesen wurden;

2. fordert die Kommission und den Rat auf, endlich anzuerkennen, dass dringend Maffnahmen zur Verteidigung der in
Artikel 2 EUV verankerten Werte ergriffen werden miissen und dass ein Mitgliedstaat seine Rechtsvorschriften,
einschlieflich der verfassungsrechtlichen Bestimmungen, nicht so dndern kann, dass der Schutz dieser Werte eingeschrankt
wird; ist der Ansicht, dass die loyale Zusammenarbeit zwischen den Organen untergraben wird, wenn die Bedenken des
Parlaments nicht in vollem Umfang geteilt und beriicksichtigt werden; weist erneut darauf hin, dass das Parlament das Recht
hat, iiber einen Misstrauensantrag gegen die Kommission abzustimmen, und die Moglichkeit, auf die mangelnde
Zusammenarbeit seitens des Rates zu reagieren; fordert die anderen Organe auf, die Bemithungen zur Losung der
derzeitigen Krise nicht zu behindern, sondern zusammenzuarbeiten;

3. weist darauf hin, dass nach Artikel 5 der Verordnung tber den an die Rechtstaatlichkeit gekniipften
Konditionalititsmechanismus ,[d]ie Kommission tiberpriift, ob das anwendbare Recht eingehalten wurde, und [...]
erforderlichenfalls alle geeigneten Mafnahmen zum Schutz des Haushalts der Union [ergreift]*; ist der Auffassung, dass die
Situation in Bezug auf die Achtung des Rechtsstaatsprinzips in einigen Mitgliedstaaten eine sofortige Anwendung der
Verordnung iiber den an die Rechtstaatlichkeit gekniipften Konditionalititsmechanismus rechtfertigt;

() ABLL 193 vom 30.7.2018, S. 1.
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4. fordert die Kommission nachdriicklich auf, rasch auf die anhaltenden schwerwiegenden Verstofle gegen die
Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit in einigen Mitgliedstaaten zu reagieren, die eine ernsthafte Gefahr im Zusammenhang
mit der gerechten, rechtskonformen und unparteiischen Verteilung von EU-Mitteln, insbesondere im Rahmen der geteilten
Mittelverwaltung, darstellen, und griindlich zu untersuchen, inwieweit erforderlich ist, unverziiglich das in der Verordnung
iiber den an die Rechtstaatlichkeit gekniipften Konditionalititsmechanismus vorgesehene Verfahren einzuleiten; fordert die
Kommission erneut auf, unverziiglich ihren Verpflichtungen gemaf8 dieser Verordnung nachzukommen, das Parlament
ordnungsgemifs iiber alle schriftlichen Mitteilungen an die betroffenen Mitgliedstaaten, in denen die Fakten beziiglich der
Verstofle gegen die Rechtsstaatlichkeit und die konkreten zugrundeliegenden Motive dargelegt werden, und iber alle
laufenden Untersuchungen zu unterrichten; weist darauf hin, dass das Parlament bislang keine derartigen Informationen
iiber eine Mitteilung erhalten hat;

5. betont seine Besorgnis tiber die immer deutlicheren Hinweise und die zunehmende Gefahr, dass Haushaltsmittel der
Union als Mittel zur Aushohlung der Rechtsstaatlichkeit in einigen Mitgliedstaaten missbraucht werden; bedauert, dass der
Rat nicht in der Lage ist, bei der Durchsetzung der Werte der Union in den laufenden Verfahren nach Artikel 7, mit denen
auf die Bedrohung der gemeinsamen europdischen Werte in Polen und Ungarn regiert wird, nennenswerte Fortschritte zu
erzielen; weist darauf hin, dass die Integritit der gemeinsamen europiischen Werte, das gegenseitige Vertrauen und die
Glaubwiirdigkeit der Union insgesamt durch dieses Versiumnis des Rates, Artikel 7 EUV wirksam anzuwenden, weiterhin
untergraben werden; fordert die kiinftigen Vorsitze nachdriicklich auf, regelmifSig Anhoérungen zu organisieren; empfiehlt,
dass der Rat als Folgemafnahme zu den Anhorungen gemifl Artikel 7 Absatz 1 EUV konkrete Empfehlungen an die
betreffenden Mitgliedstaaten richtet und Fristen fiir die Umsetzung dieser Empfehlungen angibt;

6.  betont, dass sich die Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Europaischen Union trotz zahlreicher Entschliefungen und
Berichte des Europiischen Parlaments sowie mehrerer Vertragsverletzungsverfahren und Entscheidungen des EuGH weiter
verschlechtert;

7. fordert die Kommission auf, alle ihr zur Verfugung stehenden Instrumente, einschlieflich der Verordnung, zu nutzen,
um auch gegen die anhaltenden Verletzungen der Demokratie und der Grundrechte — darunter Angriffe auf die
Medienfreiheit und Journalisten, Migranten, die Rechte der Frau, die Rechte von LGBTIQ-Personen sowie die
Vereinigungsfreiheit und die Versammlungsfreiheit — in der gesamten Union vorzugehen; begriiflt die Entscheidung der
Groflen Kammer des EuGH, die Klage Ungarns gegen die EntschlieRung des Parlaments vom 12. September 2018 zur
Einleitung des Verfahrens nach Artikel 7 abzuweisen; bedauert, dass die Kommission nicht in der Lage ist, angemessen auf
die zahlreichen vom Parlament geduflerten Bedenken in Bezug auf Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte in
mehreren Mitgliedstaaten zu reagieren; fordert die Kommission auf, alle ihr zur Verfigung stehenden Instrumente zu
nutzen, darunter Artikel 7 EUV, den Rahmen fiir die Rechtsstaatlichkeit und Vertragsverletzungsverfahren gemaf$ Artikel 19
Absatz 1 EUV sowie weitere Instrumente wie beschleunigte Verfahren, Antrige auf einstweilige Mafinahmen beim EuGH
und Klagen wegen Nichtumsetzung der Urteile des Gerichtshofs; fordert die Kommission auf, ausdriicklich ihre Griinde
anzugeben, wenn sie entscheidet, die vom Parlament empfohlenen Instrumente nicht zu nutzen;

8. betont, wie wichtig es ist, die Zusammenarbeit zwischen den Organen der EU, den Mitgliedstaaten, dem Europdischen
Amt fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) und der Européischen Staatsanwaltschaft (EUStA) zu unterstiitzen und zu stirken;
begriifSt, dass die EUStA am 1. Juni 2021 ihre Tatigkeit aufgenommen hat;

9.  unterstreicht, dass der jahrliche Bericht tiber die Rechtsstaatlichkeit ein gesondertes Instrument ist, das die Verordnung
tiber den an die Rechtstaatlichkeit gekniipften Konditionalititsmechanismus ergidnzt; fordert die Kommission auf, die
Ergebnisse des Jahresberichts bei ihrer Bewertung fir die Zwecke der Verordnung zu nutzen; ersucht die Kommission, in
ihren Jahresbericht iiber die Rechtsstaatlichkeit einen eigenen Abschnitt mit einer Analyse der Fille aufzunehmen, in denen
VerstofSe gegen die Rechtsstaatlichkeit in einem bestimmten Mitgliedstaat die wirtschaftliche Fithrung des Haushalts der
Union hinreichend direkt beeintrachtigen konnten oder ernsthaft zu beeintrachtigen drohen;

10.  bedauert, dass seit dem Inkrafttreten der Verordnung keine schriftliche Mitteilung an Mitgliedstaaten erfolgt ist,
obwohl zahlreiche Bedenken angesichts der im Bericht iiber die Rechtsstaatlichkeit 2020 der Kommission festgestellten
Verstofle gegen das Rechtsstaatsprinzip bestehen und obwohl zwei Verfahren nach Artikel 7 laufen, die sich auf die
wirtschaftliche Fithrung des Haushalts der Union auswirken und von den Mitgliedstaaten nach wie vor nicht ausgeraumt
wurden; weist darauf hin, dass das Fehlen von Mafnahmen gemaf8 Artikel 5 Absatz 1 und Artikel 6 der Verordnung iber
den an die Rechtsstaatlichkeit gekniipften Konditionalitdtsmechanismus eine Weigerung der Kommission darstellt, ihren
Verpflichtungen gemdfl der Verordnung nachzukommen;

11.  weist erneut darauf hin, dass das Parlament der Kommission in seiner EntschlieSung zur Anwendung der
Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 vom 25. Marz 2021 (an die Rechtsstaatlichkeit gekniipfter Konditionalitdtsmecha-
nismus) eine konkrete Frist gesetzt hat, und stellt mit Enttduschung fest, dass die Kommission ihren Verpflichtungen
innerhalb dieser Frist nicht nachgekommen ist; betont, dass dies eine ausreichende Grundlage fiir rechtliche Schritte gegen
die Kommission gemaf$ Artikel 265 AEUV darstellt;

12.  bedauert, dass die Kommission nicht bis zum 1. Juni 2021 auf die Forderungen des Parlaments reagiert und das in
der Verordnung tiber den an die Rechtstaatlichkeit gekniipften Konditionalititsmechanismus festgelegte Verfahren in den
offensichtlichsten Fillen von Verstoffen gegen die Rechtsstaatlichkeit in der EU nicht aktiviert hat; beauftragt seinen
Prisidenten, die Kommission innerhalb von zwei Wochen nach Annahme dieser EntschlieSung auf der Grundlage von
Artikel 265 AEUV aufzufordern, ihren Verpflichtungen gemidf dieser Verordnung nachzukommen; erklirt, dass das
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Parlament, um vorbereitet zu sein, in der Zwischenzeit unverziiglich die notwendigen Vorbereitungen fiir maogliche
Gerichtsverfahren gemafl Artikel 265 AEUV gegen die Kommission einleiten muss;

13.  beauftragt seinen Prisidenten, diese EntschlieBung der Kommission, dem Rat und den Mitgliedstaaten zu
tbermitteln.
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P9 TA(2021)0288

Die Kontrolle des Europiischen Parlaments im Zusammenhang mit der laufenden Bewertung
der nationalen Aufbau- und Resilienzpline durch die Kommission und den Rat

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu den Ansichten des Parlaments zur laufenden
Bewertung der nationalen Aufbau- und Resilienzpline durch die Kommission und den Rat (2021/2738(RSP))

(2022/C 67/10)

Das Europdische Parlament,
— gestitzt auf die Artikel 174 und 175 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/241 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021
zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitat ('),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 20. Mai 2021 zu dem Auskunftsrecht des Parlaments mit Blick auf die
laufende Priifung der nationalen Aufbau- und Resilienzpline (3),

— gestitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass die Verordnung zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitit im ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren angenommen wurde;

B. in der Erwigung, dass die Aufbau- und Resilienzfazilitit ein bislang einmaliges Instrument ist, was die Hohe der
Mittelausstattung und die Art und Weise der Finanzierung anbelangt; in der Erwdgung, dass sich die Kommission auf die
Begebung einer gemeinsamen EU-Anleihe vorbereitet, da alle Mitgliedstaaten der EU den Eigenmittelbeschluss (°)
erfolgreich ratifiziert haben;

C. in der Erwidgung, dass griine Investitionen im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitit durch die Emission griiner
Anleihen finanziert werden;

D. in der Erwigung, dass die demokratische und parlamentarische Kontrolle iiber die Durchfihrung der Aufbau- und
Resilienzfazilitdit nur maoglich ist, wenn das Parlament in allen Phasen vollstindig einbezogen wird und alle seine
Empfehlungen in allen Phasen beriicksichtigt werden;

E. in der Erwidgung, dass in Artikel 26 der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitdt ein Dialog tiber Aufbau und
Resilienz eingefthrt wird, mit dem fiir ein hoheres Mafl an Transparenz und Rechenschaftspflicht gesorgt werden soll
und in dessen Rahmen die Kommission dem Parlament Informationen — etwa tiber die Aufbau- und Resilienzplidne der
Mitgliedstaaten und deren Bewertung — zur Verfiigung stellen muss;

F. in der Erwigung, dass das Parlament zu den Angelegenheiten, die im Rahmen des Dialogs iiber Aufbau und Resilienz
erortert werden, seinen Standpunkt zum Ausdruck bringt, auch in Form von EntschlieBungen und des Meinungs-
austauschs mit der Kommission; in der Erwigung, dass die Kommission diesem Standpunkt Rechnung tragen muss;

G. in der Erwidgung, dass in der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit sechs Bereiche von europiischem
Interesse genannt werden, die gemeinsam fiir den Anwendungsbereich und die Ziele des Instruments stehen;

H. in der Erwidgung, dass die Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit auf Artikel 175 (EUV) beruht und ihr
allgemeines Ziel darin besteht, zur Verwirklichung des in Artikel 174 festgelegten Ziels, nimlich der Forderung des
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts der Union beizutragen, indem die Resilienz, die
Krisenvorsorge, die Anpassungsfihigkeit und das Wachstumspotenzial der Mitgliedstaaten verbessert werden, die
sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der Krise — insbesondere auf Frauen, Kinder und junge Menschen —
abgemildert werden, zur Umsetzung der europdischen Siule sozialer Rechte beigetragen wird, der dkologische Wandel
unterstiitzt wird und zur Verwirklichung der aktualisierten Klimaziele der Union fiir 2030 entsprechend dem neuen
Klimagesetz der EU beigetragen und das Ziel der Klimaneutralitit der EU bis 2050 unterstiitzt wird — insbesondere
durch die Energie- und Klimapline der Mitgliedstaaten, die im Rahmen des durch die Verordnung (EU) 2018/1999 (¥

() ABLL 57 vom 18.2.2021, S. 17.

? Angenommene Texte, P9_TA(2021)0257.

¢) Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates vom 14. Dezember 2020 iiber das Eigenmittelsystem der Europdischen Union
(ABL L 424 vom 15.12.2020, S. 1).

(*) Verordnung (EU) 2018/1999 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 iiber das Governance-System
fur die Energieunion und fiir den Klimaschutz (ABL. L 328 vom 21.12.2018, S. 1).
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eingerichteten Governance-Systems fiir die Energieunion und fiir den Klimaschutz angenommen wurden — und das
Ziel des digitalen Wandels unterstiitzt wird, um so zur wirtschaftlichen und sozialen Aufwirtskonvergenz, zur
Wiederherstellung und Forderung des nachhaltigen Wachstums, zur Integration der Volkswirtschaften der Union und
zur Schaffung von hochwertigen Arbeitsplitzen sowie zur strategischen Autonomie der Union, die mit einer offenen
Wirtschaft und der Schaffung eines europaischen Mehrwerts einhergeht, beizutragen.

I. in der Erwdgung, dass die Staats- und Regierungschefs der EU auf dem Sozialgipfel in Porto vom 7.-8. Mai 2021 die
europdische Sdule sozialer Rechte als einen grundlegenden Aspekt des Aufbaus anerkannt haben, und in der Erwigung,
dass sie in der Erklarung von Porto hervorgehoben haben, dass sie entschlossen sind, deren Umsetzung auf Ebene der
Union und der Mitgliedstaaten weiter zu vertiefen;

J. in der Erwigung, dass das spezifische Ziel der Aufbau- und Resilienzfazilitit darin besteht, den Mitgliedstaaten
finanzielle Unterstiitzung zu leisten, damit sie die in ihren Aufbau- und Resilienzplinen festgelegten Etappenziele und
Zielwerte fur ihre Reformen und Investitionen erreichen konnen; in der Erwigung, dass dies bedeutet, dass die Pline
(einschlieflich der Maffnahmen in den Bereichen Digitalisierung und Umwelt) zu den Grundsitzen der europdischen
Sdule sozialer Rechte, der Schaffung hochwertiger Arbeitsplitze und der sozialen Aufwirtskonvergenz beitragen
miissen;

K. stellt fest, dass ein europdischer Mehrwert nicht nur deshalb entsteht, weil es sich bei der Aufbau- und Resilienzfazilitit
um eine europdische Initiative handelt;

L. in der Erwigung, dass die Mitgliedstaaten der Kommission ihre jeweiligen Aufbau- und Resilienzplane normalerweise bis
zum 30. April 2021 hitten vorlegen miissen; in der Erwiagung, dass bislang 23 Mitgliedstaaten der Kommission ihre
jeweiligen Aufbau- und Resilienzpline vorgelegt haben;

M. in der Erwdgung, dass das Parlament am 18. Mai 2021 eine Plenardebatte zum Auskunftsrecht des Parlaments mit Blick
auf die laufende Priifung der nationalen Aufbau- und Resilienzpline abgehalten hat, in deren Anschluss eine
Entschliefung angenommen wurde;

N. in der Erwidgung, dass die Kommission das Parlament regelmifig miindlich und schriftlich iiber den Stand der
Bewertung der Aufbau- und Resilienzpline der Mitgliedstaaten informieren muss — auch in Bezug auf die Reformen
und Investitionen, die sich auf den in sechs Sdulen untergliederten Anwendungsbereich (sowie die allgemeinen und
spezifischen Ziele und die horizontalen Grundsitze) bzw. auf die elf Bewertungskriterien beziehen, was in der
Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitdt festgelegt ist —, um fiir eine angemessene demokratische und
parlamentarische Kontrolle der Durchfihrung der Aufbau- und Resilienzfazilitit und ein hoheres Mafl an Transparenz
und demokratischer Rechenschaftspflicht zu sorgen;

1. ist der Auffassung, dass es sich bei der Aufbau- und Resilienzfazilitit um ein historisch einmaliges Instrument der EU
handelt, um den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt zu fordern, die Konvergenz voranzubringen, die
Wettbewerbsfihigkeit zu erhohen und die Mitgliedstaaten dabei zu unterstiitzen, die wirtschaftlichen und sozialen
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie abzumildern, ihre Volkswirtschaften auf einen soliden und nachhaltigen
Wachstumskurs zu bringen, die EU auf die Bewaltigung langfristiger Herausforderungen — darunter den gerechten
Ubergang sowie den 6kologischen und digitalen Wandel — vorzubereiten und einen europiischen Mehrwert zu schaffen;

2. erwartet von der Kommission, dass sie nur Pline genehmigt, die die Bestimmungen und Ziele der Verordnung tiber
die Aufbau- und Resilienzfazilitdt vollstindig erfiillen, keine politischen Zugestandnisse macht, die der Verordnung und
ihrem Geist zuwiderlaufen, und dabei — angesichts ihrer umfassenden Beteiligung an der Ausarbeitung der Pline vor deren
Vorlage — die erforderliche Distanz wahrt; fordert die Kommission auf, sich bei der Bewertung der nationalen Aufbau- und
Resilienzpldne ganz genau an den Wortlaut und den Geist der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit zu halten
und eine eingehende und umfassende Bewertung vorzunehmen, bevor sie den betreffenden Entwurf fiir einen
Durchfithrungsbeschluss des Rates annimmt; begriifSt jedoch die Bemithungen der Kommission, mit denen sie dafiir
sorgen will, dass die einschldgigen Durchfithrungsbeschliisse des Rates noch vor dem Sommer rasch angenommen werden,
und begriifit die kontinuierliche Zusammenarbeit der Kommission mit den Mitgliedstaaten, mit der sie ihnen dabei helfen
will, hochwertige Pline vorzulegen, die in wesentlichem Mafe zu den gemeinsamen Zielen der EU beitragen;

3. ist davon iiberzeugt, dass die Mittel gerecht auf die Branchen, die Gesellschaft und auf kiinftige Generationen verteilt
werden miissen, um die grofstmaogliche Wirkung hinsichtlich der wirtschaftlichen und sozialen Aufwirtskonvergenz, der
territorialen Konvergenz, des Wohlstands aller und der wirtschaftlichen Stabilitit zu entfalten; fordert die Kommission auf,
auf ambitionierten Reformmafnahmen als Bestandteil der nationalen Pline aller Mitgliedstaaten zu bestehen; betont, dass
ambitionierte Plane und eine solide Umsetzung unerlasslich sind, wenn es gilt, diese Chance in vollem Umfang zu nutzen;
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fordert bei der Zuweisung und Verwendung der Mittel vollstindige Transparenz und uneingeschrankte Rechenschafts-
pflicht; weist darauf hin, dass die Aufbau- und Resilienzfazilitit nicht als ein Einschlagen ausgetretener Wege
wahrgenommen werden darf;

4. fordert die Kommission auf, sorgfdltig zu priifen, ob die Mittel der Aufbau- und Resilienzfazilitdt dem Ziel der
Verordnung iber die Aufbau- und Resilienzfazilitit dienen, das darin besteht, den wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalt in den Mitgliedstaaten voranzubringen; fordert die Kommission auf, der Praxis der Neuauflage
von Projekten ohne einen echten Mehrwert, insbesondere fur die Regionen mit Entwicklungsriickstand, entgegenzuwirken,
vor allem wenn damit die Gefahr einhergeht, dass die Unterschiede bei der sozialen, wirtschaftlichen und territorialen
Konvergenz in der EU verschirft werden;

5. bekriftigt seine Forderung, das Recht des Parlaments auf Information iiber die laufende Bewertung der nationalen
Aufbau- und Resilienzpline sicherzustellen, damit es bei der Bewertung und Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilitdt
durch die Kommission eine demokratische Kontrolle ausiiben kann;

6. fordert die Kommission auf, im Wege einer sorgfiltigen Bewertung dafiir zu sorgen, dass jeder einzelne nationale
Aufbau- und Resilienzplan zu jeder der in Artikel 3 der Verordnung genannten sechs Sdulen einen wirksamen, umfassenden
und ausgewogenen Beitrag leistet; weist darauf hin, dass mit jeder Manahme zu mindestens einem der in den sechs Sdulen
aufgegliederten Politikbereiche von europiischer Bedeutung beigetragen werden sollte;

7. betont, dass die Pline wihrend der gesamten Umsetzungsphase den rechtlichen Anforderungen — zu denen auch ein
Anteil von 37 % bzw. 20 % fiir den okologischen bzw. den digitalen Wandel zdhlen — gerecht werden miissen; fordert die
Kommission auf, die qualitative und die quantitative Seite der vorgeschlagenen Maflnahmen zu bewerten, damit sie die
Zielvorgaben sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht — auch wahrend der Umsetzungsphase — wirksam
erfiillen;

8. weist erneut darauf hin, dass iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit im Einklang mit der einschldgigen Verordnung —
aufer in hinreichend begriindeten Fillen — keine wiederkehrenden nationalen Ausgaben wie dauerhafte Steuer-
ermafSigungen finanziert werden diirfen, und fordert die Kommission auf, dieses Kriterium umfassend zu bewerten;

9.  weist darauf hin, dass grenziiberschreitende Projekte, die mehr als einen Mitgliedstaat einbinden, einen hohen
europdischen Mehrwert und Ausstrahlungseffekte erzeugen, und bedauert, dass nur in wenigen der nationalen Pline
grenziiberschreitende Projekte enthalten sind; fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten mit Nachdruck dazu
anzuhalten, grenziiberschreitende Projekte, die iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit finanziert werden, zu fordern;

10.  stellt fest, dass nur wenige der Mitgliedstaaten, die ihre nationalen Aufbau- und Resilienzpline bereits vorgelegt
haben, darin Darlehen beantragt haben; fordert die Mitgliedstaaten auf, zu priifen, wie die verfigbaren Darlehen am besten
genutzt werden konnen, um zu verhindern, dass ihnen Chancen entgehen; ist besorgt dariiber, dass ein erheblicher Anteil
der Darlehen bis zum Ende des Umsetzungszeitraums der Aufbau- und Resilienzfazilitit moglicherweise nicht in Anspruch
genommen wird; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihren Bedarf sorgfiltig zu bewerten und diese Chance bei der Vorlage ihrer
Aufbau- und Resilienzpline bzw. durch die Anderung ihrer Pline bestmdglich zu nutzen;

11.  fordert die Kommission auf, zu beriicksichtigen, dass die nationalen Pline maoglicherweise in der Zukunft abgedndert
werden miissen, damit sie im Hinblick auf die Ausarbeitung des Entwurfs eines Durchfithrungsbeschlusses des Rates die
Anforderungen der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitat erfullen;

12, erinnert daran, dass die Aufbau- und Resilienzplane nicht das Recht beriithren diirfen, im Einklang mit der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union und den Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten der Union und der Mitgliedstaaten
Tarifvertrdge zu schlieBen oder durchzusetzen oder Arbeitskampfmaffnahmen zu ergreifen;

13.  betont, dass Investitionen eine ,dauerhafte Wirkung haben miissen; fordert die Kommission auf, zu bewerten,
inwieweit die im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitit durchgefithrten Reformen und Investitionen dazu beitragen
werden, die von der Kommission geschitzten Investitionsliicken in allen europiischen Branchen zu schliefen, damit die
Ziele in Bezug auf den digitalen Wandel, das Klima, die 6kologische und die soziale Nachhaltigkeit, einschlieflich der Ziele
des Ubereinkommens von Paris und der Ziele der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung, verwirklicht werden
konnen;

Okologischer Wandel

14.  betont, dass im Einklang mit der in Anhang VI der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit festgelegten
Methodik in allen Plinen mindestens 37 % der Gesamtzuweisung (Zuschiisse und Darlehen) der einzelnen Pline fiir den
Klimaschutz vorgesehen werden sollten; fordert die Kommission auf, bei der Bewertung des Ausgabenziels von 37 % fiir
den Klimaschutz aufmerksam zu sein, um sicherzustellen, dass Mafnahmen nicht doppelt, irrefithrend oder falsch
deklariert werden und Griinfirberei verhindert wird; ist besorgt dariiber, dass einige Investitionen als griine Investitionen
bezeichnet werden, obwohl sie nicht von der in Anhang VI beschriebenen Methodik zur Verfolgung der Ausgaben erfasst
werden; schlagt vor, zusdtzliche Priifungen vorzunehmen, wenn die Methodik fiir die Verfolgung klimabezogener Ausgaben
nach Anhang VI der Verordnung tiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit erweitert werden soll; fordert nachdriicklich, dass
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die notwendigen Schutzmafinahmen zur Verwirklichung des Ziels wihrend der Umsetzungsphase vollstindig in die
Zielwerte und Etappenziele in dem Entwurf eines Durchfuhrungsbeschlusses des Rates aufgenommen werden; fordert die
Kommission auf, die Mitgliedstaaten dazu anzuhalten, Reformen durchzufithren, mit denen die erfolgreiche Umsetzung der
Investitionen erleichtert wird;

15.  weist darauf hin, dass die Bestimmungen tiber die ,Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen® ein entscheidendes
Instrument zur Unterstiitzung des 6kologischen Wandels sind — neben der Anforderung, dass mindestens 37 % der
Ausgaben (Zuschiisse und Darlehen) fiir Investitionen und Reformen, die in jedem nationalen Aufbau- und Resilienzplan
enthalten sind, Klimaschutzziele unterstiitzen sollten — und wesentlich dazu beitragen, dass die Finanzierung von
Mafinahmen, die im Widerspruch zu den Klimazielen der Union stehen, vermieden wird; weist darauf hin, dass bei allen
Mafinahmen der Grundsatz der ,Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen” im Sinne von Artikel 17 der Verordnung (EU)
2020/852 (°) eingehalten werden muss, wie in der Verordnung tiber die Aufbau- und Resilienzfazilitdt vorgeschrieben; ist in
diesem Zusammenhang besorgt dariiber, dass dieser Grundsatz bei der Bewertung der Pline nicht eingehalten wird, und
fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass der Grundsatz der ,Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen®
uneingeschrankt geachtet wird, auch wihrend der Umsetzungsphase, und alle damit verbundenen Bewertungen zu
veroffentlichen; besteht darauf, dass die Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilitit nicht zu einer Absenkung von
Umweltnormen fithren oder Umweltgesetzen und -vorschriften zuwiderlaufen darf; unterstreicht in diesem Zusammenhang
die Bedenken beziiglich der potenziellen negativen Auswirkungen von Titigkeiten in oder in der Nihe von im Hinblick auf
die biologische Vielfalt empfindlichen Gebieten (darunter das Natura-2000-Netz von Schutzgebieten, UNESCO-Welter-
bestitten und wichtige Biodiversittsgebiete sowie andere Schutzgebiete);

16.  weist darauf hin, dass die Aufbau- und Resilienzfazilitit angesichts der Bedeutung, die der Bekdmpfung des
dramatischen Verlusts an biologischer Vielfalt zukommt, dazu beitragen sollte, dass die Forderung der biologischen Vielfalt
in der Unionspolitik durchgehend beriicksichtigt wird; fordert die Kommission auf, einen Uberblick iiber die Mafnahmen
zu veroffentlichen, die effektiv zum 6kologischen Wandel beitragen, einschlieflich der in den Aufbau- und Resilienzplinen
aufgefithrten Mafinahmen im Zusammenhang mit der biologischen Vielfalt, die effektiv zur biologischen Vielfalt beitragen;
ist besorgt dariiber, dass die meisten Aufbau- und Resilienzplane sehr begrenzte oder gar keine MafSnahmen zugunsten der
biologischen Vielfalt enthalten; erwartet, dass die Kommission auch in diesem Zusammenhang den Grundsatz der
,Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen® strikt anwendet und insbesondere Reformen oder Investitionen ablehnt, die
der biologischen Vielfalt schaden kénnten oder nicht mit angemessenen flankierenden Manahmen einhergehen;

17.  ist besorgt dariiber, dass viele nationale Aufbau- und Resilienzpline schwerpunktmafig auf kurzfristige Investitionen
ausgerichtet sind; spricht sich fiir griine Investitionen aus, die zum wirtschaftlichen Wandel in Europa fiihren, insbesondere
solche, bei denen der Kauf langlebiger Konsumgiiter nicht ibermifig subventioniert wird;

Digitaler Wandel

18.  betont, dass gemaf$ der Verordnung tiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit alle Pline Manahmen enthalten sollten,
die wirksam zum digitalen Wandel oder zur Bewiltigung der sich daraus ergebenden Herausforderungen beitragen und die
einen Betrag ausmachen, der mindestens 20 % der Gesamtzuweisung eines Aufbau- und Resilienzplans entspricht, wozu die
Methodik und die Bestimmungen, die in der Verordnung iber die Aufbau- und Resilienzfazilitit dargelegt sind,
heranzuziehen sind;

19.  weist erneut darauf hin, dass die Mitgliedstaaten in ihren Plinen fiir Investitionen in digitale Kapazititen und
Konnektivitit eine Selbstbewertung der Sicherheit auf der Grundlage gemeinsamer objektiver Kriterien vorlegen sollten, in
der etwaige Sicherheitsprobleme ermittelt werden und in der dargelegt wird, wie diese Fragen im Hinblick auf die
Einhaltung des einschldgigen Rechts der Union und der Mitgliedstaaten angegangen werden; fordert die Kommission auf,
dafuir zu sorgen, dass alle nationalen Pldne, die solche Investitionen enthalten, eine derartige Bewertung vorsehen und dass
die jeweiligen Mafinahmen den strategischen Interessen der Union nicht zuwiderlaufen;

20.  ist der Ansicht, dass Mainahmen im Digitalbereich ein grofles Potenzial fiir die Steigerung der Wettbewerbsfihigkeit
der EU auf internationaler Ebene und fiir die Schaffung hochwertiger Arbeitsplitze bieten, und ist besorgt dariiber, dass es
nationale Pline gibt, mit denen in Bezug auf Investitionen in den digitalen Wandel und insbesondere in die digitale
Infrastruktur kein angemessenes Gleichgewicht erreicht wird;

21.  fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten dazu anzuhalten, die Grundsitze der Interoperabilitit, der
Energieeffizienz und des Schutzes personenbezogener Daten uneingeschrinkt einzuhalten und die Nutzung quelloffener
Losungen bei digitalen Investitionen zu fordern;

Q! Verordnung (EU) 2020/852 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 iiber die Einrichtung eines Rahmens zur
Erleichterung nachhaltiger Investitionen (ABL L 198 vom 22.6.2020, S. 13).
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Forderung von Wachstum, wirtschaftlichem, sozialem und territorialem Zusammenhalt und Wohlstand fiir alle

22, begriiflt insbesondere die in den vorgelegten Aufbau- und Resilienzplinen vorgesehenen Mafnahmen, die darauf
abzielen, ein intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum, wirtschaftlichen Zusammenhalt, Produktivitit,
Wettbewerbsfihigkeit, Forschung und Innovation, Gesundheit und einen gut funktionierenden Binnenmarkt mit starken
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) zu unterstiitzen, die Schaffung hochwertiger Arbeitsplitze zu verbessern,
Armut und Ungleichheit zu bekdmpfen, Kultur und Bildung zu fordern, Kompetenzen und Fihigkeiten zu entwickeln,
Kinder und Jugendliche zu unterstiitzen, die Krisenvorsorge und die Krisenreaktionsfihigkeit zu erhéhen und die
Auswirkungen der COVID-19-Krise auf die Wirtschaft abzufedern;

23.  fordert die Kommission auf, zu priifen, ob Mafnahmen fiir Kinder und Jugendliche bei den nationalen Aufbau- und
Resilienzplanen ausreichend beriicksichtigt werden, und dafiir zu sorgen, dass dies der Fall ist, insbesondere in Lindern, in
denen strukturelle Probleme in Bereichen wie Schulabbruch, Jugendarbeitslosigkeit, Kinderarmut sowie frithkindliche
Erzichung und Bildung festgestellt wurden; besteht darauf, dass Reformen und Investitionen im Bereich der Jugend,
insbesondere im Zusammenhang mit Weiterqualifizierung, Umschulung, allgemeiner und beruflicher Bildung und dualer
Ausbildung, digitalen Kompetenzen, lebenslangem Lernen, aktiven arbeitsmarktpolitischen Maffnahmen, Maffnahmen,
durch die in den Zugang und die Chancen von Kindern und Jugendlichen investiert wird, und Manahmen, mit denen die
Generationsliicke iiberbriickt wird, neben dem Erwerb von Ausriistung die Entwicklung von Kompetenzen fordern und mit
der Jugendgarantie und anderen nationalen Mafnahmen abgestimmt werden sollten; betont, dass Reformen und
Investitionen fur Kinder mit den Grundsitzen der Garantie fiir Kinder in Einklang gebracht werden sollten und dass der
Schwerpunkt auf dem Recht auf den Zugang zu hochwertigen offentlichen Diensten, kostenloser Gesundheitsversorgung,
kostenloser Bildung, kostenloser Kinderbetreuung, angemessenem Wohnraum und angemessener Erndhrung fiir jedes in
Armut lebende Kind liegen sollte;

24, begriifit die in den Planen enthaltenen Mafinahmen, die zur Umsetzung der européischen Siule sozialer Rechte und
EU-Initiativen in den Bereichen Beschiftigung, Bildung, Gesundheit und Sozialfiirsorge beitragen, um den sozialen
Zusammenhalt und die Sozialschutzsysteme zu stirken und Schutzbediirftigkeit zu verringern; weist die Kommission
erneut darauf hin, dass die Aufbau- und Resilienzpline die Bewertungskriterien in zufriedenstellender Weise erfiillen
miissen, und fordert die Kommission auf, die sozialen Folgen und Auswirkungen jeder Manahme sorgfiltig zu bewerten,
um die Einhaltung der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitat sicherzustellen; drangt daher darauf, dass die
Kommission dafiir sorgt, dass diesen Kriterien bei jedem Plan angemessen Rechnung getragen wird;

25, vertritt die Auffassung, dass griine und digitale Investitionen ein grofles Potenzial fiir die Schaffung hochwertiger
Arbeitsplitze, den Abbau von Ungleichheit und die Verringerung der digitalen Kluft bergen; fordert die Kommission auf,
dafiir zu sorgen, dass die griinen und digitalen Investitionen den am stirksten gefidhrdeten Gemeinschaften und Regionen
wie Steinkohle- und Braunkohleregionen im Wandel sowie denjenigen, die am stirksten vom Klimawandel betroffen sind,
zugutekommen; betont, dass die erwartete soziale und wirtschaftliche Rendite griiner und digitaler Investitionen in den
nationalen Aufbau- und Resilienzplanen ermittelt werden sollte, um eine grofftmogliche Wirkung sicherzustellen;

26.  fordert die Kommission und den Rat auf, dafiir zu sorgen, dass die Gleichstellung der Geschlechter und die
Chancengleichheit fiir alle sowie die durchgehende Beriicksichtigung dieser Ziele bei der Ausarbeitung und Umsetzung der
Aufbau- und Resilienzplane beriicksichtigt und gefordert werden; erwartet, dass die Kommission im Einklang mit dem
Sonderbericht Nr. 10/2021 des Europiischen Rechnungshofs (EuRH) systematisch nach Geschlecht aufgeschliisselte Daten
fur die Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilitdt erhebt, analysiert und dariiber Bericht erstattet; ist duflerst besorgt
dartiber, dass mit den meisten Aufbau- und Resilienzplanen nicht wesentlich zu diesen Zielen beigetragen wird und sie nicht
durchgingig beriicksichtigt werden und dass die Plane keine ausdriicklichen und konkreten Maflnahmen zur Bewiltigung
des Problems des Geschlechtergefilles enthalten, wodurch die Fahigkeit, im Rahmen dieser Pline die sozialen und
wirtschaftlichen Auswirkungen der Krise auf Frauen abzumildern und auf die entsprechenden linderspezifischen
Empfehlungen einzugehen, moglicherweise gefihrdet wird;

27.  fordert die Kommission auf, die nationalen Aufbau- und Resilienzpline der Mitgliedstaaten im Hinblick darauf zu
bewerten, ob darin auf nationale MafSnahmen zur Bekdmpfung von aggressiver Steuerplanung, Steuerhinterziehung oder
Steuervermeidung oder unwirksamen Mafnahmen zur Bekdmpfung der Geldwische eingegangen wird;

28.  weist darauf hin, dass die Aufbau- und Resilienzplane ein kohdrentes Paket aus Manahmen zur Durchfithrung von
Reformen und 6ffentlichen Investitionsvorhaben bilden sollten; weist die Kommission darauf hin, dass in den nationalen
Aufbau- und Resilienzplanen auf nachhaltige und wachstumsfordernde Reformen und Investitionen eingegangen werden
muss, mit denen die strukturellen Schwéchen in den Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten angegangen werden, und dass zu
diesem Zweck erwartet wird, dass alle Pline zur wirksamen Bewdltigung aller oder eines wesentlichen Teils der in den
relevanten linderspezifischen Empfehlungen ermittelten Herausforderungen, einschlieflich der fiskalpolitischen Aspekte
dieser Herausforderungen, beitragen; betont, dass die Aufbau- und Resilienzpline mit den einschligigen linderspezifischen
Herausforderungen und Priorititen, die im Rahmen des Européischen Semesters ermittelt wurden, im Einklang stehen und
auf die Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit abgestimmt sein sollten; hebt hervor, dass alle Mafnahmen,
insbesondere diejenigen im Zusammenhang mit dem digitalen und dem 6kologischen Wandel, auch aus wirtschaftlicher
und sozialer Sicht bewertet werden sollten; fordert nachdriicklich, dass die Kommission besonders darauf achtet, dass es
sich bei den vorgeschlagenen Reformen um echte, neue und ambitioniertere Reformen handelt, mit denen so bald wie
moglich begonnen wird;
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29.  fordert die Kommission auf, fiir ein Gleichgewicht zwischen Reformen und Investitionen und fiir die Kohdrenz der
nationalen Pline, einschlieflich neuer Reformen, mit bestehenden Errungenschaften und den in den einschligigen
landerspezifischen Empfehlungen ermittelten Herausforderungen zu sorgen;

30.  betont, dass die Schaffung und Forderung hochwertiger Arbeitsplitze eines der Ziele der Verordnung iiber die
Aufbau- und Resilienzfazilitit ist und dass dieses Ziel durch ein umfassendes Paket von Reformen und Investitionen erreicht
werden sollte, um stabile Vertrige, angemessene Lohne, Allgemeinverbindlichkeit von Tarifvertragen und Mindestniveaus
fur den Sozialschutz, einschlieflich angemessener Renten oberhalb der Armutsgrenze, zu fordern;

31.  bedauert, dass die nationalen Aufbau- und Resilienzpldne nicht ausreichend mit Partnerschaftsvereinbarungen und
EU-Programmen wie InvestEU abgestimmt werden; fordert die Schaffung von Synergieeffekten und Komplementarititen
zwischen der Aufbau- und Resilienzfazilitit, den Partnerschaftsvereinbarungen, InvestEU und anderen EU-Mafinahmen;
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Nutzung der nationalen Komponente von InvestEU zu erleichtern,
wodurch insbesondere die Schaffung von Instrumenten zur Unterstiitzung der Solvenz von KMU gefordert werden konnte;

32, weist die Kommission erneut darauf hin, dass die erhebliche Beteiligung von KMU und Start-up-Unternechmen —
auch an Verfahren zur Vergabe offentlicher Auftrige — ein ausdriickliches Ziel der Verordnung iiber die Aufbau- und
Resilienzfazilitit ist; fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass die Mittel aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat nicht
in erster Linie groffen Unternehmen zugutekommen und dass der faire Wettbewerb dadurch nicht behindert wird; fordert
die Kommission auf, besonders darauf zu achten, dass die Finanzierung aus der Aufbau- und Resilienzfazilitit KMU und
Start-up-Unternehmen zugutekommt, und dazu unter anderem Etappenziele festzulegen und kontinuierlich Orientie-
rungshilfen in Bezug auf die Programmdurchfithrung in den Mitgliedstaaten zu geben; schligt vor, den Anteil der Mittel der
Aufbau- und Resilienzfazilitdt, deren Endbegiinstigte KMU sind, in die laufende Uberwachung einzubeziehen, unter
anderem durch gemeinsame Indikatoren;

Einbeziehung von Interessentrigern

33.  weist darauf hin, dass nach Mafigabe von Artikel 18 Absatz 4 Buchstabe q der Verordnung iiber die Aufbau- und
Resilienzfazilitit die Aufbau- und Resilienzplane der Mitgliedstaaten ,eine Zusammenfassung des im Einklang mit dem
nationalen Rechtsrahmen durchgefithrten Prozesses der Konsultation lokaler und regionaler Gebietskorperschaften, von
Sozialpartnern, Organisationen der Zivilgesellschaft, Jugendorganisationen und anderen relevanten Interessentragern sowie
die Art und Weise, wie die Beitrdge der Interessentrager in den Aufbau- und Resilienzplan einfliefen[,]“ enthalten miissen;
fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten zu ersuchen, alle nationalen Interessentrager zu konsultieren und dafiir zu
sorgen, dass die Interessentrager, die Zivilgesellschaft, die Sozialpartner und die lokalen und regionalen Gebietskorper-
schaften in die Durchfithrung der Pline und insbesondere in deren Uberwachung einbezogen werden, und ferner dafiir
Sorge zu tragen, dass auch bei etwaigen kiinftigen Anderungen oder neuen Plinen Konsultationen stattfinden;

34.  weist darauf hin, dass in Artikel 152 AEUV festgelegt ist, dass die Union die Rolle der Sozialpartner auf Ebene der
Union anerkennt und fordert und ihre Autonomie achten muss; betont, dass eine angemessene Einbezichung nationaler
Interessentrdger wie der nationalen Parlamente, der lokalen und regionalen Gebietskorperschaften, der Sozialpartner,
nichtstaatlicher Organisationen und der Zivilgesellschaft in die Ausarbeitung und Durchfihrung der Aufbau- und
Resilienzplane entscheidend fiir den Erfolg der Plane der Mitgliedstaaten und der Aufbau- und Resilienzfazilitdt insgesamt
ist, um so die nationale Eigenverantwortung fiir die Plane zu stirken, eine rasche, transparente, wirksame und hochwertige
Mittelausschdpfung sicherzustellen, fiir mehr Transparenz zu sorgen und Uberschneidungen, Liicken und Doppelfinanzie-
rungen zu verhindern; wiederholt die Bedenken, die bereits der Ausschuss der Regionen und andere Interessentriger
gedufert haben, und bedauert, dass viele Mitgliedstaaten die regionalen und lokalen Gebietskorperschaften nicht oder nur
unzureichend in die Ausarbeitung der Pline einbezogen haben, und die fehlende Transparenz bei dieser Ausarbeitung,
obwohl auf die Gebietskorperschaften gezihlt wird, wenn es darum geht, einen groflen Teil der Mittel der Aufbau- und
Resilienzfazilitit weiterzuleiten; bedauert ferner, dass in einigen Fillen nicht einmal die nationalen Parlamente angemessen
einbezogen oder informiert wurden; legt der Kommission nahe, einen strukturierten Dialog mit den regionalen und lokalen
Gebietskorperschaften einzurichten und einen engagierten Dialog mit den europdischen Sozialpartnern zu fithren;

Modalititen, Etappenziele und Zielwerte

35.  beharrt darauf, dass alle Reformen und Investitionen an Etappenziele, Zielwerte und Kostenberechnungen gekniipft
sind, die einschldgig, klar und detailliert sind und angemessen tiberwacht werden, mit denen insbesondere die vollstindige
Einhaltung der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit und des EU-Besitzstands sichergestellt wird und die klare
Zusagen der Mitgliedstaaten verkorpern;

36.  fordert die Kommission auf, daftir zu sorgen, dass dem Parlament gemaf$ Artikel 25 Absatz 4 der Verordnung tiber
die Aufbau- und Resilienzfazilitit die vorldufigen Erkenntnisse mit Blick auf die Erreichung der Etappenziele und Zielwerte
iibermittelt werden, bevor sie die Bewertung der Erreichung der in dem Durchfithrungsbeschluss des Rates und in den
Aufbau- und Resilienzpldnen der Mitgliedstaaten vereinbarten Etappenziele und Zielwerte vornimmt;
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37.  weist die Kommission erneut darauf hin, dass Investitionen von Reformen begleitet werden sollten, und fordert sie
auf, daftir zu sorgen, dass alle genehmigten riickwirkenden Mafnahmen mit entsprechenden Etappenzielen und Zielwerten
einhergehen und simtlichen Anforderungen der Rechtsvorschriften geniigen, und ersucht die Mitgliedstaaten, diese
Bestimmung mit Bedacht zu verwenden; bekriftigt, dass die Aufbau- und Resilienzfazilitit auf die Unterstiitzung von
Projekten ausgelegt ist, bei denen der Grundsatz der Zusitzlichkeit der Finanzierung durch die Union beachtet wird; stellt
fest, dass die makrookonomische Wirkung der Fazilitit dadurch eingeschrankt werden konnte, dass es an aus der Aufbau-
und Resilienzfazilitdt finanzierten Projekten, die tatsdchlich eine Zusatzlichkeit aufweisen, mangelt;

38.  betont, dass die auf nationaler Ebene eingerichteten Strukturen zur Weiterleitung der Mittel sowie zur Umsetzung
bzw. Uberwachung der Aufbau- und Resilienzfazilitdt angemessen sein sollten, um eine dauerhafte Wirkung der in den
Aufbau- und Resilienzplinen vorgesehenen Mafnahmen zu begiinstigen;

Institutionelle Resilienz, verantwortliches Regierungshandeln, Verwaltungskapazititen und Rechtsstaatlichkeit

39.  weist darauf hin, dass die Aufbau- und Resilienzfazilitit und simtliche nationalen Aufbau- und Resilienzplane die
Verordnung iiber die Rechtsstaatlichkeit () uneingeschriankt achten sollten und dass die Mafnahmen im Rahmen dieser
Plane nicht gegen die in Artikel 2 EUV verankerten Werte der EU verstoflen diirfen; beharrt darauf, dass die Kommission
daher sicherstellen muss, dass Projekte oder Maffnahmen weder in der Bewertungsphase noch in der Durchfithrungsphase
gegen diese Werte verstofen, und fordert sie auf, geeignete MaRnahmen zur Uberpriifung zu ergreifen;

40.  betont, dass es fur den Erfolg der Aufbau- und Resilienzfazilitat und der nationalen Aufbau- und Resilienzplane einer
zuverldssigen Transparenz und Rechenschaftspflicht der Kommission, der Mitgliedstaaten und aller Durchfithrungspartner
bedarf; fordert die Kommission auf, die Mittel des Rechnungshofs, des Europaischen Amts fiir Betrugsbekdmpfung und der
Europiischen Staatsanwaltschaft aufzustocken, damit sie iiber ausreichende finanzielle und personelle Ressourcen verfiigen,
um diese EU-Ausgaben in einer Hohe sondergleichen zu priifen; fordert die Kommission auf, in diesem Jahr einen Entwurf
eines Berichtigungshaushaltsplans oder einen Antrag auf Mitteliibertragung vorzulegen, um auf die Deckung dieses
Haushaltsbedarfs hinzuarbeiten;

41.  weist erneut darauf hin, dass die Aufbau- und Resilienzfazilitit im Einklang mit dem Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfithrung, einschlielich der wirksamen Pravention und Verfolgung von Betrug, darunter
Steuerbetrug, Steuerhinterziehung, Korruption und Interessenkonflikte, umgesetzt werden sollte und auch eine
Doppelfinanzierung durch die Aufbau- und Resilienzfazilitit und durch andere Unionsprogramme — insbesondere im
Rahmen der Verwaltungsstrukturen, die im Zusammenhang mit den nationalen Planen stehen — verhindert werden sollte;

42.  fordert die Kommission auf, die von den Mitgliedstaaten vorgeschlagenen Modalititen zur Pravention, Aufdeckung
und Behebung von Korruption, Betrug und Interessenkonflikten bei der Verwendung der im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzfazilitit bereitgestellten Mittel griindlich zu bewerten und in diesem Zusammenhang besonders darauf zu achten,
dass die Aufbau- und Resilienzpline der Mitgliedstaaten alle notwendigen Reformen und die einschligigen Etappenziele und
Zielwerte, insbesondere im Zusammenhang mit den einschldgigen landerspezifischen Empfehlungen, soweit erforderlich,
umfassen; fordert die Kommission nachdriicklich auf, bei der Umsetzung der Fazilitdt sehr sorgfaltig die hinsichtlich der
finanziellen Interessen der EU bestehenden Risiken zu iiberwachen, die sich aus einem Verstof$ oder einem potenziellen
Verstof gegen die Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit ergeben, wobei die Vergabe offentlicher Auftrige eingehend und mit
besonderer Aufmerksamkeit zu priifen ist; erwartet, dass die Kommission keine Zahlungen im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzfazilitat tatigt, wenn die Etappenziele im Zusammenhang mit Mafnahmen zur Pravention, Aufdeckung und
Behebung von Korruption, Betrug und Interessenkonflikten bei der Verwendung der im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzfazilitit bereitgestellten Mittel nicht erreicht werden;

43, fordert die Kommission nachdriicklich auf, darauf zu bestehen, dass die Mitgliedstaaten Reform- und Investitions-
mafinahmen insbesondere in den Bereichen umsetzen, durch die die administrative und institutionelle Resilienz und die
Krisenvorsorge verbessert werden;

44,  fordert die Mitgliedstaaten auf, Daten iiber die Endempfinger und Begiinstigten sowie iiber die Ziele, den Umfang
und den Standort der durch die Aufbau- und Resilienzfazilitit finanzierten Projekte in einem standardisierten und
interoperablen elektronischen Format zu erheben und dabei das gemeinsame Instrument zur Datenauswertung zu
verwenden, das die Kommission zur Verfiigung stellen wird; fordert die Kommission dariiber hinaus auf, das gemeinsame
Instrument zur Datenauswertung moglichst bald fertigzustellen; weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten gemaf Artikel 22
Absatz 2 der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitdt verpflichtet sind, standardisierte Kategorien von Daten zu
erheben und den Zugang dazu sicherzustellen; weist die Kommission darauf hin, dass fur Priifungs- und Kontrollzwecke fiir
die Erfiillung dieser Verpflichtungen zu sorgen ist und vergleichbare Informationen iiber die Verwendung der Mittel im

(©) Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2020 iiber eine allgemeine
Konditionalitétsregelung zum Schutz des Haushalts der Union (ABL. L 433 I vom 22.12.2020, S. 1).
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Zusammenhang mit Mafnahmen zur Umsetzung von Reformen und Investitionsvorhaben im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzplane bereitzustellen sind; weist die Kommission ferner darauf hin, dass fiir Transparenz bei den Endbegiinstigten
gesorgt werden muss und angemessene Vorkehrungen getroffen werden miissen, um Doppelfinanzierungen zu vermeiden;

Bewertung der delegierten Rechtsakte durch das Parlament

45.  betont, dass die Entwiirfe delegierter Rechtsakte, die aufgrund der Verordnung iiber die Aufbau- und
Resilienzfazilitdt vorgelegt wurden, d. h. der delegierte Rechtsakt zum Aufbau- und Resilienzscoreboard und der delegierte
Rechtsakt zur Festlegung gemeinsamer Indikatoren fur die Berichterstattung tiber die Fortschritte der Fazilitdt und der
Methodik fiir die Berichterstattung iiber Sozialausgaben, nicht den Erwartungen des Parlaments entsprechen, sie aber den
einschldgigen Elementen des Dialogs iiber Aufbau und Resilienz umfassend Rechnung tragen miissen; fordert die
Kommission auf, im Hinblick auf den Zeitplan fiir die Annahme der aufgrund der Verordnung iiber die Aufbau- und
Resilienzfazilitit zu erlassenden delegierten Rechtsakte fiir vollstindige Transparenz zu sorgen;

46.  erachtet es als sehr wichtig, eine Methodik zur Erfassung sozialer Aspekte bei der Evaluierung der Aufbau- und
Resilienzpldne der Mitgliedstaaten zu vereinbaren, damit die in den Plinen vorgesehenen Mafinahmen tatsdchlich zu den in
der Verordnung tiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit festgelegten sozialpolitischen Zielen beitragen; ist der Ansicht, dass
die Methodik zur Erfassung sozialer Aspekte der Struktur der europdischen Siule sozialer Rechte folgen und den Beitrag
dazu analysieren muss;

47.  stellt fest, dass das Scoreboard und die gemeinsamen Indikatoren, die fiir die Evaluierung der Fortschritte bei der
Durchfithrung der Aufbau- und Resilienzpline der Mitgliedstaaten in allen sechs Sdulen im Hinblick auf die Verwirklichung
der allgemeinen und spezifischen Ziele erforderlich sind, effizient sein miissen; beharrt darauf, dass es sich bei dem
sozialpolitischen Scoreboard um das beste Evaluierungsverfahren handelt, um die Fortschritte bei der sozialen
Aufwirtskonvergenz zu verfolgen; fordert die Kommission auf, die sozialen Indikatoren aus dem sozialen Scoreboard
des Europdischen Semesters, insbesondere diejenigen, die sich auf menschenwiirdige Arbeit, soziale Gerechtigkeit und
Chancengleichheit, robuste Sozialsysteme und faire Mobilitit bezichen, in die gemeinsamen Indikatoren aufzunehmen, die
im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitat fiir die Berichterstattung tiber die sozialpolitischen Fortschritte und die
Uberwachung und Evaluierung der Pldne verwendet werden sollen, sowie in die Methodik zur Erfassung sozialer Aspekte,
auch fiir die Garantie fiir Kinder und die Jugendgarantie; betont, dass es die von der Kommission in dieser Angelegenheit
vorzulegenden delegierten Rechtsakte eingehend priifen wird, um festzustellen, ob die sozialpolitischen Indikatoren, das
Scoreboard und die Methodik zur Erfassung sozialer Aspekte den Zielen entsprechen, und um sich zu vergewissern, dass
keine Einwinde erhoben werden miissen;

Fazit

48.  fordert die Kommission auf, die vorgelegten Pline angemessen und im Einklang mit der Verordnung iiber die
Aufbau- und Resilienzfazilitit zu bewerten; ist zutiefst besorgt dariiber, dass mehrere Maffnahmen in den nationalen
Aufbau- und Resilienzplinen nicht den Anforderungen der zugrunde liegenden Verordnung iiber die Aufbau- und
Resilienzfazilitdt geniigen, und fordert die Kommission auf, daftir zu sorgen, dass alle Aspekte aller Pline in vollem Einklang
mit der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit stehen;

49.  weist die Kommission erneut auf seine Forderung hin, dass sie ihren Verpflichtungen aus der Verordnung tiber die
Aufbau- und Resilienzfazilitdt nachkommen muss, dem Parlament alle einschligigen Informationen iiber den Stand der
Durchfithrung der Verordnung zur Verfigung zu stellen sowie allen Aspekten, die im Zusammenhang mit den im Zuge des
Dialogs iiber Aufbau und Resilienz gedufSerten Standpunkten aufkommen, und den von den zustindigen Ausschiissen und
in den Entschliefungen des Plenums dargelegten Standpunkten Rechnung zu tragen; begriifit die verstirkten Bemiithungen
der Kommission, dem Parlament im Rahmen regelmifiger Treffen angemessene Informationen zur Verfiigung zu stellen;

50.  fordert die Kommission nachdriicklich auf, daftir Sorge zu tragen, dass die nationalen Aufbau- und Resilienzpline
Bestimmungen enthalten, mit denen sichergestellt wird, dass die Empfinger von Unionsmitteln die Herkunft der
Unionsmittel bekannt machen und fiir die Sichtbarkeit der Unionsforderung sorgen, gegebenenfalls auch durch Anbringen
des Emblems der Union und eines entsprechenden Finanzierungshinweises mit dem Wortlaut ,Finanziert von der
Europiischen Union — NextGenerationEU*;

51.  begrifft die schriftlichen Antworten der Kommission auf die Anfragen zur schriftlichen Beantwortung des
Parlaments sowie die maschinelle Ubersetzung der nationalen Pline, und erwartet Antworten auf alle kiinftigen
Informationsanfragen, etwa zur Matrix, die der Bewertung der nationalen Pline dient; bekraftigt seine Erwartung, dass
Informationen in einem klaren und vergleichbaren Format rechtzeitig bereitgestellt werden;

52.  erinnert den Rat daran, dass die ,einschlidgigen Ergebnisse der Diskussionen in den Vorbereitungsgremien des Rates
[...] dem zustindigen Ausschuss des Europdischen Parlaments mitzuteilen sind, und zwar vor allem in der Phase der
Annahme des Durchfithrungsbeschlusses;

53.  fordert die Kommission auf, wihrend des Dialogs iiber Aufbau und Resilienz weiterhin einen offenen, transparenten
und konstruktiven Ansatz zu verfolgen;
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54.  weist darauf hin, dass sich das Parlament 2020 fiir einen stirkeren Aufbauplan ausgesprochen hat, und fordert die
Kommission und den Rat auf, zu priifen, ob fiir die Bewiltigung der Krise zusitzliche Manahmen oder Mittel erforderlich

sind;

0o o

55.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat, dem Europiischen Rat und der Kommission zu
ibermitteln.
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P9 TA(2021)0289

Der Verstof8 gegen das Kinderrechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen und die
Benutzung von Minderjihrigen durch die marokkanischen Behorden wihrend der Migra-
tionskrise in Ceuta

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu dem Verstof} gegen das Kinderrechtsiiber-
einkommen der Vereinten Nationen und der Benutzung von Minderjihrigen durch die marokkanischen Beh6rden
wihrend der Migrationskrise in Ceuta (2021/2747(RSP))

(2022/C 67/11)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf seine fritheren Entschliefungen zu Marokko, insbesondere jene vom 16. Januar 2019 zu dem
Abkommen zwischen der EU und Marokko ('), sowie auf seine Entschliefung vom 26. November 2019 zu den Rechten
des Kindes anlésslich des 30. Jahrestags des Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes (),

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes vom 20. November 1989,
insbesondere auf den Grundsatz des Kindeswohls (Artikel 3 und 18),

— unter Hinweis auf die Allgemeinen Bemerkungen des Ausschusses der Vereinten Nationen fiir die Rechte des Kindes,
insbesondere die Bemerkung Nr. 14,

— unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Erklirung Marokkos vom 1. Juni 2021 zu dem Problem von unbegleiteten marokkanischen
Minderjahrigen, die sich unrechtmifig in bestimmten europdischen Landern aufhalten,

— unter Hinweis auf die beiden Erklirungen des marokkanischen Ministeriums fiir auswartige Angelegenheiten, die
Zusammenarbeit Afrikas und die im Ausland lebenden Marokkaner vom 31. Mai 2021 zu der Krise zwischen Spanien
und Marokko,

— unter Hinweis auf das Europa-Mittelmeerabkommen zur Griindung einer Assoziation zwischen den Europdischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Konigreich Marokko andererseits (*), das im Jahr 2000 in
Kraft getreten ist, sowie auf die Mobilititspartnerschaft von 2013,

— unter Hinweis auf die Presseerkldrung des Hohen Vertreters der Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik im Anschluss
an die Tagung des Rates (Auswirtige Angelegenheiten) vom 18. Mai 2021,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung der Kommission und des Hohen Vertreters der Union fiir Aufen- und
Sicherheitspolitik vom 9. Februar 2021 mit dem Titel ,Erneuerte Partnerschaft mit der siidlichen Nachbarschaft — Eine
neue Agenda fiir den Mittelmeerraum®, insbesondere auf Kapitel 4 zu Migration und Mobilitdt (JOIN(2021)0002),

— unter Hinweis auf das Abkommen zwischen dem Konigreich Spanien und dem Konigreich Marokko iiber die
Zusammenarbeit zur Verhinderung der illegalen Auswanderung unbegleiteter Minderjahriger, ihren Schutz und ihre
abgestimmte Riickkehr, das am 6. Mdrz 2007 in Rabat unterzeichnet wurde und am 2. Oktober 2012 in Kraft getreten
ist,

— unter Hinweis auf die Erklarung der Internationalen Organisation fiir Migration vom 27. Mdrz 2021 zu dem jiingsten
Zustrom von Migranten in Ceuta (Spanien),

— gestiitzt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

() ABL C 411 vom 27.11.2020, S. 292.
?) Angenommene Texte, P9_TA(2019)0066.
() ABL L 70 vom 18.3.2000, S. 2.
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A. in der Erwigung, dass die Rechtsgrundlage der Beziehungen zwischen der Europaischen Union und dem Konigreich
Marokko das Assoziationsabkommen aus dem Jahr 2000 ist; in der Erwagung, dass Marokko als enger Nachbar ein
privilegierter Partner der EU im Bereich der politischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit sowie der
handelspolitischen, technischen und entwicklungspolitischen Zusammenarbeit ist, was sich auch in den einschligigen
Instrumenten — darunter die Jahresaktionsprogramme, der Nothilfe-Treuhandfonds der EU fiir Afrika, das Europaische
Nachbarschaftsinstrument und das Programm ,Europa in der Welt“ — sowie an der Beteiligung Marokkos an Erasmus+
und dem 2008 im Rahmen der europiischen Nachbarschaftspolitik gewahrten ,fortgeschrittenen Status” zeigt; in der
Erwigung, dass Marokko im Rahmen der europdischen Nachbarschaftspolitik der drittgrofSte Empfianger von EU-Mitteln
ist;

B. in der Erwigung, dass es durch die aktuelle Krise zu diplomatischen Spannungen zwischen Marokko einerseits und
Spanien und der EU andererseits in bislang unbekanntem Ausmafl gekommen ist; in der Erwidgung, dass unabhingig
davon, welcher Zweck mit der in Ceuta entstandenen Situation verfolgt wird, dieser nicht zu rechtfertigende Vorfall
nicht mit der langjdhrigen Zusammenarbeit und den auf Vertrauen basierenden Beziehungen zwischen beiden Seiten,
insbesondere im Bereich der Migration, im Einklang steht; in der Erwigung, dass die Beziehungen geschiitzt werden
miissen, dass sie mittels gutnachbarlicher Beziehungen in der Art und Weise, wie sie vor der Krise gepflegt wurden,
wiederhergestellt werden miissen und dass sie dazu beitragen sollten, die fiir beide Seiten nutzbringende Beziehung zu
fordern, indem die neue, kiirzlich vorgelegte Agenda fur den Mittelmeerraum im Kontext einer erneuerten Partnerschaft
mit der siidlichen Nachbarschaft, in deren Rahmen Marokko aufgefordert ist, seine Partnerschaft mit der EU in
verschiedenen Bereichen zu vertiefen, umgesetzt wird;

C. in der Erwigung, dass es ab dem 17. Mai 2021 zu einem beispiellosen Anstieg der Ubertritte in das spanische
Hoheitsgebiet gekommen ist und sich etwa 9 000 Menschen schwimmend oder zu Fuf§ in die autonome spanische Stadt
Ceuta begeben haben, nachdem die marokkanische Polizei die Grenzkontrollen voriibergehend gelockert, die Tore ihres
Grenzzauns gedffnet und keine Manahmen ergriffen hat, um die illegalen Ubertritte zu beenden; in der Erwigung, dass
durch die von den spanischen Sicherheits- und Streitkréften, nichtstaatlichen Organisationen und den Biirgern Ceutas
geleistete humanitdre Hilfe eine wahre Tragodie verhindert wurde; in der Erwdgung, dass die meisten der Migranten, die
die Grenze illegal tibertreten haben, marokkanischer Staatsangehorigkeit sind; in der Erwidgung, dass wohl kaum davon
ausgegangen werden kann, dass ein Zustrom von Menschen in diesem Ausmafl spontan entsteht; in der Erwagung, dass
es sich bei mindestens 1 200 der Migranten um unbegleitete Minderjahrige und bei vielen um ganze Familien handelte;
in der Erwidgung, dass einige der Kinder vor dem Vorfall in der Schule waren und daher zum Zeitpunkt des
Grenziibertritts keine Ausweispapiere bei sich hatten;

D. in der Erwigung, dass die marokkanischen Behorden am 1. Juni 2021 entschieden, die Wiedereinreise aller
unbegleiteten marokkanischen Kinder mit Ausweispapieren, die sich irreguldr in der Europdischen Union authalten, zu
erleichtern; in der Erwdgung, dass nach Angaben der Internationalen Organisation fiir Migration viele von ihnen mithilfe
der Familienzusammenfihrung und der Unterstiitzung bei der Suche bereits zuriickgefithrt wurden; in der Erwigung,
dass die spanischen Behorden in Ceuta mit dem Ziel, Kinder und unbegleitete Minderjahrige wieder mit ihren Familien
zusammenzufiithren, eine Hotline eingerichtet haben; in der Erwidgung, dass sich viele der Kinder jedoch nach wie vor in
spanischen Einrichtungen befinden, etwa in der Lagerhalle in Tarajal und den Aufnahmeeinrichtungen fiir Migranten in
Pinier und Santa Amelia, die der autonomen Stadt Ceuta unterstehen und wo die Identitdt, die personlichen Umstinde
und die Schutzbediirftigkeit der Kinder sowie die jeweilige Gefahr der Verfolgung und eines irreparablen Schadens
gepriift werden; in der Erwidgung, dass Familien verzweifelt auf der Suche nach ihren vermissten Kindern sind; in der
Erwidgung, dass dies neue Risiken fiir die korperliche, geistige, sittliche, seelische und soziale Entwicklung der Kinder, die
in der Erklirung der Vereinten Nationen der Rechte des Kindes verankert ist, bergen konnte;

E. in der Erwidgung, dass den meisten der Kinder falschlicherweise zu verstehen gegeben wurde, dass Starfuffballspieler in
der Stadt Ceuta bei einem Spiel mit freiem Eintritt spielen wiirden und sie sich auf einem Schulausflug befinden;

F. in der Erwidgung, dass bei allen Handlungen und Entscheidungen, die unbegleitete Minderjdhrige und ihr korperliches
und psychisches Wohlergehen betreffen, das Wohl des Kindes der vorrangige Gesichtspunkt sein muss; in der Erwédgung,
dass es im Einklang mit dem Volkerrecht daher erforderlich ist, diese Kinder — mit der Anerkennung und Unterstiitzung
durch alle betroffenen Behorden — anzuerkennen und mithilfe einer angemessenen und verstirkten Zusammenarbeit
die Eltern oder nahen Familienangehorigen der Kinder zu finden und die Kinder sicher zu ihren Familien
zuriickzubringen, da sie nicht die Absicht hatten, ihre Familien zu verlassen; in der Erwagung, dass die Kommission im
Rahmen der EU-Kinderrechtsstrategie empfohlen hat, dass die Mitgliedstaaten ihre Vormundschaftssysteme fiir
unbegleitete Minderjdhrige stirken, und zwar insbesondere durch die Beteiligung an den Tétigkeiten des Europdischen
Vormundschaftsnetzes; in der Erwigung, dass die Aufnahmelinder gemdR dem Ubereinkommen der Vereinten
Nationen iiber die Rechte des Kindes alle Rechte von minderjahrigen Migranten, auch im Zusammenhang mit
Grenzkontrollen und Riickfihrung, garantieren miissen;

G. in der Erwidgung, dass die Krise durch Marokko ausgelost wurde, und zwar aufgrund einer politischen und
diplomatischen Krise, nachdem der Anfiihrer der Polisario-Front, Brahim Ghali, aufgrund seines Gesundheitszustands
im Zusammenhang mit einer Infektion mit SARS-CoV-2 aus humanitiren Griinden in ein spanisches Krankenhaus
aufgenommen worden war; in der Erwigung, dass der Anfiihrer der Polisario-Front am 2. Juni 2021 in Algerien
angekommen ist;
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H. in der Erwdgung, dass in der offiziellen Erklirung Marokkos vom 31. Mai 2021 hervorgehoben wurde, dass die
bilaterale Krise nicht mit dem Migrationsproblem im Zusammenhang stehe; in der Erwdgung, dass der marokkanische
Aufenminister zunichst einrdumte, dass der Grund fiir die Krise im Zusammenhang mit dem massenhaften Zustrom
von Tausenden von Menschen, darunter auch Kinder, sei, dass Spanien den Anfiihrer der Polisario-Front aufgenommen
hatte; in der Erwigung, dass die marokkanischen Behorden zu einem spiteren Zeitpunkt in einer weiteren offiziellen
Erklirung einrdumten, dass der wahre Grund die angeblich zwiespiltige Haltung Spaniens gegeniiber der Westsahara sei;

I. in der Erwdgung, dass die Staats- und Regierungschefs der EU bei der Sondertagung des Europdischen Rates vom 24.
und 25. Mai 2021 Spanien erneut ihre volle Unterstiitzung zusicherten und betonten, dass die spanischen Grenzen auch
Aufengrenzen der EU sind; in der Erwigung, dass die Lage in Ceuta auch bei der Tagung des Rates (Auswirtige
Angelegenheiten) vom 18. Mai 2021 erortert wurde und dass im Anschluss daran der Hohe Vertreter der Union fiir
AufSen- und Sicherheitspolitik Spanien im Namen der EU volle Solidaritit und Unterstiitzung zusagte; in der Erwigung,
dass das Volkerrecht, der Grundsatz der Souverinitit, die territoriale Integritit und die Unverletzlichkeit der
Staatsgrenzen geachtet werden miissen;

J. in der Erwigung, dass der Rat der Kommission im Jahr 2000 ein Verhandlungsmandat fir den Abschluss eines
Riickiibernahmeabkommens mit Marokko erteilte; in der Erwagung, dass bisher kein derartiges Abkommen fertiggestellt
und angenommen wurde;

K. in der Erwigung, dass die marokkanischen Behorden die Riickkehr von fast 13 000 Saisonarbeitnehmern, die im Siiden
Spaniens festsitzen und in den kommenden Wochen zuriickkehren sollen, ermoglichen sollten;

1.  beanstandet, dass Marokko Grenzkontrollen und die Migration und dabei vor allem unbegleitete Minderjihrige als
politisches Druckmittel gegen einen Mitgliedstaat der EU einsetzt; bedauert insbesondere, dass Kinder, unbegleitete
Minderjahrige und Familien an den massenhaften Grenziibertritten von Marokko zur spanischen Stadt Ceuta beteiligt sind,
wodurch eindeutig ihr Leben und ihre Sicherheit gefihrdet werden; bedauert die Verschirfung der politischen und
diplomatischen Krise, durch die weder die strategischen, multidimensionalen und privilegierten Nachbarschaftsbeziehungen
zwischen dem Konigreich Marokko und der Europdischen Union und ihren Mitgliedstaaten noch die seit langem bestehende
vertrauensvolle Zusammenarbeit in den Bereichen Terrorismusbekdmpfung, Menschen- und Drogenhandel, Migration und
Handelspolitik gefahrdet werden diirfen; ist der Ansicht, dass bilaterale Meinungsverschiedenheiten zwischen engen
Partnern im Rahmen eines diplomatischen Dialogs beigelegt werden sollten; fordert, dass die aktuellen Spannungen
abgebaut werden und wieder eine konstruktive und zuverldssige Partnerschaft zwischen der EU und Marokko angestrebt
wird; sagt erneut seine Unterstiitzung fir weitere Fortschritte in diesen Beziehungen zu, die auf gegenseitigem Vertrauen
und gegenseitigem Respekt beruhen; fordert Marokko in diesem Zusammenhang nachdriicklich auf, sein langjihriges
Engagement fur eine verstirkte Zusammenarbeit im Bereich Grenzmanagement und Migration im Geiste der
Zusammenarbeit und des Dialogs einzuhalten; betont, wie wichtig es ist, die Partnerschaft zwischen der EU und Marokko
zu stirken, bei der die Bediirfnisse beider Partner ausgewogen und gleichberechtigt beriicksichtigt werden sollten;

2. begriflt den Beschluss der marokkanischen Behorden vom 1. Juni 2021, die Wiedereinreise aller erfassten
unbegleiteten Minderjahrigen, die sich irreguldr im Hoheitsgebiet der Europiischen Union aufhalten, zu erleichtern; fordert
Spanien und Marokko auf, eng zusammenzuarbeiten, damit Kinder im Interesse des Kindeswohls und im Einklang mit
nationalen Rechtsvorschriften und dem Volkerrecht, insbesondere dem Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die
Rechte des Kindes, das Marokko 1990 unterzeichnet und zweimal (im Juni und Juli 1993) ratifiziert hat, sowie den
entsprechenden Abkommen zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten und Marokko, vor allem dem Abkommen zwischen
dem Konigreich Spanien und dem Kénigreich Marokko tiber die Zusammenarbeit zur Verhinderung der illegalen Migration
unbegleiteter Minderjahriger, ihren Schutz und ihre abgestimmte Riickkehr, repatriiert und wieder mit ihren Familien
zusammengefithrt werden konnen; weist darauf hin, dass der Grundsatz der Einheit der Familie und das Recht auf
Familienzusammenfithrung stets gewahrt werden sollten; betont, dass eine enge Zusammenarbeit bei der Bewiltigung der
Herausforderungen im Bereich Migration im beiderseitigen Interesse der EU und Marokkos liegt; fordert das Konigreich
Marokko auf, seinen Zusagen tatsichlich nachzukommen, da es von entscheidender Bedeutung ist, fiir die sichere Riickkehr
von Kindern zu ihren Familien zu sorgen und gleichzeitig ihre Rechte gemiff dem Volkerrecht zu wahren;

3. weist darauf hin, dass Ceuta eine Auflengrenze der EU ist, deren Schutz und Sicherheit die gesamte Europiische Union
betrifft; begriifit, dass die Europdische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache der spanischen Regierung umgehend
angeboten hat, Mittel zur Verfugung zu stellen, um ihr bei der Bewiltigung der Herausforderungen im Bereich Migration zu
helfen, die sich aufgrund dieser Krise ergeben haben; fordert die Kommission auf, Soforthilfe zur Bewaltigung der Lage in
Ceuta bereitzustellen und dazu unter anderem zusitzliche Aufnahmekapazititen fiir unbegleitete Minderjdhrige zu
finanzieren;

4. bekundet seine uneingeschrankte Solidaritit mit den Biirgern Ceutas und wiirdigt die effiziente und professionelle
Reaktion der spanischen Sicherheitsbehorden und der spanischen Armee in der autonomen Stadt sowie der nichtstaatlichen
Organisationen und der Biirger Ceutas bei der Bewiltigung der Krise und der Rettung vieler Menschenleben; begriifSt den
Schutz unbegleiteter Minderjahriger durch die spanischen Behorden im Einklang mit dem EU-Recht und dem
Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes;
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5. bekriftigt den konsolidierten Standpunkt der EU zur Westsahara, der auf der uneingeschrinkten Achtung des
Volkerrechts im Einklang mit den Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und dem von den Vereinten
Nationen geleiteten politischen Prozess zur Erreichung einer gerechten, dauerhaften, friedlichen und fiir beide Seiten
annehmbaren Verhandlungslosung durch beide Parteien beruht;

6.  betont erneut, dass die Unverletzlichkeit der nationalen Grenzen der EU-Mitgliedstaaten und die uneingeschrankte
und nicht verhandelbare Achtung der territorialen Integritit der EU-Mitgliedstaaten grundlegende Prinzipien des
Volkerrechts und Grundsitze der europdischen Solidaritit sind; weist darauf hin, dass nicht toleriert werden kann, dass die
territoriale Souveranitit der Mitgliedstaaten untergraben wird;

7. fordert die Kommission und das Konigreich Marokko nachdriicklich auf, zusammenzuarbeiten und moglichst bald
formell ein Riickilbernahmeabkommen zwischen der EU und Marokko mit den erforderlichen rechtlichen Garantien
abzuschliefen; ist davon tiberzeugt, dass die kiinftige Zusammenarbeit der EU mit den Lindern des siidlichen
Mittelmeerraums auf dem langfristigen Ziel beruhen sollte, die Ursachen der irreguliren Migration zu bekdmpfen, indem
die wirtschaftliche Entwicklung, Investitionen und die Schaffung neuer Beschiftigungsmoglichkeiten sowie eine
hochwertige Bildung fur alle Kinder in der Region gefordert werden;

8.  beauftragt seinen Prasidenten, diese EntschlieSung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprasidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fiir Aufen- und Sicherheitspolitik, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten
sowie der Regierung und dem Parlament Marokkos zu tibermitteln.
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P9 TA(2021)0290
Lage in Sri Lanka, insbesondere die Festnahmen nach dem Gesetz zur Terrorismusverhiitung

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zur Lage in Sri Lanka, insbesondere den
Festnahmen nach dem Gesetz zur Terrorismusverhiitung (2021/2748(RSP))

(2022/C 67/12)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf seine vorangegangenen Entschliefungen zu Sri Lanka,

— unter Hinweis auf den Bericht des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte vom
9. Februar 2021 mit dem Titel ,Promoting reconciliation, accountability and human rights in Sri Lanka“ (Forderung von
Aussohnung, Rechenschaftspflicht und Menschenrechten in Sri Lanka),

— unter Hinweis auf die Resolution des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen vom 23. Marz 2021 zur Forderung
von Aussohnung, Rechenschaftspflicht und Menschenrechten in Sri Lanka,

— unter Hinweis auf die Rechtsvorschrift Nr. 01 des Jahres 2021, die am 12. Mérz 2021 gemaf$ dem sri-lankischen Gesetz
zur Terrorismusverhiitung veroffentlicht wurde,

— unter Hinweis auf den Bericht des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen iiber die Forderung und den Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekimpfung des Terrorismus vom 14. Dezember 2018 mit dem Titel
,Visit to Sri Lanka“ (Reise nach Sri Lanka),

— unter Hinweis auf die Erklarung der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte, Michelle Bachelet,
vom 24. Februar 2021 zu Sri Lanka,

— unter Hinweis auf den Abschlussbericht von Januar 2020 der EU-Wahlbeobachtungsmission zur Prasidentschaftswahl
in Sri-Lanka vom 16. November 2019,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte von 1948,
— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte von 1966,

— unter Hinweis auf das Allgemeine Priferenzsystem Plus der EU (APS+), die Sonderregelung, zu deren Begiinstigten Sri
Lanka zahlt,

— gestiitzt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass in Sri Lanka ein jahrzehntelanger Biirgerkrieg wiitete, der 2009 beendet wurde und in dessen
Verlauf von beiden Seiten schwere Menschenrechtsverletzungen begangen wurden;

B. in der Erwigung, dass die Menschenrechtslage in Sri Lanka immer schlechter wird und die neue Regierung die wenigen
Fortschritte, die unter fritheren Regierungen erzielt wurden, schnell wieder riickgdngig macht; in der Erwigung, dass der
Handlungsspielraum fiir die Zivilgesellschaft und unabhidngige Medien in Sri Lanka rasch schrumpft;

C. in der Erwidgung, dass das umstrittene Gesetz zur Terrorismusverhiitung in Sri Lanka seit 1979 in Kraft ist und dass der
Polizei in seinem Rahmen umfassende Befugnisse iibertragen werden, verdichtige Zivilpersonen zu durchsuchen,
festzunehmen und zu inhaftieren; in der Erwigung, dass die weitreichenden Befugnisse, die mit dem Gesetz zur
Terrorismusverhiitung gewihrt werden, zu tibereinstimmenden und begriindeten Vorwiirfen fithrten, wonach es zu
Folter und sexuellem Missbrauch, Zwangsgestindnissen und systematischer Verweigerung eines ordnungsgemifSen
Gerichtsverfahrens gekommen sein soll;

D. in der Erwdgung, dass die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte in ihrem jingsten Bericht
tiber Sri Lanka erneut forderte, ein Moratorium fiir die Nutzung des Gesetzes zur Terrorismusverhiitung fiir neue
Festnahmen zu verhidngen, bis es durch Rechtsvorschriften ersetzt wird, die den internationalen bewihrten Verfahren
entsprechen;
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E. in der Erwigung, dass die sri-lankische Regierung am 9. Midrz 2021 die Rechtsvorschrift Nr. 01 des Jahres 2021
verabschiedet hat, wonach das Gesetz zur Terrorismusverhiitung ausgeweitet und u. a. eine zweijihrige Inhaftierung
ohne Gerichtsverfahren wegen Forderung ,religioser, rassenbezogener oder gemeinschaftlicher Unruhen® ermoglicht
wird;

F. in der Erwdgung, dass das Gesetz zur Terrorismusverhiitung systematisch fiir willkiirliche Festnahmen und die
Inhaftierung von Muslimen und Minderheitengruppen in Sri Lanka herangezogen wurde, in deren Rahmen auch Ahnaf
Jazeem, ein 26-jahriger muslimischer Lehrer und Dichter, und Hejaaz Hizbullah, ein bekannter Anwalt fiir
Minderheitenrechte und Rechtsstaatlichkeit, festgenommen wurden;

G. in der Erwégung, dass Sri Lanka am 19. Mai 2017 wieder Zugang zu grofziigigen Zollpriferenzen im Rahmen des APS
+ erhielt, und zwar unter der Bedingung, dass es sein Gesetz zur Terrorismusverhiitung ersetzt und 27 internationale
Ubereinkommen, etwa die Menschenrechtskonvention, wirksam umsetzt; in der Erwdgung, dass die Europiische Union
mehrfach Besorgnis iiber das Gesetz zur Terrorismusverhiitung gedufert und festgestellt hat, dass Sri Lanka das Gesetz
trotz entsprechender Zusagen nicht aufgehoben hat;

H. in der Erwigung, dass das sri-lankische Parlament am 20. Oktober 2020 den 20. Verfassungszusatz gebilligt hat, womit
die exekutive Prasidentschaft gestirkt wurde;

. in der Erwigung, dass knapp zwolf Jahre nach dem Kriegsende nationale Initiativen fiir Rechenschaftspflicht und
Aussohnung wiederholt keine Ergebnisse erzielen konnten, was die Straflosigkeit ebenso verschdrft hat wie das
Misstrauen der Opfer in das System;

J. in der Erwidgung, dass es eindeutige Anzeichen fiir eine immer schnellere Militarisierung ziviler Regierungsfunktionen in
Sri Lanka gibt; in der Erwédgung, dass seit 2020 mindestens 28 wichtige Verwaltungsposten mit aktiven oder ehemaligen
Angehorigen des Militirs und des Nachrichtendienstes besetzt wurden; in der Erwigung, dass zu diesen Personen
mindestens zwei hochrangige Militdrs zdhlen, die in den Berichten der Vereinten Nationen im Zusammenhang mit
mutmaflichen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit in den letzten Kriegsjahren erwihnt werden;
in der Erwigung, dass viele Verdichtige in Polizeigewahrsam und Hiftlinge in sri-lankischen Gefingnissen getotet
wurden; in der Erwagung, dass unter den aktuellsten Fillen auch Todesfille im Polizeigewahrsam im Mai 2021 sind; in
der Erwdgung, dass elf Insassen des Gefingnisses von Mahara getotet und weitere 117 verletzt wurden, als im
November 2020 Wirter das Feuer eroffneten, um einen Aufstand wegen der COVID-19-Bedingungen unter Kontrolle zu
bringen;

K. in der Erwigung, dass die staatlichen Stellen Sri Lankas im Jahr 2019 in mehreren Fillen von Straftaten im
Zusammenhang mit Drogen die Todesstrafe verhingten, obwohl in Sri Lanka seit 1976 ein Moratorium fiir die
Anwendung der Todesstrafe in Kraft ist;

1. ist zutiefst besorgt iiber die alarmierende Riickentwicklung Sri Lankas hin zu schweren Menschenrechtsverletzungen,
wie im jiingsten Bericht der Vereinten Nationen iiber das Land beschrieben wurde, in dem als frithe Warnsignale u. a. die
immer schnellere Militarisierung ziviler Regierungsfunktionen, die Umkehr wichtiger verfassungsrechtlicher Garantien,
Behinderung der Rechenschaftspflicht von politischer Seite, ausschlieSende Rhetorik, Einschiichterung der Zivilgesellschaft
und die Nutzung von Rechtsvorschriften zur Bekimpfung von Terrorismus aufgefithrt sind;

2. spricht sich erneut mit Nachdruck gegen die anhaltende Anwendung des geltenden Gesetzes zur Terrorismusver-
hiitung aus; fordert die staatlichen Stellen Sri Lankas auf, ihr Versprechen einzuhalten, das Gesetz zu tiberarbeiten und
aufzuheben und es durch Rechtsvorschriften zur Bekdmpfung von Terrorismus zu ersetzen, die den internationalen
bewahrten Verfahren entsprechen; fordert ferner die umgehende Aufhebung der Deradikalisierungsbestimmungen;

3. weist darauf hin, dass in der Rechtsvorschrift Nr. 01 des Jahres 2021 keine Verfahrensgarantien fuir Personen, die ihrer
Freiheit beraubt wurden, vorgesehen sind, wie in Artikel 9 des Internationalen Pakts iiber biirgerliche und politische Rechte
festgelegt ist, und dass sie gegen die verfassungsrechtlichen Garantien Sri Lankas nach Artikel 13 der sri-lankischen
Verfassung verstofit; weist erneut darauf hin, dass in Deradikalisierungs-, Rehabilitations- und Reintegrationszentren, die
dhnlichen Rechtsvorschriften unterliegen, in der Vergangenheit zahlreiche schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen
wie Folter und andere Formen der Misshandlung, einschlieflich sexueller und geschlechtsbezogener Gewalt, begangen
wurden;

4. ist zutiefst besorgt iiber die willkiirlichen Festnahmen und Inhaftierungen gemafs dem Gesetz zur Terrorismusver-
hiitung ohne ordnungsgemifes Gerichtsverfahren und ohne Zugang zu Justiz, u. a. im Fall von zivilgesellschaftlichen
Aktivisten, Anwilten, Schriftstellern und Dichtern wie Hejaaz Hizbullah und Ahnaf Jazeem; stellt mit Besorgnis fest, dass
Shani Abeysekara, der ehemalige Direktor der Kriminalpolizei, inhaftiert wurde; fordert die Regierung Sri Lankas mit
Nachdruck auf, diesen Haftlingen umgehend ein faires Verfahren auf der Grundlage stichhaltiger Anklagepunkte
zuteilwerden zu lassen und sie bedingungslos freizulassen, falls keine derartigen Anklagepunkte vorliegen;

5. bedauert die anhaltende Diskriminierung religioser und ethnischer Minderheiten und Gemeinschaften in Sri Lanka,
darunter Muslime, Hindus, Tamilen und Christen, sowie die gegen sie gerichtete Gewalt; fordert die Regierung Sri Lankas
auf, Hetze und Aufstachelung zur Gewalt gegen religiose und ethnische Gruppen in dem Land und die Diskriminierung
dieser Gruppen unmissverstindlich zu verurteilen und diejenigen zur Rechenschaft zu ziehen, die solche Spaltungen
befeuern, auch innerhalb der Regierung und des Militirs;
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6. nimmt die Verabschiedung des 20. Verfassungszusatzes zur Kenntnis und dufSert ernste Besorgnis angesichts der
Beeintrichtigung der Unabhdngigkeit der Justiz, der Verringerung der parlamentarischen Kontrolle und der iiberméfigen
Machtfillle des Prasidenten, die sich daraus ergeben;

7. nimmt besorgt den jiingsten Vorschlag der Regierung Sri Lankas zur Kenntnis, ein neues Gesetz iiber Desinformation
zu erlassen, obwohl zivilgesellschaftliche Organisationen Bedenken dahingehend gedufSert haben, dass ein derartiges Gesetz
die Meinungsfreiheit bedrohen konnte; fordert Online-Plattformen nachdriicklich auf, proaktiv titig zu werden, um die
Verbreitung von Hetze und Desinformation im Internet in singhalesischer und tamilischer Sprache einzuddmmen;

8. st besorgt dariiber, dass einige Bestimmungen im Strafgesetzbuch Sri Lankas, insbesondere die Artikel 365, 365A
und 399, so ausgelegt werden, dass Personen mit anderer sexueller Ausrichtung und Geschlechtsidentitit kriminalisiert
werden;

9.  fordert die Kommission auf, ihre Finanzierung fiir das Projekt des Biiros der Vereinten Nationen fiir Drogen- und
Verbrechensbekimpfung und von Interpol mit der Bezeichnung ,Support to Sri Lanka on Counter-Terrorism*
(Unterstiitzung fur Sri Lanka bei der Terrorismusbekdmpfung) dringend auf den Priifstand zu stellen, da die
Terrorismusbekdmpfung in Sri Lanka in bestimmten Fillen als Vorwand genutzt wird, um Mitglieder ethnischer und
religioser Gruppen und der Zivilgesellschaft, auch Menschenrechtsaktivisten, zu verfolgen; fordert die EU-Delegation in Sri
Lanka und die Vertretungen der Mitgliedstaaten auf, die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschenrechtsverteidiger,
Umweltschiitzer und Journalisten, starker zu unterstiitzen;

10.  betont, dass es von entscheidender Bedeutung ist, dafiir zu sorgen, dass der nationale Aussohnungsprozess die
notwendige Aufmerksamkeit erhdlt und zu konkreten Mafnahmen fihrt, was auch die Rechenschaftspflicht fir Fille
gewaltsam verursachten Verschwindens und fiir vergangene Verbrechen umfasst; bedauert, dass Sri Lanka die Zusagen, die
es im Zusammenhang mit seiner Unterstiitzung der Resolution vom 14. Oktober 2015 zur Forderung von Versohnung,
Rechenschaftspflicht und Menschenrechten in Sri Lanka dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen gegeniiber
eingegangen ist, zuriickgezogen hat, und fordert das Land auf, seine Zusammenarbeit mit dem Menschenrechtsrat wieder
aufzunehmen, die entscheidend dazu beitrigt, die Beziehungen zur internationalen Gemeinschaft wiederherzustellen und
einen Prozess der nationalen Aussohnung zwischen den verschiedenen Gemeinschaften der Singhalesen, Tamilen, Muslime,
Hindus und Christen zu schaffen;

11.  fordert die Regierung Sri Lankas auf, jedweder Behinderung der Untersuchung und moglichen strafrechtlichen
Verfolgung von Mitgliedern der Sicherheitskrifte, denen schwere Menschenrechtsverletzungen zur Last gelegt werden,
vorzubeugen; beharrt darauf, dass die mutmaflichen schweren Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen, die
wihrend des Biirgerkriegs von hochrangigen Personlichkeiten aller Kriegsparteien begangen wurden, untersucht werden
miissen; fordert die Regierung Sri Lankas auf, die Praxis einzustellen, amtierende und ehemalige militirische Befehlshaber,
die an schwerwiegenden Verstofen beteiligt waren, in hochrangige Regierungsimter zu berufen;

12.  fordert, dass die Bombenanschlidge vom Ostersonntag 2019 in Ubereinstimmung mit internationalen Rechtsnormen
grindlich, unparteiisch und vollstindig untersucht werden; fordert dariiber hinaus, dass diejenigen, deren Schuld
nachgewiesen wird, unverziiglich vor Gericht gestellt werden und dass diejenigen, deren Schuld nicht hinreichend belegt
werden kann, freigelassen werden;

13.  weist darauf hin, dass die Exporteure in dem Land im Rahmen des APS+ Anreize in Form eines besseren Zugangs
zum EU-Markt erhalten und dafiir im Gegenzug weitere Fortschritte bei der vollstindigen Umsetzung der entsprechenden
Ubereinkommen vorweisen miissen; weist darauf hin, dass eine der wichtigsten Zusagen Sri Lankas darin bestand, seine
Rechtsvorschriften zur Terrorismusbekdmpfung vollstindig an die internationalen Menschenrechtsiibereinkommen
anzugleichen, um in den Genuss giinstigerer Handelsbeziehungen im Rahmen des APS+ zu gelangen; verweist auf die
Folgen, die in der APS-Verordnung (") fiir den Fall vorgeschen sind, dass dauerhaft versiumt wird, die notwendigen
Menschenrechtsreformen zu verabschieden und umzusetzen, missbrauchliche Rechtsvorschriften aufzuheben und den
herrschenden Trend zunehmender Verst6fe umzukehren;

14.  betont, dass mit dem Sri Lanka bereitgestellten APS+ ein bedeutender Beitrag zur Wirtschaft des Landes geleistet
wurde, dessen Ausfuhren in die EU auf einen Wert von 2,3 Mrd. EUR gestiegen sind, wodurch die EU zum zweitgrofSten
Exportmarkt Sri Lankas geworden ist; hebt hervor, dass derzeit iiberwacht wird, ob Sri Lanka die Anforderungen fiir die
Gewihrung des APS+-Status erfillt, und betont, dass die im Rahmen des APS+ gewihrten Handelspriferenzen nicht
automatisch verlingert werden; fordert die Kommission und den Europdischen Auswirtigen Dienst (EAD) auf, bei der
Bewertung der Frage, ob Sri Lanka die Anforderungen fiir die Gewdhrung des APS+-Status erfiillt, den aktuellen Ereignissen
gebithrend Rechnung zu tragen; fordert die Kommission und den EAD ferner auf, das APS+ als Faustpfand zu nutzen, um
auf Fortschritte bei den Menschenrechtsverpflichtungen Sri Lankas zu dringen und die Authebung oder Ersetzung des
Gesetzes zur Terrorismusverhiitung zu fordern, sorgfiltig zu priifen, ob es hinreichende Griinde dafiir gibt, als letztes Mittel
ein Verfahren fiir eine voriibergehende Riicknahme des APS+-Status Sri Lankas und der damit verbundenen Vorteile
einzuleiten, und dem Parlament so bald wie moglich dariiber Bericht zu erstatten;

(") Verordnung (EU) Nr. 978/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber ein Schema allgemeiner
Zollpriferenzen, ABL. L 303 vom 31.10.2012, S. 1.
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15.  verweist besorgt auf die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die sich verschlechternde Lage der
Arbeitnehmerrechte in dem Land; fordert Sri Lanka nachdriicklich auf, uneingeschrinkt mit der Internationalen
Arbeitsorganisation (IAO) zusammenzuarbeiten, um die Arbeitnehmerrechte von Fabrikarbeiterinnen und -arbeitern zu
stirken, auch im Hinblick auf die Gesundheits- und Sicherheitsbedingungen fiir Beschiftigte in der Bekleidungsbranche in
Sonderhandelszonen; fordert die Regierung Sri Lankas auf, die nationale Strategie zur Beseitigung von Kinderarbeit wirksam
umzusetzen und zu stirken; fordert die staatlichen Stellen Sri Lankas auf, das von der Investitionsférderungsagentur Board
of Investment of Sri Lanka herausgegebene Handbuch fiir Arbeitsnormen und Beschaftigungsverhaltnisse anzupassen, um
es mit den internationalen Normen, insbesondere den IAO-Ubereinkommen Nr. 87 und Nr. 98, in Einklang zu bringen;

16.  bekriftigt, dass die EU die Todesstrafe in allen Fillen und ausnahmslos vehement ablehnt; begriilt das anhaltende
Moratorium Sri Lankas fiir die Todesstrafe; fordert die Regierung nachdriicklich auf, die Anwendung der Todesstrafe in dem
Land abzuschaffen;

17.  begrifit die bisherige Unterstiitzung der EU fiir die Aussohnungsbemiihungen und unterstreicht die Bereitschaft der
EU, Sri Lanka in diesem Bereich zu unterstiitzen;

18.  dufert Besorgnis iiber die wachsende Bedeutung und zunehmende Einmischung Chinas in Sri Lanka;

19.  beauftragt seinen Prasidenten, diese EntschlieSung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprisidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik, dem EU-Sonderbeauftragten fiir Menschenrechte, dem
Generalsekretdr der Vereinten Nationen, dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen sowie der Regierung und dem
Parlament Sri Lankas zu iibermitteln.
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P9 TA(2021)0291

Die Einstufung deutscher NGOs als ,,unerwiinschte Organisationen“ durch Russland und die
Festnahme von Andrei Piwowarow

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zur Einstufung deutscher NGOs als
,unerwiinschte Organisationen® durch Russland und zur Festnahme von Andrei Piwowarow (2021/2749(RSP))

(2022/C 67[13)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieSungen zu Russland, unter anderem seine Entschliefung vom 29. April 2021
zu Russland, dem Fall Alexei Nawalny, dem militdrischen Aufmarsch an der Grenze zur Ukraine und den von Russland
orchestrierten Anschldgen in der Tschechischen Republik () und seine Entschliefung vom 12. Mai 2016 zu den
Krimtataren (%),

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erkldrung der Menschenrechte,

— unter Hinweis auf die Europidische Menschenrechtskonvention und die dazugehorigen Protokolle, insbesondere auf
Artikel 10 iber das Recht auf freie Meinungsduferung und Artikel 11 wiber das Recht auf Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit,

— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte,

— unter Hinweis auf die Verfassung der Russischen Foderation sowie auf die internationalen Menschenrechtsverpflich-
tungen, zu deren Einhaltung sich Russland als Mitglied des Europarates, der Organisation fiir Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und der Vereinten Nationen verpflichtet hat,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme Nr. 814/2015 der Venedig-Kommission des Europarats vom 13. Juni 2016 zu
dem Gesetz der Russischen Foderation Nr. 129-FZ (Foderationsgesetz iiber unerwiinschte Titigkeiten ausldndischer und
internationaler nichtstaatlicher Organisationen),

— unter Hinweis auf die im Namen der EU abgegebene Erklarung des Hohen Vertreters der Union fir Aufien- und
Sicherheitspolitik vom 1. Mai 2021 zur Verhdngung restriktiver Mafnahmen gegen acht EU-Biirgerinnen und -Biirger,

— unter Hinweis auf die im Namen der EU abgegebene Erklirung des Hohen Vertreters der Union fiir Auflen- und
Sicherheitspolitik vom 15. Mai 2021 zur Veroffentlichung einer Liste sogenannter ,unfreundlicher Staaten®,

— unter Hinweis auf die Erklirung des Sprechers des Européischen Auswirtigen Dienstes (EAD) vom 27. Mai 2021 zur
Einstufung deutscher NRO als ,unerwiinschte Organisationen®,

— unter Hinweis auf die Erklarung des Sprechers des EAD vom 1. Juni 2021 zur Festnahme von Andrei Piwowarow,

— unter Hinweis auf die Erklarung des Sprechers des EAD vom 4. Juni 2021 zum Gesetz iiber sogenannte ,extremistische
Organisationen®,

— unter Hinweis auf die Erklirung des Vorsitzenden der Delegation im Ausschuss fiir parlamentarische Kooperation
EU-Russland vom 3. Juni 2021 zur Inhaftierung von Andrei Piwowarow, dem Leiter der aufgelosten nichtstaatlichen
Organisation ,Offenes Russland“, an Bord eines Passagierflugzeugs der EU, das im Begriff war, vom Flughafen in Sankt
Petersburg abzuheben,

— gestiitzt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass die Ausiibung des Rechts auf Meinungsfreiheit, freie Meinungsauflerung, Vereinigungsfreiheit und
friedliche Versammlung ein Grundrecht ist, das in der Verfassung der Russischen Foderation sowie in zahlreichen
internationalen Rechtsinstrumenten verankert ist, einschliefSlich der Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte, des
Internationalen Paktes tiber biirgerliche und politische Rechte und der Europdischen Menschenrechtskonvention, zu all
denen sich Russland verpflichtet hat; in der Erwdgung, dass der Vorrang des Voélkerrechts eine Verpflichtung fiir
Russland darstellt, die durch die jiingsten Verfassungsinderungen nicht gedndert oder aufgehoben werden kann;

") Angenommene Texte, P9_TA(2021)0159.
? ABL C 76 vom 28.2.2018, S. 27.
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B. in der Erwidgung, dass die Russische Foderation unlangst repressive Gesetze verabschiedet hat, mit denen der Kreis der
Personen und Gruppen, die als ,auslindische Agenten“ bezeichnet werden konnen, drastisch erweitert wurde und mit
denen die gegen sie verhingten Beschrinkungen und Auflagen sowie die Sanktionen fiir deren Verletzung verscharft
wurden;

C. in der Erwidgung, dass Nichtregierungsorganisationen (NRO) in modernen demokratischen Gesellschaften eine
entscheidende Rolle spielen, da sie den Biirgern die Zusammenarbeit ermdglichen, um verschiedene legitime Ziele zu
verfolgen, als eine Form des notwendigen offentlichen Engagements, mit dem die formelle politische Entscheidungs-
findung erginzt, vorbereitet und iiberwacht wird; in der Erwidgung, dass nichtstaatliche Organisationen daher eine
wichtige politische Rolle spielen und sich zwar an das Gesetz zu halten haben, jedoch gleichzeitig ihre Unabhangigkeit
von jeglicher ungebiihrlicher Einflussnahme durch staatliche Stellen bewahren miissen;

D. in der Erwidgung, dass nach dem Foderationsgesetz iiber unerwiinschte Titigkeiten ausldndischer und internationaler
nichtstaatlicher Organisationen die Tatigkeiten dieser Organisationen im Hoheitsgebiet der Russischen Foderation als
unerwiinscht angesehen werden konnen; in der Erwigung, dass die Vereinigungsfreiheit von Organisationen, die von
den russischen Staatsorganen fiir unerwiinscht erklart wurden, beschrinkt wird, indem ihre Tatigkeiten verboten und
verwaltungsrechtliche und strafrechtliche Sanktionen wegen dieser Tatigkeiten verhdngt werden; in der Erwigung, dass
dieses Gesetz von den russischen Behorden genutzt wird, um leichter gegen in Russland titige unabhingige
Organisationen der Zivilgesellschaft vorgehen zu konnen;

E. in der Erwigung, dass die Russische Foderation mit der Verabschiedung dieser Gesetze den staatlichen Stellen nahezu
vollstindige Kontrolle iiber unabhingige Organisationen der Zivilgesellschaft gewihrt und die foderale Medienauf-
sichtsbehorde des Landes (Roskomnadsor) ermdchtigt hat, Internetinhalte zu blockieren; in der Erwigung, dass die
russischen Staatsorgane Kundgebungen an 6ffentlichen Orten verboten, das Recht auf Teilnahme an Menschenketten
beschnitten und Journalisten, die iiber diese Proteste berichten, zusitzliche Beschrinkungen auferlegt haben;

F. in der Erwidgung, dass die russische Telekommunikationsaufsicht Roskomnadsor am 12. Januar 2021 die ersten acht
Verwaltungsverfahren — alle gegen Radio Free Europe/Radio Liberty (RFE/RL) — einleitete, weil RFE/RL gegen das
Gesetz iiber ,auslindische Agenten* verstofen haben soll; in der Erwidgung, dass die Anwendbarkeit der
Rechtsvorschriften auf einzelne Journalisten ausgedehnt wurde; in der Erwigung, dass Roskomnadsor bis dato
520 Verstofle durch RFE/RL gegen die Kennzeichnungsauflagen zur Anzeige gebracht hat, die voraussichtlich — sobald
alle von russischen Gerichten entschieden worden sind — Geldbufen in Hohe von 2,4 Mio. USD nach sich ziehen; in
der Erwagung, dass die russischen Staatsorgane im Mai 2021 damit begannen, Eigentum des Biiros von RFE/RL in
Moskau zu beschlagnahmen;

G. in der Erwidgung, dass mit dem jiingsten von der Staatsduma und dem Foderationsrat im Mai 2021 verabschiedeten
Gesetz die Rechte und Freiheiten in Russland drastisch eingeschrankt wurden, indem Personen, die die Regierung
kritisieren, strikte Beschrankungen auferlegt wurden, die ithnen die Teilnahme am offentlichen Leben und die Kandidatur
bei Wahlen auf allen Ebenen, einschliefSlich der Parlamentswahl von 2021, verwehren, wenn sie eine Organisation
gegriindet, geleitet bzw. fiir diese gearbeitet oder in anderer Weise an den Tatigkeiten einer Organisation beteiligt waren,
die von nun an nach diesem Gesetz als ,extremistisch“ oder ,terroristisch” eingestuft wird;

H. in der Erwigung, dass dieses Gesetz auch eine riickwirkende Anwendung vorsieht und sich gegen die Stiftung fiir
Korruptionsbekdmpfung von Aleksei Nawalny richtet, die bereits zu einem ,auslindischen Agenten* erklirt worden war
und nun auch als ,extremistische Organisation” eingestuft wird;

I. in der Erwidgung, dass die Russische Foderation auch den Anwendungsbereich des Gesetzes iiber ,unerwiinschte
Organisationen® erweitert hat, indem sie ein Verbot der Teilnahme an deren Tatigkeiten im Ausland eingefithrt und
Organisationen, die als Mittler bei Finanztransaktionen mit bereits verbotenen Organisationen gelten, ebenfalls zu
yunerwiinschten“ Organisationen erklirt hat;

J. in der Erwigung, dass die Russische Foderation zahlreiche internationale und auslindische nichtstaatliche
Organisationen als ,unerwiinscht* eingestuft hat, darunter die in den USA ansissigen Organisationen ,International
Republican Institute®, ,National Democratic Institute®, ,National Endowment for Democracy” und ,Atlantic Council”
sowie den von der EU gegriindeten Europdischen Fonds fiir Demokratie, die , Association of Schools of Political Studies*
des Europarats, den Ukrainischen Weltkongress, die von Radio Free Europe/Radio Liberty betriebenen Medien und
auch — durch Beschluss des russischen Generalstaatsanwalts vom 26. Mai 2021 — drei deutsche nichtstaatliche
Organisationen, namlich das ,Forum Russischsprachiger Europder e.V.“, das ,Zentrum fiir die Liberale Moderne GmbH*
und der ,Deutsch-Russische Austausch e.V.“;

K. in der Erwidgung, dass eine aktive Zivilgesellschaft ein wesentlicher Bestandteil einer demokratischen und offenen
Gesellschaft sowie fur die Wahrung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit unerlasslich ist;
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L. in der Erwdgung, dass sich die Verabschiedung dieser Gesetzesvorlagen, die eine sofortige Anwendung der
strafrechtlichen Verantwortlichkeit vorsehen, durch die Staatsduma gegen die Biirgerbewegung ,Offenes Russland*
richtet, ein Netzwerk von Demokratieverfechtern und Menschenrechtsverteidigern, das dadurch gezwungen wurde, sich
aufzulosen, um seine Anhinger und Unterstiitzer vor weiteren Strafverfolgungsmafinahmen zu schiitzen;

M. in der Erwagung, dass ,Offenes Russland“ am 27. Mai 2021 angekiindigt hat, es werde seine Tatigkeit einstellen, um
seine Mitarbeiter und seine Mitstreiter vor einer strafrechtlichen Verfolgung gemifS den russischen Rechtsvorschriften
tiber ,unerwiinschte Organisationen® zu schiitzen;

N. in der Erwdgung, dass der ehemalige Wortfiihrer der Bewegung ,Offenes Russland“, Andrei Piwowarow, am 31. Mai
2021 in Sankt Petersburg kurz vor dem Start aus einem Flugzeug der polnischen Fluggesellschaft LOT abgefithrt und
willkiirlich in Gewahrsam genommen wurde und dass man zwei Tage spiter wegen der ,Ausiibung von Tatigkeiten fiir
eine unerwiinschte Organisation®, wofiir ihm bis zu sechs Jahre Haft drohen konnten, eine zweimonatige
Untersuchungshaft gegen ihn angeordnet hat; in der Erwigung, dass Michail lossilewitsch, ein politisch engagierter
Biirger aus Nischni Nowgorod, auch zu den Personen gehort, die derzeit wegen derselben Anschuldigungen
strafrechtlich verfolgt werden und in Haft genommen worden sind;

O. in der Erwigung, dass durch diese Mainahmen die mannigfaltigen Formen der politisch motivierten strafrechtlichen
Verfolgung von Personen in der Russischen Foderation, die abweichende Meinungen duflern oder Ambitionen fiir die
fur September 2021 in Russland anberaumten Parlamentswahlen angekiindigt haben, noch um weitere ergdnzt worden
sind, wie die Inhaftierung des Vorkdmpfers gegen Korruption und Oppositionspolitikers Alexei Nawalny oder die
ausgesetzte fiinfjahrige Haftstrafe gegen den linken oppositionellen Blogger und Politiker Nikolai Platoschkin belegen; in
der Erwigung, dass ebenfalls die aktuellen Verfahren zu beachten sind, die beispielsweise gegen den Oppositions-
politiker Dmitri Gudkow, gegen Medienunternehmen wie Radio Free Europe/Radio Liberty, Meduza und VTimes und
gegen eine Reihe von Journalisten, die man bezichtigt, ,auslindische Agenten“ zu sein, angestrengt werden; in der
Erwigung, dass sogar Studentenzeitschriften von repressiven Maflnahmen betroffen sind; in der Erwigung, dass die
russischen Staatsorgane dem Menschenrechtszentrum Memorial zufolge derzeit fast 400 politische Gefangene
festhalten, was einen Verstof gegen die Verpflichtungen der Russischen Foderation darstellt;

P. in der Erwigung, dass die russischen Staatsorgane rigoros gegen friedliche Demonstranten vorgehen, die im ganzen
Land auf die Strafe gegangen sind, um Alexei Nawalny zu unterstiitzen und gegen Korruption und Ungerechtigkeit zu
protestieren; in der Erwdgung, dass der russischen Beobachtungstelle OWD-Info zufolge wihrend der dreitigigen
Proteste im Januar und Februar mehr als 11000 Demonstranten festgenommen wurden, darunter zahlreiche
unabhingige Journalisten und Menschenrechtsverteidiger, die iiber die Proteste berichteten oder diese beobachteten; in
der Erwidgung, dass im ganzen Land Tausende von Verwaltungsstrafverfahren und mehr als 100 Strafverfahren
eingeleitet wurden und derzeit weitere Festnahmen und Inhaftierungen aufgrund fadenscheiniger Anschuldigungen im
Gange sind;

Q. in der Erwidgung, dass zahlreichen Berichten zufolge friedliche Demonstranten, die man in Gewahrsam genommen hat,
misshandelt wurden, in dem sie unter anderem in stark tiberfiillten Hafteinrichtungen untergebracht wurden, ihnen
mehrere Stunden lang Nahrung und Wasser vorenthalten wurde und sie gezwungen wurden, wihrend Uberstellungen
lange Zeit (jeweils mehrere Stunden und oft nachts) in Polizeiwagen zu verbringen; in der Erwidgung, dass
Protestteilnehmer ebenfalls berichtet haben, dass man ihnen mit dem Verweis von Universititen oder Hochschulen
gedroht hat, oder sie exmatrikuliert wurden bzw. ihren Arbeitsplatz verloren haben; in der Erwigung, dass friedliche
Demonstranten, darunter &ltere Menschen und Kinder, ebenfalls iibermifiger Gewaltanwendung durch die
Bereitschaftspolizei ausgesetzt waren;

R. in der Erwigung, dass in einer umfassenden EU-Strategie gegeniiber Russland unbedingt sicherzustellen ist, dass bei der
Zusammenarbeit mit Russland die Werte der Demokratie und den Schutz der Menschenrechte nicht beeintrichtigt
werden;

S. in der Erwigung, dass das Kreml-Regime alles in seiner Macht Stehende unternimmt, um das russische Volk von der
internationalen Gemeinschaft zu isolieren und ihm die Hoffnung auf eine demokratische Zukunft zu nehmen, unter
anderem, indem es Oppositionskandidaten auf verschiedene Weise zu hindern sucht, an den Parlamentswahlen 2021 in
Russland teilzunehmen;

T. in der Erwdgung, dass sich die Regierungspartei ,Vereintes Russland“ nach Untersuchungen des Lewada-Zentrums in
den Umfragen auf einem historischen Tiefstand befindet, nachdem sie eine unpopuldre Rentenreform unterstiitzt und
die Verabschiedung eines Entwurfs von Verfassungsinderungen durchgesetzt hat, darunter auch eine Anderung, dank
derer Prasident Wladimir Putin bis 2036 im Amt bleiben konnte; in der Erwidgung, dass die zunchmende Unterdriik-
kung der Zivilgesellschaft und der politischen Opposition durch die russischen Staatsorgane deren Angst vor der
Unzufriedenheit der Bevolkerung tiber die schlechte soziookonomische Lage des Landes und die Korruption der
herrschenden Klasse offenbart;

1. fordert die russischen Staatsorgane auf,

a) Andrei Piwowarow unverziiglich und bedingungslos freizulassen und alle Anklagepunkte gegen ihn und andere
Personen, die nach dem Gesetz iiber unerwiinschte Organisationen verfolgt oder unter einem anderen Vorwand
willkiirlich inhaftiert wurden, fallenzulassen;
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b) alle Repressalien gegen politische Gegner und andere kritische Stimmen im Land einzustellen und sicherzustellen, dass
alle politischen Parteien wihrend der Wahlen gleichberechtigten Zugang und gleiche Chancen haben;

¢) die strafrechtliche Verfolgung von Menschenrechtsverteidigern und politisch engagierten Biirgern nach dem Gesetz iiber
ausliandische Agenten und dem Gesetz iiber unerwiinschte Organisationen einzustellen, diese diskriminierenden
Rechtsvorschriften aufzuheben und die Entscheidung des russischen Generalstaatsanwalts, drei deutsche nichtstaatliche
Organisationen sowie weitere auslandische nichtstaatliche Organisationen, insgesamt 34 an der Zahl, als ,unerwiinscht*
einzustufen, riickgdngig zu machen;

d) die kiirzlich verabschiedeten Rechtsvorschriften aufzuheben, auf den Erlass neuer Sondergesetze zu verzichten und
sonstige herkdmmliche Strafgesetze oder Verwaltungsvorschriften nicht linger missbrauchlich zu nutzen, mit denen die
unabhingige Zivilgesellschaft, das Recht auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Zugang zu
Informationen im Internet umfassend eingeschrankt werden, sowie die Rechtsvorschriften zu iiberpriifen und mit den
internationalen Verpflichtungen des Landes sowie den internationalen Menschenrechtsnormen und der eigenen
Verfassung in Einklang zu bringen;

e) keine weiteren derzeit in Vorbereitung befindlichen Rechtsvorschriften zu verabschieden, mit denen Mitarbeiter oder
Unterstiitzer von Organisationen, die willkiirlich als ,unerwiinscht* eingestuft wurden, an der Teilnahme an Wahlen
gehindert wiirden;

f) den positiven Beitrag einer lebendigen und aktiven Zivilgesellschaft zu den demokratischen und gesellschaftlichen
Verhaltnissen zu wiirdigen und fiir ein forderliches Umfeld zu sorgen, in dem zivilgesellschaftliche Organisationen und
politisch engagierte Biirger ungehindert zur Forderung und zum Schutz der Menschenrechte, der Grundfreiheiten und
des gesellschaftlichen Wohlergehens beitragen konnen;

g) andere Rechtsvorschriften, mit denen die Meinungsfreiheit eingeschrinkt wird, zu tberpriifen und mit den
internationalen Menschenrechtsnormen in Einklang zu bringen, was auch die russischen Gesetze zu Desinformations-
kampagnen, zur Bekdmpfung von Extremismus und zur Terrorismusbekdmpfung einschlieft;

h) alle friedlichen Demonstranten sowie alle anderen Aktivisten der Zivilgesellschaft und Politiker unverziiglich und
bedingungslos freizulassen, die wie Alexei Nawalny wegen fadenscheiniger ,Verwaltungsdelikte“ festgenommen und
inhaftiert oder ausschlieflich wegen der friedlichen Ausiibung ihres Rechts auf freie Meinungsiuferung und friedliche
Versammlung strafrechtlich verfolgt werden, darunter Journalisten, Rechtsanwilte, Oppositionelle, Menschenrechtsver-
teidiger und andere Akteure der Zivilgesellschaft sowie die Mitarbeiter und Partner von Aleksei Nawalny und seiner
Stiftung fiir Korruptionsbekdmpfung;

i) einen Beitrag zur Forderung personlicher Kontakte zum Nutzen sowohl der Russischen Foderation als auch der
Europdischen Union zu leisten;

2. fordert den Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik, den
Rat, die EU-Delegationen, die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, sich bei der Vorbereitung der umfassenden
EU-Strategie gegeniiber Russland und in Reaktion auf die Aushohlung der Rechtsstaatlichkeit, der Grundfreiheiten und der
Menschenrechte in Russland auf Folgendes zu konzentrieren:

a) die Aufnahme einer neuen Konditionalitdt in die Beziehungen zwischen der EU und Russland mit dem Ziel, den
internen Repressionen in Russland gegen politisch und zivilgesellschaftlich aktive Biirger, Menschenrechtsverteidiger,
Rechtsanwilte, Oppositionspolitiker, Journalisten, unabhingige Medien, Gewerkschaften und nichtstaatliche Organi-
sationen ein Ende zu setzen, und, falls keine Anderungen zu verzeichnen sind, die Festlegung neuer EU-Sanktionen,
etwa die Unterbindung des Zugangs russischer Oligarchen und Amtstrager, die fur Menschenrechtsverletzungen
verantwortlich sind, zu Immobilienkdufen, Visa, Finanzprodukten usw. in der EU;

b) das aktive Ansprechen von Menschenrechtsfragen im Rahmen der Beziehungen zwischen der EU und Russland und in
jedwedem Dialog mit Russland, um dem Ausmafl der Menschenrechtsverletzungen in Russland, insbesondere seit
Januar 2021, angemessen Rechnung zu tragen; weitere Bekundungen der Solidaritit und Geschlossenheit bei der
Abstimmung der Positionen gegeniiber Russland, um die negativen Auswirkungen der kiirzlich verabschiedeten
restriktiven Gesetze in Russland zu begrenzen, die Erwdgung der Idee, die Lasten der Wirtschaftssanktionen gegen das
russische Regime im Geiste der Fairness auf die Mitgliedstaaten aufzuteilen, die Einstellung strategischer Projekte wie
Nord Stream 2 und die Ergdnzung der aktuellen globalen Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte
durch ein dhnliches System zur Bekdmpfung von Korruption;

¢) die Ergreifung abgestimmter Mafnahmen zur Abwendung und Eindimmung der nachteiligen Auswirkungen von vor
Kurzem in Russland erlassenen restriktiven Gesetzen und zur vorrangigen strategischen Kontaktpflege mit Demokratie-
und Menschenrechtsaktivisten in Russland, indem insbesondere die Menschenrechte einschlielich der Gleichstellung
der Geschlechter und Konsultationen der Zivilgesellschaft in alle Dialoge und Bereiche der Zusammenarbeit zwischen
der EU und Russland aufgenommen werden, wozu auch die Zusammenarbeit im Bereich der Digitalisierung und des
Klimawandels gehort sowie Programme fiir die Zusammenarbeit im Bildungswesen und in der Kultur, wobei regelmifig
die Auswirkungen auf die Menschenrechte bewertet werden miissen, um diese Zusammenarbeit zu iiberpriifen;
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d) die Bewertung, welche Einrichtungen, Organisationen und Medienhduser mit engen Verbindungen zur russischen
Regierung hinsichtlich ihrer Aktivititen in der EU tiberwacht werden sollten;

e) die Ausweitung der Unterstiitzung fiir Menschenrechtsverteidiger, unabhingige nichtstaatliche Organisationen und
Medien, die Zivilgesellschaft und alle, die die politischen und birgerlichen Freiheiten in Russland verteidigen, indem
beispielsweise bei schwerwiegenden Einzelfallen wie etwa der Vergiftung von Waldimir Kara-Mursa ein hartnickigeres
Engagement auf hoher Ebene an den Tag gelegt wird, indem Reisen von Botschaftern und anderen Amtstragern in die
Regionen umfassend dafiir genutzt werden, Menschenrechtsanliegen anzusprechen und Menschenrechtsverteidiger und
die Zivilgesellschaft zu treffen, indem die sozialen Medien, Gastbeitrige und Presseerklirungen strategisch dafiir
herangezogen werden, Unterstiitzung fiir Menschenrechtsverteidiger — auch in Russland und durch unabhingige
russische Kanidle — zu duflern, und indem unabhingige Journalisten in Russland im Wege von diplomatischen bzw.
konsularischen Maflnahmen wie etwa einer flexiblen Visumpolitik unterstiitzt werden, wenn sie in Gefahr sind; das
Parlament hebt hervor, dass diese Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft eine Sdule der kiinftigen neuen
strategischen Herangehensweise der EU gegeniiber Russland sein muss, und fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich
auf, dariiber nachzudenken, ob sie bedrohte oder verbotene nichtstaatliche Organisationen aus Russland willkommen
heifen, ihnen erforderlichenfalls die Betitigung vom Gebiet der EU aus ermoglichen und ihre Unterstiitzung fiir die
Arbeit von Menschenrechtsverteidigern ausweiten konnen, sowie gegebenenfalls die Ausstellung von Notfallvisa zu
erleichtern und voriibergehend Schutz in den EU-Mitgliedstaaten zu gewéhren;

f) das Erfordernis, die Zusammenarbeit mit Russland auf der Ebene der Zivilgesellschaft fortzusetzen und daher die
Hindernisse, mit denen die russischen Staatsorgane zunehmend direkte personliche Kontakte, die Zusammenarbeit mit
der Zivilgesellschaft und die Unterstiitzung russischer Organisationen der Zivilgesellschaft erschweren, anzugehen;

g) die Verurteilung neuer Formen der verdeckten Repression, die darauf abzielen, sowohl in der Hauptstadt als auch
andernorts die Beteiligung von Arbeitskriften, Krankenhausirzten, Lehrkriften und Sozialarbeitern an Demonstra-
tionen oder ihre Unterstiitzung von Gegnern des derzeitigen Regimes zu sanktionieren;

h) das Erfordernis fur die EU und ihre Mitgliedstaaten, im Europarat vordringlich die Probleme im Zusammenhang mit
dem Erlass der jiingsten autoritiren Rechtsakte durch die Russische Foderation mit Blick auf die Erfiillung der
internationalen Verpflichtungen Russlands gegeniiber dem Europarat anzusprechen;

i) die Ergreifung abgestimmter Malnahmen mit gleichgesinnten internationalen Partnern wie etwa G7-Staaten, wodurch
die russischen Staatsorgane aufgefordert werden, die Unterdriickung von Menschen, die sich fiir Demokratie einsetzen,
sowie von Aktivisten der Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidigern im Inland zu beenden, was auch
hochrangige und 6ffentliche Interventionen, abgestimmte Initiativen und eine dauerhafte Uberwachung in
internationalen und regionalen Menschenrechtsforen wie dem Europarat, der OSZE und dem Menschenrechtsrat der
Vereinten Nationen umfassen sollte;

j) die Durchfithrung regelmifSiger Abschdtzungen der Auswirkungen auf die Menschenrechte, um sicherzustellen, dass die
Kontakte mit den russischen Staatsorganen die Ziele im Bereich der Menschenrechte nicht beeintrachtigen und weder
direkt noch indirekt zu Menschenrechtsverletzungen beitragen;

k) die Empfehlung an Stadte und Gemeinden aus der EU, die aktive Partnerschaftsprojekte mit ihren Partnern in Russland
durchfithren, die entsprechenden Vereinbarungen zu tiberpriifen und zu aktualisieren, um dem Thema Menschenrechte
Rechnung zu tragen und die Zusammenarbeit hauptsachlich auf die Zivilgesellschaft und die Kontakte zwischen den
Menschen auszurichten;

l) die Erfullung der an die EU-Delegation und an die nationalen diplomatischen Vertretungen in Russland gerichteten
Forderung des Parlaments, die Lage und die Gerichtsverfahren gegen einzelne politische Gefangene vor Ort genau zu
beobachten, ihnen jegliche Unterstiitzung anzubieten, die sie eventuell bendtigen, und zusammenzuarbeiten, um ihre
rasche Freilassung zu erwirken;

]

die Vermeidung der Legitimierung von Amtstragern, die fiir Menschenrechtsverletzungen und Repression verant-
wortlich sind, indem beispielsweise sichergestellt wird, dass Botschafter und hochrangige Besucher keine Treffen nach
Ermessen mit Amtstrigern abhalten, die an Repression beteiligt sind, zu denen auch Mitglieder der Staatsduma, die an
der Ausarbeitung des Gesetzes iiber auslindische Agenten beteiligt waren, gehoren wie Andrei Klimow; die
diesbeziigliche Uberwachung von bilateralen Foren wie dem Trianon-Dialog und dem Sotschi-Dialog; die Bewertung
ihrer Unterbrechung nach dem Beispiel des Petersburger Dialogs, in dessen Rahmen entschieden wurde, nicht linger
zusammenzutreten, solange einige seiner Mitglieder als ,unerwiinschte auslindische Organisationen* diskriminiert
werden;

3. bekundet seine Unterstiitzung fiir simtliche Personen und Organisationen, die Repression ausgesetzt sind, und fordert
die russischen Staatsorgane nachdriicklich auf, den Drangsalierungen, Einschiichterungen und Ubergriffen, die sich gegen
die Zivilgesellschaft, die Medien sowie Menschenrechtsorganisationen und -verteidiger richten, ein Ende zu setzen;
verurteilt, dass die russischen Staatsorgane weder diese Akteure vor Ubergriffen, Drangsalierungen und Einschiichterungen
durch Dritte schiitzen noch unparteiische Ermittlungen im Fall solcher Ubergriffe durchfithren;
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4. weist alle in Russland tdtigen Unternehmen der Union darauf hin, im Einklang mit den Leitprinzipien der Vereinten
Nationen fiir Wirtschaft und Menschenrechte besondere Sorgfalt walten zu lassen und ihrer Verantwortung fiir die Achtung
der Menschenrechte nachzukommen; ist besorgt dariiber, dass hochrangige Politiker aus der EU lukrative Arbeitsvertrage
mit Unternehmen wie Gasprom oder Rosneft schliefen, die im Eigentum des russischen Staates oder in Verbindung mit der
Staatsmacht stehen;

5. beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Vizeprisidenten der Kommission und Hohen Vertreter der
Union fiir Auen- und Sicherheitspolitik, dem Rat, der Kommission, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten,
dem Europarat und der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa sowie dem Prasidenten, der Regierung
und der Staatsduma der Russischen Foderation zu tibermitteln.
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P9 TA(2021)0292
Menschenrechte und politische Lage in Kuba

Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu den Menschenrechten und der politischen Lage
in Kuba (2021/2745(RSP))

(2022/C 67[14)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf seine fritheren Entschliefungen zu Kuba, insbesondere die EntschliefSungen vom 15. November
2018 (") zur Menschenrechtslage in Kuba, vom 3. Dezember 2019 (}) zu dem Fall José Daniel Ferrer und vom 5. Juli
2017 zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates iiber den Abschluss — im Namen der Européischen Union — des
Abkommens iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit () zwischen der Europiischen Union und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Kuba andererseits,

— unter Hinweis auf das Abkommen iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit (Political Dialogue and Cooperation
Agreement — PDCA) zwischen der Europdischen Union und Kuba, das im Dezember 2016 unterzeichnet wurde und
seit dem 1. November 2017 vorldufig angewandt wird (%),

— unter Hinweis auf die Anhorung der Delegation fiir die Bezichungen zu den Landern Mittelamerikas zu Kuba, die am
11. Dezember 2020 stattfand,

— unter Hinweis auf die informelle Videokonferenz der Mitglieder des Gemeinsamen Rates EU-Kuba vom 20. Januar
2021 (),

— unter Hinweis auf den dritten formlichen Menschenrechtsdialog im Rahmen des Abkommens iiber politischen Dialog
und Zusammenarbeit (PDCA) vom 26. Februar 2021 (°),

— unter Hinweis auf die vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen im Mai 2018 durchgefiithrte allgemeine
regelmifige Uberpriifung zu Kuba,

— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte (IPBPR) sowie weitere internationale
Menschenrechtsvertrdge und -instrumente,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau und die allgemeinen Empfehlungen des Ausschusses der Vereinten Nationen fiir die Beseitigung der
Diskriminierung der Frau,

— unter Hinweis auf die Berichte von Menschenrechtsorganisationen wie Human Rights Watch, Human Rights Foundation
und Prisoners Defenders, auf Kapitel IV.B des Jahresberichts 2020 der IAMRK zu Kuba, auf die Mitteilung der
Sonderberichterstatterin {iber moderne Formen der Sklaverei, einschlieflich ihrer Ursachen und Folgen, und der
Sonderberichterstatterin iiber den Menschenhandel, insbesondere den Frauen- und Kinderhandel, vom 6. November
2019 an die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte zu den kubanischen Arztebrigaden und auf
die Schlussfolgerungen der aktuellen allgemeinen regelmifigen Uberpriifung zu Kuba aus dem Jahr 2018 zu den
kubanischen Arztebrigaden,

— unter Hinweis auf die Berichte der Kubanischen Beobachtungsstelle fir Menschenrechte iiber 12 Monate hinweg bis
Mai 2021 iiber repressive Maflnahmen und willkiirliche Inhaftierungen,

— unter Hinweis auf die 6ffentlichen Anhorungen im Rahmen der 179. Sitzungsperiode der IAMRK,

— unter Hinweis auf die Entschliefungen 7/2021, 14/2021 und 24/2021 der IAMRK,

ABI. C 363 vom 28.10.2020, S. 70.

Angenommene Texte, P9_TA(2019)0073.

ABIL. C 334 vom 19.9.2018, S. 99.

ABL L 337 I vom 13.12.2016, S. 3.
https:/|www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-ministerial-meetings/2021/01/20/.
https:/[www.europarl.europa.cu/delegations/de/eeas-statement-of-28-february-2021-on-th/product-details/20210409DPU293 6 4.
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— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe, das am 10. Dezember 1984 von der Generalversammlung der Vereinten
Nationen angenommen wurde und dem Kuba als Vertragsstaat angehort,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte, die Kuba unterzeichnet hat,
— unter Hinweis auf die EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern,
— unter Hinweis auf die Verfassung und das Strafgesetzbuch Kubas,

— unter Hinweis auf die EntschlieSung Nr. 168 des kubanischen Ministeriums fiir Aufenhandel und Investitionen vom
29. Midrz 2010, das Gesetz Nr. 1312 vom 12. September 1976 (das sogenannte Migrationsgesetz) und die
dazugehorigen Durchfithrungsdekrete Nr. 26 vom 18. Dezember 2015 und Nr. 306 vom 12. Oktober 2012, die
Amerikanische Menschenrechtskonvention und den Jahresbericht 2020 der Interamerikanischen Menschenrechtskom-
mission (IAMRK) von April 2021,

— unter Hinweis auf die von Kuba ratifizierten Ubereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO),
— unter Hinweis auf die Definition des Begriffs ,Organisation der Zivilgesellschaft“ im Amtsblatt der Europdischen Union,
— gestiitzt auf Artikel 132 Absitze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass beide Vertragsparteien mit dem im Jahr 2016 unterzeichneten Abkommen iiber politischen
Dialog und Zusammenarbeit ihre Achtung der universellen Menschenrechte bekraftigt haben, wie diese auch in der
Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte und weiteren einschligigen internationalen Menschenrechtsinstrumenten
festgelegt sind; in der Erwigung, dass das Europdische Parlament am 5. Juli 2017 dem Abkommen iiber politischen
Dialog und Zusammenarbeit zwischen der EU und Kuba zugestimmt hat;

B. in der Erwagung, dass das Parlament im Jahr 2017 eine Entschliefung angenommen hat, in der es seine Vorstellungen
von Demokratie, universellen Menschenrechten und Grundfreiheiten wie der Meinungsfreiheit, der Versammlungs-
freiheit, der Freiheit der politischen Vereinigung und der Informationsfreiheit in all ihren Auspriagungen bekraftigt hat;

C. in der Erwigung, dass die Menschenrechte, die Freiheit, die Wiirde und das Wohlergehen der Menschen am besten in
einer Demokratie vertreten und verteidigt werden, was unter anderem den Wechsel an der Macht, freie und faire Wahlen
und die Achtung des politischen Pluralismus bedeutet; in der Erwdgung, dass Artikel 5 der kiirzlich verabschiedeten
kubanischen Verfassung die Kommunistische Partei Kubas als oberste Staatsgewalt hervorhebt, was durch die Artikel 4
und 229 noch untermauert wird, in denen betont wird, dass der Sozialismus ein unumkehrbares System ist; in der
Erwigung, dass die neue Verfassung aus dem Jahr 2019 nicht nur dazu diente, das System zu schiitzen und jedwede
Reform der Freiheiten und Rechte einzufrieren, sondern auch dazu, die Freiheiten und Rechte einzuschrinken; in der
Erwigung, dass Menschen mit alternativen politischen Uberzeugungen bei der Teilhabe am 6ffentlichen politischen
Leben und der Ausiibung von politischen Amtern vom Regime in hohem Mafe eingeschrinkt werden; in der Erwigung,
dass es immer noch an Rahmenbedingungen mangelt, die Garantien fiir die Unabhingigkeit der Justiz boten,
insbesondere in Fillen, die Aktivisten und Dissidenten betreffen;

D. in der Erwidgung, dass mit dem Dekret Nr. 349 das Recht auf freie Meinungsiduferung von Kiinstlern eingeschrinkt
wird, da sie fiir 6ffentliche und private Darbietungen und Ausstellungen eine Vorabgenehmigung einholen miissen; in
der Erwidgung, dass mit dem Dekret Nr. 370 iiber Online-Inhalte ein mehrdeutiger Rahmen geschaffen wird, aufgrund
dessen Aktivisten und unabhingige Journalisten verfolgt werden konnen, insbesondere im Zusammenhang mit der
COVID-19-Pandemie; in der Erwagung, dass das kubanische Strafgesetzbuch Bestimmungen wie ,Gefahrenlage” und
,Sicherheitsmafnahmen im Vorfeld von Straftaten enthalt, aufgrund derer mehr als 8 000 Personen ohne zurechenbare
Straftat inhaftiert sind und 2 500 weitere Personen zu Zwangsarbeit verurteilt wurden;

E. inder Erwigung, dass seit dem Inkrafttreten des Abkommens iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit vor fast vier
Jahren keine konkreten Fortschritte in Kuba bei den im Rahmen des Abkommens verfolgten allgemeinen Zielen und
Grundsitzen im Hinblick auf die Verbesserung der Menschenrechtslage, der Grundfreiheiten und der wirtschaftlichen
und sozialen Rahmenbedingungen fiir die kubanischen Biirger verzeichnet werden konnten; in der Erwédgung, dass das
kubanische Regime ganz im Gegenteil seine Repression und seine Menschenrechtsverletzungen noch verstarkt und dass
sich die Lage in der gesamten kubanischen Gesellschaft weiter verschlechtert hat, was eine neue Welle des Widerstands
und friedlicher Demonstrationen in signifikanten Gesellschaftsbereichen hervorgerufen hat, die von den repressiven
Strukturen des kubanischen Regimes unterdriickt und brutal niedergeschlagen wurde;

F. in der Erwidgung, dass in der am 14. Oktober 2020 veroffentlichten Stellungnahme Nr. 50/2020 der Arbeitsgruppe des
Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen fur willkiirliche Inhaftierungen Bedenken gedufsert werden, dass die
systematische Verletzung der Menschenrechte durch die kubanischen Staatsorgane eine gingige Praxis darstellt; in der
Erwigung, dass 199 Fille von politischen Gefangenen in den letzten zwolf Monaten bis zum 1. Juni 2021 registriert
wurden und dass es 65 neue Fille einer Inhaftierung aus politischen Griinden gegeben hat; in der Erwdgung, dass der
April der repressivste Monat seit Anfang 2021 war, da die kubanische Beobachtungsstelle fiir Menschenrechte (OCDH)
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mehr als 1018 repressive Maffnahmen gegen Menschenrechtsaktivisten und unabhingige Journalisten dokumentiert
hat, von denen 206 willkiirliche Verhaftungen waren und 13 mit schwerer Gewalt einhergingen; in der Erwigung, dass
es nach Angaben der Organisation ,Prisoners Defenders* derzeit 150 politische Gefangene in Kuba gibt;

G. in der Erwigung, dass angesichts der von der Interamerikanischen Menschenrechtskommission am 11. Februar 2021
durchgefiihrten Analyse Schutzvorkehrungen zugunsten der 20 identifizierten Mitglieder der Bewegung San Isidro
(Movimiento San Isidro — MSI) angenommen wurden und dass es hinreichende Belege dafiir gibt, dass das Recht der
identifizierten Personen auf Leben und Unversehrtheit ernsthaft gefahrdet ist; in der Erwidgung, dass die kubanischen
Staatsorgane illegal in das Haus des unabhingigen Kinstlers und Koordinators der San-Isidro-Bewegung, Luis Manuel
Otero Alcdntara, eindrangen und ihn willkiirlich und ohne jegliche Anklage mehrere Stunden lang festhielten; in der
Erwidgung, dass Denis Solis Gonzdlez, Mitglied der San-Isidro-Bewegung, aufgrund des Vorwurfs der Beleidigung
willkiirlich im Gefangnis festgehalten wird und Luis Robles Elizdstegui nur deshalb inhaftiert ist, weil er auf einem Poster
friedlich die Freilassung von Denis Solis Gonzélez gefordert hat; in der Erwdgung, dass Maykel Castillo Pérez, Mitglied
der San-Isidro-Bewegung und Mitautor des Liedes ,Patria y Vida“ (Vaterland und Leben), willkiirlich inhaftiert und vom
Ausschuss der Vereinten Nationen gegen das Verschwindenlassen 14 Tage lang als verschwunden gemeldet wurde;

H. in der Erwigung, dass es den Forderungen des Parlaments zum Trotz keine Besuche bei inhaftierten politischen
Gefangenen und keine Beobachtung von Gerichtsverfahren gegen Mitglieder der Opposition, Dissidenten, Menschen-
rechtsaktivisten oder die unabhingige Zivilgesellschaft durch die EU gab; in der Erwigung, dass internationale
Menschenrechtsorganisationen wie Human Rights Watch, Amnesty International und Prisoners Defenders sowie viele
andere unabhingige Beobachter der Menschenrechtslage, darunter die Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen,
nicht nach Kuba einreisen diirfen, obwohl sie die Notwendigkeit, auf die Insel zu reisen, seit Jahren immer wieder
betonen;

. in der Erwédgung, dass durch die Resolution 168 des kubanischen Ministeriums fiir internationalen Handel und
Auslandsinvestitionen aus dem Jahr 2010 allen zivilen Angestellten im Ausland, die fir den Staat oder fiir staatseigene
Unternehmen arbeiten, einschlieflich des medizinischen Personals, unstatthafte Aufgaben und Verpflichtungen
auferlegt werden, die gegen die Menschenwiirde und die grundlegendsten und fundamentalsten Menschenrechte
verstofSen; in der Erwigung, dass das kubanische Strafgesetzbuch alle zivilen Mitarbeiter, die die medizinischen
Missionen nicht beenden oder sich entscheiden, nicht nach Kuba zuriickzukehren, mit Haftstrafen von acht Jahren
belegt; in der Erwigung, dass diese medizinischen Missionen nach Angaben der Interamerikanischen Menschen-
rechtskommission (IAMRK) als moderne Form der Sklaverei zu werten sind und dass in der Erklarung der Hohen
Kommissarin der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte zu den kubanischen medizinischen Missionen (CUB 6/2019)
die prekdren und unmenschlichen Arbeitsbedingungen des medizinischen Personals hervorgehoben wurden, wobei
diese Anschuldigungen auch von Human Rights Watch und 622 Zeugenaussagen gestiitzt wurden;

J. in der Erwdgung, dass Kuba die acht grundlegenden Ubereinkommen der IAO ratifiziert hat; in der Erwéigung, dass
Kuba gegen die Ubereinkommen 29 und 105 der IAO iiber Zwangsarbeit verstoft;

K. in der Erwigung, dass das Parlament seinen Sacharow-Preis fiir geistige Freiheit bereits dreimal kubanischen Aktivisten
verlichen hat: an Oswaldo Payéd im Jahr 2002, an die Damen in Weif8 (Berta Soler) im Jahr 2005 und an Guillermo
Farifias im Jahr 2010; in der Erwdgung, dass die kubanischen Staatsorgane die Trager des Sacharow-Preises und ihre
Angehorigen systematisch daran gehindert haben, das Land zu verlassen und an internationalen Veranstaltungen
teilzunehmen, auch an den vom Europdischen Parlament organisierten Veranstaltungen, obgleich zahlreiche
Einladungen ergangen sind, die letzte davon am 11. Dezember 2020; in der Erwidgung, dass zu den Taktiken der
Staatsorgane Schikanen, Einschiichterungen und die willkiirliche Verhaftung von Berta Soler und Reinaldo Escobar
sowie die Einschrinkung der Internetverbindungen der anderen Teilnechmer gehorten; in der Erwédgung, dass die
Vorsitzende der Delegation fiir die Beziehungen zu den Lindern Mittelamerikas, der Vorsitzende des Ausschusses fiir
auswirtige Angelegenheiten und eine Vizeprasidentin des Parlaments eine gemeinsame Erkldrung unterzeichnet haben,
in der sie die Schikanen gegen die Aktivisten scharf kritisieren; in der Erwdgung, dass es Bedenken hinsichtlich ihrer
Verteidigung und Unterstiitzung durch die EU-Delegation in Havanna gibt; in der Erwidgung, dass weder der
Europiische Auswirtige Dienst (EAD) noch die EU-Delegation in Kuba eine Erkldrung zu ihrer Verteidigung abgegeben
oder irgendeine Art von 6ffentlicher oder privater Unterstiitzung bekundet haben;

L. in der Erwidgung, dass der derzeitige EU-Botschafter in Havanna ein an den Prisidenten der Vereinigten Staaten
gerichtetes Schreiben unterzeichnet hat, in dem er unter anderem die Authebung des US-Embargos gegen die Insel sowie
die Nichteinmischung in kubanische Angelegenheiten forderte; in der Erwdgung, dass dieser Umstand eine eindeutige
Uberschreitung der diplomatischen Aufgaben des Botschafters darstellt und die hochgradig politisierte Rolle der
EU-Botschaft in Havanna verdeutlicht; in der Erwidgung, dass der derzeitige EU-Botschafter in Havanna offentlich
Erklirungen abgegeben hat, in denen er bekraftigte, dass ,Kuba keine Diktatur” sei;

M. in der Erwigung, dass die kubanische Regierung unabhingigen Organisationen der Zivilgesellschaft die Teilnahme an
den ,Seminaren fiir die Zivilgesellschaft EU-Kuba“ verweigert hat, die im Vorfeld des dritten formellen Menschen-
rechtsdialogs stattgefunden haben; in der Erwigung, dass die EU und Kuba am 26. Februar 2021 ihren dritten formellen
Menschenrechtsdialog im Rahmen des Abkommens iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit gefithrt haben; in der
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Erwigung, dass beide Seiten das Thema der Freiheit der friedlichen Versammlung und der Vereinigung erortert haben; in
der Erwidgung, dass die EU darauf hingewiesen hat, dass Verpflichtungen im Bereich der internationalen
Menschenrechtsnormen eingehalten werden miissen; in der Erwigung, dass der Dialog zu greifbaren Ergebnissen
fithren soll und nicht als Ziel an sich betrachtet werden darf; in der Erwigung, dass jeder politische Dialog die direkte
intensive Beteiligung der unabhingigen Zivilgesellschaft und aller politischen Akteure der Opposition ohne
Einschrankungen umfassen muss, wie in Artikel 36 des Abkommens iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit
hervorgehoben wird;

N. in der Erwigung, dass das Europdische Parlament mehrfach die diplomatischen Vertreter der kubanischen Regierung zu
Anhorungen und Aktivititen in Bezug auf Kuba eingeladen hat; in der Erwigung, dass diese Einladungen nicht nur
abgelehnt, sondern auch in Form von Schreiben voller Beleidigungen und unbegriindeter Anschuldigungen gegen das
Europiische Parlament und seine Mitglieder beantwortet wurden; in der Erwiagung, dass das Europaische Parlament
hochstwahrscheinlich das einzige EU-Organ ist, das keine Erlaubnis erhalten hat, das Land nach dem vorldufigen
Inkrafttreten des Abkommens iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit zu besuchen, was eine Haltung darstellt,
die eindeutig dem wesentlichen Element widerspricht, auf dem ein Abkommen tiber politischen Dialog beruhen sollte;

O. in der Erwdgung, dass im Abkommen iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit eine sogenannte Menschen-
rechtsklausel enthalten war, bei der es sich um ein wesentliches Standardelement von internationalen Ubereinkommen
der EU handelte, wodurch moglich wurde, das vorstehend genannte Abkommen bei Menschenrechtsverletzungen
auszusetzen;

1. verurteilt nachdriicklich das Vorhandensein politischer Gefangener, die anhaltende und permanente politische
Verfolgung sowie die Schikanen und willkiirlichen Inhaftierungen von Dissidenten in Kuba; verurteilt ferner die derzeitigen
Angriffe auf Kiinstler der Bewegung San Isidro, friedliche Dissidenten, unabhingige Journalisten, Menschenrechtsverteidiger
und Mitglieder der politischen Opposition; fordert ein sofortiges Ende dieser Manahmen und fordert die Staatsorgane
Kubas mit Nachdruck auf, alle politischen Gefangenen und Personen, die willkiirlich allein aufgrund der Ausiibung ihrer
Meinungs- und Versammlungsfreiheit inhaftiert wurden, unverziiglich freizulassen; verurteilt aufs Scharfste die willkiirliche
Inhaftierung von Aymara Nieto Mufloz, Mitzael Diaz Paseiro, Ivin Amaro Hidalgo, Edilberto Ronal Arzuaga Alcald, Yandier
Garcia Labrada, Denis Solis Gonzdlez, Luis Robles Elizdstegui und der 77 Gefangenen aus Gewissensgriinden; bekundet
seine Solidaritit mit den Mitgliedern der Bewegung San Isidro sowie mit allen Aktivisten und Menschenrechtsverteidigern
bei ihren Anstrengungen, die Meinungsfreiheit in Kuba voranzubringen;

2. fordert, dass das Recht auf ein faires Verfahren und die Unabhingigkeit der Justiz besser gewidhrleistet werden und
dass daftir gesorgt wird, dass Personen, die ihrer Freiheit beraubt werden, Zugang zu einem unabhingigen Rechtsanwalt
haben; bedauert, dass im April und Mai 2021 1 941 repressive Mafinahmen verzeichnet wurden (1018 bzw. 923); fordert,
dass den Inhaftierten eine unabhingige medizinische Beurteilung, der Zugang zur Telefonkommunikation und regelmifSige
Besuche von Angehorigen, Freunden, Journalisten und Diplomaten erméglicht werden;

3. bedauert zutiefst das mangelnde Engagement und die fehlende Bereitschaft des kubanischen Regimes, sich auch nur
um minimale Fortschritte in Richtung eines Wandels zu bemiihen oder Kanile zu 6ffnen, die Wege zu einer Reform des
Regimes ermdglichen konnten, die die soziale und politische Teilhabe sowie die Lebensbedingungen der Biirgerinnen und
Biirger verbessern wiirden; bedauert, dass sich trotz des Inkrafttretens des Abkommens iiber politischen Dialog und
Zusammenarbeit vor fast vier Jahren die Lage der Menschenrechte und der Demokratie nicht verbessert hat und dass dieses
Abkommen zu keinem wesentlichen und greifbaren positiven Ergebnis fur die kubanische Bevolkerung gefiihrt hat; fordert,
dass die in dem Abkommen festgelegten verbindlichen Verpflichtungen eingehalten werden und dass diesbeziiglich klare
Bezugswerte festgelegt werden;

4. erkennt das Recht der kubanischen Bevolkerung an, die Demokratisierung ihres Landes durch einen Dialog mit der
Zivilgesellschaft und der politischen Opposition zu fordern, um einen Fahrplan fir demokratische Mehrparteienwahlen zu
erstellen;

5. fordert die Regierung Kubas auf, Gesetzesreformen umzusetzen, damit die Presse-, die Vereinigungs- und die
Demonstrationsfreiheit sichergestellt werden, und die politischen Reformen einzuleiten, die freie, faire und demokratische
Wahlen ermoglichen, bei denen der souverine und frei geduerte Wille der kubanischen Bevolkerung beriicksichtigt wird;
fordert die Regierung Kubas nachdriicklich auf, ihre Menschenrechtspolitik mit den internationalen Normen in Einklang zu
bringen, die in den Chartas, Erkldrungen und internationalen Instrumenten festgelegt wurden, zu deren Unterzeichnern
Kuba gehort, und der Zivilgesellschaft und der politischen Opposition eine aktive Teilhabe am politischen und
gesellschaftlichen Leben ohne Beschrinkungen zu ermoglichen; ersucht die kubanische Regierung darum, unabhingigen
Journalismus als rechtméfige Praxis anzuerkennen und die Rechte unabhingiger Journalisten in Kuba zu achten;

6.  fordert, dass die Dekrete Nr. 349 und 370 sowie weitere kubanische Gesetze, die die Meinungsfreiheit verletzen,
umgehend aufgehoben werden;
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7. fordert den Vizeprisidenten der Kommission/Hohen Vertreter der Union fiir AufSen- und Sicherheitspolitik auf, das
Vorhandensein einer politischen Opposition zur kubanischen Regierung anzuerkennen und sie dementsprechend in die
institutionalisierten, formlichen, offenen und o6ffentlichen politischen Dialoge zwischen der EU und Kuba einzubeziehen,
wobei die Grundpfeiler des Abkommens iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit gewahrt bleiben miissen;

8.  bedauert, dass der EAD und die EU-Delegation in Havanna die kubanische demokratische Opposition und sowohl
europdische als auch kubanische unabhdngige Organisationen der Zivilgesellschaft aufgrund der mangelnden Unter-
stiitzung durch die kubanischen Staatsorgane vom politischen Dialog ausgeschlossen haben; betont, dass dieser Beschluss
im Widerspruch zum Abkommen tiber politischen Dialog und Zusammenarbeit steht und dass beide Parteien verpflichtet
sind, das Abkommen uneingeschrinkt einzuhalten; fordert den HR/VP sowie den EAD auf, sich zu weigern, an kiinftigen
politischen Dialogen und Menschenrechtsdialogen mit Kuba teilzunehmen, wenn die Zivilgesellschaft nicht angemessen
vertreten ist;

9. weist den EAD darauf hin, dass die Beteiligung der Zivilgesellschaft an den politischen Dialogen und den
Kooperationsprojekten im Rahmen des Abkommens ein wesentlicher Bestandteil des Abkommens iiber politischen Dialog
und Zusammenarbeit ist und dass der seit der Unterzeichnung des Abkommens bestehende Missstand umgehend behoben
werden sollte, dass die Zivilgesellschaft vom Zugang zu Mitteln fiir die Zusammenarbeit und/oder von der Beteiligung an
dem Abkommen ausgeschlossen ist und sich hingegen ausschlieflich Unternehmen, an denen der Staat beteiligt ist oder die
von ihm kontrolliert werden, am Abkommen beteiligen diirfen und Zugang zu Mitteln fur die Zusammenarbeit erhalten;

10.  verurteilt die systematischen Arbeits- und Menschenrechtsverletzungen, die der kubanische Staat gegen sein
Gesundheitspersonal begeht, das im Rahmen der medizinischen Missionen ins Ausland entsandt wird, und die gegen die
wichtigsten von Kuba ratifizierten IAO-Ubereinkommen verstofen; fordert Kuba nachdriicklich auf, die Amerikanische
Menschenrechtskonvention und die IAO-Ubereinkommen 29 bzw. 105 wirksam umzusetzen und einzuhalten; ersucht die
kubanische Regierung darum, das Recht der Kubaner, aus ihrem Land aus- und wiedereinzureisen, sicherzustellen, auch fiir
Arzte, die sich in medizinischen Missionen im Ausland befinden, was den internationalen Menschenrechtsnormen
entspricht; fordert die kubanische Regierung auf, den Internationalen Pakt iiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte zu ratifizieren und das Recht auf Vereinigungsfreiheit, darunter auf Registrierung von Organisationen und auf
Tarifverhandlungen, im Einklang mit den Normen der IAO zu gewéhrleisten;

11.  fordert den EAD auf, darauf zu bestehen, dass die kubanischen Staatsorgane die verbindlichen Verpflichtungen
erfiillen, die im Abkommen tiber politischen Dialog und Zusammenarbeit festgelegt sind, insbesondere in Bezug auf die
Achtung der grundlegenden Menschenrechte und der Grundfreiheiten, wie in Artikel 1 Absatz 5, Artikel 2 Buchstabe c,
Artikel 5, Artikel 22 und Artikel 43 Absatz 2 des Abkommens hervorgehoben wird; besteht daher darauf, dass die
Europdische Union die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten in Kuba bei der Durchfithrung des Abkommens
iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit aufmerksam verfolgt und iiberwacht und dass dem Europdischen Parlament
regelmifig diesbeziigliche Berichte vorgelegt werden;

12.  ist der Auffassung, dass die Inhaftierung von Denis Solis Gonzélez, Luis Robles Elizdstegui und Maykel Castillo Pérez
(,Osorbo“) — der Mitglied der Bewegung San Isidro und Mitautor des Liedes ,Patria y Vida“ (Vaterland und Leben) ist und
willkiirlich inhaftiert wurde und vom Ausschuss der Vereinten Nationen gegen das Verschwindenlassen 14 Tage lang als
verschwunden gemeldet wurde — und von mehr als 120 politischen Gefangenen und Verurteilten aus Gewissensgriinden
sowie alle willkiirlichen und repressiven Mafnahmen, die im April und Juni 2021 registriert wurden, einen Verstofl gegen
das Abkommen und einen Fall von besonderer Dringlichkeit darstellen, wie in Artikel 85 Absatz 3 Buchstabe b des
Abkommens iiber politischen Dialog und Zusammenarbeit festgelegt; fordert die EU auf, in diesem Zusammenhang daher
eine Dringlichkeitssitzung einzuberufen;

13.  bedauert zutiefst die Weigerung der Staatsorgane Kubas, den Delegationen des Europdischen Parlaments die Einreise
nach Kuba zu gestatten; fordert die Staatsorgane auf, die Einreise in das Land zu gestatten, sobald die Gesundheitslage dies
zulidsst; fordert alle Vertreter der Mitgliedstaaten auf, bei ihren Besuchen bei den kubanischen Staatsorganen die Frage der
Menschenrechtsverletzungen in Kuba anzusprechen und mit den Trdgern des Sacharow-Preises zusammenzukommen, um
die kohirente interne und externe Umsetzung der Menschenrechtspolitik der Europaischen Union zu gewihrleisten;

14.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung der Regierung und der Nationalversammlung der Volksmacht
Kubas, dem Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union fur Auffen- und Sicherheitspolitik, der
Kommission, dem EU-Sonderbeauftragten fiir Menschenrechte, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und
der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte zu tibermitteln.



C67/118 Amtsblatt der Europdischen Union 8.2.2022

Donnerstag, 10. Juni 2021

P9 TA(2021)0293

Systematische Unterdriickung in Belarus und ihre Folgen fiir die europiische Sicherheit nach
Entfithrungen aus einem von den belarussischen Staatsorganen abgefangenen zivilen
Flugzeug aus der EU

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu der systematischen Unterdriickung in Belarus
und jhren Folgen fiir die Sicherheit Europas nach den Entfithrungen aus einem von den belarussischen
Staatsorganen abgefangenen Zivilflugzeug aus der EU (2021/2741(RSP))

(2022/C 67/15)

Das Europdische Parlament
— unter Hinweis auf seine vorangegangenen EntschlieBungen zu Belarus,
— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europiischen Rates vom 12. Oktober 2020 und 24. Mai 2021 zu Belarus,

— unter Hinweis auf die im Namen der EU abgegebenen Erklirungen des Hohen Vertreters der Union fiir AufSen- und
Sicherheitspolitik und insbesondere die vom 24. Mai 2021 zu der am 23. Mai 2021 erzwungenen Umleitung des
Ryanair-Flugs FR4978 nach Minsk,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Erklirung der Auffenminister der G7 und des Hohen Vertreters der Union fir AufSen-
und Sicherheitspolitik vom 27. Mai 2021 zu Belarus,

— unter Hinweis auf den Beschluss (GASP) 2021/908 des Rates vom 4. Juni 2021 zur Anderung des Beschlusses
2012/642|GASP iiber restriktive Mafnahmen angesichts der Lage in Belarus ('), mit dem das Durchqueren des
Luftraums der Union durch belarussische Luftfahrtunternehmen aller Art untersagt wurde und Flughéfen in der Union
fur Fliige dieser Luftfahrtunternehmen gesperrt wurden,

— unter Hinweis auf die Erklirung des Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreters der Union fiir Auffen- und
Sicherheitspolitik (HR/VP) vom 26. Mirz 2021 zu der Unterstiitzung der EU fiir die Internationale Plattform fiir
Rechenschaftspflicht in Belarus,

— unter Hinweis auf den Bericht des Berichterstatters fiir den Moskauer Mechanismus der Organisation fur Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) vom 5. November 2020 iiber mutmafliche Menschenrechtsverletzungen im
Zusammenhang mit der Prisidentschaftswahl vom 9. August 2020 in Belarus,

— unter Hinweis auf das Abkommen von Chicago iiber die internationale Zivilluftfahrt und das Ubereinkommen von
Montreal zur Bekdimpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte und alle Menschenrechtsiibereinkommen, deren
Vertragspartei Belarus ist,

— unter Hinweis auf die Verleihung des Sacharow-Preises des Europdischen Parlaments fiir geistige Freiheit im Jahre 2020
an die demokratische Opposition in Belarus,

— gestiitzt auf Artikel 132 Absdtze 2 und 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwidgung, dass am 23. Mai 2021 ein in Polen registriertes Flugzeug, das den Ryanair-Flug FR4978, einen
internationalen Passagierflug zwischen zwei Hauptstddten von Mitgliedstaaten der EU (Athen und Vilnius) bediente, im
belarussischen Luftraum auf Anweisung von Aljaksandr Lukaschenka unter dem erfundenen Vorwand -einer
Bombendrohung gewaltsam umgeleitet und von einem belarussischen Kampfflugzeug zum Flughafen Minsk begleitet
wurde, wodurch die Sicherheit der tiber 170 Fluggiste und Besatzungsmitglieder an Bord der Maschine, viele von ihnen
EU-Biirger, gefahrdet wurde;

() ABLL1971vom 4.6.2021, S. 3.
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B. in der Erwidgung, dass die belarussischen Staatsorgane keine Sprengvorrichtungen entdeckt, sondern zwei Fluggiste
festgenommen haben — Raman Pratassewitsch, einen belarussischen Staatsangehorigen, und seine Begleiterin Sofja
Sapega, eine russische Staatsangehérige und Studentin an der Europiischen Geisteswissenschaftlichen Universitit
Vilnius;

C. in der Erwidgung, dass Raman Pratassewitsch ein belarussischer Journalist und Aktivist und einer der ehemaligen
Redakteure des einflussreichen Telegram-Kanals Nexta ist, der nach der gefilschten Prasidentschaftswahl vom 9. August
2020 entscheidend zur Information der Bevolkerung iiber die Misshandlungen seitens der Staatsmacht und zur
Mobilisierung fiir die Proteste in Belarus und dadurch zur Offenlegung der systematischen Unterdriickung und schweren
Menschenrechtsverletzungen des Regimes beitrug; in der Erwagung, dass Raman Pratassewitsch seit 2019 im Exil in der
EU lebte, um fingierten strafrechtlichen Anklagen zu entgehen, und dass ihm in der EU politisches Asyl gewahrt worden
war;

D. in der Erwidgung, dass die rechtswidrige Inhaftierung und die unmenschliche Behandlung von Raman Pratassewitsch
durch das belarussische Regime, einschlieflich erzwungener Gestindnisse in gestellten Interviews, die vom
belarussischen Staatsfernsehen ausgestrahlt wurden, von grofSter Besorgnis fiir die internationale Gemeinschaft sind,
wodurch die Dringlichkeit eines koordinierten internationalen Vorgehens verdeutlicht wird, zumal Belarus nach wie vor
das einzige europdische Land ist, das immer noch die Todesstrafe anwendet, und daher nicht Mitglied des Europarats ist;
in der Erwidgung, dass Raman Pratassewitsch nicht den Eindruck machte, als ob er die Gestindnisse aus freiem Willen
Gestandnisse abgelegt hidtte, und in der Erwiagung, dass jegliches Erzwingen von Gestindnissen nach dem
Ubereinkommen gegen die Folter verboten ist; in der Erwdgung, dass seinen Anwilten nach wie vor der Zugang zu
ihm verwehrt wird und Aljaksandr Lukaschenka gedroht hat, Ermittler aus der von Russland besetzten Region Donbas
hinzuzuziehen, um ihn zu verhéren; in der Erwdgung, dass Raman Pratassewitsch auf die Terroristen-Fahndungsliste
gesetzt wurde und ihm somit die Todesstrafe droht;

E. in der Erwigung, dass es sich bei dem Abfangen eines Zivilflugzeugs um einen schwerwiegenden Verstof8 gegen
internationale Ubereinkommen im Bereich der Flugsicherheit handelt, der auch die internationalen Folgen der
anhaltenden und ununterbrochenen Unterdriickung in Belarus fiir die Sicherheit in Europa deutlich macht und
unmissverstindlich zeigt, dass das Regime zu einer Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
geworden ist; in der Erwadgung, dass die erzwungene Landung eines Flugzeugs, die einen Akt des staatlich geforderten
Terrorismus darstellt, und die Festnahme eines sogenannten Feinds des belarussischen Regimes als abschreckendes
Signal an alle Regimegegner und insbesondere die auffer Landes lebenden Regimegegner gedacht waren, dass das
Regime fest entschlossen ist, sie zur Strecke zu bringen, und dass sie auch auffer Landes nicht sicher sind;

F. in der Erwigung, dass die Angelegenheit derzeit von der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation untersucht wird; in
der Erwigung, dass neben Raman Pratassewitsch und Sofja Sapega auch mehrere nicht identifizierte Personen in Minsk
von Bord gingen; in der Erwigung, dass die Russische Foderation mehrere belarussische Oppositionsaktivisten
festgenommen hat, die nach Moskau geflohen waren, und das belarussische Regime weiterhin — auch finanziell —
unterstiitzt;

G. in der Erwidgung, dass die belarussischen Staatsorgane ihre Repressionsmafnahmen gegen die friedliche belarussische
Bevolkerung fortgesetzt haben, wobei zahlreiche Biirger schikaniert, verhaftet und verurteilt wurden, weil sie ihrer
Opposition gegen das Regime oder ihrem Protest gegen die weit verbreiteten Menschenrechtsverletzungen in Belarus
Ausdruck verliehen haben; in der Erwigung, dass Schitzungen zufolge mehr als 34 000 Belarussen wegen Protesten
gegen das Regime vor und nach der Wahl vom 9. August 2020 festgenommen wurden; in der Erwdgung, dass es in
Belarus iiber 470 politische Hiftlinge gibt, darunter sieben Minderjihrige; in der Erwigung, dass etwa 3 000 politisch
motivierte Strafverfahren gegen Demonstranten eingeleitet wurden und in mehr als 4 600 Fillen Klage wegen Folter,
Gewalt und Misshandlung eingereicht wurde;

H. in der Erwigung, dass sich die Menschenrechtslage in Belarus weiter verschlechtert und die Zahl der politischen
Gefangenen in dem Land weiter steigt; in der Erwigung, dass Menschenrechtsverteidiger Hunderte von Fillen von Folter
und Misshandlungen dokumentiert haben und dass mehrere Menschen vermisst werden oder tot aufgefunden wurden;
in der Erwigung, dass unmenschliche Behandlung, Folter und vorsitzliche Verweigerung medizinischer Versorgung
weiterhin an der Tagesordnung in belarussischen Haftanstalten und Gefingnissen sind, wo mehrere Demonstranten,
darunter Witold Aschurak, unter suspekten Umstidnden ums Leben kamen, wihrend andere wie der 17 Jahre alte
Dsmitry Stachouski und Szjapan Latypau so lange schikaniert und bedroht wurden, bis sie einen Suizidversuch
unternahmen;

I. in der Erwidgung, dass die Aktivisten fur ein europaisches Belarus Jauhen Afnahel, Pawel Juchnewitsch, Maksim
Winjarski und Andrej Wojnitsch, der Oppositionsfihrer Pawel Sewjarynez, der Blogger Dsmitry Kaslou und die
Biirgeraktivistin Iryna Schtschasnaja am 25. Mai 2021 aufgrund des fingierten Vorwurfs des ,Extremismus* zu vier bis
sieben Jahren Haft verurteilt wurden; in der Erwdgung, dass die politischen Gefangenen Dsmitry Furmanau, Jauhen
Rasnitschenka und Uladzimir Kniha am 2. Juni 2021 im sogenannten Fall Zichanouski zu bis zu vier Jahren Haft
verurteilt wurden; in der Erwigung, dass das Gericht am 3. Juni 2021 im ,Tanzprotest-Fall“ eine fiinfte Gruppe von
Angeklagten verurteilt hat, die aus den politischen Gefangenen Aljaksandr Chrapko, Radsiwon Meduscheuski, Thar
Winakurau, Andrej Aniskewitsch, Alena Lojka, Halina Tschuhunowa, Andrej Njamirski, Dsmitry Kurhanau, Kazjaryna
Smirnowa, Mikita Uwarau, Safija Nischt, Sjarhej Ksenschuk und Illja Palchouski bestand und zu Strafen verurteilt wurde,
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die von 18-monatigem Hausarrest bis zu einem Jahr Gefingnis reichten; in der Erwagung, dass der politische Gefangene
Sjarhej Pjarfiljeu am 3. Juni 2021 zu zwei Jahren Haft und sein Sohn Stanislau Pjarfilieu zu zwei Jahren
Freiheitsbeschriankung (Hausarrest) verurteilt wurde;

J. in der Erwigung, dass die belarussischen Staatsorgane unabhingige belarussische Journalisten weiterhin massiv
unterdriicken und schikanieren und danach trachten, einer objektive Berichterstattung zu verhindern; in der Erwégung,
dass hunderte Journalisten festgenommen wurden, darunter auch zwei Journalisten des Fernsehkanals Belsat, die in der
Folge verurteilt wurden; in der Erwagung, dass Dutzende in Gewahrsam genommen wurden und Gewalt erfahren haben
und dass einige von ihnen mit Geldstrafen belegt wurden; in der Erwédgung, dass Journalisten in Untersuchungshaft
genommen und strafrechtlich verfolgt wurden; in der Erwigung, dass es zahlreiche Berichte dariiber gibt, dass
Staatsorgane Journalisten, darunter auslandischen Medienkorrespondenten, die Akkreditierung entziehen, wobei einige
von ihnen festgenommen und aus Belarus ausgewiesen wurden; in der Erwdgung, dass die belarussischen Staatsorgane
am 18. Mai 2021 die Biiros von Tutby, der groften unabhingigen belarussischen Nachrichtenwebsite, gestiirmt,
zahlreiche Mitarbeiter festgenommen und die Website gesperrt haben;

K. in der Erwigung, dass Menschenrechtsverteidiger, Oppositionspolitiker, Vertreter der Zivilgesellschaft, Gewerks-
chaftsvertreter und andere engagierte Biirger systematisch Einschiichterung, Schikanierung und Einschrankungen ihrer
Grundfreiheiten ausgesetzt sind; in der Erwigung, dass es keine Anzeichen dafiir gibt, dass die belarussischen
Staatsorgane die tausenden seit Mitte August 2020 bekannt gewordenen Berichte iiber Polizeibrutalitit oder die
Totungen von Demonstranten untersuchen; in der Erwigung, dass die weit verbreitete Straflosigkeit bei Menschen-
rechtsverletzungen die verzweifelte Lage der belarussischen Bevolkerung weiter verfestigt; in der Erwagung, dass der
belarussischen Bevolkerung ihr Recht auf ein faires Verfahren vorenthalten wird, da das Rechtsstaatsprinzip in dem Land
nicht gilt;

L. in der Erwdgung, dass nach Angaben des belarussischen Studentenverbands, einer unabhingigen Studentengewerk-
schaft, mehr als 460 Studenten inhaftiert wurden, von denen fast ein Drittel Frauen sind, und dass mehr als
150 Studenten willkiirlich ihrer Universitaten verwiesen wurden, worauthin viele aus Sorge um ihre Sicherheit in
Nachbarlinder geflohen sind;

M. in der Erwigung, dass die belarussischen Staatsorgane am 31. Mai 2021 die ohnehin bereits strengen
Reisebestimmungen weiter verschirft haben, wodurch es den belarussischen Biirgern — und zwar einschlieSlich
derer, die iiber eine langfristige Aufenthaltsgenehmigung im Ausland verfiigen — nahezu unmdoglich gemacht wird, das
Land zu verlassen;

N. in der Erwigung, dass es zunehmend zu Repressionsmaffnahmen gegen Vertreter der polnischen Minderheit in Belarus
kommt, darunter die Festnahme und Verurteilung der Vorsitzenden des Verbands der Polen in Belarus Andzelika Borys
und die Inhaftierung des Journalisten, Bloggers und Mitglieds des Verbands der Polen in Belarus Andrzej Poczobut; in
der Erwdgung, dass das polnische Schulsystem in Belarus zunehmend unter dem Druck des Regimes steht; in der
Erwidgung, dass diese Maffnahmen mit antipolnischer Propaganda im Staatsfernsehen einhergehen; in der Erwdgung,
dass Lukaschenka in Belarus einen neuen Feiertag geschaffen hat, der am 17. September anlésslich des Jahrestags der
Invasion Polens durch die Sowjetunion im Jahr 1939 begangen werden soll;

O. in der Erwigung, dass Belarus mit dem kommerziellen Betrieb des Kernkraftwerks Astrawez begonnen hat, ohne alle
Sicherheitsempfehlungen aus dem Stresstestbericht der EU von 2018 umzusetzen, weshalb das Kernkraftwerk Astrawez
unsicher ist und eine schwerwiegende Gefiahrdung der nuklearen Sicherheit ganz Europas darstellt;

P. in der Erwdgung, dass die Europdische Union bislang Sanktionen gegen 88 belarussische Einzelpersonen, darunter
Aljaksandr Lukaschenka, und sieben Organisationen verhingt hat;

1. verurteilt das Abfangen und die erzwungene Landung des Ryanair-Fluges FR4978 in Minsk am 23. Mai und die
Inhaftierung des Journalisten Raman Pratassewitsch und Sofja Sapegas durch die belarussischen Staatsorgane auf das
Schirfste; betrachtet diese abscheuliche Handlung als Verstof$ gegen das Volkerrecht, der einen Akt des Staatsterrorismus
darstellt;

2. fordert die umgehende und bedingungslose Freilassung von Raman Pratassewitsch und Sofja Sapega sowie aller
anderen in Belarus inhaftierten Journalisten und politischen Gefangenen;

3. begriift den Beschluss des Rates, die bestehenden restriktiven Maffnahmen zu verschirfen, indem belarussischen
Luftfahrtunternehmen aller Art die Benutzung des Luftraums der EU untersagt wird und Flughifen in der Union fiir Fliige
dieser Luftfahrtunternehmen gesperrt werden, und rit dem Rat, einen Plan auszuarbeiten, um den Belarussen die Ausreise
zu erleichtern; fordert die Internationale Zivilluftfahrt-Organisation und die Europdische Agentur fiir Flugsicherheit auf,
diesen inakzeptablen Vorfall, durch den internationale Normen und Standards infrage gestellt werden, zu untersuchen und
geeignete Mafinahmen zu ergreifen; hebt hervor, dass dieser schwerwiegende Zwischenfall einen massiven Vertrauensbruch
bewirkt hat und dass jeder Staat seinen Verpflichtungen nach dem Abkommen von Chicago verantwortungsvoll
nachkommen sollte, um fiir den Schutz und die Sicherheit von Luftfahrzeugen zu sorgen; fordert Ryanair auf, zu
kooperieren und den Behorden alle relevanten Informationen zu diesem Vorfall zur Verfiigung zu stellen;
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4. fordert eine griindliche Bewertung der Folgen der Entfihrungen aus einem abgefangenen Zivilflugzeug nicht nur fur
den internationalen Luftverkehr und die Flugsicherheit, sondern auch fur die allgemeine Sicherheit in Europa und vor allem
fir die Sicherheit belarussischer und anderer Staatsbiirger, die in Mitgliedstaaten der EU im Exil leben oder dort Zuflucht
oder Asyl suchen;

5. betont, dass bei einer solchen Untersuchung gepriift werden sollte, ob Russland eine Rolle bei den vom belarussischen
Regime begangenen terroristischen Handlungen gespielt hat; unterstreicht, dass fiir den Fall, dass dies als zutreffend erachtet
wird, alle russischen Staatsangehorigen, die unmittelbar oder mittelbar an der Operation beteiligt waren, nach Maf3gabe der
globalen Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte (Magnitski-Rechtsakt der EU) mit Sanktionen belegt
werden sollten; hebt hervor, dass die EU einen wichtigen Beitrag zu der Untersuchung leisten kann, unter anderem durch die
Einbezichung von Einrichtungen der Union wie Europol, Eurojust oder der Europiischen Staatsanwaltschaft in die Arbeit
gemeinsamer Untersuchungsteams und in gemeinsame Untersuchungstatigkeiten;

6.  bekriftigt, dass es die Wahl von Aljaksandr Lukaschenka zum Prisidenten von Belarus nicht anerkennt; erachtet das
derzeitige Regime in Belarus als illegitim, illegal und kriminell; unterstiitzt die belarussische Bevolkerung weiterhin bei ihren
legitimen Forderungen und in ihrem Streben nach freien und fairen Wahlen, den Grundfreiheiten und Menschenrechten,
demokratischer Vertretung, politischer Teilhabe und Wiirde; verurteilt das harte Vorgehen gegen tausende Belarussen, die
friedlich fiir ihr Recht auf Freiheit, Demokratie und Wiirde demonstriert haben;

7. verurteilt aufs Schirfste die Gewalt und Unterdriickung durch die Staatsorgane in Belarus, insbesondere die
rechtswidrigen Festnahmen, die Folter und die Misshandlungen wihrend der Haft und die strafrechtliche Verfolgung
friedlicher Biirger, fordert die sofortige Beendigung dieser Gewalt und Unterdriickung und bekundet der belarussischen
Gesellschaft seine Unterstiitzung und Solidaritit; verurteilt die systematischen Ubergriffe auf Zivilisten durch das Regime,
das seit der gefilschten Wahl im August 2020 etwa 14 000 Belarussen durch Gewalt, Einschiichterung und andere Formen
von Zwang zur Flucht aus dem Land gezwungen hat; bekriftigt, dass die laufende Unterdriickungskampagne und die
Vertreibung von Zivilisten schwere Menschenrechtsverletzungen darstellen; bedauert, dass Belarus derzeit das einzige Land
in Europa ist, das die Todesstrafe immer noch vollstreckt, und besteht darauf, dass sie umgehend und auf Dauer abgeschafft
wird; verurteilt die jiingsten Mafnahmen der belarussischen Staatsmacht, mit denen den meisten belarussischen Biirgern,
darunter vielen Inhabern von Aufenthaltstiteln fiir andere Lander, untersagt wurde, das Land zu verlassen;

8.  verurteilt die harten und ungerechten Gerichtsurteile, die in jiingster Zeit gegen zahlreiche politische Gefangene und
Hiftlinge, darunter den Oppositionsfithrer Pawel Sewjarynez, verhingt wurden, sowie die Gerichtsverfahren gegen Vertreter
der demokratischen Opposition in Belarus wie Wiktar Babaryka, Mikola Statkewitsch und Sjarhej Zichanouski; missbilligt
die Verurteilung von Pawel Sewjarynez, Jauhen Afnahel, Andrej Wojnitsch, Pawel Juchnewitsch, Dsmitry Kaslou, Maksim
Winjarski und Iryna Schtschasnaja in einem Gerichtsverfahren unter Ausschluss der Offentlichkeit in der Stadt Mahiljou;

9.  bekriftigt, dass unabhingige belarussische Medien und Journalisten wichtig sind und eine wichtige Funktion in der
belarussischen Gesellschaft wahrnehmen; verurteilt die Unterdriickung der Medien und die Unterbrechung des Zugangs
zum Internet sowie das Verpriigeln, Festnehmen und Einschiichtern von Journalisten und Bloggern; betont, dass die
belarussische Bevolkerung das Recht auf ungehinderten Zugang zu Informationen hat;

10.  verurteilt die Repressionen und feindseligen Handlungen der Staatsorgane gegen Vertreter der polnischen Minderheit
und das polnische Schulsystem in Belarus; fordert in diesem Zusammenhang die bedingungslose Freilassung von Andzelika
Borys, Andrzej Poczobut und anderen politischen Gefangenen;

11.  fordert den Europdischen Auswirtigen Dienst (EAD), die Kommission und die nationalen diplomatischen
Vertretungen der Mitgliedstaaten in Belarus auf, die Lage und die Gerichtsverhandlungen der einzelnen politischen
Gefangenen in Belarus, auch jene gegen Raman Pratassewitsch und Sofja Sapega, genau zu beobachten, ihnen
Unterstiitzung anzubieten und sich fiir ihre Freilassung einzusetzen; fordert das Lukaschenka-Regime in diesem
Zusammenhang auf, im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen von Belarus gemif den Wiener Ubereinkommen
iiber diplomatische und konsularische Beziehungen umgehend alle Handlungen einzustellen, die dazu fuhren, dass die
Mitglieder der nationalen diplomatischen Dienste und des diplomatischen Diensts der EU eingeschiichtert oder beldstigt
werden;

12.  betont, dass die Kontakte und die Zusammenarbeit mit Vertretern der belarussischen demokratischen Krifte in
Minsk und im Exil, insbesondere mit Swjatlana Zichanouskaja und den Mitgliedern des Koordinierungsrates und des
nationalen Krisenbewiltigungsteams, unbedingt aufrechterhalten und ausgebaut werden miissen; schlieft sich daher den
Forderungen an, deren Vertreter anlésslich des G7-Gipfels vom 11. bis 13. Juni 2021 und des Gipfeltreffens der Ostlichen
Partnerschaft 2021 einzuladen, und empfiehlt, sie auch kiinftig zu hochrangigen bilateralen Treffen auf Regierungsebene
sowie zu Parlamentssitzungen und interparlamentarischen Treffen einzuladen und Belarus-Gruppen in allen nationalen
Parlamenten der EU-Mitgliedstaaten einzurichten;

13.  fordert den Rat auf, die Listen der Personen und Einrichtungen, gegen die die EU Sanktionen verhingt hat, um die
Personen und Einrichtungen zu erweitern, die daran beteiligt waren, den Ryanair-Flug FR4978 abzufangen und zur
Landung zu zwingen und Raman Pratassewitsch und Sofja Sapega festzunchmen; weist erneut darauf hin, dass dem
Journalisten Raman Pratassewitsch die Todesstrafe droht;
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14.  fordert den Rat nachdriicklich auf, mit dufSerster Dringlichkeit das vierte Sanktionspaket gegen Personen und
Einrichtungen vorzulegen, die am Wahlbetrug, den Repressionsmaffnahmen, Folter oder Misshandlung und Menschen-
rechtsverletzungen in Belarus oder an der Verfolgung unabhingiger Journalisten und Blogger mitgewirkt haben oder
beteiligt waren, und bereits mit der Ausarbeitung eines Folgepakets zu beginnen; fordert Sanktionen gegen eine wesentlich
hohere Zahl belarussischer Amtstrager, etwa gegen Staatsanwilte, Richter und Strafverfolgungsbedienstete, die daran
mitwirken, Regimekritiker mit Repressionsmaflnahmen zu belegen und unrechtmiflig zu verurteilen, sowie gegen
Polizeibeamte, Strafvollzugsbedienstete und Mitglieder des Parlaments und der Regierung und gegen Personen, die in den
Bereichen Propaganda, Medien, Desinformation und Hetze fiir das Regime titig sind, gegen Personen und Einrichtungen,
die Lukaschenka und sein Regime unterstiitzen, etwa Marat Markau, der Raman Pratassewitsch am 2. Juni 2021 im
Staatssender ONT interviewte, und gegen Personen, die an dem Vorfall vom 23. Mai mitwirkten, etwa Beamte der
Nachrichtendienste und Luftfahrtbehorden; weist in diesem Zusammenhang erneut darauf hin, dass die Moglichkeiten fiir
restriktive Mafinahmen im Rahmen der globalen Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte (Magnitski-
Rechtsakt der Union) in vollem Umfang ausgeschopft werden miissen;

15.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dem belarussischen Regime jegliche finanzielle Unterstiitzung
strikt zu verweigern und daher neue Kreditlinien fiir belarussische Banken abzulehnen und jegliche Investitionen in
Infrastrukturprojekte oder Wirtschaftsunternehmen in Belarus einzustellen; fordert die Kommission auf, Manahmen zu
ergreifen, mit denen verhindert wird, dass Finanzinstitute aus der EU Anleihen oder andere Finanzinstrumente erwerben, die
von der belarussischen Regierung und mit ihr verbundenen offentlichen Einrichtungen ausgegeben werden; begriifit, dass
die Europdische Investitionsbank und die Europiische Bank fiir Wiederaufbau und Entwicklung die Finanzierung von
Projekten im offentlichen Sektor von Belarus ausgesetzt haben, und fordert, Moglichkeiten zu priifen, wie die nicht
verwendeten Mittel zur Zivilgesellschaft und zu den Teilen der Privatwirtschaft umgelenkt werden kénnen, die nicht mit
dem Regime in Verbindung stehen; fordert den Internationalen Wihrungsfonds und die EU-Mitgliedstaaten auf, dem
Regime unter keinen Umstdnden direkte Haushaltsunterstiitzung zu gewéhren und von dem fir 2021 angekiindigten
Sonderziehungsverfahren abzusehen;

16.  fordert alle in Belarus titigen Unternechmen aus der EU erneut auf, im Einklang mit den Leitprinzipien der Vereinten
Nationen fiir Wirtschaft und Menschenrechte besondere Sorgfalt walten zu lassen und ihrer Verantwortung fiir die Achtung
der Menschenrechte nachzukommen; fordert sie auferdem auf, von neuen Investitionen abzusehen und auch offentlich
Protest gegen die anhaltende Repression im Land seitens der belarussischen Staatsorgane zu erheben;

17.  fordert den Rat auf, rasch Wirtschaftssanktionen zu beschlieen und umzusetzen, die substanziell sein und so weit
wie moglich unmittelbar das belarussische Regime, seine Unterstiitzer und diejenigen Wirtschaftsakteure treffen miissen, die
das Regime stiitzen; fordert, dass sich diese Wirtschaftssanktionen gegen o6ffentliche und private Unternehmen richten, die
direkt vom Regime kontrolliert werden oder eng mit den Geschiftsinteressen des Regimes verwoben oder dafiir bekannt
sind, dass sie ihre Mitarbeiter wegen der Teilnahme an Streiks oder Protesten entlassen haben; fordert, dass
branchenspezifische Sanktionen insbesondere gegen die Rohélverarbeitung und die Herstellung von Erddlerzeugnissen
sowie gegen die Kaliindustrie, die Stahlindustrie und die holzverarbeitende Industrie verhingt werden; fordert dariiber
hinaus, dass die Zusammenarbeit mit staatseigenen belarussischen Banken und ihre Finanzierung eingestellt und die
Kreditlinien internationaler Banken fuir Tochterbanken in Belarus begrenzt werden und dass in Betracht gezogen wird,
Belarus voriibergehend aus dem SWIFT-System auszuschliefen; fordert in der EU registrierte Unternehmen und
insbesondere die Siemens AG auf, die Zusammenarbeit mit belarussischen staatlichen Stellen in Form der Weitergabe von
Technologie und Know-how einzustellen; fordert die Mitgliedstaaten und die Organe der EU auf, engagierter gegen den in
erheblichem Ausmaf betriebenen Zigarettenschmuggel aus Belarus in die EU vorzugehen, aus dem das Lukaschen-
ka-Regime Einnahmen generiert; spricht sich fiir ein koordiniertes solidarisches Vorgehen der EU aus, mit dem die
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Mitgliedstaaten ausgeglichen werden, die am stirksten von den Wirtschaftssanktionen
gegen Belarus betroffen sind;

18.  begriilt den Beschluss der Union der Europdischen Rundfunkorganisationen (UER), die Mitgliedschaft des
belarussischen Rundfunkanstalt BRTK in der UER auszusetzen; fordert, Belarus aus internationalen Sportgremien und von
internationalen Sportveranstaltungen auszuschliefen, auch von Europa- und Weltmeisterschaften und den Olympischen
Spielen in Tokio; fordert die Union der europiischen Fulballverbande (UEFA) nachdriicklich auf, dem belarussischen
Staatsfernsehsender TVR die Ubertragungsrechte fiir das Fufballturnier EURO 2020 zu entziehen und diese Rechte
kostenfrei dem unabhingigen Sender Belsat TV zu iibertragen;

19.  fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre nachrichtendienstliche Zusammenarbeit im Hinblick auf die Krise in Belarus zu
verbessern und bekannte und mutmafSliche belarussische Agenten, die in der gesamten Union titig sind, auszuweisen; legt
seinem Prasidenten nahe, den Zugang zum Europdischen Parlament fir die Bediensteten der Botschaft von Belarus in
Briissel einzuschrinken, auch den personlichen Zutritt zu und die Fernteilnahme an vom Europiischen Parlament
veranstalteten Sitzungen, und die Kommunikation des Parlaments mit der Botschaft von Belarus zu tiberpriifen;

20.  ist zutiefst besorgt dariiber, dass Russland eng mit dem Lukaschenka-Regime verwoben ist, ihm finanziellen Beistand
leistet und die Nachrichtendienste von Russland und Belarus eng zusammenarbeiten;

21.  betont, dass ein internationales Engagement mit Diskussionen im Rahmen der Vereinten Nationen und der NATO
notwendig ist; fordert die EU auf, ihre Mafnahmen mit den Vereinigten Staaten, den G7-Partnern und anderen
gleichgesinnten Lindern zu koordinieren und sich um eine weitreichende Abstimmung mit den Partnern der EU,
insbesondere in den Nachbarlindern der EU wie der Ukraine, zu bemithen, um mit den Sanktionen groftmaogliche
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Auswirkungen zu erzielen; weist auf die Entscheidung der Regierung der Ukraine hin, sich den Mitgliedstaaten der EU
anzuschliefen und Sanktionen im Bereich Verkehr gegen belarussische Luftfahrtunternehmen zu verhingen, und fordert die
Kommission und den Rat auf, Strafmaffnahmen gegen die Belavia und ihre Fluggiste, die auf die von Russland annektierte
Krim fliegen, zu verhdngen; begriifSt die bevorstehenden Gipfeltreffen zwischen der EU und den USA sowie den USA und
Russland und betrachtet sie als wichtige Moglichkeiten zur Abstimmung der Standpunkte zwischen der EU und ihren
Partnern;

22.  betont, dass Sanktionsmechanismen zwar die beste Moglichkeit der EU sind, mit Unrechtsregimen angemessen
umzugehen, die EU sich aber zusitzlich zu den Sanktionen gegen belarussische Staatsunternehmen den Druck innerhalb
des Landes zunutze machen sollte, indem sie die belarussische Zivilgesellschaft unterstiitzt;

23.  fordert die Kommission und den HR/VP auf, gemeinsam mit internationalen Partnern die Organisation einer
hochrangigen internationalen Konferenz tiber die Zukunft eines demokratischen Belarus einzuleiten, deren Themen die
Beilegung der Krise in Belarus, die Ermittlung und strafrechtliche Verfolgung von durch die belarussischen Staatsorgane
gegen die belarussische Bevolkerung begangenen Verbrechen und der demokratische Wandel in Belarus sind; ist der
Ansicht, dass durch eine derartige Konferenz unter der Leitung der EU, an der internationale Finanzinstitutionen, die
G7-Lander, die Mitgliedstaaten und Organe der EU und andere teilnehmen, die bereit sind, ein Finanzpaket in Hohe von
mehreren Milliarden Euro zu schniiren, die kiinftigen Reformbemithungen und die Umstrukturierung der Wirtschaft
unterstiitzt werden und der belarussischen Bevolkerung eine klare Botschaft der Unterstiitzung iibermittelt wird;

24.  erinnert an seine vorherige Initiative fiir eine hochrangige Mission unter Mitwirkung ehemaliger hochrangiger
Beamter der Union, mit der alle denkbaren Wege erkundet werden sollen, wie der Gewalt Einhalt geboten und die
Freilassung der politischen Gefangenen erwirkt werden kann, und mit der dazu beigetragen werden konnte, ein Umfeld zu
schaffen, das einem alle Seiten einbeziehenden innerstaatlichen politischen Dialog in Belarus forderlich ist;

25.  fordert die Kommission, den EAD und die Mitgliedstaaten der EU nachdriicklich auf, die unmittelbare Unterstiitzung
und das direkte Engagement fur die Opposition, die Zivilgesellschaft, Menschenrechtsverteidiger und die unabhingigen
Medien in Belarus und jenseits der Grenzen des Landes zu verstirken, unter anderem durch Kapazititsaufbau und
finanzielle Unterstiitzung, und den Europiischen Fonds fiir Demokratie bei seinen Titigkeiten vor Ort stirker zu
unterstiitzen; fordert in dieser Hinsicht die EU und andere internationale Organisationen auf, Medienunternehmen und
unabhingigen Journalisten finanzielle und technische Unterstiitzung zukommen zu lassen, damit sie ihrer Aufgabe
nachkommen konnen, die Gesellschaft tiber die aktuellen Entwicklungen in Belarus zu informieren; bekraftigt in diesem
Zusammenhang seine Forderung, die Unterstiitzung fiir den Fernsehsender Belsat TV aufzustocken;

26.  gibt seine Zusage, einen Beitrag dazu zu leisten, die Kapazititen der demokratischen Krifte zu stirken, der
Zivilgesellschaft eine grofere Rolle zuzuweisen und den umfassenden politischen Dialog voranzubringen, der zu einem
friedlichen Machtwechsel in Belarus fithren soll, sowie junge politische Fithrungskrifte und Menschenrechtsverteidiger
durch die Mechanismen des Parlaments zur Unterstiitzung der Demokratie zu unterstiitzen;

27.  begriiflt den von der Kommission vorgelegten Entwurf eines mit 3 Mrd. EUR ausgestatteten umfassenden Plans zur
Unterstiitzung der Wirtschaft in einem kiinftigen demokratischen Belarus; fordert die Kommission und den Rat auf, diesen
Plan weiterzuentwickeln und voranzubringen und deutlich mitzuteilen, dass die EU bereit ist, greifbare und vielfaltige
Unterstiitzung zu leisten und Belarus auf einen Reform- und Modernisierungskurs zu bringen, sobald der demokratische
Wandel in Belarus vollzogen ist; stellt fest, dass die EU ein umfassendes Mafinahmenpaket vorschlagen muss, um die
demokratischen Krifte in Belarus auf die Umsetzung dieses Pakets vorzubereiten;

28.  fordert die EU auf, sich mit den Vereinigten Staaten, den G7-Partnern und anderen gleichgesinnten Landern
abzustimmen, um die Zusammenarbeit mit dem von Lukaschenka kontrollierten offentlichen Sektor einzufrieren und die
Zusammenarbeit mit der belarussischen Zivilgesellschaft und belarussischen Privatunternehmen auferhalb des
Dunstkreises des Regimes neu auszurichten;

29. lehnt die inakzeptable Drohung Aljaksandr Lukaschenkas ab, dass die belarussischen Staatsorgane irregulire
Migranten kiinftig nicht mehr aufthalten und den Drogenhandel kiinftig nicht mehr unterbinden, und bringt seine Besorgnis
tiber die Zunahme der irreguldren Migration aus Belarus in die EU und iiber die mogliche Mitwirkung der belarussischen
Staatsorgane an diesem Phdnomen zum Ausdruck; fordert die Mitgliedstaaten und die Organe der EU auf, die
Entwicklungen in diesen Bereichen zu verfolgen und geeignete Mafinahmen zu ergreifen;

30.  verurteilt den missbrauchlichen Einsatz der Strafverfolgungsbehorden durch die belarussische Fithrung fiir politische
Zwecke; fordert Interpol auf, vorliegende und kiinftige Antridge von Belarus umgehend und sorgfiltig zu prifen und
geeignete Maffnahmen zu ergreifen, um zu verhindern, dass Belarus Interpol fiir politische Zwecke missbraucht;

31.  betont, dass die Verbrechen des Lukaschenka-Regimes gegen die belarussische Bevolkerung umfassend untersucht
werden miissen und dass diese Untersuchungen in die Errichtung eines internationalen Strafgerichtshofs miinden sollten,
vor dem diese Verbrechen verhandelt werden; fordert nachdriicklich, dass die internationale Gemeinschaft in Ermangelung
der Bereitschaft der belarussischen Staatsorgane, das Rechtsstaatsprinzip und die Rechenschaftspflicht einzufiihren,
Mafinahmen ergreift, mit denen dazu beigetragen wird, dass Beweise fiir Straftaten gesichert werden und dafiir Sorge
getragen wird, dass die Verantwortlichen entlang der gesamten Befehlskette ermittelt und strafrechtlich verfolgt werden;
begriifft die Initiativen mehrerer EU-Mitgliedstaaten, den Grundsatz der universellen Gerichtsbarkeit anzuwenden und
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Gerichtsverfahren gegen die belarussischen Verantwortlichen fiir Repressalien vorzubereiten, und fordert alle anderen
EU-Mitgliedstaaten auf, ihrem Beispiel zu folgen; fordert, dass alle internationalen Initiativen, mit denen gegen die
Straflosigkeit in Belarus vorgegangen werden soll, tatkraftig unterstiitzt werden, etwa die Internationale Plattform gegen
Straflosigkeit und die Justizplattform (,Justice Hub®) in Vilnius;

32, fordert den HR/VP, die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die Lage in Belarus in allen
einschligigen europdischen und internationalen Organisationen wie der OSZE, dem Europarat, dem Menschenrechtsrat der
Vereinten Nationen und anderen Fachgremien der Vereinten Nationen auch weiterhin zur Sprache zu bringen, um dringend
notwendige internationale Maflnahmen beziiglich der Lage in Belarus herbeizufithren und die Blockadehaltung Russlands
und anderer Lander gegen solche Mafinahmen zu iiberwinden;

33.  fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, die Verfahren zur Beantragung von Visa und eines Aufenthaltsstatus fiir
Personen, die aus politischen Griinden aus Belarus fliechen oder infolge der Gewalt, die ihnen angetan wurde, medizinisch
behandelt werden miissen, weiter zu vereinfachen und ihnen und ihren Familien die erforderliche Unterstiitzung und Hilfe
zu bieten; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Empfehlungen des Berichterstatters des Moskauer Mechanismus der OSZE in
Bezug auf die Gewdhrung von Asyl in Fillen von Verfolgung, die unter die Genfer Fliichtlingskonvention fallen, umzusetzen
und das Verfahren fiir die Erteilung von Notfallvisa und die Bereitstellung von Notunterkiinften in den EU-Mitgliedstaaten
weiter zu vereinfachen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, belarussischen Studenten und Wissenschaft-
lern, die ihrer Universititen verwiesen und aufgrund ihrer prodemokratischen Haltung inhaftiert wurden, Stipendien
anzubieten; fordert die Mitgliedstaaten auf, im Exil titige Einrichtungen wie die Europdische Geisteswissenschaftliche
Universitdt Vilnius, an denen eine neue Generation von Belarussen unterrichtet wird, die das korrupte und illegitime System
ihres Heimatlandes infrage stellen, finanziell zu unterstiitzen;

34.  fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und den EAD auf, mit internationalen Partnern wie dem Moskauer
Mechanismus der OSZE und dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten sowie Menschen-
rechtsverteidiger und die Zivilgesellschaft vor Ort uneingeschrinkt zu unterstiitzen, damit Menschenrechtsverletzungen
itberwacht und dokumentiert werden konnen und {iiber diese Verbrechen berichtet wird, die Titer anschlieend zur
Rechenschaft gezogen werden und den Opfern Gerechtigkeit widerfahrt; begriif$t die Einrichtung der Internationalen
Plattform fur Rechenschaftspflicht in Belarus und fordert die Organe der EU und die Mitgliedstaaten auf, die Arbeit der
Plattform zu unterstiitzen; bekennt sich zu seiner Aufgabe, das tatsichliche Funktionieren der Plattform des Européischen
Parlaments fiir die Bekdmpfung der Straflosigkeit in Belarus sicherzustellen und eine zeitnahe internationale Reaktion auf
die Entwicklungen in Belarus zu koordinieren;

35.  bekraftigt, dass alle Mitgliedstaaten einen einheitlichen Standpunkt einnehmen miissen, wenn es gilt, auf den vom
Regime von Aljaksandr Lukaschenka orchestrierten und vom Kreml unterstiitzten Staatsterrorismus zu reagieren; erachtet
es als sehr wichtig, dass die EU gegen Desinformationen iiber die Lage in Belarus in der EU und gegen andere in diesem
Zusammenhang von Dritten ausgehende hybride Bedrohungen vorgeht; bekundet Lettland nach der ungerechtfertigten
Ausweisung seiner Diplomaten aus Belarus seine Solidaritit; verurteilt die Einleitung strafrechtlicher Ermittlungen durch die
belarussische Generalstaatsanwaltschaft gegen den Auflenminister Lettlands und den Biirgermeister der lettischen
Hauptstadt Riga; verurteilt simtliche Bestrebungen der belarussischen Staatsorgane, Druck auf Mitgliedstaaten der EU
auszuiiben, darunter auch den Antrag der belarussischen Staatsanwaltschaft auf Befragung des ehemaligen litauischen
Prasidenten Valdas Adamkus wegen seiner angeblichen Verbindungen zu einem der SS unterstellten Polizeibataillon, das
wahrend des Zweiten Weltkriegs in Belarus Vergeltungsmafinahmen durchgefiihrt hat;

36.  bekriftigt seine Besorgnis iiber die kommerzielle Inbetriebnahme des Kernkraftwerks Astrawez, das lediglich 45 km
von Vilnius entfernt ist, und unterstreicht die mit dieser Anlage verbundenen Risiken fiir die Mitgliedstaaten der EU; erachtet
es als sehr wichtig, die vom Kernkraftwerk Astrawez ausgehenden Gefahren fiir die nukleare Sicherheit anzugehen;
bedauert, dass Belarus sich nicht fiir die nukleare Sicherheit des Kernkraftwerks Astrawez unter Wahrung vollstindiger
Transparenz einsetzt und sich nicht zur vollstindigen Umsetzung der Empfehlungen von der Gruppe der europiischen
Aufsichtsbehorden fiir nukleare Sicherheit (ENSREG) durchgefithrten Peer-Review der Anlage verpflichtet; fordert die
Einfithrung wirksamer Schutzmafnahmen gegen den unmittelbaren oder mittelbaren Verkauf im Kernkraftwerk Astrawez
erzeugten belarussischen Stroms auf den Markten der EU;

37.  unterstreicht, dass die derzeitige Lage ein Test fiir die Glaubwiirdigkeit der Europdischen Union und die Wirksamkeit
ihrer Auenpolitik ist; weist erneut darauf hin, dass die Lage in Belarus, einem Nachbarland und Mitglied der Ostlichen
Partnerschaft, unmittelbare Auswirkungen auf die EU hat und dass die EU hinldngliche Entschlossenheit zeigen sollte, den
demokratischen Kriften, die Belarus Freiheit und Demokratie bringen wollen, konkrete und langfristige Unterstiitzung zu
bieten; fordert die EU auf, nicht zogerlich, sondern rasch und vorausschauend zu handeln;

38.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprisidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fur Aufen- und Sicherheitspolitik und den Regierungen und Parlamenten der
Mitgliedstaaten sowie dem Europarat, der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, der Internationalen
Zivilluftfahrt-Organisation und den Staatsorganen der Republik Belarus zu {ibermitteln.
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P9 TA(2021)0294
Lage in Afghanistan
Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zur Lage in Afghanistan (2021/2712(RSP))
(2022/C 67/16)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieBungen zu Afghanistan,

— unter Hinweis auf den Plan fiir ein gemeinsames Vorgehen Afghanistans und der EU in Migrationsfragen vom
2. Oktober 2016,

— unter Hinweis auf das am 18. Februar 2017 unterzeichnete Kooperationsabkommen iiber Partnerschaft und
Entwicklung zwischen der Europidischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Islamischen Republik

Afghanistan andererseits,

— unter Hinweis auf die Erklirung des Nordatlantikrats vom 9. Dezember 2020 zu den Friedensverhandlungen in
Afghanistan,

— unter Hinweis auf die Ausfithrungen von Prisident Biden vom 14. April 2021 zum weiteren Vorgehen in Afghanistan,

— unter Hinweis auf die Rahmenvereinbarung iiber Eigenstidndigkeit durch gegenseitige Rechenschaft, die auf der Briisseler
Afghanistan-Konferenz vom 4. und 5. Oktober 2016 getroffen wurde,

— unter Hinweis auf die internationale Geberkonferenz auf Ministerebene 2020 (Afghanistan-Konferenz) vom 23. und
24. November 2020,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Erklirung des Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreters der Union fiir
Auflen- und Sicherheitspolitik (HR/VP) und des indischen Auenministers vom 4. Mai 2021 zur Lage in Afghanistan,

— unter Hinweis auf das Kommuniqué der Sondergesandten und Sonderbeauftragten der Europiischen Union,
Frankreichs, Deutschlands, Italiens, der NATO, Norwegens, des Vereinigten Konigreichs und der Vereinigten Staaten
vom 7. Mai 2021 zum afghanischen Friedensprozess,

— unter Hinweis auf die Erhebung zu Opium in Afghanistan von 2020, die im April 2021 gemeinsam von der
afghanischen nationalen Behorde fiir Statistik und Information und dem Biiro der Vereinten Nationen fiir Drogen- und

Verbrechensbekdmpfung veroffentlicht wurde,

— unter Hinweis auf die Leitlinien der EU fiir die Forderung und den Schutz der Rechte des Kindes, die EU-Leitlinien zu
Kindern und bewaftneten Konflikten und die EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern,

— unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen zu Afghanistan,

— unter Hinweis auf die Resolutionen des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen zu Afghanistan,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948,

— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte von 1966,

— gestiitzt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschaftsordnung,

— gestiitzt auf Artikel 144 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass die USA und die Taliban im Februar 2020 ein Abkommen unterzeichnet haben, das den Weg fiir
die ersten direkten Gespriche zwischen den Taliban und Vertretern der Islamischen Republik Afghanistan seit 2001
ebnet;

B. in der Erwidgung, dass Antony Blinken, AufSenminister der Vereinigten Staaten, am 14. April 2021 den einseitigen
Abzug der Truppen der Vereinigten Staaten bis zum 11. September 2021 angekiindigt hat; in der Erwdgung, dass die

NATO-Verbiindeten dem Grundsatz der gemeinsamen Durchfithrung (,in together, out together) folgen und ihre
Truppen ebenfalls zu diesem Zeitpunkt abziehen werden;
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C. in der Erwidgung, dass die afghanischen Friedensgespriche zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban 2020
in Doha aufgenommen wurden; in der Erwdgung, dass die Waffenstillstandsvereinbarung nicht eingehalten wurde und
sich die Friedensgespriche derzeit in einer Sackgasse befinden und die Taliban auf den Abzug der Verbiindeten warten;

D. in der Erwdgung, dass die EU seit 2001 aktiv in Afghanistan prasent ist, um die soziale und wirtschaftliche Entwicklung
zu fordern und die internationale Unterstiitzung zu koordinieren; in der Erwigung, dass viele EU-Mitgliedstaaten,
NATO-Partner und verbiindete Linder mit militdrischen und zivilen Ressourcen zur Stabilisierung und Entwicklung
Afghanistans beigetragen haben und dabei zahlreiche Opfer und schwere Verluste zu beklagen hatten; in der Erwigung,
dass ein stabiles, unabhingiges Afghanistan, das fiir sich selbst sorgen kann und terroristischen Gruppen keine Zuflucht
bietet, noch immer ein wesentliches sicherheitspolitisches Interesse der EU, der NATO und ihrer Mitgliedstaaten
darstellt;

E. in der Erwigung, dass es von entscheidender Bedeutung ist, die Fortschritte der letzten beiden Jahrzehnte in
Afghanistan, insbesondere in Bezug auf die Menschenrechte und Grundfreiheiten, aufrechtzuerhalten;

F. in der Erwidgung, dass die Vertretung von Frauen und ihren Rechten in den afghanischen Friedensgesprichen nicht
verhaltnismaRig ist und ein engagierteres Vorgehen der Verhandlungsparteien in dieser Frage erforderlich ist;

G. in der Erwigung, dass Frauen, Kinder und ethnische Minderheiten am stirksten von dem Scheitern der afghanischen
Friedensgespriche und den Bemithungen um eine militirische Losung des Konflikts betroffen sein werden; in der
Erwigung, dass afghanische Frauen bereits damit begonnen haben, ihre Bewegungsfreiheit nur noch eingeschrinkt
wahrzunehmen, um Risiken zu verringern, und dass der Zugang von Kindern zu Bildung und Spiel durch drohende
Gewalt behindert wird;

H. in der Erwigung, dass sich die Sicherheitslage in Afghanistan allméhlich verschlechtert und die Zahl der Angriffe auf
afghanische Streitkrifte sowie gezielte Morde an afghanischen Aktivisten, Medienschaffenden, Erziehern, Arzten,
Richtern und Regierungsbeamten zunchmen; in der Erwigung, dass die Zahl der Taliban-Angriffe seit Beginn der
afghanischen Friedensgesprache erheblich zugenommen hat, mit dem Ziel, die Kontrolle iiber die von der Regierung
kontrollierten Gebiete zu iibernehmen; in der Erwigung, dass Afghanistan dem Globalen Terrorismusindex 2020
zufolge das am stdrksten betroffene Land ist; in der Erwidgung, dass vier Millionen der 36 Millionen Einwohner des
Landes Vertriebene sind; in der Erwdgung, dass drei Millionen Menschen aufgrund von Gewalt und zusitzlich eine
Million Menschen aufgrund von Naturkatastrophen zu Binnenvertriebenen wurden; in der Erwidgung, dass
bereits 2,5 Millionen Afghanen auf der Suche nach Sicherheit aus dem Land geflohen sind, wobei sich die Mehrheit
im Iran und in Pakistan niedergelassen hat;

I in der Erwigung, dass Afghanistan das Empfingerland ist, das weltweit die meiste Entwicklungshilfe von der EU erhalt;
in der Erwagung, dass der Beitrag der EU zu Afghanistan in den letzten 20 Jahren zu erheblichen Verbesserungen in
Bezug auf die Lebenserwartung, die Lese- und Schreibfihigkeit, die Miitter- und Kindersterblichkeit und die Frauenrechte
gefiihrt hat; in der Erwigung, dass die EU zwischen 2002 und 2020 mehr als 4 Mrd. EUR bereitgestellt und fiir den
Zeitraum 2021-2025 Mittel in Hohe von 1,2 Mrd. EUR fur langfristige Hilfe und Soforthilfe zugesagt hat; in der
Erwigung, dass diese Zusage mit einer Mitteilung der EU und von Landern einherging, auf die zusammen etwa 80 % der
gesamten Offentlichen Entwicklungshilfe fiir Afghanistan entfallen, in der die wichtigsten Voraussetzungen
hervorgehoben werden, die das Land erfiillen muss, damit es weiterhin Unterstiitzung erhlt, darunter ein anhaltendes
Bekenntnis zu Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und den Menschenrechten;

J. in der Erwidgung, dass in Afghanistan die Verantwortlichen fiir Angriffe und T6tungen haufig nicht zur Verantwortung
gezogen werden; in der Erwigung, dass die Mitglieder des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen am 12. Marz 2021 die
alarmierende Zahl der gezielten Angriffe auf Zivilpersonen in Afghanistan verurteilt haben;

K. in der Erwigung, dass der jiingste Anstieg der Gewalt vor dem Hintergrund langjdhriger, weit verbreiteter
Menschenrechtsverletzungen im Land durch Terroristen, bewaffnete Gruppen und Sicherheitskrifte stattgefunden hat,
darunter aufSergerichtliche To6tungen, Folter und sexuelle Gewalt; in der Erwdgung, dass in dem zwanzig Jahre
wahrenden Krieg schatzungsweise 150 000 Menschen ihr Leben verloren haben, darunter 35 000 Zivilisten;

L. in der Erwdgung, dass in Afghanistan seit 2001 nachweislich Fortschritte bei den Rechten von Frauen und Midchen
erzielt wurden, unter anderem in Bezug auf den Zugang Bildung, die Gesundheitsversorgung und die Teilhabe am
staatsbiirgerlichen und politischen Leben; in der Erwigung, dass diese Verbesserungen die wohl grofte Errungenschaft
in der jiingsten Entwicklung des Landes sind; in der Erwigung, dass dieser teilweise Fortschritt nun bedroht ist und
dringend erhalten und gestirkt werden muss;

M. in der Erwigung, dass Frauen und Midchen trotz dieser Verbesserungen tdglich mit entsetzlichen Bedrohungen
konfrontiert sind, einschlieflich Hindernissen beim Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen und Angriffen, darunter
hausliche, sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt; in der Erwdgung, dass Afghanistan nach dem Index fiir Frauen,
Frieden und Sicherheit 2019/2020 als zweitschlechtestes Land fiir Frauen eingestuft wurde; in der Erwdgung, dass bei
der Bombardierung der Madchenschule Sajed al-Schuhada in Kabul am 8. Mai 2021 mindestens 85 Menschen getétet
und 147 verletzt wurden, die meisten davon Schiilerinnen; in der Erwigung, dass am 2. Mérz 2021 in Dschalalabad drei
Journalistinnen getotet wurden;
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N. in der Erwidgung, dass die COVID-19-Pandemie die Armutsquote in Afghanistan dramatisch erhoht hat; in der
Erwidgung, dass COVID-19-bezogene Mafinahmen und die sich verschlechternde Sicherheitslage zu Einschrinkungen
des Zugangs der afghanischen Bevolkerung zu humanitirer Hilfe gefiihrt haben;

O. in der Erwigung, dass Afghanistan 2021 mit einer Diirre rechnet und die Zahl der derzeit 5,5 Millionen Menschen, die
von Erndhrungsunsicherheit auf Krisen- und Notstandsniveau betroffen sind, dadurch erhoht wird und weitere
17,6 Millionen Menschen mit akuter Erndhrungsunsicherheit konfrontiert sein diirften;

P. in der Erwidgung, dass die wirtschaftlichen Kosten des Terrorismus in Afghanistan im Jahr 2018 fast 20 % seines BIP
entsprachen und afghanischen Kindern ihre Zukunft, die Moglichkeit, eine Ausbildung zu erhalten, die Aussichten auf
eine stabile Beschiftigung und Dienstleistungen wie die Gesundheitsversorgung durch den Staat genommen werden;

Q. in der Erwidgung, dass afghanische Unternehmen unter Erpressung durch die Taliban leiden, die die Landwirte zum
Opiumanbau und illegalen Bergbauaktivitidten zwingen;

1. ist der Auffassung, dass sich Afghanistan in einer kritischen Situation befindet, da eine instabile innerstaatliche
Situation, eine sich verschlechternde Sicherheitslage, innerafghanische Friedensgespriche, die de facto zum Stillstand
gekommen sind, und die Entscheidung, die Truppen der Vereinigten Staaten und der NATO bis zum 11. September 2021
abzuziehen, aufeinandertreffen, was zu neuer Unsicherheit, geringerer Stabilitit, der Gefahr einer Zuspitzung interner
Konflikte und einem Vakuum, das im schlimmsten Fall von den Taliban gefiillt wird, fithren kann; ist besorgt dariiber, dass
dies eine duflerst besorgniserregende Perspektive fiir das Land und fur die Dauerhaftigkeit der soziopolitischen
Errungenschaften und Fortschritte der letzten 20 Jahre wire;

2. bringt seine tiefe Besorgnis zum Ausdruck und verurteilt auf das Scharfste den alarmierenden Anstieg der Gewalt in
Afghanistan, einschlieflich der gezielten Ermordungen von Kindern, weiblichen Berufstitigen, Journalisten und
Medienschaffenden, Pidagogen, Menschenrechtsverteidigern, Angehérigen der Zivilgesellschaft, Aktivisten, Arzten,
Regierungsbeamten und Angehorigen der Justiz; fordert alle Seiten nachdriicklich auf, unverziiglich einen dauerhaften
und umfassenden Waffenstillstand zu vereinbaren;

3. ist besorgt iiber die Briichigkeit und mangelnde Stabilitdt der afghanischen Regierung und tiber deren mangelnde
Kontrolle iiber einen groflen Teil des Landes, aufgrund derer sich die Auswirkungen der Gewalt auf die Zivilbevolkerung
verschdrfen; fordert die Taliban dazu auf, ihre Angriffe gegen Zivilisten und die nationalen Streitkrifte unverziiglich
einzustellen und das humanitire Volkerrecht uneingeschrinkt zu achten; spricht den Opfern von Terroranschligen und
ihren Familien sein tiefes Mitgefiihl und seine Unterstiitzung aus;

4. betont, dass das Szenario eines ,gescheiterten Staates* vermieden werden muss, und bekraftigt sein Engagement fiir
einen Friedens- und Aussohnungsprozess und Wiederaufbau nach dem Konflikt unter afghanischer Fihrung und
Verantwortung, die der einzige glaubwiirdige Weg zu umfassendem, langfristigem Frieden, Sicherheit und Entwicklung sind;
betont, dass dies nun wichtiger denn je ist, da das Datum des Abzugs der Truppen der Vereinigten Staaten und der NATO
schnell ndher riickt; fordert den Rat, den Européischen Auswirtigen Dienst (EAD) und die Kommission nachdriicklich auf,
so bald wie moglich eine umfassende Strategie fur die kiinftige Zusammenarbeit mit Afghanistan nach dem Abzug der
Truppen der NATO-Biindnispartner auszuarbeiten und diese dem Parlament vorzulegen, und fordert die EU und ihre
Mitgliedstaaten, die NATO und die USA auf, sich weiterhin fur dieses Ziel einzusetzen;

5. unterstiitzt in diesem Zusammenhang die sofortige Wiederaufnahme der Friedensgespriche in Doha, um eine
politische Konfliktbeilegung und einen dauerhaften, landesweit ausgehandelten Waffenstillstand zu erreichen; unterstreicht,
dass nur eine politische Losung Hoffnung auf dauerhaften Frieden bietet, und empfiehlt den Parteien, die Hilfe eines
unabhingigen Vermittlers, z. B. der Vereinten Nationen, in Anspruch zu nehmen, um zu einer Einigung tiber einen
politischen Fahrplan fiir ein prosperierendes Afghanistan beizutragen; fordert den EAD und die Kommission auf, eine
stirkere Rolle dabei zu iibernehmen, beide Parteien an den Verhandlungstisch zu bringen, und Unterstiitzung bei der
Vermittlung und Mediation anzubieten, wenn die Afghanen dies wiinschen;

6.  bekraftigt, dass eine ausgehandelte politische Losung, mit der fur Frieden gesorgt werden soll, auf den
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Errungenschaften der letzten 20 Jahre aufbauen muss; betont, dass die
langfristige Entwicklung Afghanistans von der Rechenschaftspflicht, der verantwortungsvollen Staatsfiihrung und dauerhaft
sicheren Lebensverhaltnissen fir die Menschen abhiangen wird, einschlieflich der Verringerung der Armut und der
Schaffung von Beschiftigungsmaoglichkeiten, des Zugangs zu Sozial- und Gesundheitsdiensten sowie Bildung und des
Schutzes der Grundfreiheiten und Menschenrechte;

7. fordert die afghanische Regierung nachdriicklich auf, das afghanische Parlament aktiv in alle einschlidgigen Prozesse
einzubinden, alle Mafinahmen zu beenden, die eine wirksame Zusammenarbeit zwischen Regierung und Parlament
verhindern, und die parlamentarischen Kontrollrechte zu verbessern, wobei das afghanische Parlament die afghanische
Bevolkerung in ihrer Vielfalt reprisentieren sollte; erachtet es als notwendig, die Abhaltung freier und fairer Wahlen im
Einklang mit internationalen Standards und die Wahlbeobachtungsmissionen im Land sowie die Verbesserung der
Transparenz bei den Staatsausgaben weiterhin zu unterstiitzen, damit die afghanische Regierung ihren Biirgern gegeniiber
uneingeschrankt rechenschaftspflichtig ist;
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8.  weist darauf hin, dass sich der afghanische Staat, um auf den Errungenschaften der letzten 20 Jahre aufbauen zu
konnen, ernsthaft dazu verpflichten sollte, Terrorismus und bewaffnete Gruppen, Drogenproduktion und Drogenhandel zu
bekidmpfen und zu verhiiten, gegen die Ursachen der irreguldren Migration und der Zwangsmigration vorzugehen und diese
zu steuern, die regionale Instabilitit zu iiberwinden, Anstrengungen zur Beseitigung der Armut zu unternehmen,
Radikalisierung entgegenzuwirken, die zu gewaltbereitem Extremismus fithrt, und gegen die Straflosigkeit bei Verletzung
der Menschenrechte und des humanitiaren Volkerrechts vorzugehen;

9.  bedauert, dass die Kommission vor der Unterzeichnung der Gemeinsamen Erklarung tiber die Zusammenarbeit im
Bereich der Migration dem Parlament die Erklirung nicht vorgelegt hat und dass das Parlament keine Gelegenheit hatte,
seine Meinung dazu zu duflern; fordert die Kommission auf, fir die Gemeinsame Erklarung iiber die Zusammenarbeit im
Bereich Migration eine Folgenabschitzung in Bezug auf die Menschenrechte durchzufihren;

10.  erklart sich besorgt iiber die Bedrohung, die der Terrorismus fur Afghanistan und die Region bedeutet, insbesondere
{iber die anhaltende Prisenz des Islamischen Staats im Irak und der Levante (ISIL — Da’esh) und seiner Verbiindeten,
insbesondere ISIL in der Provinz Khorasan und Al-Qaida; weist darauf hin, dass die terroristischen Straftaten in Afghanistan
von mehreren Akteuren, einschliefSlich der Taliban, Al-Qaida und des sogenannten Islamischen Staates, begangen werden;
hebt hervor, dass die reale Gefahr besteht, dass die Instabilitit und die Gewalt nach dem Abzug der Truppen der Vereinigten
Staaten und der NATO zunehmen; bekriftigt daher, dass es dringend erforderlich ist, dass die EU sich mit Interessentrigern,
einschlieflich der afghanischen Regierung und der Sicherheitskrifte, der Vereinigten Staaten, der NATO und der Vereinten
Nationen, abstimmt, um einen moglichst reibungslosen Ubergang sicherzustellen;

11.  verurteilt simtliche terroristischen Aktivitdten und alle Terroranschlige in Afghanistan; betont, dass die wirksame
Bekdmpfung der Terrorismusfinanzierung und die Auflosung von Finanznetzen, durch die der Terrorismus unterstiitzt
wird, wichtig sind; ist sehr besorgt iiber die Ergebnisse des Berichts des Uberwachungsteams der Vereinten Nationen, aus
dem hervorgeht, dass sich die Bezichungen zwischen den Taliban und Al-Qaida vertieft haben, und die darin enthaltene
Warnung, dass die Taliban Friedensgespriche ablehnen und eine militdrische Ubernahme vorziehen wiirden; nimmt ferner
die Berichte zur Kenntnis, aus denen hervorgeht, dass die Taliban 2021 aktiv Militdroperationen vorbereiten;

12.  weist darauf hin, dass eine nachhaltige Entwicklung ohne Sicherheit nicht moglich ist, was auch umgekehrt gilt;
weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass bei der internationalen Unterstiitzung fur Afghanistan nach dem Abzug
der Truppen ein ganzheitlicher Ansatz sichergestellt werden muss, um die finanzielle und technische Unterstiitzung fur die
nationalen afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskrifte, die Reformen in den Bereichen Sicherheit, Politik, Wirtschaft
und Entwicklung, mit besonderem Augenmerk auf der Stirkung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der
Menschenrechte, insbesondere fiir Frauen, junge Menschen und Minderheiten, fortzusetzen;

13.  erkennt die Arbeit lokaler und internationaler nichtstaatlicher Organisationen an, die der afghanischen Bevolkerung
trotz der Sicherheitsrisiken Dienstleistungen anbieten sowie Hilfe und Unterstiitzung leisten; ist weiterhin besorgt iiber das
gefihrliche Umfeld, in dem zivilgesellschaftliche Organisationen, einschlieflich Journalisten und Menschenrechtsverteidi-
gern, titig sind; fordert den Europiischen Auswirtigen Dienst (EAD), die Kommission und die Mitgliedstaaten
nachdriicklich auf, weiterhin umfassende Unterstiitzung fiir die Zivilgesellschaft bereitzustellen und den Dialog mit der
afghanischen Regierung fortzusetzen, um dringend die Hindernisse fur die Tatigkeiten regierungsunabhingiger
Organisationen zu verringern; fordert die staatlichen Stellen Afghanistans, die Taliban und alle anderen einschligigen
Akteure nachdriicklich auf, fiirr die Sicherheit lokaler und internationaler zivilgesellschaftlicher, nichtstaatlicher und
humanitirer Organisationen zu sorgen;

14.  fordert — unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen — eine glaubwiirdige und transparente Untersuchung
des jiingsten Angriffs auf eine Madchenschule, bei dem 85 Personen, zumeist Mddchen im Alter zwischen 11 und 17
Jahren, getotet wurden, sowie den Anschlag vom 12. Mai 2020 auf die Entbindungsstation des Krankenhauses Dasht-e
Barchi in Kabul, die von Arzte ohne Grenzen unterstiitzt wird; fordert den EAD, die Kommission und die Mitgliedstaaten
auf, zu erwigen, den Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen nachdriicklich aufzufordern, einen Untersuchungsaus-
schuss zu schweren Verstofen gegen das humanitire Volkerrecht in Afghanistan einzusetzen;

15.  betont, dass Straflosigkeit und Korruption weiterhin ernsthafte Hindernisse fur die Verbesserung der Sicherheits-
koordinierung, die Bereitstellung offentlicher Dienste und die Wirtschaftsreform sind; begriifft, dass in Afghanistan im
November 2020 eine Kommission fiir die Bekdimpfung der Korruption eingesetzt wurde, um die neu angenommene
Strategie zur Bekdmpfung der Korruption umzusetzen, und fordert den EAD und die Kommission nachdriicklich auf,
weiterhin ein hohes Maf§ an Unterstiitzung der EU bereitzustellen, um gegen die Korruption in dem Land vorzugehen;

16.  weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Unterstiitzung durch die EU weiterhin an die Bedingung gekniipft ist, dass
die Errungenschaften der letzten 20 Jahre erhalten bleiben und darauf aufgebaut wird, die inklusive und verantwor-
tungsvolle Staatsfithrung effektiv verbessert wird, die Institutionen, der demokratische Pluralismus und die Rechtsstaat-
lichkeit gestirkt werden, die Korruption bekdmpft wird, die unabhingigen Medien gestirkt werden und die Menschenrechte
und Grundfreiheiten simtlicher Afghanen, insbesondere der Frauen, Kinder und aller Angehérigen von Minderheiten und
gefihrdeten Gruppen, geachtet werden; weist darauf hin, dass das Recht von Madchen auf Bildung, das eine grofSe
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Errungenschaft der letzten 20 Jahre darstellt, nicht infrage gestellt werden darf; betont, dass klare Vorgaben und
Uberwachungsmechanismen erforderlich sind, um die erzielten Fortschritte und die effiziente und transparente
Verwendung der EU-Mittel zu messen;

17.  betont, dass es unbedingt notwendig ist, die Fortschritte, die im Bereich der Rechte der Frauen in Afghanistan in den
vergangenen 20 Jahren erzielt wurden, zu erhalten; verweist auf die Beteiligung von Frauen an den Friedensgesprichen
aufseiten der afghanischen Regierung und betont, dass im Friedensprozess keine Kompromisse in Bezug auf die Rechte der
Frauen eingegangen werden diirfen; betont, dass Fortschritte in Bezug auf die Rechte der Frauen in Gebieten, die nicht der
Kontrolle der Regierung unterstehen, in den Verhandlungen ebenfalls behandelt werden miissen; spricht sich nachdriicklich
fiir eine stirkere Vertretung und umfassende Konsultation von Frauenorganisationen wahrend der gesamten Gespriche aus;
betont, dass eine umfassende Teilhabe von Frauen in der Phase nach dem Wiederaufbau und ihre Beteiligung am politischen
und staatsbiirgerlichen Leben in Afghanistan eine grundlegende Voraussetzung fiir die Schaffung von dauerhaftem Frieden,
Sicherheit und Entwicklung sind; fordert den EAD, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Stirkung der Stellung
von Frauen weiterhin zu unterstiitzen und zu einer Schlisselvoraussetzung fiir eine kontinuierliche finanzielle
Unterstiitzung des Landes zu machen;

18.  bedauert zutiefst, dass Frauen weiterhin erheblichen Herausforderungen gegeniiberstehen, darunter hiusliche,
sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt, Zwangsheirat und ein eingeschrinkter Zugang zu Gesundheitsversorgung;
betont, dass Fortschritte in diesen Bereichen fir die EU weiterhin hohe Prioritdt haben miissen; begriifSt die von der EU
finanzierten Projekte, mit denen die Stirkung der Stellung der Frauen und ihre Beteiligung an der Beschlussfassung
unterstiitzt werden;

19.  bekriftigt, dass die EU kontinuierlich Unterstiitzung leisten muss, um Afghanistan bei der Bekdmpfung der
COVID-19-Pandemie zu unterstiitzen, den Afghanen Impfstoffe zur Verfiigung zu stellen und bei der Organisation von
Impfkampagnen behilflich zu sein;

20.  betont, dass es wichtig ist, die dringenden Bedrohungen in Bezug auf die Erndhrungssicherheit infolge des
Klimawandels, von Diirren und der COVID-19-Pandemie anzugehen; fordert die EU auf, ihren auf der Afghanistan-K-
onferenz 2020 eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen, und fordert den EAD und die GD ECHO der Kommission
(Generaldirektion Europiischer Katastrophenschutz und humanitire Hilfe) nachdriicklich auf, eine Fithrungsrolle zu
iibernehmen und die Finanzierungsliicke zu schlieSen, damit sichergestellt wird, dass Nahrungsmittelhilfe rasch mobilisiert
und koordiniert wird, um gegen die drohende Ernahrungsunsicherheit vorzugehen; fordert alle Geber nachdriicklich auf,
ihre humanitare Hilfe aufrechtzuerhalten oder aufzustocken, insbesondere ihre Unterstiitzung fur das afghanische
Gesundheitssystem und die Forderung des Zugangs afghanischer Frauen und Midchen zur Gesundheitsversorgung;

21.  weist darauf hin, dass der Anbau von Opiummohn auch iiber die Grenzen Afghanistans hinaus Folgen hat und sich
auf die Nachbarldnder und Europa, das der Hauptbestimmungsort fiir in Afghanistan hergestelltes Heroin ist, auswirkt;
betont, dass die afghanische Regierung ihre Anstrengungen zum Vorgehen gegen diese Bedrohung verstirken muss, und
betont, dass eine lingerfristige Entwicklung und Unterstiitzung der Landwirtschaft notwendig sind, um verldssliche
Arbeitsplitze und alternative Einkommensmaglichkeiten zum Opiumanbau zu schaffen; weist darauf hin, dass dies ein
notwendiger Schritt ist, um gegen illegalen Drogenhandel, Geldwasche und Terrorismusfinanzierung vorzugehen;

22.  weist auf das Potenzial fur wirtschaftliches Wachstum in Afghanistan durch die nachhaltige Entwicklung seiner
natiirlichen Ressourcen hin; betont, dass die Hilfe der EU fir den Ausbau der Infrastruktur der afghanischen Bevolkerung
zugutekommen koénnte, indem durch sie Arbeitsplitze und Ressourcen fiir wichtige offentliche Dienstleistungen
bereitgestellt werden und fiir Umweltschutz gesorgt wird;

23.  betont, dass EU-Mittel eingesetzt werden miissen, um in die Verbesserung der regionalen Vernetzung zu investieren,
damit Handel und Transit erleichtert werden, wodurch Afghanistan die Mittel erhalten wiirde, um wirtschaftlich zu
wachsen;

24.  weist darauf hin, dass Afghanistan ein Binnenland im Ubergangsbereich zwischen Asien und dem Nahen Osten ist,
und stellt fest, dass die Unterstiitzung von und die positive Zusammenarbeit mit zentralasiatischen Nachbarlindern und
regionalen Miachten, insbesondere China, dem Iran, Indien, Russland und Pakistan, fir die Stabilisierung, Entwicklung und
wirtschaftliche Lebensfahigkeit Afghanistans wesentlich sind; fordert den EAD und die Mitgliedstaaten auf, ihren Dialog mit
den Nachbarstaaten Afghanistans zu intensivieren; betont, dass diesen Lindern eine wesentliche Rolle bei der Stabilisierung
Afghanistans zukommt, sowie dabei, zu verhindern, dass das Land im Chaos versinkt, wenn die ausldndischen Truppen
abziehen; betont, dass sich die EU und die Vereinigten Staaten in Bezug auf Afghanistan stirker abstimmen miissen, damit
sie in Afghanistan — soweit dies moglich ist — weiterhin eine wichtige Rolle spielen;

25.  weist erneut auf die Verantwortung der Regierungen der Lander, die ihre Truppen aus Afghanistan abziehen, fiir den
Schutz, die Erteilung von Visa und die Riickfithrung des einheimischen Personals hin, insbesondere der Ubersetzer, die sie
bei ihren Bemiihungen unterstiitzt haben und deren Leben nun moglicherweise in grofer Gefahr ist; fordert, dass dem eine
griindliche individuelle Bewertung vorausgeht, bei der alle Gewidhrungs- und Sicherheitsaspekte umfassend beriicksichtigt
werden;
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26.  fordert den EAD, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, fur die Sicherheit der europdischen Streitkrifte und
des Personals in Afghanistan sowie der oOrtlichen Bediensteten, die fur die Vertretungen der Mitgliedstaaten oder die
EU-Delegation im Land titig sind oder gearbeitet haben, zu sorgen; fordert den EAD und die Kommission auf, Mittel fiir
eine verstirkte Sicherheitszone bereitzustellen, um eine diplomatische Prisenz nach dem Abzug der Truppen zu
gewihrleisten;

27.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, dem Vizeprisidenten der Kommission
und Hohen Vertreter der Union fiir Auen- und Sicherheitspolitik, dem Sondergesandten der EU fiir Afghanistan, den
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der Regierung und dem Parlament der Islamischen Republik
Afghanistan zu tibermitteln.
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P9 TA(2021)0295
Europiische Biirgerinitiative mit dem Titel ,,End the Cage Age“

Entschlieffung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu der Europiischen Biirgerinitiative ,,Schluss mit
der Kifighaltung“ (2021/2633(RSP))

(2022/C 67/17)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf die Europdische Biirgerinitiative ,Schluss mit der Kifighaltung” (End the Cage Age) (ECI(2018)
000004), die 1,4 Millionen giiltige Unterschriften aus allen Mitgliedstaaten der damaligen EU-28 erhielt und die erste
giiltige Europdische Biirgerinitiative fur landwirtschaftliche Nutztiere ist,

— unter Hinweis auf die offentliche Anhorung vom 15. April 2021 zu der Europdischen Biirgerinitiative ,Schluss mit der
Kifighaltung®,

— unter Hinweis auf das Spezial Eurobarometer 442 mit dem Titel ,Einstellungen der Europder zum Tierschutz®, wonach
82 % der Unionsbiirgerinnen und -biirger der Meinung sind, dass das Tierwohl von Nutztieren besser geschiitzt werden
sollte, als es derzeit der Fall ist,

— unter Hinweis auf Artikel 13 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV),

— unter Hinweis auf die Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 iiber den Schutz landwirtschaftlicher
Nutztiere (1),

— unter Hinweis auf die Richtlinie 1999/74/EG des Rates vom 19. Juli 1999 zur Festlegung von Mindestanforderungen
zum Schutz von Legehennen (3),

— unter Hinweis auf die Richtlinie 2008/119/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber Mindestanforderungen fiir den
Schutz von Kilbern (%),

— unter Hinweis auf die Richtlinie 2008/120/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber Mindestanforderungen fiir den
Schutz von Schweinen (%),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Ausschusses der Regionen zur Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik, die am 5. Dezember 2018 angenommen wurde (CDR 3637/2018),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europaischen Ausschusses der Regionen zur Agrarokologie, die am 5. Februar
2021 angenommen wurde (CDR 3137/2020),

— unter Hinweis auf das wissenschaftliche Gutachten der Europiischen Behorde fur Lebensmittelsicherheit (EFSA) vom
21. November 2019 mit dem Titel ,Health and welfare of rabbits farmed in different production systems“ (Gesundheit
und Wohlergehen von Kaninchen, die in verschiedenen Produktionssystemen gehalten werden),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 14. Midrz 2017 zu Mindestanforderungen fiir den Schutz von
Nutzkaninchen (°),

— unter Hinweis auf seine EntschlieRung vom 25. Oktober 2018 zum Tierschutz, Einsatz von Antibiotika und den
Auswirkungen der industriellen Masthidhnchenzucht auf die Umwelt (°),

— unter Hinweis auf die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 31. Médrz 2021 mit dem Titel ,Evaluierung
(Zusammenfassung) der Strategie der Europidischen Union fiir den Schutz und das Wohlergehen von Tieren
2012-2015 (SWD(2021)0077),

ABL. L 221 vom 8.8.1998, S. 23.
ABL. L 203 vom 3.8.1999, S. 53.
ABL L 10 vom 15.1.2009, S. 7.
ABL L 47 vom 18.2.2009, S. 5.
ABIL. C 263 vom 25.7.2018, S. 90.
ABIL. C 345 vom 16.10.2020, S. 28.
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— unter Hinweis auf den Sonderbericht Nr. 31/2018 des Europiischen Rechnungshofs tiber den Tierschutz in der EU,

— unter Hinweis auf die Studie des Wissenschaftlichen Dienstes des Europaischen Parlaments vom November 2020 mit
dem Titel ,End the Cage Age: Auf der Suche nach Alternativen®,

— gestiitzt auf Artikel 222 Absatz 8 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Entwurf einer EntschlieBung des Ausschusses fiir Landwirtschaft und landliche Entwicklung,

A. in der Erwidgung, dass mit dem AEUV die Unionsbiirgerschaft eingefithrt wird und dieser Vertrag zu einer weiteren
Verbesserung der demokratischen Funktionsweise der Union fiihrt, da darin unter anderem festgelegt ist, dass jede
Biirgerin und jeder Biirger das Recht hat, tiber eine Europdische Biirgerinitiative am demokratischen Leben der Union
teilzunehmen;

B. in der Erwdgung, dass die Bedeutung Europdischer Biirgerinitiativen fir die Gestaltung politischer Initiativen und
Entwicklungen der EU ebenso anerkannt werden sollte wie der Umstand, dass im Anschluss an frithere erfolgreiche
Europiische Biirgerinitiativen keine weiteren Maflnahmen ergriffen wurden;

C. in der Erwidgung, dass in Artikel 13 AEUV Tiere ganz klar als fuhlende Wesen anerkannt werden; in der Erwégung,
dass in diesem Artikel auflerdem festgelegt ist, dass die Union und die Mitgliedstaaten bei der Festlegung und
Durchfithrung der Politik der Union im Bereich der Landwirtschaft den Erfordernissen des Wohlergehens der Tiere in
vollem Umfang Rechnung zu tragen haben;

D. in der Erwdgung, dass anerkannt werden sollte, dass in der EU bereits strenge Tierschutzstandards gelten, die zu den
strengsten weltweit zahlen;

E. in der Erwdgung, dass im Rahmen der Strategie ,Vom Hof auf den Tisch“ darauf hingewiesen wird, dass es dringend
erforderlich ist, das Wohlergehen der Tiere zu verbessern und den Geltungsbereich der Strategie zu erweitern, wobei
die Vorteile, die sie fiir die Tiere, die Lebensmittelqualitit, die Verringerung des Bedarfs an Arzneimitteln und die
Erhaltung der biologischen Vielfalt mit sich bringt, hervorgehoben und die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse
beriicksichtigt werden;

F.  in der Erwidgung, dass in einer vom Petitionsausschuss in Auftrag gegebenen Studie des Wissenschaftlichen Dienstes
des Europdischen Parlaments mit dem Titel ,End the Cage Age: Auf der Suche nach Alternativen® festgestellt wird, dass
eine kafigfreie Haltung in Europa erreicht werden kann, und in dieser Studie empfohlen wird, kurzfristig finanzielle
und politische Manahmen und langfristig gesetzgeberische Malnahmen zu ergreifen; in der Erwédgung, dass in dieser
Studie bestdtigt wird, dass die EU sehr wohl sicherstellen kann, dass Tierprodukte, die nicht den EU-Standards
entsprechen, nicht in die EU eingefithrt werden konnen;

G. in der Erwdgung, dass in der vorgeschlagenen Europdaischen Biirgerinitiative darauf hingewiesen wird, dass ,Hunderte
Millionen von Nutztieren [...] in der EU fiir den groften Teil ihres Lebens in Kifigen gehalten [werden];

H. in der Erwdgung, dass Kaninchen die am héufigsten in Kafigen gehaltenen Tiere sind, wobei etwa 85 % in reizarmen
Kifigen und 9 % in ausgestalteten Kifigen untergebracht sind, wihrend etwa 50 % der Legehennen in der EU im Jahr
2019 in ausgestalteten Kifigen gehalten wurden, wobei die Prozentsitze in den meisten ost-, mittel- und
sideuropdischen EU-Mitgliedstaaten deutlich hoher sind; in der Erwdgung, dass im Schweinesektor eine iiberwiegende
Mehrheit der Sauen wihrend bestimmter Phasen ihres Fortpflanzungszyklus in Kifigen gehalten wird;

. in der Erwigung, dass die vorgeschlagene Europiische Biirgerinitiative darauf abzielt, das Tierwohl zu verbessern;

J.  in der Erwidgung, dass die Kafighaltung von Tieren als System der Tierhaltung aus dem Zusammenwirken mehrerer
Faktoren entstanden ist, ndamlich der Notwendigkeit, die besten Tiere fiir die genetische Selektion auszumachen, der
Verbesserung der Hygienebedingungen und einer besseren Bewirtschaftung, welche eine Automatisierung und damit
die effizientere Nutzung der immer knapper werdenden Humanressourcen ermdglicht, um den Anstieg der Preise fiir
Land oder der Kosten fiir Anlagen auszugleichen;

K. in der Erwigung, dass die Komplexitdt der Gesundheit und des Wohlergehens von Tieren anerkannt werden sollte; in
der Erwigung, dass bei der Gestaltung von Haltungssystemen den Eigenschaften der verschiedenen Tiere Rechnung
getragen werden sollte, um ihren Bediirfnissen gerecht zu werden;

L. in der Erwidgung, dass jedes Jahr mehr als 300 Millionen Nutztiere fiir einen Teil ihres Lebens oder wahrend ihres
gesamten Lebens in Kifigen gehalten werden und dass in der gesamten EU grofle Bedenken hinsichtlich des
Wohlergehens von Tieren bestehen, die in Kifigen aufgezogen und gehalten werden, da die Tiere nicht einmal in der
Lage sind, aufrecht zu stehen, sich zu strecken oder sich umzudrehen, und es fiir Tiere, die in Kéfigen gehalten werden,
unmoglich ist, ihr natiirliches Verhalten auszuleben;
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M. in der Erwigung, dass Landwirte hohe Investitionen getitigt haben, um das Wohlergehen ihrer Tiere zu verbessern,
und sich ihre Investitionen noch nicht vollstindig rentiert haben; in der Erwigung, dass diese Systeme gemeinsam von
Landwirten, Tierdrzten, Wissenschaftlern und nichtstaatlichen Organisationen entwickelt wurden, damit sichergestellt
ist, dass den Anforderungen an das Wohlergehen der einzelnen Tierarten entsprochen wird;

N. in der Erwdgung, dass die marktorientierten Bemithungen der Landwirte ebenso wie die Notwendigkeit anerkannt
werden sollten, im Hinblick auf weitere Investitionen in Nachhaltigkeit eine Marktrendite zu erzielen;

O. in der Erwigung, dass das Risiko der Verlagerung der Tierproduktion und damit einer Verlagerung von Kernfragen der
Gesundheit und des Wohlergehens von Tieren in Drittlinder anerkannt werden sollte;

P.  in der Erwigung, dass fiir den Ubergang zu einer komplett kifigfreien Haltung zusitzliche Investitionen erforderlich
sind und in der Folge die Produktionskosten steigen werden, insbesondere zu Beginn dieses Wandels, der zu
Investitionskosten fithren wird, die von den Landwirten getragen werden miissen; in der Erwigung, dass bei der
Haltung von landwirtschaftlichen Nutztieren gesundheitliche Fragen stets beriicksichtigt werden miissen;

Q. in der Erwigung, dass von den von den Mitgliedstaaten Ende 2019 gemeldeten kumulativen Ausgaben fiir die
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) wihrend des Zeitraums 2014-2020 nur 1,15 % der zugewiesenen GAP-Mittel auf
Tierschutzmaflnahmen entfielen (7);

R.  in der Erwigung, dass durch Anderungen der Haltungssysteme Ausgewogenheit zwischen verschiedenen Aspekten der
Nachhaltigkeit — ndmlich Tierwohl, Tiergesundheit, Umweltschutz und Wettbewerbsfihigkeit der Landwirte —
erreicht werden sollte;

S.  in der Erwigung, dass bei komplett kifigfreien Haltungssystemen ein angemessenes Mikroklima gewahrleistet werden
muss und diese Systeme fiir jede geografische Region in der EU und unter allen klimatischen Bedingungen, auch
extremen Witterungsverhaltnissen, angemessen sein miissen;

T. in der Erwidgung, dass einige wenige Mitgliedstaaten bereits iiber die EU-Mindestnormen hinausgegangen sind und die
Verwendung von ausgestalteten Kifigen fiir Legehennen, von reizarmen und ausgestalteten Kifigen fiir Kaninchen
oder die Kastenhaltung von Sauen und Abferkelboxen verboten haben und dass in weiteren Mitgliedstaaten spatestens
2030 Rechtsvorschriften in Kraft treten sollen, durch die diese Praktiken allmahlich verboten werden;

U. in der Erwidgung, dass vor jeglichen Anderungen bei der Haltung sowohl die kurz- als auch die langfristigen Kosten der
erforderlichen Anpassungsmaffnahmen bewertet werden miissen; in der Erwégung, dass bei einer Folgenabschitzung
die Bediirfnisse der Sektoren je nach Tierart einschlieflich wirtschaftlicher und gesundheitlicher Aspekte beriicksichtigt
werden miissen;

V. in der Erwigung, dass infolge der gednderten Haltungssysteme das Risiko steigt, dass sich unter den Tieren
iibertragbare Krankheiten verbreiten und sie aufgrund von Dominanz und Konkurrenz sozialem Stress ausgesetzt sind,
was sich auf ihre Gesundheit auswirkt und den Bedarf an Arzneimitteln erhohen konnte;

W. in der Erwidgung, dass finanzielle Investitionen in angemessener Weise unterstiitzt und hohere Produktionskosten
zulasten der Landwirte und Einkommensverluste der Landwirte ausgeglichen werden miissen, um einem solch
tiefgreifenden Wandel den Weg zu ebnen;

X. in der Erwidgung, dass das Wohlergehen der Tiere als spezifisches Ziel in die Gemeinsame Agrarpolitik aufgenommen
wurde und die Mitgliedstaaten daher diese Mittel fiir die Abschaffung der Kifighaltung zur Verfiigung stellen konnen,
etwa iiber den Europdischen Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des landlichen Raums;

Y. in der Erwigung, dass anerkannt werden sollte, dass in einigen Fillen manche Formen der Kifighaltung mehr Vorteile
im Hinblick auf das Tierwohl als negative Auswirkungen fiir das betreffende Tier haben; in der Erwidgung, dass Kifige
in jedem Fall im Verhiltnis zur Grofe des untergebrachten Tieres und zu dem zu erreichenden Zweck stehen miissen;

Z. in der Erwigung, dass im Sonderbericht des Europiischen Rechnungshofs iiber den Tierschutz in der EU festgestellt
wurde, dass die Mitgliedstaaten die Mittel der Gemeinsamen Agrarpolitik nur in begrenztem Umfang zur
Verwirklichung von Tierschutzzielen eingesetzt haben;

—
-

Dreizehnter Finanzbericht der Kommission an das Européische Parlament und den Rat tiber den Europdischen Landwirtschaftsfonds
fir die Entwicklung des lindlichen Raums (ELER) — Haushaltsjahr 2019, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?
uri=CELEX:52020DC03 87 &from=DE.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0387&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0387&from=DE
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AA. in der Erwigung, dass die Tierschutzbestimmungen und die Verbesserung der Kifiggrofle im Laufe der Jahre in
mehreren Programmen fur die lindliche Entwicklung eingeplant wurden; in der Erwédgung, dass das Ziel der
Mafinahme standardmifig durch Mafinahmen zur Vergroferung eines Kifigs oder einer Box in eine Reihe von
Programmen aufgenommen wurde;

AB. in der Erwigung, dass bei allen Anderungen der rechtlichen Vorgaben fiir die Tierhaltung beriicksichtigt werden muss,
inwieweit die Tierschutzvorschriften in den Mitgliedstaaten der EU umgesetzt sind, und dass ein artspezifischer Ansatz
angewandt werden muss;

AC. in der Erwidgung, dass die Europiische Union von Tieren stammende Erzeugnisse -einfithrt, wobei die
Haltungsbedingungen der Tiere in der Regel nicht tiberpriift werden konnen;

AD. in der Erwdgung, dass es alternative Systeme gibt, die wirtschaftlich rentabel sind und bereits eingesetzt werden, z. B.
Stallhaltung, Freilandhaltung und 6kologische Haltung von Hiihnern, Bodenstille und Freiland- oder okologische
Haltung von Kaninchen, Innen- und Freilandgruppenhaltungssysteme fiir Sauen mit freiem Abferkeln, Stall- und
Volierenhaltung von Wachteln und Gruppenhaltungssysteme fiir Kalber;

1. ersucht die Kommission, bis spitestens 2022 Informationen iiber die laufende, von ihr durchgefihrten
Eignungspriifung (,Fitness Check®) der geltenden Rechtsvorschriften der EU im Bereich des Tierschutzes vorzulegen;

2. fordert die Kommission auf, eine umfassendere Lebensmittelpolitik auszuarbeiten, um — unter Beriicksichtigung der
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 6kologischen Dimension dieses Systems — den Ubergang zu einem nachhaltigeren
Lebensmittelsystem mit angemessener Unterstiitzung fiir die Landwirte zu fordern, damit insbesondere kleine und mittlere
Betriebe sich nicht weiter aus der Viehwirtschaft zuriickziehen und es in diesem Sektor nicht zu einer weiteren
Konzentrierung kommt;

3. erkennt an, dass in einer Reihe von Mitgliedstaaten Alternativen zur Kifighaltung erfolgreich umgesetzt werden;
vertritt die Auffassung, dass alternative Systeme entwickelt, verbessert und gefordert werden sollten;

4.  fordert die Kommission auf, neue Tierschutzinitiativen strikt auf unabhingige wissenschaftliche Untersuchungen zu
stittzen und dabei auch mogliche negative Auswirkungen zu beriicksichtigen, wie z. B. das Risiko von Krankheiten,
Brustbeinbriichen oder Kannibalismus im Gefliigelsektor;

5. fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass die Forderungen, die in der Europaischen Biirgerinitiative ,Schluss
mit der Kifighaltung“ erhoben werden, im Rahmen der aktuellen Uberarbeitung der Richtlinie 98/58/EG im Einklang mit
dem europdischen Griinen Deal und der Strategie ,Vom Hof auf den Tisch ordnungsgemafd umgesetzt werden;

6. fordert die Kommission mit Nachdruck auf, Biirokratie und regulatorische Zwinge abzubauen, um es den
Viehproduzenten zu ermoglichen, die notwendigen strukturellen Verinderungen in ihren Betrieben vorzunehmen, um die
neuen Tierschutzbestimmungen zu integrieren;

7. betont, dass der Markt fur tierische Produkte aus kifigfreier, Freiland- und 6kologischer Haltung sowie der Markt fiir
pflanzliche Alternativen in der EU wichst;

8.  stellt fest, dass die EU Vorreiter fiir bestimmte Verbote von Kifigen fur Nutztiere ist, insbesondere fiir ein Teilverbot
von Kilberboxen, das 2007 erlassen wurde, ein Verbot von reizarmen Kafigbatterien fiir Legehennen aus dem Jahr 2012,
ein Teilverbot der Kastenhaltung von Sauen aus dem Jahr 2013 und das generelle Verbot von Kifigen im gesamten
okologischen Landbau in der EU;

9.  weist darauf hin, dass einige EU-Mitgliedstaaten bereits nationale Rechtsvorschriften zum Verbot bestimmter Formen
der Kafighaltung erlassen haben, die tiber die Mindeststandards der EU hinausgehen, was die Dringlichkeit von
Rechtsvorschriften auf EU-Ebene erhoht, um die Praxis der Kafighaltung zu beenden und gleiche Wettbewerbsbedingungen
fur Landwirte in der gesamten EU zu gewihrleisten;

10.  fordert die Kommission auf, Rechtsinstrumente fiir eine gerechte und nachhaltige Landwirtschaft und insbesondere
die Uberarbeitung der Richtlinie 98/58/EG mit dem Ziel vorzuschlagen, die Verwendung von Kifigen in der Tierhaltung in
der EU schrittweise abzuschaffen, wobei ein mogliches Ende dieser Praxis spitestens 2027 gepriift werden sollte;

11.  betont, dass dieser schrittweisen Abschaffung eine wissenschaftlich fundierte Folgenabschitzung zugrunde liegen
muss und dass ein angemessener Ubergangszeitraum gewéhrleistet werden muss;
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12, fordert die Kommission auf, einen artspezifischen Ansatz zu verfolgen, der den Eigenschaften der verschiedenen
Tiere Rechnung trigt und sie bewertet, so dass jedes Tier so gehalten wird, wie es seinen spezifischen Bediirfnissen
entspricht;

13.  fordert die Kommission auf, Handelsabkommen mit Drittlindern zu tiberpriifen, um sicherzustellen, dass darin die
gleichen Tierschutz- und Produktqualititsstandards eingehalten werden;

14.  betont, dass Kaninchen zahlenmifig die am zweithdufigsten gehaltene Nutztierart in der EU sind, wobei ein Grofteil
von ihnen in Kifigen mit unzureichenden Tierschutzstandards gehalten wird; fordert die Kommission in diesem
Zusammenhang auf, spezifische EU-Rechtsvorschriften zu Mindestanforderungen fir den Schutz von Nutzkaninchen
vorzuschlagen;

15.  fordert kiirzere Lieferketten in der Tier- und Humanerndhrung, die auf lokal oder regional produzierte
Eiweilpflanzen fiir Tierfutter und den menschlichen Verzehr setzen; stellt fest, dass die Strategie ,Vom Hof auf den
Tisch® zu einer nachhaltigen Tierproduktion, zu kiirzeren Lieferketten von Nahrungsmitteln und zu einer gerechteren
Handelspolitik beitrdgt, in der europdischen Standards ein hoherer Stellenwert zukommt;

16.  erkennt die positiven Schritte an, die die EU in den letzten Jahren mit der umfassenden Verbesserung der
Tierschutzbedingungen, der Einfihrung des Verbots von Kifigen fur bestimmte Nutztiere und dem Verbot von Kifigen im
gesamten Okologischen Landbau gemacht hat;

17.  begrifit die bewihrten Verfahren, die bereits von mehreren Mitgliedstaaten mit der Verabschiedung von nationalen
Rechtsvorschriften umgesetzt wurden, die tiber die Mindeststandards der EU im Bereich des Tierschutzes, nimlich das
Verbot bestimmter Formen der Kifighaltung, hinausgehen; fordert alle Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, rasch
Mafinahmen zu ergreifen, um den Ersatz der Kifighaltung durch kifiglose alternative Systeme zu fordern;

18.  fordert die Kommission auf, die Landwirte in ihren Bemiihungen zur Verbesserung des Tierschutzes zu unterstiitzen,
insbesondere als Teil des griinen Deals der EU, der GAP-Strategiepldne und der Strategie ,Vom Hof auf den Tisch®, um einen
Verlust der Wettbewerbsfahigkeit und eine daraus resultierende Verlagerung der Produktion der EU in Drittlinder mit
geringeren Tierschutzambitionen zu vermeiden; ist der Auffassung, dass alle Produktionssysteme in der EU die Chance
erhalten sollten, in Nachhaltigkeit und Tierschutz zu investieren;

19.  fordert die Kommission auf, Vorschldge fiir ein Verbot der grausamen und unnétigen Zwangsfiitterung von Enten
und Ginsen zur Erzeugung von Stopfleber vorzulegen;

20. fordert die Mitgliedstaagen auf, Landwirte und Tierhalter zu unterstiitzen, indem sie bei Bedarf Beratung und
Schulungen anbieten, um den Ubergang zu kifigfreier Haltung zu erleichtern;

21.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass wirksame Kontrollen und Zollkontrollen
vorgenommen werden, um die Gegenseitigkeit der Qualitdts- und Sicherheitsanforderungen und der Tierschutznormen der
EU sicherzustellen, um fiir alle Agrarlebensmittel, die in die EU eingefithrt werden, die Wettbewerbsfahigkeit der
europdischen Landwirtschaft auf dem Weltmarkt zu stirken;

22, bekriftigt die Bedeutung von durchsetzbaren Kapiteln zu Handel und nachhaltiger Entwicklung in allen
Handelsabkommen der EU als Mittel, um zu gewihrleisten, dass die groferen Regulierungsbestrebungen der EU mit der
Handelspolitik der EU iibereinstimmen und dass sie von Drittstaaten, die Handelsabkommen mit der EU unterzeichnet
haben, erfiillt werden;

23.  unterstreicht, dass in den Kapiteln iber Handel und nachhaltige Entwicklung auch gleichwertige Produktions-
standards, insbesondere der Tierschutz, beriicksichtigt werden sollten;

24.  betrachtet eine gerechte Handelspolitik, die gleiche Wettbewerbsbedingungen sicherstellt, als Vorbedingung fiir
hohere europiische Standards; fordert die Kommission daher nachdriicklich auf, ihre Bemithungen in Bezug auf Kontrollen
von eingefithrten Lebensmitteln zu verstirken;

25.  besteht darauf, dass alle in die EU eingefiihrten tierischen Erzeugnisse in voller Ubereinstimmung mit den
einschldgigen Rechtsvorschriften der EU erzeugt werden sollten, einschlieBlich kafigfreier Haltung;

26.  fordert die Kommission nachdriicklich auf, fiir ausreichende Unterstiitzung und einen Ubergangszeitraum fiir die
schrittweise Anpassung der Landwirte und Viehziichter zu sorgen, der den Investitionszyklus der Landwirte beriicksichtigt,
sowie Mechanismen zu finanzieren, um den Ubergang zu erleichtern, und gleichzeitig die Wettbewerbsfahigkeit und die
soziale Widerstandsfahigkeit des Agrar- und Nahrungsmittelsektors der EU aufrecht zu erhalten;

27.  vertritt die Auffassung, dass diese Unterstiitzung und ein Ubergangszeitraum gewéhrleistet sein sollten, bevor
gesetzliche Anderungen an den Garantien fiir die Gesundheit von Mensch und Tier und den Schutz der Arbeitnehmer
vorgeschlagen werden, um die Aufgabe von Flichen und einen weiteren Riickzug aus der Tierproduktion (insbesondere
durch kleine und mittlere Betriebe, die nicht iiber die Mittel verfiigen, um sich entsprechend anzupassen) zu verhindern;
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28.  bekraftigt, dass die Kommission die Landwirte dabei unterstiitzen muss, die Verbraucher tiber die bestehenden
hohen Tierschutzstandards aufzukldren und ihnen diese zu vermitteln; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten
daher auf, eine angemessene finanzielle Unterstiitzung und Anleitung vorzusehen, um fiir die betroffenen europiischen
Landwirte fiir einen reibungslosen Ubergang zu sorgen;

29.  betont, dass der Viehzuchtsektor sehr dynamisch und in der Lage ist, sich Verinderungen sowohl bei den
Rechtsvorschriften als auch bei den Priferenzen der Verbraucher anzupassen; unterstreicht indes, dass er dazu fiir seine
Bemithungen mit direkten Beihilfen belohnt werden muss, damit die Nachhaltigkeit der Produktion und die Lebensfahigkeit
der Betriebe nicht gefihrdet sind;

30.  betont die generelle Bedeutung einer fairen Verteilung von Kosten und Nutzen in der Lebensmittelkette und die Rolle
des Marktes, um Landwirten mehr Nachhaltigkeit zu ermaoglichen; ist in diesem Zusammenhang der Ansicht, dass ein
freiwilliges Tierschutzlabel geeignet wire, um die Verpflichtung der Kette vom Hof auf den Tisch anzuzeigen, zu den Zielen
der Europdischen Biirgerinitiative ,Schluss mit der Kifighaltung® beizutragen, und gleichzeitig eine angemessene
Preisgestaltung zu gewahrleisten;

31.  betont, wie wichtig es ist, die Landwirte zu unterstiitzen und ihnen zu helfen, zu einer nachhaltigeren Landwirtschaft
iiberzugehen, indem angemessene Beratung und Schulung, Anreize und Finanzierungsprogramme geboten werden, um
ihren Lebensstandard und ihre Wettbewerbsfahigkeit in lindlichen Gebieten zu unterstiitzen, Investitionen und die
Organisation der Lebensmittelkette zu fordern, kleine lokale Verarbeiter zu stirken und eine kurze Lieferkette zu
unterstiitzen,;

32, fordert die Kommission auf, den Tierschutz auf internationaler Ebene zu férdern und Initiativen zur Sensibilisierung
von Drittlindern durchzufiihren, auch durch Maffnahmen wie weitere gegenseitige Unterstiitzung und einen beschleunigten
Informationsaustausch zwischen den zustindigen Behorden in allen Mitgliedstaaten und in Drittlindern;

33.  weist darauf hin, dass Nutztierbetriebe innovative Orte sind, die stindig in die Verbesserung ihrer Infrastruktur und
ihrer Methoden investieren, um mit den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen und den Erwartungen der Verbraucher
Schritt zu halten;

34. fordert die Entwicklung eines entsprechenden Nachfragemarktes, auf dem alle Produkte, die mit hoheren
Qualitdtsstandards produziert werden, zu hoheren Preisen vermarktet werden konnen;

35.  fordert die Kommission auf, mogliche Umstellungsprogramme fiir einen schnelleren Ausstieg aus der Kafighaltung
vorzulegen, einschlielich einer Bewertung der Folgekosten;

36.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen und
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu iibermitteln.
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P9 TA(2021)0296

Forderung der Gleichstellung von Frauen und Minnern in Ausbildung und Beruf im Bereich
Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik (MINT)

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zur Férderung der Gleichstellung von Frauen und
Minnern in Ausbildung und Beruf im Bereich Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik (MINT)
(2019/2164(INT))

(2022/C 67[18)

Das Europdische Parlament,

— gestitzt auf Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags iiber die Europdische Union und Artikel 8 des Vertrags iiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— gestiitzt auf Artikel 23 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 10. Juni 2016 mit dem Titel ,Eine neue Europiische Agenda fiir
Kompetenzen: ~ Humankapital, — Beschiftigungsfahigkeit —und  Wettbewerbsfihigkeit — gemeinsam  stirken*
(COM(2016)0381,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Mérz 2020 mit dem Titel ,Eine Union der Gleichheit: Strategie
fur die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025“ (COM(2020)0152),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 1. Juli 2020 mit dem Titel ,Europdische Kompetenzagenda fiir
nachhaltige Wettbewerbsfahigkeit, soziale Gerechtigkeit und Resilienz* (COM(2020)0274),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 30. September 2020 mit dem Titel ,Aktionsplan fur digitale
Bildung 2021-2027 — Neuaufstellung des Bildungswesens fiir das digitale Zeitalter* (COM(2020)0624),

— unter Hinweis auf die Studie des Europdischen Instituts fir Gleichstellungsfragen vom 10. August 2017 mit dem Titel
,Wirtschaftlicher Nutzen der Gleichstellung der Geschlechter in der EU: Wie Geschlechtergleichstellung in der
MINT-Ausbildung zu wirtschaftlichem Wachstum fiihrt*,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 9. September 2015 zur Wissenschafts- und Universititslaufbahn von Frauen
und zu bestehenden unsichtbaren Barrieren (1),

— unter Hinweis auf den strategischen Rahmen fur die europidische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und
beruflichen Bildung fiir das Jahr 2020,

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 8. Oktober 2015 zur Anwendung der Richtlinie 2006/54/EG des
Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit
und Gleichbehandlung von Mannern und Frauen in Arbeits- und Beschaftigungsfragen (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 28. April 2016 zur Gleichstellung der Geschlechter und Stirkung von
Frauen im digitalen Zeitalter (*),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 17. April 2018 zur Stirkung der Rolle von Frauen und Madchen durch die
Digitalwirtschaft (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieRung vom 21. Januar 2021 zur Uberwindung der digitalen Kluft zwischen den
Geschlechtern: die Teilhabe von Frauen an der digitalen Wirtschaft (°),

ABL. C 316 vom 22.9.2017, S. 173.

ABI. C 349 vom 17.10.2017, S. 56.

ABIL. C 66 vom 21.2.2018, S. 44.

ABL C 390 vom 18.11.2019, S. 28.
Angenommene Texte, P9_TA(2021)0026.
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— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 6. Dezember 2018 zum Thema ,Gleichstellung der
Geschlechter, junge Menschen und Digitalisierung®,

— unter Hinweis auf die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche am 15. April 2020 verdffentlichte Studie mit
dem Titel ,Education and employment of women in science, technology and the digital economy, including Al and its
influence on gender equality“ (Bildung und Beschiftigung von Frauen in Wissenschaft, Technologie und der digitalen
Wirtschaft, einschlieflich KI und ihr Einfluss auf die Gleichstellung der Geschlechter) (°),

— unter Hinweis auf die Studie mit dem Titel ,Women in the digital age* (Frauen im digitalen Zeitalter) (°),

— unter Hinweis auf den jihrlichen Internationalen Tag der Frauen und Madchen in der Wissenschaft der Vereinten
Nationen am 11. Februar, der darauf abzielt, einen vollstindigen und gleichberechtigten Zugang zu und eine
gleichberechtigte Beteiligung an der Wissenschaft fiir Frauen und Madchen sowie die weitere Verwirklichung der
Gleichstellung der Geschlechter und die Stiarkung der Stellung von Frauen und Madchen zu erreichen,

— unter Hinweis auf die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung, die im Jahr 2016 in Kraft getreten ist, und
insbesondere auf das Ziel fir nachhaltige Entwicklung Nr. 5 zur Gleichstellung der Geschlechter,

— unter Hinweis auf den Fortschrittsanzeiger der Kommission in Bezug auf Frauen in digitalen Branchen fiir 2020,

— unter Hinweis auf den Bericht des Europdischen Instituts fur Gleichstellungsfragen tiber den Geschlechtergleichs-
tellungsindex 2020,

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau von 1979, insbesondere auf Artikel 11,

— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter
(A9-0163/2021),

A. in der Erwidgung, dass die Gleichstellung der Geschlechter ein grundlegender Wert und ein zentrales Ziel der EU sowie
eine Grundvoraussetzung fiir die uneingeschrinkte Wahrnehmung der Menschenrechte durch Frauen und Madchen und
fur ihre Selbstbestimmung, die Entfaltung ihres vollen Potenzials sowie fiir das Erreichen einer tragfihigen, inklusiven
Gesellschaft von zentraler Bedeutung ist; in der Erwidgung, dass die Diskriminierung von Frauen, die mit dem
Geschlecht, mit Stereotypen und Ungleichheiten einhergeht, eine Fiille von schidlichen sozialen und wirtschaftlichen
Folgen hat, darunter die Verringerung der potenziellen Vorteile fiir den 6ffentlichen Sektor und die Unternehmen in den
Bereichen Forschung und Innovation sowie fiir die gesamtwirtschaftliche Entwicklung; in der Erwdgung, dass eine
grofere Sichtbarkeit von Frauen und ihrer beruflichen Leistungen in den Bereichen Wissenschaft, Technologie,
Ingenieurwesen und Mathematik (MINT) erfolgreiche Vorbilder und letztlich mehr Inklusion hervorbringen sowie den
Wandel und die Modernisierung unserer Gesellschaften zum Nutzen der Biirger im Allgemeinen fordern kann; in der
Erwigung, dass die Beseitigung der alten Muster die Gleichstellung der Geschlechter fordern wird; in der Erwigung, dass
Frauen eine entscheidende Rolle bei der Behebung von Engpdssen auf dem EU-Arbeitsmarkt spielen konnten;

B. in der Erwdgung, dass die EU mit einem beispiellosen Mangel an Frauen in MINT-Berufen und in der Ausbildung
konfrontiert ist, nicht zuletzt angesichts der Tatsache, dass Frauen 52 % der européischen Bevolkerung und 57,7 % der
Absolventen des tertidren Bereichs in der EU (¥) ausmachen, aber nur zwei von fiinf Wissenschaftlern und Ingenieuren ()
stellen; in der Erwigung, dass Frauen auf allen Ebenen im digitalen Sektor in Europa unterreprisentiert sind, von
Studierenden (32 % auf Bachelor-, Master- oder gleichwertiger Ebene) bis hin zu universitdren Spitzenpositionen (15 %)
in den meisten wissenschaftlichen, technischen und Managementbereichen und auf hoheren Hierarchieebenen, selbst in
Sektoren, in denen sie die Mehrheit stellen, wie z. B. im Bildungswesen; in der Erwigung, dass Geschlechterstereotypen
bereits wahrend der Ausbildung ein ernsthaftes Hindernis fir die Gleichstellung von minnlichen und weiblichen
Studierenden darstellen und die Kluft zwischen den Geschlechtern im MINT-Berufsbereich weiter vergrofern, was ein
ernsthaftes Hindernis fiir die Gleichstellung von Frauen und Mannern darstellt; in der Erwagung, dass die Kluft bei den
Fachkompetenzen und der Beschiftigung im IKT-Bereich in der EU, da hier nur 18 % der Beschiftigten Frauen sind ('),

(©) Studie — ,Education and employment of women in science, technology and the digital economy, including Al and its influence on
gender equality, Europdisches Parlament, Generaldirektion Interne Politikbereiche, Fachabteilung C — Biirgerrechte und
Verfassungsfragen, 15. April 2020.

() Studie durchgefithrt von Iclaves im Auftrag der Generaldirektion Kommunikationsnetze, Inhalte und Technologien der

Kommission.

®) Eurostat, Tertiary education statistics, Daten im September 2020 ausgelesen.

) Eurostat, Humanressourcen in Wissenschaft und Technologie, jdhrliche Durchschnittsdaten fiir den Zeitraum 2016-2020.

(") Europdische Kommission, ,Women in Digital Scoreboard 2020“ (Fortschrittsanzeiger in Bezug auf Frauen in digitalen Branchen
2020).
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bei den Absolventen der MINT-Ficher, von denen nur 36 % Frauen sind, und im digitalen Sektor, in dem es mehr als
dreimal so viele Manner wie Frauen gibt, am groften ist; in der Erwédgung, dass die signifikante Geschlechtertrennung
bei MINT-Studierenden und -Absolventen den Grundstein fir die kiinftige Geschlechtertrennung in MINT-bezogenen
Berufen legt; in der Erwidgung, dass nur sehr wenige Midchen im Teenageralter in den Mitgliedstaaten (weniger als 3 %)
ein Interesse daran bekunden, im Alter von 30 Jahren als IKT-Fachkraft zu arbeiten (!!); in der Erwidgung, dass es fir
Frauen aus benachteiligten sozio6konomischen Verhiltnissen besonders schwierig ist, in den MINT-Bereich
einzusteigen; in der Erwigung, dass es zwar einen positiven Trend bei der Teilhabe und dem Interesse von Madchen
an der Ausbildung im Bereich MINT gibt, der prozentuale Anteil jedoch nach wie vor unzureichend ist; in der Erwdgung,
dass sich die Einstellung von Jungen und Midchen gegeniiber MINT-Fichern in der Grundschulzeit nicht unterscheidet
und dass Midchen bei MINT- und IKT-bezogenen Aufgaben hiufig besser abschneiden als Jungen (*); in der Erwégung,
dass geschlechtsspezifische Unterschiede in MINT-Fachern in der Hochschulbildung nicht durch akademische Leistungen
gerechtfertigt sind, da Mddchen und Jungen in der Sekundarstufe vergleichbare Leistungen in Naturwissenschaften und
Mathematik aufweisen; in der Erwidgung, dass Mddchen jedoch befiirchten, dass sie in MINT-bezogenen Berufen weniger
erfolgreich sein werden als Jungen, und dass Frauen daher weniger Vertrauen in ihre eigenen digitalen Kompetenzen
haben; in der Erwégung, dass soziale Normen und geschlechtsspezifische Erwartungen in Bezug auf die Berufswahl, die
haufig durch Bildungsinhalte und Lehrpline verstirkt werden, zwei Ursachen fiir die Geschlechtertrennung in der
Hochschulbildung sind;

C. in der Erwigung, dass Frauen, die MINT-Ficher studieren, Schwierigkeiten haben koénnen, ihren Platz im
MINT-Berufssektor zu finden, und dass die Wahrscheinlichkeit, in MINT-Berufe einzusteigen oder dort zu verbleiben,
geringer ist als bei ihren minnlichen Kollegen, was auf verschiedene Barrieren zuriickzufithren ist, z. B.
Geschlechterstereotypen, mannerdominierte Arbeitsstitten, Diskriminierung und Vorurteile, bewusste und unbewusste
Voreingenommenheit, sexuelle Beldstigung, eine negative Arbeitsumgebung und einen Mangel an weiblichen Vorbildern
und Mentoren; in der Erwigung, dass eine Verringerung der geschlechtsspezifischen Unterschiede in MINT-Bildung-
sbereichen die Qualifikationsliicke verringern, die Beschiftigung und Produktivitit von Frauen erhohen und die
Aufteilung nach Berufsgruppen verringern konnte, was letztendlich das Wirtschaftswachstum durch hohere
Produktivitit und mehr Arbeitskrifte fordern wiirde; in der Erwdgung, dass die Beseitigung des Geschlechtergefilles
in MINT-Berufen zu einem Anstieg des Pro-Kopf-BIP der EU um 2,2 bis 3 % bis 2050 beitragen wiirde (*’); in der
Erwidgung, dass die Beseitigung des Geschlechtergefilles in MINT-Berufen einen Schritt in Richtung Gleichstellung der
Geschlechter und Wahrung der Menschenrechte von Frauen und Madchen darstellen wiirde und die Verringerung des
geschlechtsspezifischen Lohngefilles und des geschlechtsspezifischen Rentengefilles begiinstigen wiirde;

D. in der Erwigung, dass laut einer Erhebung der Agentur der Europaischen Union fiir Grundrechte (*4) schitzungsweise
55 % der Frauen in der EU seit ihrem 15. Lebensjahr mit sexueller Beldstigung konfrontiert sind und 14 % der Frauen seit
ihrem 15. Lebensjahr Cyber-Beldstigung erfahren haben; in der Erwdgung, dass viele Frauen wihrend der
COVID-19-Pandemie Opfer neuer Formen von Cybergewalt geworden sind, wie z. B. von sexueller und psychischer
Beldstigung im Internet; in der Erwidgung, dass es dringend Mafnahmen gegen diese neuen Formen von sexueller
Belastigung und Mobbing bedarf; in der Erwdgung, dass in den Bildungseinrichtungen fiir MINT-Ficher, darunter
Schulen und Universititen, sowie in Arbeitsstdtten in diesem Bereich zahlreiche Fille von sexueller Beldstigung gemeldet
werden, wodurch Frauen weiter aus dem Sektor herausgedrangt werden;

E. in der Erwigung, dass die Unterreprasentation von Frauen, die in innovativen Technologien wie der kiinstlichen
Intelligenz (KI) arbeiten, Anlass zur Sorge gibt, da sie sich negativ auf die Konzeption, Entwicklung und Umsetzung
dieser Technologien auswirken und zur Beibehaltung vorhandener diskriminierender Verhaltensweisen und Stereotype
sowie zur Entwicklung diskriminierender geschlechtsspezifischer Algorithmen fithren kann; in der Erwigung, dass die
Bemithungen zur Bekdmpfung geschlechtsbezogener Verzerrungen, Stereotypen und Ungleichheiten in der
Digitalbranche unzureichend sind; in der Erwidgung, dass das Geschlechtergefille in allen Bereichen der digitalen
Technologie und insbesondere in Bezug auf Cybersicherheit und KI fortbesteht, wodurch sich in der absehbaren Zukunft
eine mannlich gepragte Entwicklung in der Digitalwirtschaft verfestigen wird; in der Erwdgung, dass die Beseitigung
dieser Verzerrungen die Entwicklung klarer ethischer und transparenter Anforderungen erfordert; in der Erwigung, dass
unvollstindige und ungenaue Datensdtze sowie das Fehlen geschlechtsspezifisch aufgeschliisselter Daten die
Verarbeitungsprozesse und die Schlussfolgerungen eines KI-Systems verzerren und die Verwirklichung der Gleich-
stellung der Geschlechter in der Gesellschaft weiter gefihrden konnen; in der Erwagung, dass ferner die besonderen
Umstinde der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) in Europa gebiihrend beriicksichtigt werden sollten,
insbesondere im Hinblick auf ihre Grofe, ihre Fihigkeit, neue Anforderungen umzusetzen, und ihr Potenzial als

() Internationale Vereinigung zur Bildungsbewertung (IEA), Internationale Studie zur Messung der Computer- und Informations-
kompetenzen (ICILS) 2018.

(") ODea, R. E., Lagisz, M., Jennions, M. D. et al., ,Gender differences in individual variation in academic grades fail to fit expected
patterns for STEM*, Nature Communications 9, 3777, 2018.

(") Europiisches Institut fiir Gleichstellungsfragen, Economic benefits of gender equality in the EU: How gender equality in STEM education
leads to economic growth (Wirtschaftliche Vorteile der Geschlechtergleichstellung in der EU: Wie Gleichstellung in der MINT-Bildung
zu Wirtschaftswachstum fiihrt), 2017.

() Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte, ,Gewalt gegen Frauen: eine EU-weite Erhebung®, 2014.
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wertvolle Quelle und Partner, um Méddchen, Frauen und weibliche Fithrungskrifte zu befahigen und die Gleichstellung
der Geschlechter in MINT-Bildung und -Berufen zu fordern;

F. in der Erwigung, dass neue Technologien, die in Bezug auf Geschlecht, ethnische Zugehorigkeit, Rasse, Hautfarbe,
Sprache, Religion, nationale oder soziale Herkunft voreingenommen sind, hauptsichlich nicht aufgeschliisselten Daten,
einem Mangel an situationsbezogenem Wissen und dem Versiumnis, eine Geschlechterperspektive in der Forschung
anzuwenden, geschuldet sind, was schidliche Folgen fur die Gesundheit und das Wohlbefinden von Frauen,
insbesondere derjenigen, die mit intersektioneller Diskriminierung konfrontiert sind, und fir die Sicherheit von
Produkten haben kann, und sich negativ auf die personliche und berufliche Entwicklung von Frauen auswirken kann (**);

G. in der Erwdgung, dass Lehrer und Eltern Geschlechterstereotype noch zusitzlich festigen konnen, indem sie Madchen
davon abhalten, ein Studium und eine Laufbahn im IKT-Bereich zu wihlen und anzustreben; in der Erwidgung, dass
Geschlechterstereotypen die Wahl der Studienfacher stark beeinflussen; in der Erwigung, dass sich kulturell bedingte
Abweisung, mangelndes Bewusstsein fur weibliche Rollenvorbilder und deren mangelnde Beforderung negativ auf die
Chancen von Midchen und Frauen im MINT-Studium, in verwandten Berufslaufbahnen und bei unternehmerischer
Tatigkeit im digitalen Bereich auswirken und zu Diskriminierung und weniger Chancen fiir Frauen auf dem
Arbeitsmarkt fuhren; in der Erwédgung, dass der Schwerpunkt auf die Faktoren gelegt werden sollte, die das Interesse von
Midchen an MINT-Studiengingen, verwandten Berufslaufbahnen und unternehmerischer Tatigkeit im digitalen Bereich
fordern, wie z. B. die Forderung von weiblichen Vorbildern, Lehrkriften, Mentoren und der Anerkennung durch
Gleichaltrige sowie die Entwicklung von Kreativitdt und praktischen Erfahrungen;

H. in der Erwigung, dass die COVID-19-Krise wahrscheinlich zu dauerhaften Veranderungen des Lebens in Europa fithren
und die meisten Aspekte des Lebens der Menschen, die Art und Weise, wie wir unsere Arbeit verrichten, und die Art und
Weise, wie wir studieren und lernen, beeinflussen wird, wobei die Digitalisierung eine wesentliche Rolle spielen wird; in
der Erwdgung, dass die COVID-19-Pandemie ferner die digitale Kluft zwischen den Geschlechtern (') in einer Zeit
vergroflert, in der digitale Kompetenzen mehr denn je erforderlich sind, um zu arbeiten, zu studieren oder in
Verbindung zu bleiben; in der Erwidgung, dass der rasche digitale Wandel viele Moglichkeiten bietet, die
geschlechtsspezifischen Beschiftigungsmuster zu verdndern, dass er aber ferner die Beschiftigung von Frauen in
zahlreichen Bereichen unverhiltnisméfig stark beeintrichtigen kann; in der Erwigung, dass Frauen gezwungen sind,
mehr Verantwortung fiir die Betreuung von Kindern oder die Versorgung anderer Familienmitglieder zu tibernehmen als
Minner, und bei allen vorgeschlagenen Mafinahmen Frauen daher die Moglichkeit haben sollten, Beruf und
Familienleben erfolgreich miteinander zu vereinbaren, sodass auch Ménner in diese Bereiche eingebunden werden; in der
Erwigung, dass die Grenzen zwischen Berufs- und Familienleben durch Telearbeit verschwimmen und Frauen die grofte
Belastung bei der Vereinbarkeit von Beruf und familidren Betreuungspflichten tragen konnten;

. in der Erwidgung, dass es notwendig ist, Manahmen zur Erhohung der Beteiligung von Frauen in MINT- und
KI-bezogenen Bereichen weiter zu fordern und einen mehrstufigen Ansatz zu verfolgen, um die geschlechtsspezifische
Diskrepanz auf allen Bildungs- und Beschiftigungsebenen im digitalen Sektor anzugehen; in der Erwigung, dass nur
wenige Mitgliedstaaten Bestimmungen zur Gleichstellung der Geschlechter im Bereich Forschung und Innovation
eingefithrt haben und nur langsam Fortschritte bei der Einbeziechung der Geschlechterperspektive in nationale
Forschungsprogramme erzielt werden;

J. in der Erwidgung, dass es notwendig ist, die unternehmerische Initiative von Frauen stirker zu fordern und zu
unterstiitzen und ein forderliches Umfeld zu entwickeln, in dem Unternehmerinnen gedeihen konnen und das
Unternehmertum gefordert wird; in der Erwéagung, dass die Daten zum Unternehmertum im MINT- und IKT-Sektor auf
eine noch grofere Marginalisierung von Frauen hinweisen; in der Erwigung, dass die geschlechtsspezifischen
Unterschiede bei Unternehmensgriindungen und Risikokapitalinvestitionen ebenfalls auffillig sind; in der Erwigung,
dass Mddchen tendenziell weniger IKT- und MINT-Ficher wihrend der gesamten Sekundarstufe und der Universitit
belegen und viel weniger Frauen in diesen Bereichen arbeiten und Griinderinnen und Eigentiimerinnen von
Privatunternehmen und Start-ups werden; in der Erwdgung, dass nur 17 % der Start-up-Griinder Frauen sind; in der
Erwidgung, dass Start-ups, die sich im Besitz von Frauen befinden, im Durchschnitt 23 % weniger Férdermittel erhalten
als solche, die von Mannern gefithrt werden; in der Erwédgung, dass Frauen zwar 30 % aller Unternehmer in Europa
ausmachen, aber nur 2 % der verfiigbaren bankenunabhingigen Finanzierungen erhalten (V); in der Erwigung, dass
diese Zahl in Anbetracht der Pandemie auf 1 % gesunken zu sein scheint;

() Bericht der Expertengruppe zu ,Innovation through Gender, ,Gendered Innovations: How Gender Analysis Contributes to Research*
(Geschlechtsspezifische Innovationen: Wie die Geschlechteranalyse zur Forschung beitrdgt), Generaldirektion Forschung und
Innovation, Europdische Kommission, 2013.

(") Organisation fiir Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), Bridging the digital gender divide: include, upskill, innovate
(Uberwindung der digitalen Kluft zwischen den Geschlechtern: einbeziehen, weiterbilden, innovativ sein), 2018.

() Europiische Kommission und Europiische Investitionsbank, Funding women entrepreneurs: How to empower growth (Finanzierung von
Unternehmerinnen: Wie Wachstum gefordert werden kann), 2018.
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Allgemeine Anmerkungen

1. ist der Ansicht, dass es angesichts des betrichtlichen geschlechtsspezifischen Lohngefilles in der EU, der Tatsache, dass
Frauen eher Niedriglohn-, Teilzeit- und andere prekdre Arbeitsplitze haben, der steigenden Nachfrage nach Fachkriften im
Bereich MINT und der Bedeutung von MINT-bezogenen Berufen fiir die Zukunft der europiischen Wirtschaft von
entscheidender Bedeutung ist, den Anteil von Frauen im Bereich MINT zu erhohen, um die Rechte und das Potenzial von
Frauen zu verwirklichen und durch wissenschaftliche, digitale und technologische Innovationen eine nachhaltigere und
integrativere Wirtschaft und Gesellschaft aufbauen zu konnen; hebt hervor, dass ein hohes Niveau an MINT-Fihigkeiten fiir
den Innovationsprozess in hochmodernen IKT-Bereichen wie KI und Cybersicherheit entscheidend ist und fiir die
Wettbewerbsfahigkeit der EU auf den globalen Mdrkten immer wichtiger wird; unterstreicht daher, dass das volle Potenzial
der Fahigkeiten, des Wissens und der Qualifikationen von Frauen in diesen Bereichen dazu beitragen kann, die europdische
Wirtschaft anzukurbeln und die in verschiedenen EU-Politikbereichen, insbesondere dem europiischen Griinen Deal und
der Digitalen Agenda fuir Europa, festgelegten Ziele zu unterstiitzen;

2. bekriftigt, dass das Hauptziel darin bestehen sollte, alle Barrieren zu beseitigen, insbesondere soziokulturelle,
psychologische und padagogische Barrieren, die die Interessen, Vorlieben und Wahlmaglichkeiten von Frauen und Madchen
einschrinken, einschlielich Geschlechterstereotypen, Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und einer Uberschneidung
biologischer und sozialer Faktoren, vor allem der Mutterschaft mit den entscheidendsten Phasen im Berufsleben der Frauen,
ohne die Entscheidungsfreiheit der Frauen zu beeintrachtigen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Teilhabe von Frauen und
Midchen an MINT-Studiengingen und -Berufen in ihren einschligigen nationalen bzw. regionalen Aktionsplinen oder
Strategien fiir die Gleichstellung durch das Angebot angemessener Anreize zu fordern; ist der Ansicht, dass diese
Aktionspldne oder Strategien neben anderen Initiativen darauf abzielen sollten, die Gleichstellung der Geschlechter zu
verbessern, indem sie sich auf die Beseitigung von Geschlechterstereotypen, die Erleichterung des Zugangs zu Bildung und
Qualifikationen, eine bessere Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben, Chancengleichheit, die Sicherstellung eines
gesunden und sicheren Arbeits- und Lernumfelds fur Frauen, Nichtdiskriminierung auf dem Arbeitsmarkt, Sensibilisierung
fur geschlechtsspezifische Vorurteile und Stereotypen in allen MINT-relevanten Sektoren, die Einfithrung einer
verbindlichen Politik der Lohntransparenz, die Umsetzung von Nulltoleranz bei sexueller Beldstigung und eine erhohte
Sichtbarkeit weiblicher Rollenmodelle konzentrieren;

3. bekriftigt, dass geschlechtliche Stereotypisierung, kulturelle Entmutigung und der Mangel an Bewusstsein und
Forderung weiblicher Rollenvorbilder die Chancen von Midchen und Frauen in MINT-Ausbildungsgingen, in damit
verbundenen Berufen und im Rahmen unternehmerischer Tatigkeiten im digitalen Bereich behindern und negativ
beeinflussen sowie zu Diskriminierung und schlechteren Chancen der Frauen auf dem Arbeitsmarkt fithren konnen;

4. bekraftigt, wie wichtig es ist, dem Bewusstsein fiir geschlechtsspezifische Vorurteile in allen einschligigen Bereichen,
einschlieflich im Rahmen der Aus- und Weiterbildung von Lehrkriften, Rechnung zu tragen; betont, dass strukturelle
Hiirden, wie soziookonomische Benachteiligung und frauenfeindliche Arbeitsumfelder und Arbeitsbedingungen, durch die
Midchen und Frauen daran gehindert werden, ein tiberwiegend von Ménnern dominiertes Feld zu betreten, angegangen
werden miissen und dass die Sichtbarkeit bislang unterbewerteter Vorbilder erhoht werden muss, um Frauen und Madchen
als Inspiration zu dienen; fordert die Kommission auf, Sensibilisierungskampagnen und andere Programme und Initiativen
zum Abbau dieser Barrieren im akademischen Bereich einzufithren und zu unterstiitzen; betont, dass MafSnahmen zur
Gleichstellung der Geschlechter wie die Beseitigung von Geschlechterstereotypen in der Bildung, die Sensibilisierung und die
Forderung von MINT-Fichern fiir Middchen und Frauen sowie eine Berufsberatung, die Madchen darin bestdrkt, ein Studium
in mannlich dominierten Bereichen in Erwidgung zu zichen, zu einer hoheren Anzahl von Frauen mit einem Abschluss in
MINT-Fichern fithren wiirden;

5. fordert die Mitgliedstaaten auf, gegen die geschlechtsspezifische Segmentierung des Arbeitsmarktes in MINT-Berufen
vorzugehen, indem sie in formelle, informelle und nicht formelle Bildung sowie lebenslanges Lernen und berufliche Bildung
fur Frauen investieren, um ihren Zugang zu hochwertigen Arbeitsplitzen und ihre Moglichkeiten zur Umschulung und
Weiterbildung mit Blick auf kiinftige Anforderungen des Arbeitsmarkts sicherzustellen und einen Teufelskreis der
geschlechtsspezifischen Segregation der Arbeit zu verhindern; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf,
politische Mafinahmen zu erarbeiten, die die Geschlechterdimension durch Sensibilisierungskampagnen, Aus- und
Fortbildung, schulische Lehrpline und insbesondere Berufsberatung umfassend einbeziehen, um Unternehmertum,
MINT-Ficher und digitale Bildung fiir Madchen von klein auf zu férdern, damit bestehende Bildungsstereotypen bekampft
werden und sichergestellt wird, dass mehr Frauen Zugang zu sich entwickelnden Sektoren, in denen hohe Léhne bezahlt
werden, erhalten; betont, dass die Medien, einschliefSlich der sozialen Medien, eingebunden werden miissen, wobei
sicherzustellen ist, dass ihre Sprache inklusiv ist und Stereotype — die Meinungen hervorrufen, die die Teilhabe und das
Interesse von Midchen an einer Ausbildung im Bereich MINT beeintrachtigen — vermieden werden; fordert, dass
MINT-Einrichtungen verbessert werden und ein gleichberechtigter Zugang zu ihnen gewihrleistet wird; fordert spezielle
Stipendien fiir Mddchen und Frauen, die eine Karriere im MINT-Bereich anstreben;

6. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Situation von Frauen und Midchen aus benachteiligten
soziodkonomischen Verhiltnissen, wie z. B. Frauen und Mddchen mit Behinderungen oder Frauen und Midchen, die in
Regionen in dufSerster Randlage oder in lindlichen Gebieten leben, Frauen in Armut, alleinerziehende Miitter, Studentinnen
in prekaren Situationen, Migrantinnen und Roma-Frauen, besonders zu beriicksichtigen und ihren uneingeschrinkten
Zugang zu und ihre Einbezichung in die digitale Bildung und MINT-Berufe zu gewahrleisten, um zu verhindern, dass sich
die digitale Kluft vergroRert; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bei der Ausarbeitung ihrer Aktionspline
sorgfiltig auf intersektionelle Diskriminierung und Voreingenommenheit aufgrund von ethnischer Zugehérigkeit, Religion,
sexueller Orientierung, Alter oder Behinderung zu achten; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf,
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vergleichbare, harmonisierte Daten zu erheben, um die Fortschritte von Frauen mit unterschiedlichem soziookonomischem
Hintergrund oder unterschiedlicher Rasse und ethnischer Herkunft auf allen Bildungsebenen zu verfolgen, auch im Hinblick
auf ihre Berufswahl und ihre Entwicklung, wobei der Schwerpunkt auf Ungleichheiten in den MINT-Bereichen und im
digitalen Bereich liegen sollte, was dazu beitragen wird, die Auswirkungen der Mafinahmen zu iiberwachen, und die
Interessentrager in die Lage versetzen wird, Defizite und deren Ursachen zu ermitteln; fordert die Kommission auf, mit den
Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, um die fiir den Fortschrittsanzeiger in Bezug auf Frauen in digitalen Branchen
genutzten Indikatoren um Informationen und Daten iiber Frauen in MINT-Ausbildung und -Berufen zu erweitern und ein
Instrumentarium zu entwickeln, das Methoden, Indikatoren und Rahmen zur Erstellung praziserer Daten und zur besseren
Nutzung vorhandener Informationen umfasst;

7. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Initiativen der Kommission zur Sensibilisierung fur digitale Moglichkeiten, wie
z. B. den Ansatz ,No Women, No Panel“ (kein Panel ohne Frauen), die EU-Code-Woche, die Koalition fir digitale
Kompetenzen und Arbeitsplatze, den ,EU-Preis fir weibliche Innovatoren®, die #SaferInternet4EU-Initiativen in ganz
Europa und die europdische Kompetenzagenda uneingeschrinkt zu unterstiitzen;

Bildung

8. begriflt den Aktionsplan fiir digitale Bildung 2021-2027 und die darin enthaltene Mafnahme zur ,Forderung der
Teilhabe von Frauen im Bereich MINT“ und hofft, dass er dazu beitragen wird, attraktivere und kreativere Wege zu
entwickeln, um Madchen zu ermutigen, MINT-Ficher zu studieren, und das Selbstvertrauen von Frauen in Bezug auf ihre
digitalen Kompetenzen zu stirken; betont, dass Madchen nur 36 % der MINT-Absolventen ausmachen ('), obwohl sie die
Jungen bei der digitalen Kompetenz iibertreffen (*°); hebt hervor, dass Mddchen, die Geschlechterstereotypen verinnerlichen,
ein geringeres Mafl an Selbstwirksamkeit und weniger Vertrauen in ihre Fahigkeiten haben als Jungen und dass
Selbstwirksamkeit einen erheblichen Einfluss sowohl auf die MINT-Bildungsergebnisse als auch auf das Streben nach einer
MINT-Karriere hat; betont, dass Madchen mit zunehmendem Alter das Interesse an MINT-Fachern zu verlieren scheinen,
was darauf hindeutet, dass bereits in der Vorschule und in der Grundschule Mafinahmen erforderlich sind, um das Interesse
von Middchen an diesen Fichern aufrechtzuerhalten und schidliche Stereotype in Bezug auf Geschlechterrollen sowohl fiir
Midchen als auch fiir Jungen zu bekdmpfen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, neue Kanile zu schaffen,
um mit Midchen in Kontakt zu treten und sicherzustellen, dass die digitale Bildung sie alle erreicht, und die Rolle der
Lehrkrifte als treibende Kraft fiir einen kulturellen Wandel anzuerkennen und in sie zu investieren, da sie iiber das Potenzial
verfiigen, die fortdauernde Teilnahme von Midchen am naturwissenschaftlichen Unterricht zu verbessern; schligt vor, dass
diese Bemithungen durch die Entwicklung gemeinsamer Leitlinien fiir die Mitgliedstaaten verstirkt werden sollten, um die
Kenntnisse und Fahigkeiten der Schulanfinger in der Sekundarstufe zu verbessern; fordert die effiziente Nutzung von
EU-Fonds, -Programmen und -Strategien, einschliefSlich Erasmus+, des Europdischen Sozialfonds Plus (ESF+) und des
Programms ,Digitales Europa“, um Médchen aktiv zu ermutigen, ein Studium in IKT- und MINT-Fichern aufzunehmen, und
um lebenslanges Lernen sowie Aus- und Fortbildung in MINT-Bereichen wirksam zu unterstiitzen; fordert, dass die
Geschlechtergleichstellung in der kiinftigen EU-Strategie fur die Jugend und in den politischen Mafnahmen angemessen
beriicksichtigt wird;

9.  betont, dass eine qualitativ hochwertige, inklusive und diskriminierungsfreie digitale Bildung eine wesentliche Rolle
bei der Erhohung der Beteiligung von Midchen und Frauen in IKT- und MINT-bezogenen Bereichen und der Beseitigung der
digitalen Kluft zwischen den Geschlechtern spielen muss; betont, dass mit digitaler Bildung eine bessere digitale Integration
und digitale Kompetenzen sowie die gleichberechtigte Teilnahme von Maddchen und Frauen am digitalen Zeitalter erreicht
werden missen; unterstreicht, wie wichtig es ist, das Gender Mainstreaming in der MINT-Bildung auf allen Ebenen,
einschlieflich der auferschulischen, informellen und nicht-formalen Bildung, sowie fiir das Lehrpersonal sicherzustellen;
fordert daher spezifische, altersgerechte Strategien; ermutigt die Mitgliedstaaten, den Informatikunterricht in den nationalen
Lehrplanen zu fordern, und fordert die Bildungseinrichtungen auf, die Ficher Robotik, Codierung, IKT und
Programmierung in einer fritheren Phase der Vorschul- und Grundschulbildung zu integrieren, um Midchen und
Studentinnen zu ermutigen, Mathematik, Codierung, IKT-Unterricht und naturwissenschaftliche Ficher in der Schule zu
belegen;

10.  erkennt die Rolle von Schulen und Lehrkriften bei der Beseitigung des Geschlechtergefilles im Rahmen der
Ausbildung im MINT-Bereich an und hebt die Rolle der Bildung bei der Forderung der Teilnahme von Maidchen an
MINT-bezogenen Kursen und bei der Festlegung von Benchmarks zur Uberwachung der Beschéftigung und Bindung von
Frauen hervor; fordert die Mitgliedstaaten auf, in die Entwicklung der Fahigkeiten von MINT-Lehrkriften der Primar- und
Sekundarstufe zu investieren, um ihnen zu helfen, unbewusste Vorurteile in ihren Lehrpraktiken und Beurteilungen zu
verstehen und in Angriff zu nehmen und alle Lernenden gleichermaflen einzubezichen; betont, dass die Mitgliedstaaten alle
Lehrkrifte in die Bestrebungen im Bereich MINT einbeziehen und die Lehrkrifte als Akteure des Wandels einsetzen miissen;
schldgt vor, dass die Bildungseinrichtungen Gleichstellungspline erstellen, um ein ausgewogenes Geschlechterverhiltnis
unter den Lehrkriften zu fordern; fordert, dass die MINT-Lehrplane und -Bildungsmaterialien gestirkt werden, um eine
gleichberechtigte Teilnahme an MINT besser zu fordern; fordert eine bessere Berufsberatung und neue und kreative Wege,
um Studentinnen fiir eine MINT-Laufbahn zu begeistern; unterstreicht in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit, die
Kapazititen von Lehrkriften und Berufsberatern zu stirken, um Madchen, die sich fiir MINT interessieren, zu ermutigen,

("®)  Europdische Kommission, She Figures (,Weibliche Zahlen“) 2018.
(") Internationale Studie zur Messung der Computer- und Informationskompetenzen (ICILS) 2018.
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eine MINT-Karriere einzuschlagen, da ein erhohtes Bewusstsein fiir Stereotypen und geschlechtsspezifische Ungleichheiten
im MINT-Bereich Padagogen und Berufsberatern ermdglicht, die Barrieren zu verstehen, mit denen ihre Schiiler konfrontiert
sind, eine gleichberechtigte Teilnahme am MINT-Unterricht zu gewihrleisten und MINT-Karrieren bei Schiilerinnen zu
fordern;

11.  hebt die Tatsache hervor, dass miannliche Lehrkrifte und andere minnliche Mitarbeiter in MINT-Fichern an Schulen,
Universititen und Arbeitsplitzen iiberwiegen, was einen Mangel an weiblichen Vorbildern und begrenzte Beratungs- und
Mentoring-Moglichkeiten zur Folge hat; spricht sich fiir die durchgingige Beriicksichtigung der Gleichstellung der
Geschlechter in der Primar-, Sekundar- und Tertidrbildung durch geschlechtersensible Bildungsinhalte, Lehrerausbildung
und Lehrpline aus und fordert die an Einstellungen beteiligten Gremien und Institutionen nachdriicklich auf, fiir ein
ausgewogenes Geschlechterverhiltnis zu sorgen, um dem , AufSenseitereffekt” vorzubeugen; betont die Notwendigkeit von
Investitionen in Aus- und Fortbildung mit geschlechtersensiblen Einstellungs- und Auswahlprozessen in allen
Bildungsbereichen, insbesondere in den MINT- und aufstrebenden digitalen Bereichen, in denen Frauen unterreprisentiert
sind; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, attraktivere und kreativere Wege zu finden, um weibliche
Rollenvorbilder mit erfolgreichen Karrieren in den Bereichen IKT und MINT aufzuzeigen, um das Selbstvertrauen von
Médchen in digitale Kompetenzen zu stirken und sie zu ermutigen, IKT- und MINT-bezogene Studien zu verfolgen;

12.  betont die Notwendigkeit, die finanzielle Bildung, einschlie@lich der Simulation von Finanzpraktiken, und ihren
Zusammenhang mit dem geschlechtsspezifischen Rentengefille anzusprechen; hebt hervor, dass die Unterrichtung junger
Frauen zu Themen wie dem geschlechtsspezifischen Lohngefille den Weg in eine Zukunft voller finanziell selbstbewusster
Frauen ebnen wird;

13.  merkt an, dass jedes Mddchen in der Lage sein sollte, die Vorteile des verbesserten Zugangs zu erstklassigen digitalen
Lernlosungen zu nutzen, und die Werkzeuge und die Motivation haben sollte, sich mit digitalen Technologien als Nutzerin
und Schopferin zu beschiftigen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die anhaltende Besorgnis iiber die Gefahr einer weiteren
Ausbreitung von COVID-19 zu beriicksichtigen und den Mangel an IKT-Ausriistung und Konnektivitit fir schutzbediirftige
Schiiler aus soziookonomisch benachteiligten Verhaltnissen, wie z. B. Mddchen in lindlichen oder schwer zuginglichen
Gebieten, zu beheben und Instrumente zu entwickeln, die einen uneingeschrankten Zugang zur digitalen Bildung und deren
reibungsloses Funktionieren gewihrleisten; betont, dass spezielle Férderprogramme fiir Schulen in lindlichen Gebieten
erforderlich sind, die zunehmend ohne die finanziellen Mittel fiir moderne Technologien auskommen miissen, die fiir viele
stadtische Schulbezirke selbstverstindlich sind; fordert dariiber hinaus eine stirkere Unterstiitzung fiur Padagogen in
landlichen Schulsystemen, um ihnen bei der Umsetzung von MINT-Lehrplanen zu helfen, insbesondere in Bezug auf Aus-
und Fortbildung, Hilfsmittel und Infrastruktur;

14.  betont, wie wichtig es ist, Netzwerke fiir weibliche MINT-Fachleute fiir grof angelegte Kommunikationskampagnen
zu entwickeln, die dabei helfen, die Wahrnehmung von Frauen in der MINT-Branche zu verdndern, und dass sich Frauen in
der MINT-Branche mit Mddchen durch Karriereunterstiitzung, Kompetenztraining und Networking vernetzen; lobt die
verschiedenen Bildungsinitiativen zur Unterstiitzung von Midchen und zur Forderung von Frauen in der digitalen
Wirtschaft, einschlieflich des Einsatzes viraler Geschichten in den sozialen Medien, beruflicher Netzwerke, die von Frauen
fir Frauen organisiert werden, und Initiativen von Technologieunternehmen; fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, Mentorenprogramme mit weiblichen Rollenvorbildern im MINT-Bereich auf allen Bildungsebenen
einzurichten; fordert die Kommission auf, bei der Einfithrung von Praktika fir digitale Moglichkeiten einen gezielten
geschlechtsspezifischen Ansatz zu verfolgen, um jungen Frauen mit unterschiedlichem Hintergrund die Moglichkeit zu
geben, praktische Erfahrungen in den Bereichen Digitaltechnik, IKT und MINT zu sammeln, die auf dem Arbeitsmarkt
gefragt sind, und regt nachdriicklich die Forderung von Praktika in MINT-Unternehmen wihrend der Schulzeit an; fordert
die Mitgliedstaaten auf, Initiativen zu schaffen, die den Ubergang von Midchen von der Schule ins Berufsleben unterstiitzen,
wie zum Beispiel Berufsberatung in der Schule, Ausbildungsmoglichkeiten und Praktikumsprogramme, um die
Zukunftsplidne von Méddchen zu unterstiitzen und ihnen Wege in die MINT-Branche zu erdffnen;

15.  weist darauf hin, dass der Rat in seinen Schlussfolgerungen vom Mai 2015 zum Fahrplan fiir den Europdischen
Forschungsraum 2015-2020 die Kommission und die Mitgliedstaaten — vergeblich — aufgefordert hat, die nationalen
Gleichstellungsgesetze in wirksame Mafnahmen zu ibertragen, um geschlechtsspezifische Ungleichgewichte in
Forschungseinrichtungen und bei politischen Entscheidungstragern zu beseitigen und die Geschlechterdimension besser
in die Politik, Programme und Projekte im Bereich Forschung und Entwicklung zu integrieren; erkennt das Ziel der
Kommission an, mit dem Europdischen Innovations- und Technologieinstitut die Beteiligung von Frauen in MINT-Fichern
zu fordern und die ,EU STEM Coalition* bei der Entwicklung von Lehrplanen fur die Hochschulbildung zu unterstiitzen, die
das Interesse von Frauen an Technik und IKT wecken; bedauert die Tatsache, dass Frauen in der Forschung nach wie vor
keinen gleichwertigen Zugang zu Positionen, zu finanzieller Unterstiitzung und zu Veroffentlichungsmoglichkeiten haben
und dass in der Wissenschaft und im akademischen Bereich ein unbereinigtes geschlechtsspezifisches Lohngefille besteht,
obwohl in der EU wie auch in den Mitgliedstaaten rechtliche Bestimmungen zur Gleichbehandlung und Nicht-
diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt, einschlieflich der Lohngleichheit, in Kraft sind;

16.  hebt die Zahl der Fille von sexueller Belastigung hervor, denen MINT-Studentinnen in der Tertidrbildung ausgesetzt
sind, und fordert die Mitgliedstaaten und Bildungseinrichtungen auf, eine Null-Toleranz-Politik hinsichtlich sexueller
Belastigung einzufiihren, sich auf strenge Verhaltenskodizes und Protokolle zu einigen, sichere und private Meldewege fiir
Frauen und Médchen zu schaffen und alle Fille von sexueller Beldstigung bei den zustindigen Behorden zu melden; fordert
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die Kommission, die Mitgliedstaaten und die Bildungseinrichtungen auf, Priventivmafnahmen und angemessene
Sanktionen fiir sexuelle Beldstigung einzufithren, um gegen sexuelle Beldstigung in Schulen und MINT-Bildung-
seinrichtungen vorzugehen;

17.  betont, dass geschlechtergerechte MINT-Lern- und Karrieremdglichkeiten in nationale Entwicklungspline und
-politiken fur den Bildungssektor, IKT und Wissenschaft aufgenommen werden miissen;

Laufbahnen

18.  bedauert, dass Frauen in ihrer beruflichen Laufbahn auf unverhdltnismdfig mehr Hindernisse stoffen als Manner,
weil in den meisten Haushalten die Vereinbarkeit von Beruf und Familie nicht gegeben ist und die unbezahlte
Betreuungsarbeit zunimmt; weist darauf hin, dass die COVID-19-Pandemie die Situation von Frauen weiter verscharft hat,
die gezwungen waren, Uberstunden und Telearbeit mit der Betreuung der Kinder und unbezahlter Pflegearbeit zu
vereinbaren; beklagt die besonders negativen Auswirkungen der Kultur, stindig verfugbar sein zu missen, auf die
Work-Life-Balance von Arbeitskriften mit Betreuungspflichten, bei denen es sich zumeist um Frauen handelt; fordert die
offentlichen und privaten Einrichtungen nachdriicklich auf, dafiir zu sorgen, dass bei der Telearbeit die Hindernisse fiir eine
bessere Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben beriicksichtigt werden und das Recht auf Freizeit respektiert wird, sowie
eine familienfreundliche Politik zu verfolgen; fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, angemessene Mafinahmen zu
ergreifen, um eine Null-Toleranz-Politik bei sexueller Beldstigung, einen besseren Mutterschaftsurlaub, deutlich mehr und
lingeren Vaterschaftsurlaub sowie eine bezahlte und nicht iibertragbare Elternzeit zu gewihrleisten, die es Frauen und
Minnern ermoglicht, sich eine Auszeit zu nehmen, um sich um ihre Kinder zu kitmmern, und der Norm entgegenzuwirken,
dass die Frau der Elternteil ist, der eine berufliche Auszeit nehmen muss, um ein grofes Hindernis fiir den beruflichen
Aufstieg von Frauen zu iberwinden, sowie flexible Arbeitszeiten, Kinderbetreuungseinrichtungen vor Ort und Telearbeit zu
gewihrleisten; fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben (*)
vollstindig umzusetzen und anzuwenden, und fordert die Kommission auf, dies wirksam zu iiberwachen; fordert die
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Ursachen und Faktoren, die zu einer hohen Abbrecherquote von Frauen in
MINT-Berufen fithren, umfassend zu bewerten, gegebenenfalls Empfehlungen fiir Mainahmen zu entwickeln, um dies zu
verhindern, und Mechanismen und Programme zu entwickeln, um Frauen und Madchen in Bildungs-, Ausbildungs- und
Beschiftigungsinitiativen einzubeziehen und zu diesem Zweck geeignete Strategien und Mafnahmen zu beschlieSen;
betont, dass COVID-19 ein neues Kapitel in der Arbeits-, Bildungs-, Regierungs- und alltidglichen Welt aufschlagt und die
besondere Bedeutung digitaler Kompetenzen und Fahigkeiten sowie die Notwendigkeit neuer Bedingungen fiir die Telearbeit
deutlich gemacht hat, die wihrend der Pandemie und den darauffolgenden Lockdowns eine erhebliche Kluft zwischen den
Geschlechtern gezeigt haben; betont, dass es dringend notwendig ist, die Ausgewogenheit der Geschlechter im digitalen
Sektor zu fordern, wenn man bedenkt, wie Menschen und Unternehmen IKT und andere digitale Technologien fiir die
Arbeit und Interaktion in der neuen digitalen Gesellschaft nutzen;

19.  halt es fur duferst wichtig, im MINT-Sektor mehr weibliche Vorbilder zu haben und die Zahl der Frauen in
Fithrungspositionen zu erhohen; betont, dass der sinkende Anteil von Frauen in hoheren Positionen dazu fiihrt, dass
weniger Frauen eingestellt werden, wodurch wiederum die Chancen von Frauen, in hohere Positionen berufen zu werden,
weiter sinken; bedauert, dass Frauen in Fithrungspositionen im MINT-Bereich unterreprésentiert sind, und betont, dass die
Gleichstellung der Geschlechter auf allen Entscheidungsebenen in der Wirtschaft und in der Verwaltung dringend gefordert
werden muss; betont, dass sich durch Geschlechtervielfalt in Aufsichtsriten und Entscheidungspositionen die Leistung von
Unternehmen aufgrund des breiteren Spektrums an Wissen, Haltungen und Erfahrungen verbessert; bedauert die in den
hierarchischen Strukturen der Universititen und Schulen in Europa bestehende vertikale und horizontale Geschlechterse-
gregation; weist auf die auffallend geringe Prisenz von Frauen in akademischen Spitzenpositionen und Leitungsfunktionen
mit Entscheidungsbefugnis in wissenschaftlichen Einrichtungen und Universititen hin, was darauf hindeutet, dass es eine
glaserne Decke gibt, das heifSst unsichtbare, auf Vorurteilen beruhende Barrieren, die es Frauen erschweren, in hoéhere
Positionen aufzusteigen; fordert den Rat und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die vorgeschlagene Richtlinie tiber
Frauen in Aufsichtsriten anzunehmen und Ziele fur ein ausgewogenes Geschlechterverhiltnis in Entscheidungsgremien
festzulegen;

20.  bedauert, dass das geschlechtsspezifische Lohngefille nach wie vor Realitit ist und in von Minnern dominierten
Branchen wie IKT- und Technologieunternehmen sogar noch ausgepragter ist (2!); fordert alle Akteure zur Lohntransparenz
auf; fordert den Rat nachdriicklich auf, die Blockade der vorgeschlagenen Richtlinie zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung unabhdngig von Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexueller Ausrichtung
aufzuheben, wobei die Richtlinie darauf abzielt, den Schutz vor Diskriminierung durch einen horizontalen Ansatz
auszuweiten;

() Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und zur Authebung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates (ABL L 188 vom
12.7.2019, S. 79).

(*')  Lambrecht, A. und Tucker, C. E.: ,Algorithmic bias? An empirical study into apparent gender-based discrimination in the display of
STEM career ads” (Algorithmische Voreingenommenheit? Eine empirische Studie zur offensichtlichen Geschlechterdiskriminierung
in den Anzeigen fiir MINT-Berufe), Management Science, Bd. 65, Nr. 7, 2019, S. 2970.
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21.  fordert alle relevanten Akteure auf, Diskriminierung in ihren Einstellungspraktiken zu bekdmpfen und Quoten
einzufithren, um die Einbeziehung von Frauen, insbesondere von Frauen aus unterschiedlichen Rassen und Ethnien, Frauen
mit Behinderungen und LGBTI+-Personen, zu fordern;

22, regt die Aufnahme eines inklusiven Dialogs mit den einschldgigen Interessentragern, darunter private Unternehmen,
nichtstaatliche Organisationen, Berufsverbande und Institute, staatliche Institutionen, regionale und lokale Behorden,
politische Entscheidungstriger und Vertreter der Zivilgesellschaft, an, um die fehlenden Verbindungen zu koordinieren und
anzugehen mit dem Ziel, die Teilhabe von Frauen im Bereich MINT zu f6rdern; betont, dass angesichts der iiberragenden
Bedeutung der Beseitigung kultureller und sozialer Stereotypen gegeniiber den Fahigkeiten und der Rolle von Frauen im
MINT-Bereich gezielte Mafinahmen zur Forderung der Geschlechtergleichstellung ergriffen werden sollten, z. B. Gesetze
zum Gender Mainstreaming oder politische Maffnahmen wie finanzielle Anreize oder andere Maffnahmen, um die
Beteiligung von Madchen an der MINT-Ausbildung und -Berufstitigkeit zu erh6hen; fordert, dass Anreize fiir Unternehmen
geschaffen werden, die weibliche Vorbilder, Mentorenprogramme und Laufbahnen unterstiitzen, und dass die Sichtbarkeit
von Frauen erhoht wird; wiirdigt die wesentliche Rolle bestimmter Geschiftsfithrer und Fithrungskrafte bei der Schlieung
der digitalen Kluft zwischen den Geschlechtern durch die Entwicklung von Unternehmenspolitiken, die darauf abzielen,
digitale geschlechtsspezifische Stereotype zu bekdmpfen, Rollenmodelle zu fordern, Frauen zu motivieren, MINT-Studien-
ginge zu erkunden, die Umschulung oder Hoherqualifizierung von Frauen anzuregen, Mentoring-Programme zu fordern
und das Image von IKT-Berufen zu verbessern; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich weiter bei allen
Geschiftspartnern in den Bereichen IKT, Digitaltechnik, Telekommunikation, Medien, audiovisuelle Medien und
Technologie fiir die Forderung einer integrativen und geschlechtergerechten Arbeitskultur und eines geschlechtergerechten
Arbeitsumfelds einzusetzen, u. a. durch die Einfithrung von Mafnahmen wie Sensibilisierungskampagnen zur Forderung
der Geschlechtergleichstellung in den privaten MINT-Sektoren und offentlich-private Partnerschaften zur Erleichterung des
Zugangs zum MINT-Arbeitsmarkt fir Studierende, die gerade ihren Abschluss gemacht haben, durch die Forderung von
Ausbildungsprogrammen und Praktika fiir Middchen und junge Frauen, um ihren Ubergang in den Arbeitsmarkt zu
erleichtern, durch Initiativen wie Mentoring und Stipendien fiir benachteiligte Madchen und durch offentlich-private
Partnerschaften zwischen Bildungssystemen, Regierungen und Unternehmen, die in aufstrebenden Technologien wie
3D-Technologien, KI, Nanotechnologie, Robotik und Gentherapie titig sind, sowie durch den Austausch von Informationen
und bewihrten Verfahren in den Mitgliedstaaten zu diesem Zweck;

23.  hebt den Zusammenhang zwischen dem Geschlechtergefille und dem Rentengefille hervor; fordert die
Mitgliedstaaten daher auf, sich mit diesen beiden Punkten zu befassen, sie einzugrenzen und weitere Schritte zu
unternehmen, um sicherzustellen, dass Frauen einen angemessenen Zugang zu Bildung, die Chance auf wirtschaftliche
Unabhingigkeit und berufliche Aufstiegsmoglichkeiten erhalten konnen;

Digitaler Sektor

24, bedauert, dass das Geschlechtergefille in allen Bereichen digitaler Technologien besteht, ist jedoch besonders besorgt
iiber das Geschlechtergefille bei innovativen Technologien, wie z. B. in den Bereichen KI und Cybersicherheit, wo der
weltweite Frauenanteil im Durchschnitt bei 12 % bzw. 20 % liegt (**); schldgt vor, dass diinn besiedelten und vor allem
landlichen Gebieten, in denen sich diese Situation verschirft, mehr Aufmerksamkeit und Unterstiitzung gewidmet werden
sollte;

25.  betont, dass die Qualitit der verwendeten Datensitze fur die Leistungsfahigkeit von KI-Technologien von
entscheidender Bedeutung ist, dass KI geschlechtsspezifische Ungleichheiten und Stereotypen nicht verstirken darf, indem
Vorurteile und Voreingenommenheit auf der Grundlage von Algorithmen von der analogen in die digitale Sphire
iibertragen werden, und dass KI wesentlich zur Forderung der Geschlechtergleichstellung beitragen kann, sofern ein
geeigneter Rechtsrahmen entwickelt wird und bewusste und unbewusste Vorurteile beseitigt werden; hebt hervor, dass eine
der kritischsten Schwachstellen der KI bestimmte Arten von Voreingenommenheit wie Geschlecht, Alter, Behinderung,
Religion, Rasse oder ethnische Herkunft, sozialer Hintergrund oder sexuelle Orientierung als Folge einer homogenen
Belegschaft betrifft; weist darauf hin, dass intersektionelle Arten der Diskriminierung Frauen von neuen Technologien
ausgrenzen, wie z. B. Frauen mit dunkler Hautfarbe aufgrund von Fehlern in der Gesichtserkennungstechnologie; betont die
Notwendigkeit, dass gemischte Teams von Entwicklern und Ingenieuren mit wichtigen gesellschaftlichen Akteuren
zusammenarbeiten, um zu verhindern, dass geschlechtsspezifische und kulturelle Verzerrungen versehentlich in
Kl-gestiitzte Algorithmen, Systeme und Anwendungen gelangen; unterstiitzt die Ausarbeitung von Lehrplinen und
Aktivititen zur Schirfung des Bewusstseins der Offentlichkeit fiir die gesellschaftlichen, rechtlichen und ethischen Aspekte
der KI; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, alle moglichen Manahmen zu ergreifen, um solche
Verzerrungen zu vermeiden und den vollen Schutz der Grundrechte sicherzustellen; betont, dass die Infrastruktur fur eine
menschliche Aufsicht entwickelt werden muss, bevor KI-Technologien in Bereichen mit hohen Risiken, d. h. insbesondere
im Gesundheitssektor, eingesetzt werden, und dass dieser Infrastruktur Sachverstindige fiir die Gleichstellung der
Geschlechter angehoren miissen;

(*®  Sax, LJ., Kanny, M. A,, Jacobs, J. A. et al., ,Understanding the Changing Dynamics of the Gender Gap in Undergraduate Engineering
Majors: 1971-2011 (Die sich verindernde Dynamik des Geschlechtergefilles bei Studienanfingern der Ingenieurwissenschaften
verstehen: 1971-2011), Research in Higher Education, Bd. 57, Nr. 5, 2016; Shade, L. R., ,Missing in action: Gender in Canada’s digital
economy agenda“ (In der Praxis vermisst: Das Geschlecht in Kanadas Agenda fiir die digitale Wirtschaft), Signs: Journal of Women in
Culture and Society, Bd. 39, Nr. 4, 2014, S. 887-896.
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26.  erkennt an, dass KI, wenn sie frei von Vorurteilen ist, ein wirksames Instrument zur Uberwindung geschlechts-
spezifischer Ungleichheiten und Stereotype durch die Entwicklung unvoreingenommener, ethisch konzipierter
Algorithmen, die zu allgemeiner Fairness und allgemeinem Wohlergehen beitragen, sein kann; betont, wie wichtig ein
gemeinsamer europdischer Ansatz in Bezug auf die ethischen Aspekte der KI ist; betont dariiber hinaus, dass die KI-Politik
und -Gesetzgebung der EU die europdischen Werte, die EU-Vertrage und -Gesetze sowie die Grundsitze der europdischen
Saule sozialer Rechte beachten muss;

27.  spricht sich dafir aus, dass jede KI und Automatisierung so gestaltet wird, dass sie sozial verantwortlich ist und uns
in die Lage versetzt, Ungleichheiten einschlieflich der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tiberwinden und die
Herausforderungen, mit denen Frauen konfrontiert sind — darunter unbezahlte Betreuungsarbeit, das geschlechts-
spezifische Lohngefille, Cybermobbing, geschlechtsspezifische Gewalt und sexuelle Beldstigung, Menschenhandel,
Verletzungen der sexuellen und reproduktiven Rechte und die Unterreprasentation in Fithrungspositionen —, in Angriff
zu nehmen; fordert, dass mit KI und Automatisierung zur Verbesserung des Zugangs von Frauen zu Gesundheit und
wirtschaftlichem Wohlstand, Chancengleichheit, Arbeitnehmer- und sozialen Rechten, hochwertiger Bildung, dem Schutz
von Kindern, kultureller und sprachlicher Vielfalt, der Gleichstellung der Geschlechter, digitaler Kompetenz, Innovation und
Kreativitdt, einschlieflich Finanzmitteln, Hochschulbildung und flexibler Beschiftigungsmaoglichkeiten, beigetragen wird;
fordert die Kommission auf, die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten dabei zu unterstiitzen, neuen Formen
geschlechtsspezifischer Gewalt wie Cyber-Belastigung und Cyber-Stalking (**) besondere Aufmerksamkeit zu schenken,
laufende Evaluierungen durchzufithren und diese Problematik wirksamer anzugehen;

Unternehmertum und Zugang zu Finanzmitteln

28.  bedauert, dass Frauen in innovationsgetriebenen Start-ups unterreprasentiert sind, und weist auf die geschlechts-
spezifischen Vorurteile und systemischen Benachteiligungen hin, die in den gesellschaftlichen Strukturen — insbesondere
an der Schnittstelle zwischen MINT und Unternehmertum — bestehen; hélt es fiir duflerst wichtig, im MINT-Sektor mehr
weibliche Vorbilder zu haben und die Zahl der Frauen in Fithrungspositionen zu erhohen; fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, politische Manahmen zu ergreifen, um das unternehmerische Potenzial von Frauen, die nach wie vor
eine ungenutzte Quelle fiir Wirtschaftswachstum, Innovation und die Schaffung von Arbeitsplitzen sind, zu unterstiitzen
und freizusetzen, mehr und bessere Informationen tiber das Unternehmertum als attraktive Karriereoption, insbesondere
fur junge Middchen in der Schule, bereitzustellen und offentliche Mafinahmen zur Forderung des weiblichen
Unternehmertums umzusetzen; ist der Ansicht, dass der Aufschwung nach COVID-19 eine bedeutende Chance darstellt,
Unternehmerinnen zu fordern, um sie in die Lage zu versetzen, unsere Volkswirtschaften und Gesellschaften
wiederaufzubauen; unterstreicht, dass ein echter COVID-19-Aufschwung nur dann ein Erfolg sein wird, wenn ein
griineres, gerechteres und geschlechtergerechteres Europa erreicht und ein angemessenes Gender Mainstreaming der
EU-Konjunkturmittel sichergestellt wird, wihrend auflerdem gewahrleistet wird, dass Frauen in Bezug auf Beschiftigung
und Unternehmertum in Sektoren, in denen sie traditionell und auch weiterhin deutlich unterreprisentiert sind,
einschlieflich digitaler Technologien, KI, IKT und MINT, in vollem Umfang davon profitieren;

29. ist der Auffassung, dass die Unterreprisentation von Frauen, die fir Investitionsentscheidungen in Risiko-
kapitalgesellschaften zustindig sind, eine Hauptursache fiir die anhaltende Finanzierungsliicke fiir von Frauen geleitete
Start-ups und Unternehmen darstellt;

30. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Finanzierungsmdglichkeiten fiir Darlehen und
Eigenkapitalfinanzierungen fur Start-up-Unternehmerinnen und Innovatorinnen durch EU-Fonds und -Programme zu
erhohen, den Zugang von Frauen zu bestechenden Fonds zu erleichtern, spezielle Fonds einzurichten und nach neuen und
innovativen Wegen zu suchen, um Frauen finanziell zu unterstiitzen und ihnen zu helfen, die Barrieren zu tiberwinden,
denen sie gegeniiberstehen; fordert, dass die Europdische Investitionsbank ferner in Bezug auf den Zugang zu
Mikrofinanzierungen einbezogen wird; stellt fest, dass Sensibilisierungs- und Informationskampagnen tiber EU-Fordermog-
lichkeiten notwendig sind, um Unternechmerinnen und Firmengriinderinnen mafigeschneiderte Unterstiitzung zu bieten;
fordert, dass das Europdische Business Angels Netzwerk und das Europiische Mentorennetzwerk fiir Unternechmerinnen
weiter ausgebaut werden, u. a. durch die Forderung von Treffen von Innovatorinnen, Tech-Spezialistinnen und
Investorinnen, um Innovation und Finanzierung fiir von Frauen gefithrte Unternehmen anzuregen und zu f6rdern;

31.  begriiflt die Initiative der Kommission zur Einfithrung des EU-Preises fiir Innovationsleistungen von Frauen, der jedes
Jahr an Frauen in der EU verliehen wird, die ein erfolgreiches Unternehmen gegriindet und eine Innovation auf den Markt
gebracht haben; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, zusitzliche Wege zu finden, um mehr Frauen zu
ermutigen, ihr eigenes Unternehmen zu griinden, und inspirierende weibliche Fihrungspersonlichkeiten im Bereich
Innovation herauszustellen;

32.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die im April 2019 angenommene Verpflichtungserkldrung fiir
Frauen im digitalen Bereich umzusetzen und konkrete Mafnahmen zur Forderung der Gleichstellung der Geschlechter im
MINT-Bereich, einschlieflich der Einrichtung eines Europdischen Tags fiir Mddchen in IKT und MINT, zu entwickeln; fordert
die Kommission auf, die Bemithungen und Mafinahmen der Mitgliedstaaten zu iitberwachen und dariiber zu berichten sowie
den Austausch von Informationen und bewihrten Verfahren sicherzustellen;

*) Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte, ,Gewalt gegen Frauen: eine EU-weite Erhebung®, 2014, S. 87
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33.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung dem Rat und der Kommission zu iibermitteln.
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P9 TA(2021)0297
Kiinftige EU-Finanzierung des Radionetzwerks Euranet Plus

Entschliefung des Europidischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu der kiinftigen EU-Finanzierung des
Rundfunknetzes Euranet Plus (2021/2708(RSP))

(2022/C 67/19)

Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf Artikel 167 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

— gestiitzt auf Artikel 5 Absatz 3 des Vertrags uiber die Europdische Union und das den Vertrigen beigefiigte Protokoll
Nr. 2 tiber die Anwendung der Grundsitze der Subsidiaritit und der VerhiltnismafSigkeit,

— gestiitzt auf Artikel 11 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf den Beschluss der Kommission vom 18. Marz 2021 tiber die Finanzierung von Multimedia-Aktionen
und die Annahme des Arbeitsprogramms fiir 2021, einschlieflich seines Anhangs;

— unter Hinweis auf die Anfrage an die Kommission zu der kiinftigen EU-Finanzierung des Rundfunknetzes Euranet Plus
(0-000036/2021 — B9-0023/2021),

— gestitzt auf Artikel 136 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Entwurf einer EntschlieSung des Ausschusses fiir Kultur und Bildung,

A. in der Erwigung, dass der Rundfunk sich als wichtiges Medium erwiesen hat, um mit den Menschen iiber
EU-Angelegenheiten zu kommunizieren;

B. in der Erwigung, dass regionale und lokale Radiosender in groferen und bevélkerungsreicheren Mitgliedstaaten dank
ihrer sehr hohen Marktdurchdringung haufig einen bevorzugten Rahmen bieten, um einer breiten Horerschaft Inhalte
im Zusammenhang mit der EU zu vermitteln, und einen wirksamen Beitrag zum Erhalt von Minderheitensprachen
leisten;

C. in der Erwigung, dass das Radio sich zwar als wichtiges Medium in einer weitgehend digitalisierten Medienlandschaft
behaupten kann, die Digitalisierung des Horfunks in der EU jedoch ein langfristiger Prozess ist, der es erfordert, dass
Radiosender und -netze Ubergangspline ausarbeiten, die erforderlichen Investitionen verteilen und die wirtschaftlichen
Auswirkungen dieses Ubergangs abfedern;

D. in der Erwdgung, dass Euranet Plus im Jahr 2007 ins Leben gerufen wurde und ein einzigartiges Netz von Radiosendern
in der EU ist, das aus transnationaler Sicht iiber Ereignisse in Europa berichtet; in der Erwigung, dass die operativen
Tatigkeiten seit der Einrichtung des Netzes hauptsichlich aus EU-Mitteln finanziert wurden; in der Erwidgung, dass sich
Euranet Plus derzeit aus 13 fithrenden Ooffentlichen und privaten Rundfunkanstalten in 13 Mitgliedstaaten
zusammensetzt, die zusammen taglich mehr als 15 Mio. Horer erreichen (), und dass das Netzwerk seinen Mitgliedern
eine einzigartige Palette hochwertiger Dienste in den Bereichen Produktion, Rundfunk und Redaktion bietet und damit
die Anforderungen gemaf$ Artikel 195 der Haushaltsordnung () in Bezug auf die besonderen Merkmale von Titigkeiten,
die eine bestimmte Art von Einrichtung erfordern, erfillt;

E. in der Erwidgung, dass die derzeitige Finanzhilfevereinbarung mit Euranet Plus im Umfang von 2,16 Mio. EUR jdhrlich
am 31. Dezember 2021 auslaufen soll;

F. in der Erwidgung, dass das Europdische Parlament von dem Beschluss der Kommission iiber das kiinftige
Finanzierungsmodell fiir Multimedia-Aktionen in einem Schreiben von Thierry Breton, Mitglied der Kommission,
vom 18. Januar 2021 in Kenntnis gesetzt wurde, aus dem hervorgeht, dass die Finanzhilfevereinbarung mit Euranet Plus
nicht verlangert werde und durch eine wettbewerbsorientierte jahrliche Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen
ersetzt werde, die 2021 eingeleitet werden soll;

(" Offizielle Website des Netzes Euranet Plus, ,Our Network® (Unser Netz).
) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung
fir den Gesamthaushaltsplan der Union (ABL L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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G. in der Erwidgung, dass die Kommission vor ihrem Beschluss iiber die kiinftige Finanzierung des Rundfunks keinen
strategischen Dialog mit Euranet Plus gefihrt hat, wie es in einer kiirzlich durchgefithrten Priifung ausdriicklich
empfohlen wurde;

H. in der Erwdgung, dass der Ausschuss fur Kultur und Bildung (CULT) die Kommission wiederholt aufgefordert hat, ihn in
die Beschlussfassung in Bezug auf Multimedia-Aktionen einzubeziehen, der Kommission seine feste Uberzeugung
vermittelt hat, dass der vorgesehene Ansatz gegeniiber Euranet Plus, das es als europaweites Rundfunknetz im Auftrag
des offentlichen Dienstes verdient, als einzigartiger Partner fiir die Férderung der Integration und Medienvielfalt in der
EU behandelt zu werden, ungerecht ist, und in miindlicher und schriftlicher Form gedufert hat, dass er die von der
Kommission geplante kurzfristige Anderung in Bezug auf die Finanzierung des Rundfunks, die die Kontinuitit des
Dienstes beeintrachtigen konnte, grundsitzlich ablehnt;

. in der Erwidgung, dass die Kommission am 18. Mirz 2021 wie geplant den Beschluss iiber die Finanzierung von
Multimedia-Aktionen und die Annahme des Arbeitsprogramms fir 2021 annahm; in der Erwidgung, dass die
Kommission im Rahmen mehrerer Aussprachen zwischen Bediensteten und Mitgliedern der Kommission deutlich
gemacht hat, dass sie beabsichtigt, ihre Entscheidung in Bezug auf die kiinftige Finanzierung von Euranet Plus durch die
EU unter volliger Auflerachtlassung des politischen Willens des Europiischen Parlaments in dieser Angelegenheit
aufrechtzuerhalten;

J. in der Erwigung, dass ein Finanzierungsmodell, das auf jihrlichen offenen Aufforderungen zur Einreichung von
Vorschligen mit einer sehr begrenzten Dauer beruht, finanziell nicht tragfihig ist; in der Erwdgung, dass der Umstand,
dass dieses Jahr eine Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen eingeleitet wird und keine Ubergangsmafinahmen
vorgeschen sind, gegeniiber Euranet Plus, einem langjahrigen, vertrauenswiirdigen Partner, nicht gerecht ist und es fiir
Euranet unmoglich macht, einen langfristigen Entwicklungsplan fir den digitalen Wandel aufzustellen und in weitere
Verbesserungen seiner Produkte und Dienstleistungen zu investieren, und wahrscheinlich zur Folge haben wird, dass die
Einrichtung Anfang 2022 aufgelost wird und die Bediensteten entlassen werden;

1. fordert die Kommission nachdriicklich auf, den einzigartigen Charakter von Euranet Plus, einem unabhingigen
Radionetz, das erfolgreich die Informationsliicke zwischen der EU und ihren Biirgern schlief3t, indem es ihr Verstandnis und
die Debatte iiber alle Bereiche der Politikgestaltung der EU fordert, anerkennt; hebt hervor, dass Euranet Plus Produktions-
und Rundfunkkapazititen verbindet, indem es hochwertige Redaktionsdienste fiir die zugehérigen Radiosender und die
Agentur selbst bereitstellt, die Koproduktionen plant, den Austausch fordert und europaweite, maflgeschneiderte und
bedarfsgerechte Formate fiir ihre Mitglieder produziert; kommt zu dem Schluss, dass Euranet Plus mit seiner betrdchtlichen
Mitgliedschaft offentlicher und privater Rundfunkanstalten somit die einzigartige Moglichkeit bietet, mit Inhalten in
12 Amtssprachen der EU tiglich mehr als 15 Mio. Horer zu erreichen, die sich ansonsten maoglicherweise nicht mit Themen
im Zusammenhang mit der EU befassen wiirden;

2. fordert, dass die derzeitige Kernfinanzierung fur Euranet Plus in Form einer Beihilfevereinbarung fiir einen
Ubergangszeitraum von mindestens zwei Jahren erneuert wird, um das Netz in die Lage zu versetzen, einen langfristigen
strategischen Plan fiir seine Weiterentwicklung bis Ende 2027 zu entwickeln, um seine Mitgliedschaft sowie die geografische
und sprachliche Abdeckung auszuweiten, sich auf den digitalen Wandel vorzubereiten und in weitere Verbesserungen seiner
Produkte und Dienstleistungen zu investieren; fordert die Generaldirektion der Kommission fiir Kommunikationsnetze,
Inhalte und Technologien (GD CONNECT) und den Haushalt (GD BUDG) auf, eine interinstitutionelle Arbeitsgruppe mit
Euranet Plus und dem CULT-Ausschuss einzurichten, um geeignete technische Losungen zur Umsetzung eines mehrjahrigen
operativen Rahmens zu ermitteln; betont, dass derartige Ubergangsmanahmen es der Einrichtung ermoglichen, sich fiir
ein wettbewerbsorientiertes mehrjdhriges Verfahren zu wappnen, das 2024 beginnen konnte; hebt hervor, dass diese
Herangehensweise in Bezug auf die Tragfahigkeit, Effizienz und eine wirtschaftliche Verwendung offentlicher EU-Mittel den
grofiten Mehrwert bieten wiirde, im Gegensatz zu den kurzfristigen Verfahren, die die Begiinstigten nicht nur zwingen, ,von
der Hand in den Mund® zu leben, sondern aus verwaltungstechnischer Sicht auch kostspieliger sind;

3. fordert die Kommission nachdriicklich auf, ihren Beschluss vom 18. Mirz 2021 zu iiberarbeiten, um sicherzustellen,
dass die 2,2 Mio. EUR die in Nummer 2 des Anhangs fiir die Finanzierung von Tatigkeiten im Bereich des Rundfunks im
Jahr 2022 vorgesehen sind, nicht iiber eine offene Ausschreibung zugewiesen werden, sondern auf der Grundlage der
Tatsache, dass die Einrichtung die Anforderungen gemifl Artikel 195 der Haushaltsordnung weiterhin erfiillt, unmittelbar
an Euranet Plus vergeben werden;

4. beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission und den Regierungen und Parlamenten
der Mitgliedstaaten zu iibermitteln.




C 67/150 Amtsblatt der Europdischen Union 8.2.2022

Mittwoch, 9. Juni 2021

EMPFEHLUNGEN

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9_TA(2021)0278
75. und 76. Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen

Empfehlung des Europiischen Parlaments vom 9. Juni 2021 an den Rat zu der 75. und 76. Tagung der
Generalversammlung der Vereinten Nationen (2020/2128(INI))

(2022/C 67/20)
Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf die Charta der Vereinten Nationen,

— unter Hinweis auf den Vertrag iiber die Europdische Union (EUV), insbesondere auf die Artikel 21, 34 und 36,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte, insbesondere ihre Praambel und Artikel 18, sowie auf
die Menschenrechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen und die dazugehorigen Fakultativprotokolle,

— unter Hinweis auf seine Empfehlung an den Rat vom 5. Juli 2018 zur 73. Tagung der Generalversammlung der
Vereinten Nationen (1),

— unter Hinweis auf die Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 3. Mai 2011 zur Teilnahme der
Europdischen Union an der Arbeit der Vereinten Nationen, in der der EU das Recht eingerdumt wird, in der
Generalversammlung der Vereinten Nationen zu intervenieren, miindliche Vorschlige und Anderungsantrige
einzubringen, iiber die auf Antrag eines Mitgliedstaats abgestimmt werden kann, und das Recht auf Antwort auszuiiben,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 17. Juni 2019 zu EU-Mafnahmen zur Stirkung des
regelbasierten Multilateralismus,

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 13. Juli 2020 zu den Prioritdten der EU bei den Vereinten
Nationen und fiir die 75. Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen (September 2020-September 2021),

— unter Hinweis auf die Rede des Prasidenten des Europaischen Rates Charles Michel vom 25. September 2020 vor der
Generalversammlung der Vereinten Nationen mit dem Titel ,Eine stirkere und autonomere Europiische Union fiir eine
gerechtere Welt*,

— unter Hinweis auf die am 22. September 2020 veroffentlichte Stellungnahme des Vizeprasidenten der Kommission und
Hohen Vertreters der Union fiir Aufen- und Sicherheitspolitik (HR/VP) mit dem Titel ,The EU stands with the UN“ (,Die
EU steht an der Seite der Vereinten Nationen®),

— unter Hinweis auf die Erkldrung zur Feier des 75. Jahrestags der Vereinten Nationen, die am 16. September 2020 von
der Generalversammlung der Vereinten Nationen angenommen wurde,

— unter Hinweis auf die Globale Strategie fiir die Aufen- und Sicherheitspolitik der Europaischen Union vom Juni 2016,

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 15. Januar 2020 zur Umsetzung der Gemeinsamen Aufen- und
Sicherheitspolitik — Jahresbericht, (3)

(" ABL C 118 vom 8.4.2020, S. 165.
? Angenommene Texte, P9_TA(2020)0008.
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— unter Hinweis auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen fur nachhaltige Entwicklung und die Ziele fur nachhaltige
Entwicklung (SDG),

— unter Hinweis auf die im September 1995 in Peking abgehaltene Vierte Weltfrauenkonferenz, die in Peking
angenommene Erklarung und Aktionsplattform fiir die Stirkung der Frauen sowie die anschlieenden am 9. Juni 2000,
11. Marz 2005, 2. Mdrz 2010 bzw. 9. Mdrz 2015 angenommenen Abschlussdokumente der VN-Sondertagungen
Peking + 5, Peking + 10, Peking + 15 und Peking + 20 betreffend weitere Mafnahmen und Initiativen zur Umsetzung
der Erklarung und Aktionsplattform von Peking,

— unter Hinweis auf die Resolution tiber den globalen Pakt fiir eine sichere, geordnete und regulire Migration, die am
19. Dezember 2018 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen gebilligt wurde,

— unter Hinweis auf das Romische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998,

— unter Hinweis auf den 20. Jahrestag der vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen am 31. Oktober 2000
verabschiedeten Resolution 1325 (2000) der Vereinten Nationen zur wichtigen Rolle der Frauen bei der Verhiitung und
Beilegung von Konflikten, bei Friedensverhandlungen, der Friedenskonsolidierung, der Friedenserhaltung und
humanitiren Maflnahmen sowie beim Wiederaufbau nach Konflikten,

— unter Hinweis auf den EU-Aktionsplan fiir Frauen, Frieden und Sicherheit 2019-2024 und unter Hinweis auf die
Bedeutung der vollstindigen Umsetzung des Aktionsplans fiir Frauen, Frieden und Sicherheit als bereichsiibergreifendes
Thema in allen Fragen des Friedens und der Sicherheit,

— unter Hinweis auf die Berichte des unabhingigen Sachverstindigen der Vereinten Nationen fiir den Schutz vor Gewalt
und Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung und Geschlechtsidentitit,

— unter Hinweis auf die Resolution 2532 (2020) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen tiber die Einstellung von
Feindseligkeiten wahrend der COVID-19-Pandemie und zur Unterstiitzung des weltweiten Waffenstillstandsaufrufs des
Generalsekretirs der Vereinten Nationen, Anténio Guterres,

— unter Hinweis auf die im September 2006 von der Generalversammlung verabschiedete Weltweite Strategie der
Vereinten Nationen zur Bekdmpfung des Terrorismus, deren siebte Aktualisierung demnichst zu erfolgen hat,

— unter Hinweis auf den Vertrag iiber den Waffenhandel (ATT),
— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 12. September 2018 zu autonomen Waffensystemen (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 7. Juni 2016 zu dem Thema ,Friedensunterstiitzungsmissionen —
Zusammenarbeit der EU mit den Vereinten Nationen und der Afrikanischen Union* (%),

— gestiitzt auf Artikel 118 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir auswirtige Angelegenheiten (A9-0173/2021),

A. in der Erwigung, dass die Vereinten Nationen dieses Jahr ihr 75-jahriges Bestehen feiern; in der Erwédgung, dass sich die
Vereinten Nationen als wesentliches universelles Forum fiir einen internationalen Konsens erwiesen haben, der sich auf
Frieden und Sicherheit, nachhaltige Entwicklung und die Achtung der Menschenrechte und des Volkerrechts stiitzt; in
der Erwigung, dass sie auch ein wichtiger Anbieter von Unterstiitzung fiir fragile Staaten und schutzbediirftige
Gemeinschaften beim Staatsaufbau und bei der Konfliktlosung sind; in der Erwidgung, dass die Agenda der Vereinten
Nationen durch zunehmende politische Spannungen gestort wird; in der Erwagung, dass die Errungenschaften und die
unverzichtbare Rolle der Vereinten Nationen von einigen Lindern in ihrem Bestreben, einseitige Entscheidungen
voranzubringen, hdufig iibersehen werden; in der Erwéagung, dass es fiir die EU und ihre Mitgliedstaaten von Bedeutung
ist, dafiir zu sorgen, dass die Vereinten Nationen ein effizientes und wirksames Forum zum Nutzen der internationalen
Gemeinschaft bleiben und dass sie die derzeitigen und kiinftigen globalen Herausforderungen weiter bewaltigen kénnen,
was nur durch die Umsetzung der Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen und des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen sowie durch multilaterale Losungen erreicht werden kann; in der Erwigung,
dass die drei Grundpfeiler der Vereinten Nationen i) Frieden und Sicherheit, ii) Entwicklung, Menschenrechte sowie iii)
Rechtsstaatlichkeit sind und dass sie untrennbar miteinander verbunden sind und sich gegenseitig verstirken; in der
Erwigung, dass Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in verschiedenen Regionen der Welt zunehmend
bedroht sind und in vielen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen der Raum fiir die Zivilgesellschaft schrumpft; in der
Erwigung, dass Menschenrechtsverteidiger zunehmend Bedrohungen aufgrund ihrer rechtmifiigen Arbeit auf globaler
Ebene in einem Kontext ausgesetzt sind, in dem COVID-19-Mafinahmen und Ausgangsbeschrinkungen dazu gefiihrt
haben, dass Menschenrechtsverletzungen seltener gemeldet und iiberwacht werden; in der Erwidgung, dass die Staaten
die Verantwortung haben, Mafinahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass alle Personen, lokalen Gemeinschaften und
Bevolkerungsgruppen das Recht auf uneingeschrinkte Wahrnehmung ihrer Menschenrechte im Einklang mit den
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grundlegenden Zielen und Leitprinzipien der Vereinten Nationen haben, wie sie in ihrer Griindungscharta von 1945
und der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte der Vereinten Nationen verankert sind; in der Erwigung, dass die
Wahrung und Forderung von Frieden und Sicherheit, die nachhaltige Entwicklung und die Achtung der Menschenrechte
zu den wichtigsten Grundsitzen der Vereinten Nationen gehéren; in der Erwigung, dass aktuellen Berichten der
Vereinten Nationen zufolge in mehreren Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen die Menschenrechte systematisch
verletzt und untergraben werden; in der Erwdgung, dass der urspriingliche Zweck der Vereinten Nationen — die
Friedenssicherung — durch anhaltende komplexe Krisen, infrage gestellt wird;

B. in der Erwidgung, dass im Zuge der COVID-19-Pandemie aufgezeigt wurde, dass es dringend notwendig ist, in der
gesamten internationalen Gemeinschaft widerstandsfihige Kapazititen aufzubauen, und dass ein enger multilateraler
Dialog und eine enge multilaterale Zusammenarbeit, insbesondere im Hinblick auf den Zugang zu 6ffentlichen Giitern,
erforderlich sind; in der Erwidgung, dass die Rolle, das Fachwissen und die Integritit der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) derzeit besonders wichtig fir die globale Koordinierung und die Bemithungen zur Bekdmpfung der
COVID-19-Pandemie sind; in der Erwagung, dass die WHO ihre Kapazititen zur Bewiltigung der derzeitigen Pandemie
und kiinftiger Pandemierisiken weiter ausbauen muss; in der Erwidgung, dass die Agenda 2030 und die Ziele fiir
nachhaltige Entwicklung einen zentralen Fahrplan fiir Erholung und Mafnahmen darstellen, der bereits von der
internationalen Gemeinschaft bestitigt wurde; in der Erwdgung, dass COVID-19 negative Tendenzen — einschliefSlich
der Bedrohungen der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte, insbesondere der Rechte von Frauen
und Kindern und der Gleichstellung der Geschlechter — wahrscheinlich beschleunigen wird, es sei denn, auf globaler
Ebene werden rasche, erhebliche und mafgebliche politische Mafnahmen ergriffen; in der Erwidgung, dass die
parlamentarische Kontrolle von Regierungsentscheidungen auch im Hinblick auf die Sicherstellung der strikten Achtung
der Grundrechte und -freiheiten der Biirger wichtig ist; in der Erwédgung, dass die Zusammenarbeit zwischen der EU und
den Vereinten Nationen bei der Bekdmpfung dieser Tendenzen von entscheidender Bedeutung ist; in der Erwégung, dass
die Pandemie deutlich gemacht hat, dass die Forderung der allgemeinen Gesundheit nicht nur ein moralisches Gebot ist,
sondern auch eine Voraussetzung fiir wirtschaftliches und soziales Wohlergehen und wirtschaftliche und soziale
Entwicklung sowie fiir die Befdhigung zur Selbstbestimmung aller Menschen, insbesondere der am schutzbediirftigsten
Menschen; in der Erwigung, dass im Zuge der Pandemie ebenfalls verdeutlicht wurde, wie wichtig es ist, mehr und
bessere Investitionen in die Deckung kritischer Gesundheitsbediirfnisse auf globaler Ebene zu titigen;

C. in der Erwdgung, dass die WHO als Leit- und Koordinierungsstelle der Vereinten Nationen fiir Gesundheitsmaffnahmen
im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen eine Fithrungsrolle in weltweiten Gesundheitsfragen iibernimmt; in der
Erwigung, dass zu den sechs Punkten der Gesundheits- und Entwicklungsagenda der WHO fiir das 21. Jahrhundert
unter anderem die Nutzbarmachung von Forschung, Informationen und Erkenntnissen sowie die Stirkung von
Partnerschaften durch die Unterstiitzung und Zusammenarbeit vieler Partner, einschlieflich der Gremien der Vereinten
Nationen und anderer internationaler Organisationen, der Geber, der Organisationen der Zivilgesellschaft und des
Privatsektors, gehoren;

D. in der Erwigung, dass die Vereinten Nationen ein wichtiges Forum fiir einen inklusiven Dialog zwischen
Staatsschuldnern, Glaubigern und anderen Interessentrigern darstellen;

E. in der Erwigung, dass der Generalsekretir der Vereinten Nationen bei der Umsetzung der Reform der Vereinten
Nationen hervorragende Fithrungsarbeit geleistet hat; in der Erwagung, dass weitere mutige Mafnahmen und politische
Entschlossenheit erforderlich sind, um die wichtigsten noch offenen Fragen anzugehen, insbesondere die Reform der
Struktur des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen; in der Erwigung, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten als die
grofiten Beitragszahler der Vereinten Nationen zusammengenommen durch ihre politische, symbolische und finanzielle
Unterstiitzung der Vereinten Nationen ein wichtiges Engagement fiir einen wirksamen Multilateralismus gezeigt haben,
dessen Hauptziele die Beseitigung der Armut, die Forderung von langfristigem Frieden und Stabilitit, die Verteidigung
der Menschenrechte, die Bekimpfung des Menschenhandels und die Bereitstellung humanitérer Hilfe fiir Bevolkerungen,
Lander und Regionen sind, die mit Krisen jeglicher Art, sowohl Naturkatastrophen als auch von Menschen verursachten
Katastrophen, konfrontiert sind; in der Erwidgung, dass das Problem der angemessenen Finanzierung des Systems der
Vereinten Nationen nach wie vor eine Herausforderung darstellt; in der Erwdgung, dass die EU die Vereinten Nationen
auffordern sollte, bei ihren Bemithungen um Reformen, bei denen mehr Frauen, jiingere Menschen und Menschen mit
Behinderungen in ihr Personal und ihre Fithrungsebene einbezogen werden, mehr zu unternehmen und das Bewusstsein
fiir Intersektionalitit in den Strukturen der Vereinten Nationen zu schirfen;

1. empfiehlt dem Rat, dass er

a) seine wichtige Erfolgsbilanz in Bezug auf die Unterstiitzung eines wirksamen Multilateralismus, effizienter und
transparenter multilateraler Organisationen und insbesondere der Vereinten Nationen als unverzichtbares Forum fiir
multilaterale Losungen fiir globale Herausforderungen und fiir politische Maffnahmen, politischen Dialog und
Konsensbildung in der gesamten internationalen Gemeinschaft fortsetzt; das Europdische Parlament begriifSt die
Schlussfolgerungen des Rates vom 13. Juli 2020 zu den Priorititen der EU bei den Vereinten Nationen und fur die
75. Generalversammlung der Vereinten Nationen, die als wirksame Foren zur Forderung universeller Werte — die auch
die Grundwerte der EU sind — angesehen werden; bekriftigt, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten die Werte und
Grundsitze der Charta der Vereinten Nationen teilen und bei der Forderung dieser Grundsitze sowie der Ziele der
Vereinten Nationen im Rahmen des auswirtigen Handelns der EU eine wesentliche Rolle spielen; vertritt die Ansicht,
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dass die EU globale und regionale Partner benétigt, um ihre auflenpolitischen Zielsetzungen, und zwar in den
Bereichen Frieden und Sicherheit, Bekdmpfung des Terrorismus und der organisierten Kriminalitit, regionale Konflikte
und bei der Bekimpfung von gescheiterten Staaten und der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, erfolgreich zu
verwirklichen; ist der Auffassung, dass die EU ihre Offentlichkeitsarbeit verstirken sollte, um umfassendere
Partnerschaften zur Unterstiitzung eines wirksamen Multilateralismus zu entwickeln, und dass in allen strukturierten
Dialogen mit ihren Partnern gezielte Diskussionen iiber einen wirksamen Multilateralismus in Erwidgung gezogen
werden sollten; stellt ferner fest, dass die Union auf den Werten der Achtung der Menschenwiirde und der
Menschenrechte, der Freiheit, der Demokratie, der Gleichheit und der Rechtsstaatlichkeit gemdfl Artikel 2 EUV beruht
und dass die Forderung dieser Werte, vor allem der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit sowie der universellen
Giiltigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte, in den Auflenbeziehungen im Einklang mit Artikel 21 EUV und dem
strategischen Interesse der EU ein entscheidender Aspekt der Auffen- und Sicherheitspolitik der EU sein und auf
wirksame und kohirente Weise in allen Bereichen der Bezichungen der EU mit Drittstaaten und Einrichtungen
auferhalb der EU und in den von der EU im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen verfolgten Zielen,
insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung des Volkerrechts, beriicksichtigt werden sollte; vertritt daher die Ansicht,
dass der Rat alle Malnahmen unterstiitzen sollte, die darauf abzielen, Menschenrechtsfragen weiterhin ganz oben auf
der Agenda der Vereinten Nationen zu halten, und zwar im Lichte der Bemithungen, die Allgemeine Erklarung der
Menschenrechte und andere einschldgige Bestimmungen der Vereinten Nationen dadurch zu untergraben, dass
individuelle Menschenrechte dem angeblichen Wohlergehen ganzer Gesellschaften untergeordnet werden; unterstiitzt
diesbeziiglich konkrete Mafinahmen zur Stirkung der Struktur der Vereinten Nationen;

b) die Auffassung vertritt, dass die EU in einem multipolaren Kontext, in dem einige Linder einen selektiven
Multilateralismus anstelle eines wirksamen, auf universellen Werten beruhenden Multilateralismus fordern, bestrebt
sein muss, ein bedingungsloses Bekenntnis der VN-Mitglieder zu universellen Werten, einem regelbasierten System und
dem Primat der Menschenrechte in allen Politikbereichen weiter zu fordern; das Europaische Parlament fordert, dass
die Beriicksichtigung dieser Werte und Rechte in allen Politik- und Programmplanungsbereichen der Vereinten
Nationen in enger Zusammenarbeit mit gleichgesinnten Landern geférdert wird, um den politischen Dialog und
politische Losungen sowie die Umsetzung und die Fihigkeit zur Einbeziehung voranzubringen, wobei zu beachten ist,
dass die Vereinten Nationen eine zwischenstaatliche Organisation sind, die die Konsultation und Beteiligung der
VN-Mitgliedstaaten erfordert; fordert den Rat auf, die Gelegenheit der derzeitigen US-Administration zu nutzen und
sich in politischen und strategischen Fragen von gemeinsamem Interesse weiterhin an die Vereinigten Staaten zu
wenden und die Fahigkeit des Dialogs und der Partnerschaft aufrechtzuerhalten, um das Potenzial der transatlantischen
Partnerschaft und Zusammenarbeit im System der Vereinten Nationen fur die Zukunft wiederherzustellen und zu
erhalten; begriifSt in diesem Zusammenhang den vom Prisidenten der Vereinigten Staaten Joe Biden vorgeschlagenen
Weltgipfel fur Demokratie, auf dem der Geist und der gemeinsame Zweck der Nationen der freien Welt erneuert
werden sollen, und fordert den Rat auf, sich an der Organisation dieses Gipfeltreffens zu beteiligen, mit dem die
Demokratien der Welt zusammengebracht werden sollen, um die demokratischen Institutionen zu stirken und
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte zu férdern; fordert den Rat auf, die gute Erfolgsbilanz des engen Dialogs und
der Zusammenarbeit mit dem Vereinigten Konigreich als stindigem Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
ebenfalls fortzusetzen;

¢) seine Bemithungen fortsetzt, um die EU und ihre Mitgliedstaaten in die Lage zu versetzen, in den Vereinten Nationen
und anderen multilateralen Foren mit einer Stimme zu sprechen, und die Auflen- und Sicherheitspolitik der EU
wirksamer und proaktiver zu gestalten, indem im Rat der Grundsatz der Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit
angewandt wird, um die Zusammenarbeit in Fragen zu stirken, die fur die EU von zentralem strategischem Interesse
sind oder ihre Grundwerte widerspiegeln, denn nur so kann die Union auf der internationalen Bithne eine fithrende
Rolle spielen und ihren Einfluss nutzen, um positive Verinderungen und bessere Antworten auf globale
Herausforderungen zu erreichen, insbesondere im Hinblick auf den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (UNSC)
und die gute Erfolgsbilanz der Zusammenarbeit mit den stindigen und turnusmifSig wechselnden Mitgliedern des
UNSC, die EU-Mitgliedstaaten sind, mit der Generalversammlung der Vereinten Nationen (UNGA) und mit dem
Menschenrechtsrat (HCR); das Europiische Parlament wiirdigt die ausgezeichnete Rolle des EAD und seiner
Delegationen sowie der Delegationen der EU-Mitgliedstaaten bei der Erleichterung dieses Dialogs und dieser
Zusammenarbeit; vertritt die Ansicht, dass die EU zur Wahrung ihrer Ziele und Interessen bestrebt sein sollte, durch
Koordinierung innerhalb des Rates und zwischen den Organen der EU zu gemeinsamen Positionen zu Fragen zu
gelangen, die dem Sicherheitsrat vorgelegt werden, und zwar im Einklang mit Artikel 34 EUV, um die Kohdrenz und
Glaubwiirdigkeit der EU auf Ebene der Vereinten Nationen zu verbessern; weist darauf hin, dass die EU innerhalb der
Vereinten Nationen durch eine Vielzahl von Akteuren vertreten ist;

d) die Zusammenarbeit zwischen der EU und den Vereinten Nationen bei der Ausarbeitung von Instrumenten zur
Bewiltigung des wiederkehrenden Problems der Gewalt im Zusammenhang mit Wahlen weiter verstirkt, unter
anderem durch Nutzung der Erfahrungen der Wahlbeobachtungsmissionen des Europiischen Parlaments;

e) darauf hinweist, dass Verzogerungen bei der Zahlung der veranschlagten Beitrdge seitens mehrerer Mitgliedstaaten
duferst negative Auswirkungen auf die Arbeit der Vereinten Nationen haben und daher nicht hinnehmbar sind;
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f)  samtliche Bemithungen unterstiitzt, die Agenda fiir Riistungskontrolle und Abriistung wieder auf die internationale
Agenda zu setzen, und fordert, dass der Transfer konventioneller Waffen zwischen den VN-Mitgliedsstaaten in vollem
Umfang den Kriterien des Vertrags iiber den Waffenhandel (ATT) entspricht; den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
davon tiberzeugt, gemdfl dem Verhaltenskodex der Europiischen Union fiir Waffenausfuhren einen verbindlichen
Rechtsrahmen anzunehmen, um die Ausfuhr und den Verkauf von Waffen und Cyber-Uberwachungstechnologien zu
untersagen, deren Zweck Kriegsverbrechen und/oder die Unterdriickung von innenpolitischem Dissens sind; erneut
darauf hinweist, dass ein wirksamer Multilateralismus und eine auf Regeln beruhende internationale Ordnung
Voraussetzungen fuir Fortschritte bei der Abriistung und die Bekdmpfung der Verbreitung von Massenvernichtungs-
waffen sind; die uneingeschrinkte Unterstiitzung der EU und ihrer Mitgliedstaaten fiir bestehende internationale
Vertrdge bekriftigt, unter anderem den Atomwaffensperrvertrag (NVV), den Vertrag iiber das umfassende Verbot von
Nuklearversuchen (CTBT), das Chemiewaffeniibereinkommen (CWU), das Biowaffen-Ubereinkommen (BWU), den
Vertrag iiber den Waffenhandel (ATT) sowie das Ubereinkommen iiber Streumunition und das Antipersonenminen-
Ubereinkommen, und die Bemiihungen zur Ausarbeitung einer politischen Erklirung iiber Explosivwaffen in
besiedelten Gebieten sowie einer klaren Definition von autonomen Waffen fordert; das Europdische Parlament fordert
den HR/VP, die Mitgliedstaaten und den Rat auf, auf die Aufnahme internationaler Verhandlungen iiber ein
rechtsverbindliches Instrument hinzuarbeiten, mit dem letale autonome Waffensysteme ohne sinnvolle menschliche
Kontrolle verboten werden; empfiehlt dem Rat, die groen Atommichte nachdriicklich aufzufordern, von einem
Riickzug aus dem System der Riistungskontrolle Abstand zu nehmen und Fortschritte bei den Gesprichen tiber die
Riistungskontrolle im Bereich Kernwaffen zu erzielen; empfiehlt dem Rat, die Vereinigten Staaten und Russland mit
Nachdruck dazu aufzufordern, das gegenseitige Vertrauen aufzubauen und die Zuversicht zu stirken, um den Dialog
tiber mogliche Wege zum Aufbau einer neuen Bezichung im Bereich der Riistungskontrolle wiederaufzunehmen;
vertritt die Ansicht, dass die EU die Arbeit der Arbeitsgruppe zum Thema Weltraum der Abriistungskommission der
Vereinten Nationen bei der praktischen Umsetzung von transparenz- und vertrauensbildenden Mafinahmen bei
Weltraumtitigkeiten unterstiitzen sollte; ist der Auffassung, dass der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen eine
wertvolle Gelegenheit bieten sollte, gemeinsame Standards und Vorbehalte fiir neue Militirtechnologien wie kiinstliche
Intelligenz, weltraumgestiitzte Waffensysteme, Biotechnologien und Hyperschall festzulegen; vertritt die Ansicht, dass
die EU die Forderung des Generalsekretirs der Vereinten Nationen nach einem weltweiten Waffenstillstand
unterstiitzen und aktiv dazu beitragen sollte, unter anderem durch wirksame Mafnahmen gegen den illegalen
Waffenhandel und die Verbesserung der Transparenz und Rechenschaftspflicht bei den Waffenausfuhren der
Mitgliedstaaten;

g) das Potenzial fiir ein direktes regionales Engagement in den Vereinten Nationen zur Kenntnis nimmt, indem andere
Organisationen, wie die Afrikanische Union (AU), dabei unterstiitzt werden, einen erweiterten Beobachterstatus zu
beantragen; das Potenzial der EU als der ausgereiftesten regionalen Organisation anerkennt und dazu nutzt, die
Wiederbelebung und Stirkung des Systems der Vereinten Nationen durch Multilateralismus auf mehreren Ebenen
voranzubringen;

h) dem Generalsekretir der Vereinten Nationen weiterhin wertvolle Unterstiitzung in seinem Bestreben leistet, das
Reformprogramm der Vereinten Nationen voranzubringen, um die Fihigkeit der Vereinten Nationen zu stirken, die
nachhaltige Entwicklung voranzutreiben, Frieden und Sicherheit zu fordern, ihr internes Managementsystem im
Hinblick auf eine wirksame, transparente, finanziell tragfahige und rechenschaftspflichtige Organisation zu optimieren,
die in der Lage ist, wieder eine Verbindung zu ihren Biirgern, einschlieflich lokaler Gemeinschaften und anderer
Akteure an der Basis und der Zivilgesellschaft, herzustellen, und die besser auf die weltweiten Herausforderungen
zugeschnitten ist; in der Frage der willkiirlichen Zuriickstellung von Antrégen einer Reihe von zivilgesellschaftlichen
Organisationen auf Beraterstatus bei den Vereinten Nationen eine Fithrungsrolle einnimmt; das Europdische Parlament
hebt hervor, dass die grofiten Fortschritte im Reformprozess der Vereinten Nationen im administrativen und
biirokratischen Bereich erzielt wurden, wihrend wichtige politische Reformen noch ausstehen und zu denen die
Wiederbelebung der Generalversammlung der Vereinten Nationen sowie konkrete Mafnahmen zur schnelleren
Anpassung des Entwicklungssystems an die Agenda 2030 zihlen sollten; vertritt die Ansicht, dass die EU und ihre
Mitgliedstaaten einen breiten Konsens finden sollten, um den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu reformieren,
u. a. durch einen stindigen Sitz fur die Europiische Union zusitzlich zu den bereits bestehenden Sitzen der
Mitgliedstaaten und durch eine Einschrinkung der Nutzung des Vetorechts, insbesondere in Fillen von
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit, sowie durch eine Anderung der Zusammensetzung
seiner Mitglieder, um den Gegebenheiten der heutigen Welt besser Rechnung zu tragen; ist der Auffassung, dass die EU
den Generalsekretdr unterstiitzen und ihn auffordern sollte, seine Anstrengungen mit Blick auf die Umsetzung der
Strategie der Vereinten Nationen fiir die Gleichstellung der Geschlechter zu intensivieren, um sicherzustellen, dass
Frauen im System der Vereinten Nationen auf allen hierarchischen Ebenen gleichberechtigt vertreten werden; ist der
Auffassung, dass die EU die Vereinten Nationen darauf hinweisen sollte, dass seit der Griindung der Vereinten Nationen
im Jahr 1945 keine Frau zur Generalsekretirin der Vereinten Nationen ernannt wurde;

i) sich weiterhin um grofere Synergien zwischen der Arbeit des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen, der
Generalversammlung der Vereinten Nationen und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen bemiiht; das Européische
Parlament wiirdigt die Arbeit der EU bei der Unterstiitzung der Arbeit des Menschenrechtsrats und die Arbeit im
Rahmen der Sonderverfahren der Vereinten Nationen, einschlieflich der Sonderberichterstatter, insbesondere bei der
Ermittlung und Uberwachung von Menschenrechtsverletzungen, sowie anderer thematischer und linderspezifischer
Menschenrechtsmechanismen im Zusammenhang mit dem Erfordernis, die Menschenrechte als unteilbare, vonein-
ander abhingige und miteinander verbundene Rechte in alle Beschlussfassungs- und Politikbereiche der Vereinten
Nationen einzubeziehen; vertritt die Ansicht, dass die EU weiterhin alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
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auffordern sollte, sich uneingeschrankt fur den Schutz und die Forderung der Achtung der Menschenrechte, der
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit einzusetzen, und dass sie bestrebt sein sollte, die verfiigbaren Mechanismen der
Vereinten Nationen in Gang zu setzen, um Personen, die fiir Menschenrechtsverletzungen verantwortlich sind, vor
Gericht zu bringen, insbesondere wenn die betreffenden Lander nicht in der Lage sind oder sich weigern, derartige
Verbrechen zu untersuchen, und den Schutz der Grundrechte fur alle Biirgerinnen und Biirger nicht sicherstellen; hebt
die Arbeit der Hohen Kommissarin fur Menschenrechte und ihres Amtes bei der Anprangerung von Menschen-
rechtsverletzungen hervor; fordert nachdriicklich, dass die Unparteilichkeit aller Gremien, die mit der Verteidigung und
der Garantie der Menschenrechte zu tun haben, sichergestellt wird und dass sie insbesondere vor einer moglichen
Einmischung derjenigen Staaten geschiitzt werden, die im Verdacht stehen, die Menschenrechte zu verletzen oder nicht
zu achten; bedauert den Missbrauch des Menschenrechtsrats durch autoritire Regime, die ihn weiterhin fiir ihre
eigenen Zwecke instrumentalisieren, insbesondere um seine Funktionsweise zu untergraben und das System der
Menschenrechtsnormen auszuhohlen; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, eine umfassende Reform des
Menschenrechtsrats zu unterstiitzen; betont daher, wie wichtig es ist, eine Reform des Menschenrechtsrats der
Vereinten Nationen zu fordern, mit der ein wirkliches Engagement fiir die wirksame und unparteiische Forderung der
Menschenrechte durch alle Mitgliedstaaten sichergestellt werden kann, da andernfalls die Gefahr besteht, dass die
Glaubwiirdigkeit des Menschenrechtsrats untergraben wird; bekraftigt, dass der Wahlprozess des Menschenrechtsrats
der Vereinten Nationen iiberpriift werden muss, etwa mit Blick auf ein Verbot geschlossener Listen und die Einrichtung
eines offentlichen Mechanismus zur Uberpriifung offentlich gemachter Zusagen, um die Rechenschaftspflicht der
Ratsmitglieder zu verbessern und sicherzustellen, dass jeder Staat, der dem Menschenrechtsrat angehort, sein
Moglichstes tut, um die Menschenrechte im Einklang mit der Resolution, auf der der Rat griindet, zu fordern und zu
schiitzen; fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, einen koordinierten Standpunkt in Bezug auf die Mitgliedschaft im
Menschenrechtsrat einzunehmen und gegen alle Kandidaten des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen zu
stimmen, die die in der Resolution 60/251 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 15. Mirz 2006
festgelegten Kriterien nicht erfiillen; fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, einen Jahresbericht der Hohen Kommissarin
der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte zu fordern, dessen Schwerpunkt auf der Zusammenarbeit von
Ratsmitgliedern mit den Mechanismen der Vereinten Nationen liegt, und gewdhlte Mitglieder des Rates dazu zu
drangen, stindige Einladungen zu allen Sonderverfahren des Menschenrechtsrats auszusprechen; bedauert die
Beteiligung Venezuelas als Vollmitglied des Menschenrechtsrats zwischen 2020 und 2022, wihrend die Vereinten
Nationen selbst in ihrem Bericht fir 2020 Berichte iiber Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die von der
venezolanischen Regierung begangen wurden, gebilligt haben, und weist darauf hin, dass es in dieser Lage eindeutig an
Kohirenz mangelt;

j)  die Ansicht vertritt, dass die EU die Einrichtung einer unabhingigen internationalen Untersuchungskommission im
Rahmen des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen unterstiitzen sollte, die die Sachverhalte und Umstinde im
Zusammenhang mit den Vorwiirfen des systemischen Rassismus und der Verstofle und Missbrauche untersucht; die
weltweite Ratifizierung und wirksame Umsetzung des Internationalen Ubereinkommens zur Beseitigung jeder Form
von Rassendiskriminierung fordert; die herausragende Rolle von Bildung und Kultur bei der Forderung der
Menschenrechte und der intersektionalen Bekdmpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit
und damit zusammenhdngender Intoleranz zur Kenntnis nimmt;

k) die Rolle des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) und des internationalen Strafrechtssystems weiter stirkt, um die
Rechenschaftspflicht zu fordern, der Straflosigkeit ein Ende zu setzen und den IStGH mit starken diplomatischen,
politischen und angemessenen finanziellen Mitteln auszustatten, damit er die Aufgaben im Rahmen seines Mandats
erfiillen kann; alle VN-Mitgliedstaaten auffordert, dem IStGH beizutreten, indem sie das Romische Statut ratifizieren
und umsetzen, und die Ratifizierung der Anderungen von Kampala zu férdern; die Staaten, die beabsichtigen, sich aus
dem IStGH zuriickzuziehen, auffordert, ihre entsprechenden Beschliisse riickgingig zu machen; die Rolle des IStGH
unterstiitzt — zumal er eine zentrale Einrichtung ist, wenn es darum geht, dass Tater zur Rechenschaft gezogen und
die Opfer dabei unterstiitzt werden, Gerechtigkeit zu erlangen — und einen intensiven Dialog und eine enge
Zusammenarbeit zwischen dem IStGH, den Vereinten Nationen und ihren Organisationen und dem Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen fordert; das Europdische Parlament bedauert und verurteilt die Angriffe gegen den IStGH und tritt
weiterhin entschieden gegen jegliche Art offensiver Handlungen und unbegriindeter Behauptungen oder Erklarungen
ein, die den IStGH und das System des Romischen Statuts im Allgemeinen untergraben; begriifSt, dass konkrete
Mafinahmen ergriffen wurden, um die Sanktionen gegen Mitarbeiter des IStGH, einschlieflich des Chefankldgers des
IStGH, aufzuheben; ist der Auffassung, dass die EU in einen verstirkten Dialog mit der derzeitigen US-Administration
iiber Fragen im Zusammenhang mit dem IStGH eintreten sollte und dass die EU zum weltweiten Kampf gegen
internationale Verbrechen beitragen sollte, indem sie Initiativen unterstiitzt, die darauf abzielen, den Grundsatz der
universellen Gerichtsbarkeit zu férdern und die Fahigkeit der VN-Mitgliedstaaten aufzubauen, diesen Grundsatz in
ihren innerstaatlichen Rechtssystemen anzuwenden; betont die filhrende Rolle der EU bei der Bekimpfung der
Straflosigkeit, einschlieflich ihrer Unterstiitzung des Internationalen Strafgerichtshofs, die ein grundlegendes Element
der Stimme der EU bei den Vereinten Nationen darstellt, und hebt ferner hervor, dass der IStGH die einzige
internationale Institution ist, die in der Lage ist, einige der schrecklichsten Verbrechen der Welt strafrechtlich zu
verfolgen und Opfer zu verteidigen, denen keine anderen Rechtsmittel zur Verfiigung stehen;

1)  das Erfordernis und seine Unterstiitzung fiir die universelle Einhaltung und Umsetzung der Rechtsstaatlichkeit sowohl
auf nationaler als auch auf internationaler Ebene bekriftigt, sowie sein Bekenntnis zu einer internationalen Ordnung
auf der Grundlage der Rechtsstaatlichkeit und des Volkerrechts; den Dialog zum Thema ,Forderung der
Rechtsstaatlichkeit auf internationaler Ebene” begriifst, den die Gruppe fiir Koordinierung und Ressourcen im Bereich
Rechtsstaatlichkeit und die fiir Fragen der Rechtsstaatlichkeit zustindige Einheit im Exekutivbiiro des Generalsekretars



C 67/156 Amtsblatt der Europdischen Union 8.2.2022

Mittwoch, 9. Juni 2021

mit den Mitgliedstaaten eingeleitet haben, und zur Fortsetzung dieses Dialogs mit Blick auf die Forderung der
Rechtsstaatlichkeit auf internationaler Ebene aufruft; das Europdische Parlament fordert den Generalsekretdr und das
System der Vereinten Nationen auf, soweit erforderlich bei einschligigen Tatigkeiten systematisch auf rechtsstaatlich-
keitsbezogene Aspekte einzugehen, etwa die Beteiligung von Frauen an Aktivitdten, die sich auf die Rechtsstaatlichkeit
beziehen;

m) aktiv den Versuchen von Einzelpersonen oder Koalitionen von Lindern entgegenwirkt, den internationalen Konsens
tiber reproduktive Gesundheit und die damit verbundenen Rechte zu untergraben; insbesondere die jiingste ,Genfer
Konsenserkldrung* verurteilt, die von der Regierung Trump geleitet und von 32 weitgehend illiberalen oder autoritiren
Regierungen unterzeichnet wurde; das Europdische Parlament bringt sein tiefes Unbehagen dariiber zum Ausdruck,
dass zwei EU-Mitgliedstaaten, ndmlich Ungarn und Polen, diese riickschrittliche Erklirung unterzeichnet haben, mit
der die reproduktive Freiheit von Frauen und die Rechte von LGBT-Personen untergraben werden sollen;

n) die Arbeit der vor kurzem eingerichteten zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe zu transnationalen Konzernen und
anderen Unternehmen in Bezug auf Menschenrechte (OEIGWG) dabei unterstiitzt, ein rechtsverbindliches Instrument
zu erarbeiten, mit dem sichergestellt wird, dass Unternehmen uneingeschrinkt fiir Menschenrechtsverletzungen und
Umweltstraftaten zur Rechenschaft gezogen werden;

o) das Engagement der EU fiir die Bekimpfung der Straffreiheit bei Verbrechen gegen Journalisten, Medienschaffende und
damit in Verbindung stehende Personen, einschlie€lich lokaler Mitarbeiter, weiter verstarkt und diesbeziiglich konkrete
Initiativen auf den Weg bringt; die Forderung der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen fiir Meinungsfreiheit
und iber aufergerichtliche, summarische oder willkiirliche Hinrichtungen unterstiitzt, einen stindigen Unter-
suchungsmechanismus der Vereinten Nationen fiir Verbrechen gegen Journalisten einzurichten und die Ernennung
eines Sonderbeauftragten der Vereinten Nationen fiir den Schutz von Journalisten weltweit zu fordern; eine Strategie
verfolgt, mit der die Ermordung von Menschenrechtsverteidigern, einschlieflich in den Bereichen Umwelt- und
Landrechte titige Menschenrechtsverteidiger, sowie jeder Versuch, sie jeglicher Form von Gewalt, Verfolgung,
Bedrohung, Schikanierung, Verschwindenlassen, Inhaftierung oder willkiirlicher Festnahme auszusetzen, systematisch
und unmissverstindlich verurteilt werden; die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen auffordert, Strategien zu
verfolgen, mit denen gefihrdete Menschenrechtsverteidiger geschiitzt und unterstiitzt werden; weiterhin mit allen
diplomatischen Mitteln und in enger Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen dafiir eintritt, dass die Todesstrafe
weltweit abgeschafft wird, und ein Moratorium fiir die Anwendung der Todesstrafe fordert;

p) sein Instrumentarium der Diplomatie und der Offentlichkeitsarbeit weiter ausbaut, insbesondere im Hinblick auf
Frieden, internationale Sicherheit und langfristige Stabilitit, Klimadiplomatie, Kulturdiplomatie, Menschenrechte, die
Gleichstellung der Geschlechter, faire Globalisierung und die Fahigkeit, einen politischen Dialog und politischen
Konsens nicht nur mit Mitgliedern der Vereinten Nationen, sondern auch mit relevanten Gesprichspartnern wie
Stadten, Regionen, Hochschulen, religiosen Einrichtungen und Gemeinschaften, der Zivilgesellschaft, lokalen
Gemeinschaften und indigenen Vélkern sowie dem Privatsektor zu fithren; die Suche nach Losungen fiir weltweite
Probleme wie den Klimawandel in den diplomatischen Bezichungen zu Partnern, mit denen bei anderen
Fragestellungen grofle Differenzen bestehen, als Ankniipfungspunkt nutzt, zumal sich hier eine Gelegenheit bietet,
Stabilitit und Frieden zu fordern; das Europdische Parlament begriilt, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten auf
unterschiedliche Weise und in unterschiedlicher Form aktiv zur Arbeit des Systems der Vereinten Nationen beitragen;

q) unmissverstindlich bekraftigt, dass er Terrorismus verurteilt und Maffnahmen zur Zerschlagung und Beseitigung
terroristischer Vereinigungen uneingeschrinkt unterstiitzt, wobei dies insbesondere fiir den IS gilt, der eine klare
Bedrohung fiir die regionale und internationale Sicherheit darstellt; mit der Generalversammlung der Vereinten
Nationen und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zusammenarbeitet, um die Terrorismusfinanzierung zu
bekdmpfen, Mechanismen zur Ermittlung von Terroristen und terroristischen Vereinigungen zu schaffen und weltweit
die Mechanismen zum Einfrieren von Vermogenswerten zu stirken; sich dafiir einsetzt, die gemeinsamen Bemithungen
der EU und der Vereinten Nationen bei der Bekimpfung der Ursachen des Terrorismus zu stirken, insbesondere bei der
Bekdmpfung hybrider Bedrohungen und beim Ausbau der Forschung und des Kapazititsaufbaus im Bereich der
Cyberabwehr; die derzeitigen Initiativen lokaler Partner unterstiitzt, um Konzepte fur die Bekdmpfung der
Radikalisierung und der Anwerbung durch terroristische Organisationen zu erarbeiten, umzusetzen und weiterzuent-
wickeln; weiterhin Anstrengungen unternimmt, um rigoros gegen Rekrutierung, ausldndische terroristische Kampfer,
gewaltbereiten Extremismus und terroristische Propaganda vorzugehen; Mafnahmen unterstiitzt, mit denen die
Widerstandsfihigkeit von fir Radikalisierung anfilligen Bevolkerungsgruppen gestirkt wird, unter anderem durch
soziale Inklusion und indem er Initiativen priift, bei denen mit fithrenden Vertretern von Religionsgemeinschaften und
Geistlichen zusammengearbeitet wird; darauf hinarbeitet, die Wirksamkeit der internationalen Polizeiarbeit und der
rechtlichen und justiziellen Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung von Terrorismus und grenziiberschreitender
Kriminalitdt zu stirken, um im Einklang mit dem Aktionsplan der Vereinten Nationen zur Verhiitung von
gewaltbereitem Extremismus Mafnahmen zu unterstiitzen, die auf die Bekimpfung von Radikalisierung und auf die
Deradikalisierung abstellen; die Arbeit an der Bekimpfung des Terrorismus im Rahmen der Vereinten Nationen fordert,
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wozu die vier Sdulen der von der Generalversammlung im September 2006 verabschiedeten Weltweiten Strategie der
Vereinten Nationen zur Bekdmpfung des Terrorismus umgesetzt und aktualisiert werden sollten; bei der anstehenden
Uberpriifung der Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekdmpfung des Terrorismus im Interesse einer
Stiarkung der menschenrechts- und priaventionsbasierten Ansitze eine Fithrungsrolle iibernimmt;

1) die trilaterale Zusammenarbeit zwischen der EU, der Afrikanischen Union (AU) und den Vereinten Nationen weiter
ausbaut; das Europiische Parlament betont, wie wichtig abgestimmte Bemithungen der EU, der Vereinten Nationen und
der AU im Hinblick auf den Kapazititsaufbau sind, um weiter zusammen mit der AU daran zu arbeiten, ihre
Fahigkeiten in den Bereichen Krisenpravention, Krisenbewiltigung und Konfliktlosung auf dem afrikanischen
Kontinent, auch durch eine kohirente Fortsetzung der langfristigen Unterstiitzung im Hinblick auf die vollstindige
Operationalisierung der Afrikanischen Friedens- und Sicherheitsarchitektur seitens der EU und der Vereinten Nationen,
sowie Fahigkeiten in anderen Politikbereichen, die fiir die Sicherheit und Stabilitdt Afrikas von Bedeutung sind,
beispielsweise auf der Grundlage eines Index der menschlichen Sicherheit, auch in wirtschaftlicher und 6kologischer
Hinsicht und im Hinblick auf den Zugang zu offentlichen Giitern, weiterzuentwickeln; betont, dass der Lage in der
Sahelzone angesichts der wachsenden Instabilitdt in diesem Zusammenhang besondere Aufmerksamkeit gewidmet
werden muss; vertritt die Ansicht, dass die EU mit ihrer Fihigkeit, die Partnerschaftsziele des afrikanischen Kontinents
und seiner Institutionen auf der Grundlage einer Partnerschaft auf Augenhohe im Einklang mit der neuen Strategie
EU-Afrika zu verwirklichen, eine betrichtliche Anziehungskraft ausiiben kann; hebt hervor, dass ein engerer
politischer und strategischer Dialog mit den Partnern der EU in Afrika, einschlieflich der Unterstiitzung regionaler
Organisationen sowie des Dialogs mit ihnen und auch im Rahmen der parlamentarischen Dimension, wichtig ist;
betont, dass es wichtig ist, im Rahmen der Vereinten Nationen den Dialog und die Zusammenarbeit mit den
afrikanischen Landern der Nachbarschaft der EU im siidlichen Mittelmeerraum zu intensivieren, um den gemeinsamen
Herausforderungen im Bereich der Sicherheit und Stabilitit zu begegnen;

s) die bedeutenden Fortschritte, die die EU und die Vereinten Nationen bei der Unterstiitzung und dem Aufbau von
Kapazititen in der Sahelzone, in Westafrika und am Horn von Afrika erzielt haben, anerkennt und darauf aufbaut; das
Europdische Parlament begriilt die Rolle und die Zusammenarbeit zwischen den zivilen und militarischen Missionen
der EU im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) und den Missionen der Vereinten
Nationen, einschlieflich der Integrierten Strategie der Vereinten Nationen fiir den Sahel und ihres Unterstiitzungsplans,
der mehrdimensionalen integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA) und des Biiros
der Vereinten Nationen fiir Westafrika; begriif$t die Unterzeichnung der technischen Vereinbarung zwischen den G5
Sahel, der EU und den Vereinten Nationen iiber die operative und logistische Unterstiitzung der gemeinsamen
Einsatztruppe in den fiinf Lindern der G5 Sahel als Zeichen der ausgezeichneten Zusammenarbeit zwischen den drei
Organisationen; vertritt den Standpunkt, dass die EU den Aufruf an den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, die
gemeinsame Einsatztruppe der G5 Sahel unter Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen zu stellen und eine
dauerhafte Finanzierung bereitzustellen, unterstiitzen sollte; weist darauf hin, dass die Entwicklung, Sicherheit und
Stabilitdt des afrikanischen Kontinents, insbesondere der Region Maghreb und der Sahelzone, unmittelbare
Auswirkungen auf die EU und ihre AufSengrenzen haben; fordert die EU auf, ihre Zusammenarbeit mit den Vereinten
Nationen und der Afrikanischen Union bei der Férderung der Entwicklung, der Armutsbekdmpfung und dem Aufbau
von Kapazititen mit den lokalen Partnern zu unterstiitzen und zu verstirken, um Extremismus und Menschenhandel
zu bekiampfen;

t)  die Zusammenarbeit mit den Landern Lateinamerikas — einer Region, zu der die EU viele Bindungen hat, mit der sie
viele Werte teilt und die von der COVID-19-Pandemie hart getroffen wurde — verstérkt, um im Rahmen der Vereinten
Nationen die gemeinsamen Herausforderungen koordiniert anzugehen;

u)  den Dialog iiber die Fahigkeit des Systems der Vereinten Nationen, ihre Kapazititen im Bereich der Konfliktverhiitung
und Schutzverantwortung einzusetzen und auszubauen, fortsetzt und das gemeinsame Bekenntnis zu einer
regelbasierten Weltordnung, dem Volkerrecht, einschlieflich der territorialen Unversehrtheit, Unabhangigkeit und
Souveridnitat, die auch in den Grundsitzen der Schlussakte von Helsinki und der Charta der Organisation fiir Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) von Paris verankert sind, bekriftigt und sicherstellt, dass die Menschenrechte
und Grundfreiheiten aller Personen in den Mittelpunkt der politischen Mafnahmen zur Konfliktverhiitung und
Mediation gestellt werden; das Europiische Parlament betont den Stellenwert des Dialogs und der Zusammenarbeit mit
den Vereinten Nationen im Hinblick auf wirksame und glaubwiirdige friedenserhaltende Missionen mit klaren Zielen
und einer klaren Durchfithrungskapazitit, mit denen konkrete und glaubwiirdige Ergebnisse erzielt werden konnen;
fordert wirksame Mechanismen, unter anderem in Bezug auf i) die Umsetzung der Resolution 1325 des Sicherheitsrats
der Vereinten Nationen und aller nachfolgenden Resolutionen zu Frauen, Frieden und Sicherheit im Einklang mit dem
Ziel einer uneingeschrinkten, gleichberechtigten und angemessenen Teilhabe und Fithrungsrolle von Frauen bei den
friedenserhaltenden Missionen und den entsprechenden Strukturen der Vereinten Nationen, ii) die in der Agenda fuir
Jugend, Frieden und Sicherheit und dem Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes dargelegte Perspektive von
Kindern und jungen Menschen, auch in Bezug auf die Unterstiitzung und Starkung der internationalen Bemithungen
der Vereinten Nationen um eine Beendigung des Einsatzes von Kindern in bewaffneten Konflikten, iii) die Perspektive
von Menschen mit Behinderungen, einschlieflich derjenigen, die mit sich tiberschneidenden Diskriminierungen
konfrontiert sind, und derjenigen, die im Einklang mit dem Ubereinkommen iiber die Rechte von Menschen mit
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Behinderungen gefihrdet sind, sowie iv) das Erfordernis, die Achtung der Menschenrechte und den Schutz der
Zivilbevolkerung, die im Mittelpunkt der Friedenssicherungsmandate stehen, sicherzustellen; weist erneut auf die
entscheidende Rolle der Frauen bei der Vermittlung in Konflikten und bei friedenserhaltenden Missionen hin; weist
darauf hin, dass sie bei den Einsdtzen der Vereinten Nationen und der EU auf allen Ebenen unterreprasentiert sind und
es von entscheidender Bedeutung ist, Frauen und Madchen in Konflikt- und Postkonfliktsituationen zu schiitzen;
fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, in Bezug auf die Bereitstellung von mehr europiischen Streitkraften fiir die
Friedenssicherung der Vereinten Nationen Unterstiitzung zu leisten; betont, wie wichtig die Unterstiitzung der EU fur
Lander ist, die dabei sind, einen gewaltsamen Konflikt zu iiberwinden; fordert daher eine verstirkte Zusammenarbeit
bei der Bewiltigung der Fragilitit der Ubergangssituationen, unter anderem durch die Stirkung der nationalen
Eigenverantwortung und die Konsolidierung der Fortschritte bei der Friedensforderung sowie die Verstirkung der
Interaktion mit ortlichen Gemeinschaften, denen Schutz und Unterstiitzung zuzusichern sind; fordert eine Reform
einschldgiger Strukturen, um der Straffreiheit von Bediensteten der Vereinten Nationen, die an militdrischen
Operationen und zivilen Einsdtzen teilnehmen, ein Ende zu setzen und funktionierende und transparente
Mechanismen fiir Kontrolle und eine solide Rechenschaftspflicht bei Verstofen, insbesondere bei Fillen sexueller
Gewalt, einzurichten; wiirdigt die Arbeit von Agnes Callamard, Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen {iber
auflergerichtliche, summarische oder willkiirliche Hinrichtungen, bei der Untersuchung mutmaflicher Falle
auflergerichtlicher Hinrichtungen und ihre Beitrige zur Bekdmpfung von Straflosigkeit, die sie trotz Einschiichterungen
und Bedrohungen geleistet hat;

v)  den kohdrenten Dialog in allen Foren der Vereinten Nationen, insbesondere in der Generalversammlung der Vereinten
Nationen, tiber das Erfordernis, die Menschenrechte von LGBTI-Personen im Einklang mit den Leitlinien der EU fiir die
Forderung und den Schutz der Ausiibung aller Menschenrechte durch LGBTI-Personen in den multilateralen Foren (°),
den EU-Leitlinien zur Todesstrafe () und den international anerkannten Yogyakarta-Prinzipien () zu schiitzen,
fortsetzt; die Gremien und Mitglieder der Vereinten Nationen auffordert, ,Geschlechtsidentitdt und Geschlechtsaus-
druck® sowie ,Geschlechtsmerkmale* im Themenbereich der Menschenrechtsverletzungen und somit trans- und
intersexuelle Personen und die Verletzungen ihrer Menschenrechte zu beriicksichtigen; alle ihm zur Verfugung
stehenden diplomatischen Mittel einsetzt, um sich auf globaler Ebene fiir die Entkriminalisierung einvernehmlicher
gleichgeschlechtlicher Handlungen, die Abschaffung der Todesstrafe als Sanktion fiir einvernehmliche gleich-
geschlechtliche Handlungen, die Verabschiedung von Gesetzen, die eine rechtliche Anerkennung der Geschlechts-
zugehorigkeit ermdoglichen, und das weltweite Verbot von Genitalverstimmelung bei intersexuellen Personen und
Praktiken der ,Konversionstherapie” einzusetzen;

w) sich fur einen kohdrenten Umgang der Vereinten Nationen mit Situationen der Besetzung oder Annexion von
Hoheitsgebieten einsetzt; daran erinnert, dass sich das internationale Engagement in solchen Situationen stets am
humanitiren Volkerrecht orientieren sollte, was auch fiir Fille einer fortdauernden Besetzung und fiir die zahlreichen
eingefrorenen Konflikte in Lindern der ostlichen Partnerschaft gilt; das Europdische Parlament unterstiitzt die
zunchmende Aufmerksamkeit, die die Vereinten Nationen den Geschiftstitigkeiten im Zusammenhang mit
Situationen von internationaler Bedeutung widmen, und fordert den Rat auf, in der EU ansassige Unternechmen, die
in den entsprechenden Berichten oder Datenbanken der Vereinten Nationen aufgefiihrt sind, genau zu iiberwachen;

x) die Vermittlungsfihigkeiten und diplomatischen Fihigkeiten der EU zur Krisenpravention und -bewiltigung sowie zur
Losung oder zumindest zur Verringerung von Konflikten, einschlieSlich eingefrorener und neuer Konflikte, in Synergie
mit den Bemithungen der Vereinten Nationen weiterentwickelt, wobei der Berliner Prozess zur Befriedung Libyens als
gutes Beispiel fiir die Unterstiitzung der EU fur die Synergie mit den Vermittlungsbemithungen unter der Fithrung der
Vereinten Nationen gilt, die uneingeschrinkte und sinnvolle Beteiligung von Frauen an Vermittlungsbemiihungen
sicherstellt sowie die entschlossene Unterstiitzung der EU fiir die Unabhingigkeit, die Souverdnitdt und die territoriale
Unversehrtheit innerhalb der international anerkannten Grenzen ihrer Partner, die von Konflikten betroffen sind, etwa
Georgien, Moldau und die Ukraine, fortsetzt; die Vereinten Nationen auffordert, Pravention, Vermittlung, Aussohnung
und politischen Losungen fiir Konflikte Prioritdt einzurdumen und gleichzeitig die Ursachen und die Faktoren, die den
Krisen zugrunde liegen, anzugehen; auf stirkere multilaterale Verpflichtungen dringt, um nachhaltige politische
Losungen fur aktuelle Konflikte zu finden, und weiterhin die Arbeit, die Manahmen und die Initiativen der
UN-Sondergesandten unterstiitzt, die auf eine Losung dieser Konflikte abzielen; das Europdische Parlament wiirdigt die
gute Erfolgsbilanz der Zusammenarbeit zwischen der EU und den Vereinten Nationen bei der Verwirklichung
gemeinsamer Entwicklungsziele und der Verhinderung einer weiteren Eskalation anhaltender Konflikte; ist in diesem
Zusammenhang der Ansicht, dass die EU die internationale Gemeinschaft nachdriicklich auffordern sollte, den
politischen Ansatz, die rechtswidrige Annexion der Krim nicht anzuerkennen, uneingeschrinkt umzusetzen;

) https:/[www.consilium.europa.euuedocs/cms_Data/docs|pressdata/EN/ foraff/137584.pdf
https:/|data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-8416-2013-INIT/de/pdf
http:/[yogyakartaprinciples.org/wp-content/uploads/2016/08/principles_en.pdf; http://yogyakartaprinciples.org/wp-content/
uploads/2017/11/A5_yogyakartaWEB-2.pdf
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y) alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen nachdriicklich aufzufordern, alle zentralen Menschenrechtsiiberein-
kommen der Vereinten Nationen zu ratifizieren und auch wirklich umzusetzen, unter anderem das Ubereinkommen
gegen Folter und das dazugehorige Fakultativprotokoll der Vereinten Nationen, das Fakultativprotokoll zum
Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte und das Fakultativprotokoll zum Internationalen Pakt tiber
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und die Berichterstattungspflichten nach diesen Instrumenten sowie die
Verpflichtung, mit den Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen loyal zusammenzuarbeiten, zu erfiillen;

z)  sich weiterhin als Vorreiter bei der Mobilisierung aller Mittel zur wirksamen Umsetzung und Weiterverfolgung der
Ziele der Agenda 2030 in allen internen und externen Politikbereichen der EU und in den nationalen Strategien und
Priorititen der Mitgliedstaaten engagiert; das Europdische Parlament betont, dass die wichtige und unverzichtbare
Arbeit humanitirer Organisationen wie des Welternihrungsprogramms dringend angemessen unterstiitzt und
anerkannt werden muss; begriiét die Entscheidung, dem Welterndhrungsprogramm den Nobelpreis 2020 fiir seine
Bemithungen um die Bekdmpfung des Hungers, fiir seinen Beitrag zur Verbesserung der Bedingungen fiir den Frieden
in den von Konflikten betroffenen Gebieten und fiir seine Rolle als treibende Kraft bei den Bemithungen, den Einsatz
von Hunger als Kriegs- und Konfliktwaffe zu verhindern, zu verleihen;

aa) seine Besorgnis iiber die nachteiligen Auswirkungen von Schiffen auf die Meeresumwelt, einschlieflich der
Verschmutzung, insbesondere durch die illegale Freisetzung von Ol und anderen schidlichen Stoffen und die
Entsorgung gefdhrlicher Abfille, einschlieflich radioaktiver Stoffe, nuklearer Abfille und gefihrlicher Chemikalien,
sowie iber die physischen Auswirkungen auf Korallen bekriftigt; das Europiische Parlament fordert die
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen auf, im Rahmen ihrer nationalen Strategien und Programme fiir nachhaltige
Entwicklung weiterhin Mafinahmen zur Bekdmpfung der landgestiitzten Meeresverschmutzung Vorrang einzurdumen
und die Umsetzung des Globalen Aktionsprogramms zum Schutz der Meeresumwelt vor landgestiitzten Aktivititen
und der Erkldrung von Montreal zum Schutz der Meeresumwelt vor landgestiitzten Aktivititen voranzutreiben; fordert
die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen auf, das wissenschaftliche Verstindnis und die Bewertung der Meeres- und
Kiistenokosysteme als Grundlage fiir eine fundierte Entscheidungsfindung durch die im Durchfithrungsplan von
Johannesburg genannten Mafinahmen zu verbessern; fordert die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen auf, nationale,
regionale und internationale Programme zum Schutz und zur Erhaltung der Meeresumwelt und zur Eindimmung des
Verlusts der biologischen Vielfalt der Meere, insbesondere der empfindlichen Okosysteme, zu entwickeln;

ab) die Forderung des Generalsekretirs der Vereinten Nationen nach einem erschwinglichen und zugénglichen Impfstoff
gegen COVID-19, der als globales offentliches Gut betrachtet werden soll, unterstiitzt; die in den jiingsten
Schlussfolgerungen des Rates iiber die Rolle der EU bei der Stirkung der Weltgesundheitsorganisation enthaltenen
Bestimmungen, insbesondere im Hinblick auf die Fahigkeit zur Vorsorge und Reaktion bei Gesundheitskrisen, umsetzt;
die Arbeit der WHO bei der Koordinierung der Bemithungen der Regierungen zur Bekidmpfung der
COVID-19-Pandemie begriifdt; das Europdische Parlament fordert, dass eine unparteiische, transparente und
unabhingige Untersuchung der Ausbreitung des Virus und des Umgangs mit der COVID-19-Pandemie, auch
aufseiten der WHO, durchgefiihrt wird; unterstiitzt eine Reform der WHO, damit sie in Zukunft effizienter auf Notfille
reagieren kann, und die Schaffung eines internationalen Antivirus-Konsortiums, um den Zugang zu und die gerechte
Verteilung von Impfstoffen gegen COVID-19 sowie kiinftigen Impfstoffen fiir alle Linder zu gewéhrleisten; bekraftigt
seine Unterstiitzung fiir die Aufnahme Taiwans in die Weltgesundheitsversammlung; verurteilt, dass viele autoritire
Regime die zur Bekdmpfung von COVID-19 ergriffenen Maffnahmen dazu missbrauchen, ihre Macht zu festigen, die
Menschenrechte weiter zu untergraben, gegen die Opposition und die Zivilgesellschaft vorzugehen, Hasskampagnen
gegen Minderheiten zu lancieren, weitere Maffnahmen zur Beschneidung der Rechte und Freiheiten ihrer Biirgerinnen
und Biirger einzuftthren und in ihren auswirtigen Beziehungen nach geopolitischen Vorteilen zu streben; betont, dass
die internationalen Menschenrechtsnormen und das Versprechen, die Ziele fir nachhaltige Entwicklung bis 2030 zu
verwirklichen, weiterhin die Eckpfeiler aller Mafinahmen sein sollten, die als Reaktion auf die Pandemie ergriffen
werden; fordert die EU auf, einen Beitrag zu der politischen Zusage auf der Ebene der Vereinten Nationen zu leisten, die
AIDS-Epidemie bis 2030 zu beenden, da sie nach wie vor eine weltweite Bedrohung der offentlichen Gesundheit
darstellt; empfiehlt dem Rat sich weiterhin um grofere Synergien zwischen den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
zu bemiihen, um Gesetzen, politischen Mafinahmen und Praktiken, durch die Hindernisse beim Zugang zu Diensten
im Zusammenhang mit HIV entstehen und das Risiko einer Ansteckung mit HIV erhoht wird, ein Ende zu setzen, und
dabei besonderes Augenmerk auf marginalisierte oder gefahrdete Gruppen zu legen; betont, dass es wichtig ist, dass die
EU verstirkte Rechts- und Regelungsrahmen fordert und die politische Kohdrenz fordert, um eine universelle
Gesundheitsversorgung zu erreichen, unter anderem durch den Erlass von Rechtsvorschriften und die Umsetzung von
Mafnahmen, mit denen ein besserer Zugang zu Gesundheitsdiensten, medizinischen Produkten und Impfstoffen,
insbesondere fiir die am stirksten benachteiligten Bevolkerungsgruppen, erméoglicht wird;

ac) den Bericht des Generalsekretirs mit dem Titel ,Shared responsibility, global solidarity: responding to the
socioeconomic impacts of COVID-19“ (Gemeinsame Verantwortung, globale Solidaritit: Reaktion auf die
soziookonomischen Auswirkungen von COVID-19) zur Kenntnis nimmt und darauf besteht, dass die Reaktionen
der Regierungen auf die COVID-19-Pandemie wirksam und inklusiv sind und vollstindig mit ihren Menschen-
rechtsverpflichtungen und -zusagen im Einklang stehen; die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen auffordert,
spezifische Mainahmen zu ergreifen, um Kinder zu schiitzen, deren Schutzbediirftigkeit durch die COVID-19-Pande-
mie besonders verschirft werden konnte; den Zentralen Fonds fir die Reaktion auf Notsituationen, das
Welternahrungsprogramm, die Fliichtlingsorganisation der Vereinten Nationen und andere Einrichtungen und
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Programme der Vereinten Nationen unterstiitzt, die bei der humanitdren Reaktion auf die COVID-19-Krise eine
Schliisselrolle spielen; die Forderung nach einem internationalen VN-Gipfel fiir den wirtschaftlichen Wiederaufbau und
systemische Reformen infolge der COVID-19-Krise im Jahr 2021 als wichtiges Forum fiir einen integrativeren und auf
Rechten basierenden Raum der Regierungsfithrung unterstiitzt;

ad) die Sichtbarkeit der MaBnahmen und Hilfe der EU in allen multilateralen Foren und vor Ort stdrkt, insbesondere im
Rahmen des Programms ,Team Europa“, mit dem ein Beitrag von 36 Mrd. EUR zur Bewiltigung der verheerenden
Auswirkungen der COVID-19-Krise in den Partnerldndern und -regionen, insbesondere in Afrika, bereitgestellt wurde;

ae) eine aktive, starke und ehrgeizige Fithrungsrolle bei den Vorbereitungen fiir die 26. Klimakonferenz der Vereinten
Nationen (COP 26), einschlieflich einer Menschenrechtsperspektive, iibernimmt, insbesondere durch die Forderung
einer weltweiten Anerkennung des Rechts auf eine sichere, saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt und durch die
Unterstiitzung des Mandats des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen tiber Menschenrechte und die Umwelt;
das Europdische Parlament weist darauf hin, dass der Klimawandel und der Verlust an biologischer Vielfalt zu den
grofiten aktuellen Herausforderungen gehoren; unterstiitzt die Initiative der Vereinten Nationen fiir Umweltrechte, mit
der anerkannt wird, dass Verletzungen der Umweltrechte weitreichende Auswirkungen auf zahlreiche Menschenrechte
haben; betont, dass die biologische Vielfalt und die Menschenrechte miteinander verkniipft und voneinander abhingig
sind; an die menschenrechtliche Verpflichtungen der Staaten, die biologische Vielfalt zu schiitzen, unter anderem
indem sie in Fillen des Verlusts bzw. der Zerstorung der biologischen Vielfalt Zugang zu wirksamen Rechtsbehelfen
gewihren, erinnert; das Europiische Parlament legt in diesem Zusammenhang der EU und den Mitgliedstaaten nahe,
die Anerkennung des Okozids als internationales Verbrechen im Sinne des Romischen Statuts des Internationalen
Strafgerichtshofs zu fordern; ist der Auffassung, dass die EU in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und im
Einklang mit den im Sendai-Rahmen fur Katastrophenvorsorge 2015-2030 festgelegten Zielen spezifische
Mafinahmen umsetzen sollte, um die Widerstandsfihigkeit in den Mittelpunkt der Aufbaubemithungen zu stellen
und die Katastrophenvorsorge in allen Politikbereichen der EU einzubinden; vertritt die Ansicht, dass die EU die
Partnerschaft mit der derzeitigen US-Administration wiederbeleben, die Einrichtung einer ,Globalen Koalition fiir
Klimaneutralitit“ zusammen mit den Liandern, die sich bereits verpflichtet haben, bis spatestens 2050 Klimaneutralitat
zu erreichen, fordern und mit anderen Lindern bei der Entwicklung von Plianen und Technologien fiir den Abbau der
CO,-Emissionen und die Forderung einer neuen internationalen Strategie fiir den Schutz der biologischen Vielfalt
zusammenarbeiten sollte;

af) bekraftigt, dass der gleiche Schutz durch das Gesetz und die Gleichheit vor den Gerichten, die Befahigung und die
uneingeschrankte und wirksame Beteiligung an Beschlussfassungsverfahren sowie die uneingeschrinkte, gleiche und
wirksame Teilnahme der indigenen Bevolkerung, einschliefSlich Frauen und Madchen, am politischen, wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Leben sichergestellt werden miissen; die Arbeit des Sonderberichterstatters der Vereinten
Nationen fiir die Rechte der indigenen Volker, des Expertenmechanismus fiir die Rechte der indigenen Volker (EMRIP)
und des Stindigen Forums fiir indigene Fragen (UNPFII) begriifdt; die Staaten und Einrichtungen des Systems der
Vereinten Nationen darin bestarkt, die internationale Zusammenarbeit zu verstiarken, um die Benachteiligungen, denen
indigene Volker ausgesetzt sind, anzugehen und die technische Zusammenarbeit und finanzielle Unterstiitzung in
dieser Hinsicht zu verstirken;

ag) die Kapazititszusammenarbeit im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen zur Forderung wirksamer und
ethischer gemeinsamer Standards in neuen Politikbereichen wie Datendisaggregation und Datenschutz, Sorgfalts-
pflicht, Bekdmpfung der Straflosigkeit, kiinstliche Intelligenz oder Cyberspace weiterhin verfolgt und ausbaut und
gleichzeitig eine angemessene Unterstiitzung fiir Lander fordert, die moglicherweise ihre Regulierungskapazitit und die
Umsetzung von Normen ausweiten mochten; eine engere Koordinierung der Cyberabwehr in Bezug auf Regeln,
Normen, gemeinsames Verstindnis und Durchsetzungsmafinahmen im Cyberraum fordert; darauf hindeutet, dass die
Eckpfeiler der europdischen Cybersicherheit wie etwa die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und die Richtlinie
zur Netz- und Informationssicherheit (NIS) eine ausgezeichnete Grundlage darstellen konnen, auf der bereitwillige
Linder ihre Regelungsrahmen in Bezug auf den Datenschutz und die Cybersicherheit durch einen Ansatz der
Leingebauten Sicherheit (,security by design®) aufbauen konnen; darauf hindeutet, dass bewahrte Verfahren und die auf
EU-Ebene gewonnenen Erkenntnisse im Rahmen der Vereinten Nationen und der Organisationen der Vereinten
Nationen, die sich diesem Zweck widmen, auch auf Ersuchen einzelner Lander hin ausgetauscht werden kénnen;

ah) die Herausforderungen im Zusammenhang mit der Verhiitung und Bekidmpfung illegaler Finanzstrome und der
Starkung der internationalen Zusammenarbeit und bewdahrter Verfahren bei der Riickgabe und Einziehung von
Vermogenswerten angeht, unter anderem durch wirksamere Maffnahmen zur Umsetzung bestehender Verpflichtungen
im Rahmen des Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption und des Ubereinkommens der Vereinten
Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit und der dazugehorigen Protokolle; wirksame,
integrative und nachhaltige Mainahmen zur Verhiitung und Bekdmpfung der Korruption im Rahmen der Agenda
2030 ergreift; Initiativen zur Bekdmpfung von Steuerhinterziehung, Geldwidsche und Korruption ergreift und
unterstiitzt;
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ai) zusdtzliche Entschuldungsmaffnahmen fur hoch verschuldete Entwicklungslander in Erwéagung zieht, um Zahlungs-
ausfille zu verhindern und Raum fiir Investitionen zur Verwirklichung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung zu
schaffen, und in diesem Sinne die Forderung des Generalsekretirs der Vereinten Nationen unterstiitzt, im Rahmen der
langerfristigen Reaktion auf die COVID-19-Krise und ihre wirtschaftlichen Auswirkungen ein Verfahren zur
Umstrukturierung von Staatsschulden einzurichten;

aj) sich mit Migration und Vertreibung, einschlieflich ihrer Ursachen, befasst und an der Umsetzung sowohl des Globalen
Pakts fir Migration als auch des Globalen Pakts fur Flichtlinge mitwirkt; darauf hinweist, dass die Menschenrechte
weiterhin im Mittelpunkt des Globalen Pakts stehen sollten, wobei besonderes Augenmerk auf schutzbediirftige
Migranten wie etwa Kinder, Minderjahrige und Frauen gelegt werden sollte; das gemeinsame Engagement fir die
Erhaltung des fiir die Leistung humanitdrer Hilfe erforderlichen Freiraums und die Verbesserung des Systems fiir die
Hilfeleistung bei humanitiren Krisen weiter ausbaut und betont, wie wichtig es ist, das Recht auf Asyl weltweit zu
bewahren; die Arbeit einschldgiger Organisationen der Vereinten Nationen wie des UNHCR und des Hilfswerks der
Vereinten Nationen fur Paldstina-Fliichtlinge (UNRWA) unterstiitzt und verstirkt; die Schliisselrolle des UNRWA bei
der Bereitstellung von humanitirer Hilfe und Entwicklungshilfe fir Paldstina-Fliichtlinge bekraftigt; an die
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen appelliert, die Beitrige zum UNRWA aufrechtzuerhalten und zu erhéhen
und den Vorschlag des Generalkommissars des UNRWA fiir eine Konferenz, die zu einem besser vorhersehbaren,
nachhaltigen und rechenschaftspflichtigen System fiir die Finanzierungsstrome und Ausgaben des UNRWA fiir die
Zukunft und einer entsprechenden Zusage einer groferen Zahl an Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und
internationalen Geldgebern fithrt, unterstiitzt;

ak) weiterhin fiir die Religions- und Weltanschauungsfreiheit eintritt; auf grofere Anstrengungen zum Schutz der Rechte
religioser und sonstiger Minderheiten dringt; dazu auffordert, dass religiose Minderheiten stirker vor Verfolgung und
Gewalt geschiitzt werden; die Aufhebung von Gesetzen fordert, die Blasphemie oder Apostasie unter Strafe stellen und
als Vorwand fiir die Verfolgung religioser Minderheiten und Nichtglaubiger dienen; die Arbeit des Sonderbericht-
erstatters iiber Religions- und Weltanschauungsfreiheit unterstiitzt;

al) die integrierte Unterstiitzung fur die Gleichstellung der Geschlechter und die Stirkung der Rolle der Frau im Einklang
mit der Erklarung von Peking und ihrer Aktionsplattform weiter ausbaut; alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
auffordert, die Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zur Agenda fiir Frauen, Frieden und Sicherheit
weiterhin zu unterstiitzen und umzusetzen, in denen eine Bestandsaufnahme der unverhiltnismafSigen Auswirkungen
von Konflikten auf Frauen und Madchen vorgenommen wird und die als Richtschnur fur die Arbeit und die
Mafnahmen zur Forderung der Gleichstellung der Geschlechter und zur Stirkung der Teilhabe, des Schutzes und der
Rechte von Frauen wihrend des gesamten Konfliktzyklus — von der Konfliktverhiitung bis zum Wiederaufbau in der
Konfliktfolgezeit — dienen; in diesem Zusammenhang besonderes Augenmerk auf die Beseitigung der Gewalt gegen
Frauen und Midchen, einschlieflich sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt, schidlicher Praktiken sowie
hauslicher Gewalt und Gewalt in der Familie, sowie ihrer Diskriminierung legt, eine sinnvolle und gleichberechtigte
Teilhabe von Frauen in allen Bereichen des offentlichen Lebens und der Entscheidungsfindung unterstiitzt und die
Rechte von Frauen fordert; die internationalen Bemithungen durch die Vereinten Nationen zur Sicherstellung
geschlechtsspezifischer Analysen und zur Einbeziehung der Gleichstellung der Geschlechter und der Menschenrechte
in alle Tatigkeiten der Vereinten Nationen unterstiitzt und intensiviert; das Europdische Parlament weist darauf hin,
dass sexuelle Gewalt wie etwa Vergewaltigung als Kriegstaktik eingesetzt wird und ein Kriegsverbrechen darstellt, und
fordert, dass Frauen und Midchen in Konfliktsituationen, insbesondere im Hinblick auf sexuelle Gewalt, stirker
geschiitzt werden; ist der Auffassung, dass die EU unter anderem durch eine angemessene Finanzierung breitere
Unterstiitzung fiir die Einheit der Vereinten Nationen fiir die Gleichstellung und Ermdchtigung der Frauen
(UN Women) mobilisieren sollte, die im System der Vereinten Nationen, mit dem die Rechte der Frauen geférdert und
alle einschldagigen Interessentrager zusammengebracht werden, um fir politischen Wandel und koordinierte
Mafinahmen zu sorgen, einen wichtigen Beitrag leistet;

am) im Rahmen des Mechanismus zur Uberpriifung der Umsetzung des Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen
die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitdt und des dazugehérigen Protokolls zur Verhiitung, Bekimpfung und
Bestrafung des Menschenhandels eine ehrgeizige und konstruktive Rolle einnimmt, um die internationalen
Bemithungen zur Bekdmpfung des Menschenhandels, einschlieflich der Perspektiven von Frauen, Kindern und
Migranten, die einem erhohten Risiko der Ausbeutung ausgesetzt sind, weiter zu verstirken;

an) sich eng mit dem Europdische Parlament iiber den Prozess der Umsetzung der Schlussfolgerungen des Rates berit und
das Europiische Parlament in allen Politikbereichen einbezieht, in denen die parlamentarische Diplomatie wertvolle
Synergien schaffen und die Kapazititen fiir Offentlichkeitsarbeit, positive Auswirkungen und Fithrung der EU
insgesamt starken kann;

ao) sofortige Malnahmen zur Bewiltigung der zunehmenden Menschenrechtskrise in Xinjiang fordert, um zumindest die
gemeldete ethnische und religiose Verfolgung in der gesamten Region zu untersuchen; das Europdische Parlament
fordert in diesem Zusammenhang, dass ein unabhingiger Uberwachungsmechanismus der Vereinten Nationen fiir
Menschenrechte in China eingerichtet wird, der einen Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen, eine
Sachverstandigengruppe des Menschenrechtsrats oder einen Sondergesandten umfassen konnte; unterstiitzt die
Forderungen an den Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen, eine Sondertagung zu der Krise abzuhalten;
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2. beauftragt seinen Prasidenten, diese Empfehlung dem Rat, dem Vizeprasidenten der Kommission und Hohen Vertreter
der Union fuir Aufen- und Sicherheitspolitik, der Kommission und zur Kenntnisnahme der Generalversammlung der
Vereinten Nationen sowie dem Generalsekretdr der Vereinten Nationen zu iibermitteln.
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(Vorbereitende Rechtsakte)

EUROPAISCHES PARLAMENT

P9 TA(2021)0263

ETIAS-Folgeinderungen: polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit ***I

Legislative EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Bedingungen fiir den Zugang zu den anderen

EU-Informationssystemen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1862 und der Verordnung
(EU) 2019/816 (COM(2019)0003 — C8-0025/2019 — 2019/0001A(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2022/C 67/21)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2019)0003),

— unter Hinweis auf den Beschluss der Konferenz der Prisidenten vom 11. Februar 2021, den Ausschuss fiir biirgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres zu erméchtigen, den Vorschlag der Kommission aufzuteilen und auf dieser Grundlage zwei
separate Legislativberichte auszuarbeiten,

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2, Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe d und Artikel 87 Absatz 2 Buchstabe a des Vertrags
iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet
wurde (C8-0025/2019),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 31. Marz 2021 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Europdischen Parlaments gemafd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags tiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A9-0254/2020),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu ibermitteln.

P9_TC1-COD(2019)0001A

Standpunkt des Europdischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnungen

(EU) 2018/1862 und (EU) 2019/818 hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen fiir den Zugang zu anderen
EU-Informationssystemen fiir die Zwecke des Europiischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2021/1150.)
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P9 TA(2021)0264
ETIAS-Folgeinderungen: Grenzen und Visa ***]

Legislative EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europidischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Bedingungen fiir den Zugang zu anderen

EU-Informationssystemen fiir ETIAS-Zwecke und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1240, der

Verordnung (EG) Nr. 767/2008, der Verordnung (EU) 2017/2226 und der Verordnung (EU) 2018/1861
(COM(2019)0004 — C8-0024/2019 — 2019/0002(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2022/C 67/22)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2019)0004),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 77 Absatz 2 Buchstaben a, b und d des Vertrags tiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0024/2019),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemidfl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung von dem
zustandigen Ausschuss angenommen wurde, und die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 31. Mirz 2021
gemachte Zusage, den Standpunkt des Européischen Parlaments gemdfd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A9-0255/2020),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

P9_TC1-COD(2019)0002

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2021/... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnungen (EG)

Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU) 2018/1240, (EU) 2018/1860, (EU) 2018/1861 und (EU) 2019/817 hinsichtlich

der Festlegung der Bedingungen fiir den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen fiir die Zwecke des
Europdischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2021/1152.)
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P9 TA(2021)0265

Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung: Antrag
EGF/2020/003 DE/GMH Guss — Deutschland

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir einen Beschluss des

Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an

die Globalisierung infolge des Antrags Deutschlands — EGF/2020/003 DE/GMH Guss (COM(2021)0207 —
C9-0156/2021 — 2021/0107(BUD))

(2022/C 67/23)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2021)0207 —
(9-0156/2021),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
iiber den Europiischen Fonds fir die Anpassung an die Globalisierung (2014-2020) und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 (') (EGF-Verordnung),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des
mehrjahrigen Finanzrahmens fiir die Jahre 2021-2027 (3, insbesondere auf Artikel 8,

— gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Européischen Parlament, dem
Rat der Europdischen Union und der Europiischen Kommission tiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im
Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfithrung sowie tiber neue Eigenmittel, einschlielich eines Fahrplans
im Hinblick auf die Einfithrung neuer Eigenmittel () (IIV vom 16. Dezember 2020), insbesondere auf Nummer 9,

— unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten und des
Ausschusses fiir regionale Entwicklung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A9-0189/2021),

A. in der Erwdgung, dass die Union Legislativ- und Haushaltsinstrumente geschaffen hat, um Arbeitskrifte, die unter den
Folgen weitreichender Strukturverdnderungen im Welthandelsgefiige oder den Folgen der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise zu leiden haben, zusitzlich zu unterstiitzen und ihnen bei der Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt behilflich zu sein; in der Erwagung, dass diese Unterstiitzung im Wege einer finanziellen Unterstiitzung fiir
die Arbeitskrifte und die Unternehmen, fiir die sie titig waren, geleistet wird;

B. in der Erwigung, dass Deutschland infolge von 585 Entlassungen (*) bei vier Tochterunternehmen der GMH Guss
GmbH, die im Wirtschaftszweig NACE-Rev.-2, Abteilung 24 (Metallerzeugung und -bearbeitung), titig sind, den Antrag
EGF[2020/003 DE/GMH Guss auf einen Finanzbeitrag aus dem Europidischen Fonds fiir die Anpassung an die
Globalisierung (EGF) eingereicht hat, wobei die Entlassungen innerhalb eines Bezugszeitraums vom 31. Juli 2020 bis
zum 30. November 2020 in den NUTS-2-Regionen Diisseldorf (DEA1) (°) und Arnsberg (DEAS5) (%) erfolgt sind;

C. in der Erwidgung, dass sich der Antrag auf 585 Arbeitskrifte bezieht, die bei vier Tochterunternehmen der GMH Guss
GmbH in Deutschland entlassen wurden;

D. in der Erwigung, dass der Antrag unter Berufung auf die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der EGF-Verordnung
genannten Interventionskriterien gestellt wurde, wonach es in einem Unternechmen in einem Mitgliedstaat innerhalb
eines Bezugszeitraums von vier Monaten in mindestens 500 Fillen zur Entlassung von Arbeitskriften gekommen sein
muss;

ABIL. L 347 vom 20.12.2013, S. 855.

ABIL. L 433 I vom 22.12.2020, S. 11.

ABIL. L 433 I vom 22.12.2020, S. 28.

Im Sinne des Artikels 3 der EGF-Verordnung.

Tochterunternechmen Friedrich Wilhelms-Hiitte Eisenguss GmbH und Friedrich Wilhelms-Hiitte GmbH, beide mit Sitz in Miilheim
an der Ruhr.

() Tochterunternehmen Dieckerhoff Guss GmbH in Gevelsberg und Tochterunternehmen Walter Hundhausen GmbH (sowie Hauptsitz
der GMH Guss GmbH) in Schwerte.
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E. in der Erwidgung, dass die Giefereibranche in Deutschland mit grofen Herausforderungen wie etwa Veranderungen im
internationalen Waren- und Dienstleistungsverkehr sowie einer Uberproduktion in China insbesondere in der
Automobilindustrie und im Maschinenbau und einer Verlagerung von Titigkeiten in Nicht-EU-Lander — einschlielich
Lindern, die sich um einen Beitritt zur EU bewerben —, in denen niedrigere Umweltstandards gelten () und die Industrie
stark subventioniert wird, konfrontiert ist;

F. in der Erwdgung, dass die Probleme der GMH Guss GmbH dadurch ausgelost wurden, dass der wichtigste Kunde des
Tochterunternehmens Walter Hundhausen GmbH, der 60 % der Produktionsmengen des Tochterunternehmens abnahm,
beschloss, Teile seiner Lieferkette in die Tiirkei zu verlagern;

G. in der Erwigung, dass der taiwanische Wettbewerber MEITA zwei Giefereien in Obrenovac (Serbien) errichtet hat, die in
erster Linie fur die europdische Automobilindustrie fertigen, und MEITA aufgrund von Subventionen und niedrigeren
Arbeitskosten zu deutlich niedrigeren Preise anbieten konnte als sein deutscher Wettbewerber GMH Guss;

H. in der Erwidgung, dass die Gesamtproduktion in der GiefSereibranche in Deutschland aufgrund dieser globalisierungs-
bedingten Herausforderungen 2019 um 8,9 % gegeniiber 2018 zuriickgegangen ist (%), wobei insbesondere
Nordrhein-Westfalen betroffen ist, auf das 25 % der deutschen Gussproduktion entfallen;

1. teilt die Auffassung der Kommission, dass die Bedingungen nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der EGF-Verordnung
erfiillt sind und Deutschland Anspruch auf einen Finanzbeitrag gemif dieser Verordnung in Hohe von 1 081 706 EUR hat,
was 60 % der sich auf 1802 845 EUR belaufenden Gesamtkosten entspricht, die sich aus Ausgaben fur personalisierte
Dienstleistungen in Hohe von 1730731 EUR und Ausgaben fiir Vorbereitung, Verwaltung, Information und Werbung
sowie Kontrolle und Berichterstattung in Hohe von 72 114 EUR zusammensetzen;

2. stellt fest, dass die deutschen Behorden den Antrag am 15. Dezember 2020 eingereicht haben und dass die
Kommission die Bewertung des Antrags nach Vorlage zusitzlicher Informationen durch Deutschland am 27. April 2021
abgeschlossen und das Parlament am selben Tag davon in Kenntnis gesetzt hat;

3. stellt fest, dass alle verfahrensrechtlichen Anforderungen erfiillt wurden;

4. stellt fest, dass der Antrag insgesamt 585 Arbeitskrifte betrifft, die in dem deutschen Wirtschaftszweig entlassen
wurden; bedauert, dass Deutschland davon ausgeht, dass lediglich 476 der insgesamt fiir eine Unterstiitzung infrage
kommenden Personen — 455 Médnner und 21 Frauen, von denen die meisten zwischen 30 und 54 Jahren alt sind — an den
Mafinahmen teilnehmen werden (,zu unterstiitzende Begiinstigte®);

5. hebt hervor, dass davon auszugehen ist, dass sich diese Entlassungen erheblich auf die lokale Wirtschaft auswirken
werden, da sie vor dem Hintergrund einer hohen Arbeitslosigkeit (10,7 % im September 2020) im Ruhrgebiet stattgefunden
haben, die dem Strukturwandel seit den 1960er-Jahren und den Folgen der COVID-19-Pandemie geschuldet ist;

6.  stellt fest, dass sich die meisten der entlassenen Arbeitskrifte in der zweiten Hilfte ihres Berufslebens befinden, ein
niedriges Niveau formaler Bildung aufweisen und oft nur mangelhafte Deutschkenntnisse besitzen; hebt aulerdem hervor,
dass es sich — wie im Antrag erldutert — bei vielen der Begiinstigten um Méanner mit Migrationshintergrund handelt und
dass ihre erfolgreiche Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt mithilfe anderer Mitglieder ihres Haushalts, die hdufig tiber
deutlich bessere Deutschkenntnisse als die ehemaligen Beschiftigten selbst verfiigen, leichter gelingen konnte;

7. unterstreicht und begriiflt die Einsetzung von Peergroups, die der personlichen Lage der betroffenen ehemaligen
Beschiftigten Rechnung tragen; betont, dass die ehemaligen Beschiftigten diskriminierungsfrei und unabhingig von ihrer
Staatsangehorigkeit in dieses EGF-Projekt eingebunden und mit den darin vorgesehenen Maflnahmen unterstiitzt werden
miissen;

8. hilt es fuir eine soziale Verantwortung der Union, diesen entlassenen Arbeitskriften die erforderlichen Qualifikationen
fiir den 6kologischen und gerechten Umbau der Industrie in der Union im Einklang mit dem europdischen Griinen Deal zu
vermitteln, da sie in einer Branche mit hohem CO,-Ausstoff titig waren; begriiflt deshalb die personalisierten
Dienstleistungen, die den Arbeitskriften im Rahmen des EGF angeboten werden, zu denen etwa Qualifizierungs-
maflnahmen und Deutschkurse, Workshops, Berufsorientierung, Jobberatung sowie Transferkurzarbeitergeld und
Existenzgriinderberatung gehéren, damit das Gebiet und der Arbeitsmarkt insgesamt fiir die Zukunft tragfahiger und
stabiler gemacht werden;

() Deutsche Bank Research (2020): Automobilindustrie — Produktion in China tiberfliigelt heimische Fertigung; Eurofound (2016):
ERM annual report 2016: Globalisation slowdown? Recent evidence of offshoring and reshoring in Europe (ERM-Jahresbericht
2016: Verlangsamung der Globalisierung? Aktuelle Daten zu Auslagerungen und Riickverlagerungen in Europa); Eurofound (2020):
ERM-Bericht 2020: Grenziibergreifende Umstrukturierungen. Gemessen in gewichteter Bruttoraumzahl (GBRZ).

() Stephen, Sophie (2020): Deutsche Gussproduktion 2019 und Ausblick 2020, in: GIESSEREL 04/2020.
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9. stellt fest, dass Deutschland den zu unterstiitzenden Begiinstigten seit dem 1. August 2020 personalisierte
Dienstleistungen anbietet und der Anspruch auf einen Finanzbeitrag aus dem EGF daher vom 1. August 2020 bis zum
15. Dezember 2022 besteht;

10.  stellt fest, dass Deutschland ab dem 1. November 2020 Verwaltungsausgaben fiir die Durchfithrung des EGF
entstanden sind und somit die Ausgaben fiir Maffnahmen der Vorbereitung, Verwaltung, Information und Werbung sowie
der Kontrolle und Berichterstattung im Zeitraum vom 1. November 2020 bis zum 15. Juni 2023 fiir einen Finanzbeitrag
aus dem EGF infrage kommen;

11.  begriilt, dass das koordinierte Paket personalisierter Dienstleistungen von Deutschland in Absprache mit den
Sozialpartnern geschniirt wurde und dass ein Begleitausschuss zur Steuerung der vom EGF kofinanzierten Intervention
eingesetzt wurde, dem Vertreter des Ministeriums fiir Arbeit und Soziales, der Agentur fiir Arbeit, der Transfergesellschaft,
der Sozialpartner und der Gewerkschaft IG Metall, die Insolvenzverwalter des entlassenden Unternehmens und seiner
Tochterunternehmen sowie Vertreter der Betriebsrite angehoren; hebt hervor, dass die Sozialpartner der betroffenen
Unternehmen bereits in den Monaten und Jahren vor der Inanspruchnahme des EGF zusammengearbeitet haben, um die
schwierigen wirtschaftlichen Bedingungen und die schwierige wirtschaftliche Lage zu verbessern, wobei die Arbeitskrafte
auch erhebliche Lohnzugestindnisse eingegangen sind;

12, stellt fest, dass die deutschen Behorden bestdtigt haben, dass die forderfahigen Mafnahmen ergdnzend sind und die
vom Europiischen Sozialfonds (ESF) im Wege des Operationellen Programms ESF des Landes Nordrhein-Westfalen
angebotenen Mafnahmen nicht ersetzen;

13.  erkldrt erneut, dass die Unterstiitzung aus dem EGF nicht an die Stelle von Maflnahmen treten darf, fur die die
Unternehmen aufgrund des nationalen Rechts oder aufgrund von Kollektivvereinbarungen verantwortlich sind;

14.  billigt den dieser EntschlieSung beigefiigten Beschluss;

15.  beauftragt seinen Prasidenten, diesen Beschluss mit dem Prasidenten des Rates zu unterzeichnen und seine
Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

16.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung mit ihrer Anlage dem Rat und der Kommission zu tibermitteln.
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ANLAGE
BESCHLUSS DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

iiber die Inanspruchnahme des Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung infolge des Antrags
Deutschlands — EGF/2020/003 DE/GMH Guss

(Der Text dieser Anlage ist hier nicht wiedergegeben; er entspricht dem endgiiltigen Rechtsakt, Beschluss (EU) 2021/1021.)
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P9 TA(2021)0266

Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung: Antrag
EGF[2020/005 BE/Swissport — Belgien

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir einen Beschluss des

Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an

die Globalisierung infolge des Antrags Belgiens — EGF/2020/005 BE/Swissport (COM(2021)0212 —
C9-0159/2021 — 2021/0109(BUD))

(2022/C 67[24)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2021)0212 —
€9-0159/2021),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
tiber den Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung (2014-2020) und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 (*) (EGF-Verordnung),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des
mehrjihrigen Finanzrahmens fiir die Jahre 2021-2027 (%), insbesondere auf Artikel 8,

— gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europdischen Parlament, dem
Rat der Europiischen Union und der Europiischen Kommission tiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im
Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfihrung sowie iiber neue Eigenmittel, einschlielich eines Fahrplans
im Hinblick auf die Einfithrung neuer Eigenmittel (IIV vom 16. Dezember 2020) (*), insbesondere auf Nummer 9,

— unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten und des
Ausschusses fiir regionale Entwicklung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A9-0188/2021),

A. in der Erwigung, dass die Union Legislativ- und Haushaltsinstrumente geschaffen hat, um Arbeitskrifte, die unter den
Folgen weitreichender Strukturverinderungen im Welthandelsgefiige oder den Folgen der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise zu leiden haben, zusitzlich zu unterstiitzen und ihnen bei der Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt behilflich zu sein; in der Erwagung, dass diese Unterstiitzung im Wege einer finanziellen Unterstiitzung
fur die Arbeitskrifte und die Unternchmen, fiir die sie titig waren, geleistet wird;

B. in der Erwigung, dass Belgien infolge von 1 468 Entlassungen (*) beim Unternechmen Swissport Belgium innerhalb des
Bezugszeitraums vom 9. Juni 2020 bis zum 9. Oktober 2020 den Antrag EGF/2020/005 BE/Swissport auf einen
Finanzbeitrag aus dem Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung (EGF) eingereicht hat;

C. in der Erwdgung, dass die Kommission am 27. April 2021 einen Vorschlag fiir einen Beschluss iiber die
Inanspruchnahme des EGF zugunsten von Belgien angenommen hat, mit dem die 1468 Begiinstigten — die bei
Swissport Belgium entlassenen Arbeitskrifte — bei der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt unterstiitzt werden
sollen;

D. in der Erwigung, dass der Antrag 1 468 Arbeitskrifte betrifft, die bei Swissport Belgium entlassen wurden;

E. in der Erwidgung, dass sich der Antrag auf die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der EGF-Verordnung festgelegten
Interventionskriterien stiitzt, wonach es in einem Unternehmen in einem Mitgliedstaat innerhalb eines Bezugszeitraums
von vier Monaten in mindestens 500 Fillen zur Entlassung von Arbeitskriften gekommen sein muss, wobei auch
arbeitslos gewordene Arbeitskrifte bei Zulieferern und nachgeschalteten Herstellern bzw. Selbstindige, die ihre
Erwerbstitigkeit aufgegeben haben, mitzihlen;

ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 855.
ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 11.
ABL L 433 I vom 22.12.2020, S. 28.
Im Sinne des Artikels 3 der EGF-Verordnung.
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F. in der Erwagung, dass die COVID-19-Pandemie und die darauffolgende weltweite Wirtschaftskrise der Reisebranche in
Belgien und insbesondere Luftfahrtunternehmen und am Flughafen Briissel titigen Unternehmen einen schweren Schlag
versetzt haben, da die Zahl der Fliige in der ersten Woche des Lockdowns (16. bis 22. Marz 2020) um 58 % gegentiber
Januar 2020 gesunken ist und die Flugbewegungen von Passagierflugzeugen am Flughafen in den folgenden Wochen
fast vollstindig zum Erliegen gekommen sind;

G. in der Erwigung, dass das internationale Passagieraufkommen 2020 im Vergleich zum Vorjahr insgesamt um 60 %
zuriickging (von 4,5 Milliarden auf 1,8 Milliarden Fluggiste), und 50 % der Flugzeuge weltweit eingelagert wurden; in
der Erwidgung, dass 60 % der Abfertigungs- und Reinigungsdienste am Flughafen von Swissport Belgium, einem der
beiden Bodenabfertigungsunternehmen des Flughafens, erbracht wurden;

H. in der Erwdgung, dass Swissport Belgium am 9. Juni 2020 nach Wochen, in denen die Bodenabfertigungsdienste am
Flughafen Briissel fast vollstindig eingestellt worden waren, wegen fehlender Liquiditit fur zahlungsunfahig erklart
wurde, was zu den betreffenden Entlassungen fiihrte;

I. in der Erwigung, dass Swissport Belgium vor dem Ausbruch der Pandemie gerade erfolgreich dabei war, einen
Sanierungsplan umzusetzen, sodass 2020 ein Riickgang der Verluste um 37 % gegeniiber 2019 zu erwarten war, und
am 9. Juni 2020 vom Briisseler Unternehmensgericht fiir insolvent erklirt wurde;

J. in der Erwigung, dass sich angesichts der grofen Unsicherheit, was die kurzfristige Erholung des Passagierflugverkehrs
anbelangt, kein Unternehmen daran interessiert zeigte, die Erbringung der Abfertigungsdienste von Swissport Belgium
zu iibernehmen;

K. in der Erwigung, dass die reale Gefahr besteht, dass es im Laufe des Jahres 2021 zu weiteren Insolvenzen bei
Bodenabfertigungsdienstleistern kommen wird;

L. in der Erwdgung, dass es sich um eine der ersten Fille von Inanspruchnahme des EGF infolge der COVID-19-Krise nach
der Annahme der EntschlieSung des Europiischen Parlaments vom 18. Juni 2020 zu dem Vorschlag fiir einen Beschluss
des Europdischen Parlaments und des Rates tiber die Inanspruchnahme des Européischen Fonds fiir die Anpassung an
die Globalisierung (EGF/2020/000 TA 2020 — Technische Unterstiitzung auf Initiative der Kommission) (°) handelt, in
der darauf hingewiesen wurde, dass der EGF in Anspruch genommen werden konnte, um dauerhaft entlassene
Arbeitnehmer und Selbststindige im Rahmen der weltweiten Krise infolge von COVID-19 zu unterstiitzen, ohne dass
die Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 gedndert werden muss;

M. in der Erwidgung, dass die Kommission erkldrt hat, dass die Gesundheitskrise zu einer Wirtschaftskrise gefithrt habe,
einen Aufbauplan fur die Wirtschaft vorgelegt hat und die Bedeutung des EGF als Notfallinstrument unterstrichen
hat (°);

1. teilt die Auffassung der Kommission, dass die Bedingungen nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der EGF-Verordnung
erfillt sind und Belgien Anspruch auf einen Finanzbeitrag gemaf$ dieser Verordnung in Hohe von 3 719 224 EUR hat, was
60 % der sich auf 6198 708 EUR belaufenden Gesamtkosten entspricht, die sich aus Ausgaben fiir personalisierte
Dienstleistungen in Hohe von 5977 108 EUR und Ausgaben fiir Vorbereitung, Verwaltung, Information und Werbung
sowie Kontrolle und Berichterstattung in Hohe von 221 600 EUR zusammensetzen;

2. stellt fest, dass die belgischen Behorden den Antrag am 22. Dezember 2020 eingereicht haben und dass die
Kommission ihre Bewertung des Antrags nach Vorlage zusitzlicher Informationen durch Belgien am 27. April 2021
abgeschlossen und das Parlament am selben Tag davon in Kenntnis gesetzt hat;

3. stellt fest, dass alle verfahrensrechtlichen Anforderungen erfiillt wurden;

4. stellt fest, dass sich der Antrag auf insgesamt 1 468 Arbeitskrafte bezicht, die beim Unternehmen Swissport Belgium
entlassen wurden, von denen 1086 Minner und 382 Frauen sind; begriifit, dass alle entlassenen Arbeitskrifte in die
Mafinahmen einbezogen werden sollen;

5. ruft in Erinnerung, dass die plotzliche SchlieBung bestimmter Schliisselbranchen in Belgien (Catering, Tourismus,
Kultur usw.) dazu gefiihrt hat, dass die Arbeitslosigkeit in Briissel im dritten Quartal 2020 auf 15 % angestiegen ist (’), und
dass es sich bei einem groffen Teil der ehemaligen Arbeitskrifte von Swissport Belgium um Angehérige benachteiligter
Gruppen handelt, da sie zumeist gering qualifiziert oder teilqualifiziert und zu etwa einem Drittel (32,5 %) tiber 50 Jahre alt
sind;

°) Angenommene Texte, P9_TA(2020)0141.
)  COM(2020)0442.
() https:/[statbel.fgov.be/fr[/themes/emploi-formation/marche-du-travail femploi-et-chomage
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6.  betont, dass alle Beschiftigten diskriminierungsfrei und unabhingig von ihrer Staatsangehorigkeit in diese Forderung
durch den EGF eingebunden und mit den darin vorgesehenen Maflnahmen unterstiitzt werden miissen;

7. stellt fest, dass Belgien am 9. Juni 2020 begonnen hat, den zu unterstiitzenden Begiinstigten personalisierte
Dienstleistungen bereitzustellen, und der Anspruch auf einen Finanzbeitrag aus dem EGF daher vom 9. Juni 2020 bis zum
22. Dezember 2022 besteht;

8. ruft in Erinnerung, dass es sich bei den personalisierten Dienstleistungen, die den Arbeitskriften und Selbststindigen
angeboten werden sollen, um folgende Mafinahmen handelt: Information, Hilfe bei der Arbeitssuche, Berufsberatung,
Schulungsmafinahmen, Unterstiitzung bei der und Leistung eines Beitrags zur Unternehmensgriindung sowie Anreize und
Beihilfen; begriifdt, dass Arbeitskrifte, die sich fur eine Ausbildung in einem Beruf entscheiden, in dem der Anteil von Frauen
und Minnern unausgewogen ist (¥) und in dem sie dem unterreprisentierten Geschlecht angehéren, einen zusitzlichen
Bonus in Hohe von 700 EUR erhalten; weist erneut darauf hin, dass die Einbeziechung der Geschlechterperspektive wichtiger
Bestandteil des Unionshaushalts ist, und ist der Ansicht, dass sie in allen Phasen der Durchfithrung des Finanzbeitrags aus
dem EGF gefordert werden sollte;

9.  stellt fest, dass Belgien ab dem 10. Juni 2020 Verwaltungsausgaben fiir die Durchfithrung des EGF entstanden sind
und somit die Ausgaben fir Maffnahmen der Vorbereitung, Verwaltung, Information und Werbung sowie der Kontrolle und
Berichterstattung im Zeitraum vom 10. Juni 2020 bis zum 22. Juni 2023 fur einen Finanzbeitrag aus dem EGF infrage
kommen;

10.  begriifdt, dass das koordinierte Paket personalisierter Dienstleistungen von den belgischen Behérden in Absprache
mit Arbeitnehmervertretern und den Sozialpartnern sowie mit einem auf die Luftfahrtbranche spezialisierten
Arbeitsvermittlungsdienst geschniirt wurde;

11.  hebt hervor, dass die belgischen Behorden bestdtigt haben, dass die fiir eine Forderung infrage kommenden
Mafinahmen nicht aus anderen Fonds oder Finanzinstrumenten der Union unterstiitzt werden und dass beim Zugang zu
den vorgeschlagenen Mafnahmen und bei ihrer Durchfihrung die Grundsitze der Gleichbehandlung und der
Nichtdiskriminierung beachtet werden;

12.  weist erneut darauf hin, dass die finanzielle Unterstiitzung aus dem EGF so rasch und so wirksam wie maoglich
bereitgestellt werden sollte; hélt es fur geboten, den Zeitraum fiir die Bewertung der Antrige durch die Kommission
moglichst kurz zu halten;

13.  erkldrt erneut, dass die Unterstiitzung aus dem EGF nicht an die Stelle von Maflnahmen treten darf, fur die die
Unternehmen aufgrund des nationalen Rechts oder aufgrund von Kollektivvereinbarungen verantwortlich sind;

14.  nimmt zur Kenntnis, dass die Zahl der Antrige auf finanzielle Unterstiitzung aus dem EGF derzeit ansteigt; bekundet
seine Besorgnis iiber die anhaltenden Auswirkungen der von der COVID-19-Pandemie verursachten weltweiten
Wirtschaftskrise auf die Beschaftigung und iiber die Frage, ob der EGF dem kiinftigen Bedarf gerecht werden kann;

15.  spricht sich nachdriicklich dafiir aus, dass der EGF auch in den Jahren 2021-2027 solidarisch bleibt und der
Schwerpunkt von der Ursache der Umstrukturierung auf deren Auswirkungen verlagert wird; begrifit, dass die
Dekarbonisierung nach den neuen Vorschriften auch ein Grund dafiir sein wird, dass die Antragsteller fiir eine Forderung in
Betracht kommen;

16.  billigt den dieser EntschlieSung beigefiigten Beschluss;

17.  beauftragt seinen Prasidenten, diesen Beschluss mit dem Prasidenten des Rates zu unterzeichnen und seine
Veroftentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

18.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung mit ihrer Anlage dem Rat und der Kommission zu iibermitteln.

®) Berufe, bei denen mindestens 75 % der Arbeitskrifte demselben Geschlecht angehéren.
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iiber die Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung (Antrag Belgiens —
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(Der Text dieser Anlage ist hier nicht wiedergegeben; er entspricht dem endgiiltigen Rechtsakt, Beschluss (EU) 2021/1020.)
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P9 _TA(2021)0267

Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung: Antrag
EGF/2020/004 NL/KLM — Niederlande

Legislative EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir einen Beschluss

des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die Inanspruchnahme des Europidischen Fonds fiir die

Anpassung an die Globalisierung infolge des Antrags der Niederlainde — EGF/2020/004 NL/KLM
(COM(2021)0226 — €9-0161/2021 — 2021/0115(BUD))

(2022/C 67/25)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat (COM(2021)0226 —
€9-0161/2021),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember
2013 iiber den Europdischen Fonds fur die Anpassung an die Globalisierung (2014-2020) und zur Aufthebung der
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 (*) (,EGF-Verordnung®),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des
mehrjahrigen Finanzrahmens fiir die Jahre 2021-2027 (%), insbesondere auf Artikel 8,

— unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europdischen
Parlament, dem Rat der Europdischen Union und der Europidischen Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfihrung sowie tiber neue Eigenmittel,
einschlieflich eines Fahrplans im Hinblick auf die Einfithrung neuer Eigenmittel (*) (,IIV vom 16. Dezember 20209,
insbesondere auf Nummer 9,

— unter Hinweis auf die Schreiben des Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten und des Ausschusses
fiir regionale Entwicklung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A9-0187/2021),

A. in der Erwidgung, dass die Union Legislativ- und Haushaltsinstrumente geschaffen hat, um Arbeitnehmer, die unter den
Folgen weitreichender Strukturverdnderungen im Welthandelsgefiige oder den Folgen der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise zu leiden haben, zusitzlich zu unterstiitzen und ihnen bei der Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt behilflich zu sein; in der Erwédgung, dass diese Unterstiitzung im Wege einer finanziellen Unterstiitzung fiir
die Arbeitnehmer und die Unternehmen, fiir die sie titig waren, geleistet wird;

B. in der Erwigung, dass die Niederlande aufgrund von 1851 Entlassungen (*) bei KLM Royal Dutch Airlines in der
NUTS-2-Region Noord-Holland (NL32) in den Niederlanden innerhalb des Bezugszeitraums vom 15. August 2020 bis
zum 15. Dezember 2020 den Antrag EGF/2020/004 NL/KLM auf einen Finanzbeitrag aus dem Europdischen Fonds fiir
die Anpassung an die Globalisierung eingereicht haben;

C. in der Erwagung, dass sich der Antrag auf 1 851 Entlassungen bei KLM Royal Dutch Airlines bezieht, von denen 650 im
Bezugszeitraum und 1201 vor oder nach dem Bezugszeitraum erfolgten und ein eindeutiger ursichlicher
Zusammenhang mit dem Ereignis hergestellt werden kann, das die Entlassungen im Bezugszeitraum bewirkt hat;

D. in der Erwigung, dass der Antrag unter Berufung auf die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der EGF-Verordnung
festgelegten Interventionskriterien gestellt wurde, wonach es in einem Unternehmen in einem Mitgliedstaat innerhalb
eines Bezugszeitraums von vier Monaten in mindestens 500 Fillen zur Entlassung von Arbeitskriften gekommen sein
muss;

E. in der Erwigung, dass die Kommission eingeraumt hat, dass die durch COVID-19 ausgeloste Gesundheitskrise zu einer
Wirtschaftskrise gefithrt hat, und auf einen EU-Aufbauplan ,NextGenerationEU* drangte, in dem die Schliisselrolle
hervorgehoben wird, die der EGF bei der Unterstiitzung entlassener Arbeitnehmer spielt;

ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 855.
ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 11.
ABL L 433 I vom 22.12.2020, S. 28.
Im Sinne des Artikels 3 der EGF-Verordnung.

S

o~ o~ —



C 67174 Amtsblatt der Europdischen Union 8.2.2022

Dienstag, 8. Juni 2021

F. in der Erwigung, dass die COVID-19-Pandemie aufgrund von Reisebeschrankungen einen immensen Schock fiir die
Luftfahrtindustrie verursacht hat, der zu einem Riickgang des internationalen Luftverkehrs um 98,9 % im April 2020
gegeniiber April 2019 gefiihrt hat, wihrend weltweit 64 % der Flugzeuge eingelagert wurden;

G. in der Erwigung, dass die weltweite Fluggastnachfrage im Jahr 2020 gegeniiber 2019 um 75,6 % zuriickging, sowie in
der Erwidgung, dass es gemidfl der vom internationalen Luftverkehrsverband IATA abgegebenen Prognose zum
weltweiten Passagierflugverkehr drei bis vier Jahre dauern diirfte, bis die Luftfahrtbranche wieder zum Vorkrisenniveau
zuriickfindet;

H. in der Erwagung, dass es sich um einen der ersten Fille von Inanspruchnahme des EGF infolge der COVID-19-Krise nach
der Annahme der Entschlieung des Europdischen Parlaments vom 18. Juni 2020 zu dem Vorschlag des Europdischen
Parlaments und des Rates iiber die Inanspruchnahme des Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung
(EGF/2020/000 TA 2020 — Technische Unterstiitzung auf Initiative der Kommission) (°) handelt, in der der Hinweis
aufgenommen wurde, dass der EGF in Anspruch genommen werden konnte, um dauerhaft entlassene Arbeitnehmer
und Selbststindige im Rahmen der weltweiten Krise infolge von COVID-19 zu unterstiitzen, ohne dass die Verordnung
(EU) Nr. 1309/2013 gedndert werden muss;

. in der Erwigung, dass die finanzielle Leistung von KLM vor Beginn der Pandemie zwischen 2015 und 2019 ein
kontinuierliches Wachstum verzeichnete und sein Nettogewinn von 54 Mio. EUR im Geschiftsjahr 2015 auf
449 Mio. EUR im Geschiftsjahr 2019 gestiegen ist;

J. in der Erwidgung, dass die Zahl der von KLM beforderten Fluggiste um 68 % gesunken ist und die Einnahmen von KLM
im Jahr 2020 um 53,8 % gegeniiber 2019 zuriickgingen, was dazu fithrte, dass KLM im Jahr 2020 ein Betriebsverlust
von 1154 Mio. EUR entstand, verglichen mit einem Gewinn von 714 Mio. EUR im Jahr 2019 (°), und dass die
Geschiftsfilhrung einen Umstrukturierungsplan ankiindigte, durch den die Personalstirke um rund 5000 Vollzeit-
dquivalente reduziert wurde ();

K. in der Erwidgung, dass die Kommission erklart hat, dass die Gesundheitskrise zu einer Wirtschaftskrise gefithrt hat, einen
Aufbauplan vorgelegt und die Bedeutung des EGF als Notfallinstrument unterstrichen hat (¥);

1. teilt die Auffassung der Kommission, dass die Bedingungen nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der EGF-Verordnung
erfullt sind und die Niederlande Anspruch auf einen Finanzbeitrag gemif$ dieser Verordnung in Hohe von 5019 218 EUR
haben, was 60 % der sich auf 8365364 EUR belaufenden Gesamtkosten entspricht, die sich aus Ausgaben fiir
personalisierte Dienstleistungen in Hohe von 8 030 750 EUR und Ausgaben fiir Vorbereitung, Verwaltung, Information und
Werbung sowie Kontrolle und Berichterstattung in Hohe von 334 614 EUR zusammensetzen;

2. stellt fest, dass die niederlindischen Behorden den Antrag am 22. Dezember 2020 gestellt haben und dass die
Bewertung des Antrags nach Vorlage zusitzlicher Informationen durch die Niederlande von der Kommission am 6. Mai
2021 abgeschlossen und das Parlament am selben Tag davon in Kenntnis gesetzt wurde;

3. bedauert den langwierigen Prozess unter derart schwierigen Umstinden und fordert die Kommission auf, den
Bewertungsprozess zu beschleunigen und dafir zu sorgen, dass die entlassenen Arbeitnehmer rechtzeitig von der
Unterstiitzung der Union profitieren konnen;

4. stellt fest, dass der Antrag 1 851 Arbeitskrifte betrifft, die bei KLM Royal Dutch Airlines entlassen wurden; nimmt zur
Kenntnis, dass die Niederlande davon ausgehen, dass lediglich 1201 der insgesamt fur eine Unterstiitzung infrage
kommenden Personen an den Manahmen teilnehmen werden (,Begiinstigte®);

5. stellt fest, dass die Niederlande beschlossen haben, den entlassenen Arbeitnehmern keine Einkommensstiitzung iiber
den EGF anzubieten; nimmt zur Kenntnis, dass die niederlindische Regierung eine allgemeine Lohnstiitzung fir alle
Unternehmen eingefiihrt hat, die infolge der COVID-19-Krise einen Umsatzeinbruch von iiber 20 % erlitten haben, und dass
die KLM-Gruppe einen Antrag auf Gewiahrung eines NOW-Zuschusses (Noodmaatregel Overbrugging voor Werk-
gelegenheid — Uberbriickungshilfe) gestellt hat; nimmt zur Kenntnis, dass die KLM-Gruppe fiir den gesamten vom
NOW-Zuschuss abgedeckten Zeitraum einen Antrag gestellt hat und bereits Vorauszahlungen in Hohe von 683 Mio. EUR
erhalten hat und weitere 488 Mio. EUR erhalten diirfte;

6.  stellt fest, dass es Sache der Mitgliedstaaten ist, zu entscheiden, wie viele der betroffenen Arbeitskrifte gezielt
unterstiitzt werden sollten, und fordert die Niederlande auf, die Einbezichung der schutzbediirftigsten Personen, die auf dem
Arbeitsmarkt mit den groften Schwierigkeiten konfrontiert sein diirften, ohne jegliche Form der Diskriminierung zu
gewihrleisten; betont, dass es von Vorteil ist, dass alle entlassenen Arbeitnehmer, fiir die dies die beste Option darstellt,
durch die in diesem EGF-Projekt vorgesehenen Maflnahmen integriert und unterstiitzt werden konnen;

Angenommene Texte, P9_TA(2020)0141.
https:/|www.airfranceklm.com/sites/default/files/q4_2020_press_release_en_final.pdf

KLM Newsroom: https://news klm.com/klm-adapts-organisation-further-due-to-covid-19-crisis/
COM(2020)0442.

=


https://www.airfranceklm.com/sites/default/files/q4_2020_press_release_en_final.pdf
https://news.klm.com/klm-adapts-organisation-further-due-to-covid-19-crisis/

8.2.2022 Amtsblatt der Europdischen Union C67/175

Dienstag, 8. Juni 2021

7. unterstreicht, dass die sozialen Auswirkungen der Entlassungen erheblich sein diirften, da KLM der zweitgrofite
private Arbeitgeber in den Niederlanden mit mehr als 33 000 Beschaftigten (°) im Jahr 2019 ist; weist darauf hin, dass diese
Entlassungen vor dem Hintergrund steigender Arbeitslosenzahlen in Noord-Holland stattfanden, da die Arbeitslosenquote
in Noord-Holland im vierten Quartal 2020 gegeniiber dem gleichen Quartal 2019 um 1,5 Prozentpunkte auf 4,8 % stieg;

8.  stellt fest, dass die Niederlande am 1. Februar 2021 begonnen haben, den zu unterstiitzenden Begiinstigten
personalisierte Dienstleistungen bereitzustellen, und der Anspruch auf einen Finanzbeitrag aus dem EGF daher vom
1. Februar 2021 bis zum 1. Februar 2023 besteht;

9. ruft in Erinnerung, dass es sich bei den personalisierten Dienstleistungen, die den Arbeitskriften angeboten werden
sollen, um folgende Mafinahmen handelt: berufliche Orientierung, Unterstiitzung bei der Arbeitssuche in bestimmten
Sektoren, Schulung, Coaching und/oder Weiterbildung und finanzielle Beratung; begriifSt, dass die Behorden den
Schwerpunkt auf die Umschulung von Arbeitnehmern legen, um ihren Wechsel in einen Beruf zu erleichtern, in dem
Arbeitskraftemangel herrscht, wie etwa in den Bereichen Bildung, Gesundheitswesen, Logistik, Technologien und
Informationsmanagement;

10.  stellt fest, dass den Niederlanden ab dem 1. Februar 2021 Verwaltungsausgaben fiir den Einsatz des EGF entstanden
sind und somit die Ausgaben fiir Mafnahmen der Vorbereitung, Verwaltung, Information und Werbung sowie der Kontrolle
und Berichterstattung im Zeitraum vom 1. Februar 2021 bis 1. August 2023 fiir einen Finanzbeitrag aus dem EGF infrage
kommen;

11.  begrifdt, dass das koordinierte Paket personalisierter Dienstleistungen von den Niederlanden in Absprache mit
Interessentragern und Sozialpartnern, darunter acht Gewerkschaften, ausgearbeitet wurde und dass in enger
Zusammenarbeit mit den zustindigen Betriebsraten eine Unterstiitzungsgruppe eingesetzt wurde, um die Koordinierung
dieser Dienste sicherzustellen;

12.  betont, dass die niederlindischen Behorden bestitigt haben, dass fiir die forderfihigen Mafnahmen keine
Unterstiitzung aus anderen Fonds oder Finanzinstrumenten der Union in Anspruch genommen wird (%);

13.  fordert, dass der Verwaltungsaufwand wihrend des gesamten Prozesses weiter verringert wird;

14.  fordert weitere Kommunikationsbemithungen in Bezug auf die aus dem Unionshaushalt tiber den EGF unterstiitzten
Mafnahmen; betont, wie wichtig es ist, Informationen iiber den EU-Mehrwert und die Unterstiitzung schutzbediirftiger
Branchen und Arbeitnehmer zu verbreiten, insbesondere aufgrund der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie;

15.  erklart erneut, dass die Unterstiitzung aus dem EGF nicht an die Stelle von Mafinahmen treten darf, fur die die
Unternehmen aufgrund des nationalen Rechts oder wegen Kollektivvereinbarungen verantwortlich sind;

16.  stellt fest, dass nach Aussage der Kommission alle verfahrensrechtlichen Anforderungen erfiillt wurden;

17.  spricht sich nachdriicklich dafiir aus, dass der EGF auch in den Jahren 2021-2027 solidarisch bleibt und der
Schwerpunkt von der Ursache der Umstrukturierung auf deren Auswirkungen verlagert wird; begrifdt, dass die
Dekarbonisierung nach den neuen Vorschriften auch ein Grund dafiir sein wird, dass die Antragsteller fiir eine Forderung in
Betracht kommen

18.  billigt den dieser EntschlieBung beigefiigten Beschluss;

19.  beauftragt seinen Prasidenten, diesen Beschluss mit dem Prisidenten des Rates zu unterzeichnen und seine
Veroftentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

20.  beauftragt seinen Prisidenten, diese Entschliefung mit ihrer Anlage dem Rat und der Kommission zu iibermitteln.

@] KLM-Jahresbericht 2019: https://www.klm.com/travel/n]_nl/images/KLM-Jaarverslag-2019_tcm541-1063986.pdf

(") Am 13. Juli 2020 hat die Europdische Kommission eine mit 3,4 Mrd. EUR ausgestattete niederldndische Beihilfemafsnahme nach
den EU-Beihilfevorschriften genehmigt, um KLM die in der Corona-Krise dringend bendtigte Liquiditdt durch eine staatliche
Darlehensgarantie und ein nachrangiges staatliches Darlehen zur Verfigung zu stellen; https://ec.europa.eu/commission/
presscorner/detail/defip_20_1333


https://www.klm.com/travel/nl_nl/images/KLM-Jaarverslag-2019_tcm541-1063986.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1333
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1333
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ANLAGE
BESCHLUSS DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

iiber die Inanspruchnahme des Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung infolge des Antrags
der Niederlande — EGF/2020/004 NL/KLM

(Der Text dieser Anlage ist hier nicht wiedergegeben; er entspricht dem endgiiltigen Rechtsakt, Beschluss (EU) 2021/1022.)
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P9 TA(2021)0268

Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung: Antrag
EGF/2020/007 FI/Finnair — Finnland

Legislative EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir einen Beschluss

des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die Inanspruchnahme des Europidischen Fonds fiir die

Anpassung an die Globalisierung infolge des Antrag Finnlands — EGF|2020/007 FI/Finnair (COM(2021)0227 —
C9-0162/2021 — 2021/0116(BUD))

(2022/C 67/26)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2021)0227 —
(€9-0162/2021),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
iiber den Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung (2014-2020) und zur Authebung der
Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 (!) (EGF-Verordnung),

— gestitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des
mehrjahrigen Finanzrahmens fiir die Jahre 2021-2027 (%), insbesondere auf Artikel 8,

— gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europdischen Parlament, dem
Rat der Europiischen Union und der Europdischen Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im
Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfihrung sowie iiber neue Eigenmittel, einschlielich eines Fahrplans
im Hinblick auf die Einfithrung neuer Eigenmittel () (,IIV vom 16. Dezember 2020%), insbesondere auf Nummer 9,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses fiir Beschaftigung und soziale Angelegenheiten,
— unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A9-0186/2021),

A. in der Erwigung, dass die Union Legislativ- und Haushaltsinstrumente geschaffen hat, um Arbeitnehmer, die unter den
Folgen weitreichender Strukturverinderungen im Welthandelsgefiige oder den Folgen der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise zu leiden haben, zusitzlich zu unterstiitzen und ihnen bei der Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt behilflich zu sein; in der Erwagung, dass diese Unterstiitzung im Wege einer finanziellen Unterstiitzung
fur die Arbeitnehmer und die Unternehmen, fiir die sie titig waren, geleistet wird;

B. in der Erwigung, dass Finnland aufgrund von 508 Entlassungen (*) bei Finnair Oyj und einem Unterauftragnehmer (°) in
der NUTS-2-Region Helsinki-Uusimaa (FI1B) in Finnland, innerhalb des Bezugszeitraums vom 25. August 2020 bis zum
25. Dezember 2020 den Antrag EGF/2020/007 FI/Finnair auf einen Finanzbeitrag aus dem Europdischen Fonds fiir die
Anpassung an die Globalisierung (EGF) eingereicht hat;

C. in der Erwidgung, dass die Kommission am 6. Mai 2021 einen Vorschlag fiir einen Beschluss tiber die Inanspruchnahme
des EGF angenommen hat, durch den die Wiedereingliederung von 500 Begiinstigten in den Arbeitsmarkt, d. h. von
Arbeitnehmern, die bei einem Unternehmen aus dem Wirtschaftszweig NACE Rev. 2 Abteilung 51 (Luftfahrt) entlassen
wurden, unterstiitzt werden soll;

D. in der Erwigung, dass der Antrag 504 Arbeitskrifte, die bei Finnair Oyj, und vier Arbeitskrifte, die bei einem
Unterauftragnehmer in Finnland entlassen wurden, betrifft;

E. in der Erwdgung, dass der Antrag unter Berufung auf die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der EGF-Verordnung
genannten Interventionskriterien gestellt wurde, wonach es in einem Unternehmen eines Mitgliedstaats innerhalb eines
Bezugszeitraums von vier Monaten in mindestens 500 Fillen zur Entlassung von Arbeitskriften gekommen sein muss;

ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 855.

ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 11.

ABL L 433 [ vom 22.12.2020, S. 28.

Im Sinne des Artikels 3 der EGF-Verordnung.

Hub Logistics Finland Oy in der Region Helsinki-Uusimaa.

S

o~ —



C67/178 Amtsblatt der Europdischen Union 8.2.2022

Dienstag, 8. Juni 2021

F. in der Erwdgung, dass die Kommission eingerdumt hat, dass die durch COVID-19 ausgeloste Gesundheitskrise zu einer
Wirtschaftskrise gefithrt hat, und auf einen EU-Aufbauplan ,NextGenerationEU* dringte, in dem die Schliisselrolle
hervorgehoben wird, die der EGF bei der Unterstiitzung entlassener Arbeitnehmer spielt;

G. in der Erwigung, dass die COVID-19-Pandemie aufgrund von Reisebeschrinkungen einen immensen Schock fiir die
Luftfahrtindustrie verursacht hat, der zu einem Riickgang des internationalen Luftverkehrs um 98,9 % im April 2020
gegeniiber April 2019 (%) fithrte, wihrend die branchenweit umgesetzten Passagierkilometer im Juni 2020 um 86,5 %
gegeniiber Juni 2019 zuriickgingen (');

H. in der Erwagung, dass die weltweite Fluggastnachfrage im Jahr 2020 gegeniiber 2019 um 75,6 % zuriickging, sowie in
der Erwigung, dass es gemidfl der vom internationalen Luftverkehrsverband IATA abgegebenen Prognose zum
weltweiten Passagierflugverkehr drei bis vier Jahre dauern diirfte, bis die Luftfahrtbranche wieder zum Vorkrisenniveau
zuriickfindet;

I. in der Erwigung, dass es sich um einen der ersten Fille von Inanspruchnahme des EGF infolge der COVID-19-Krise nach
der Annahme der Entschlieung des Europdischen Parlaments vom 18. Juni 2020 zu dem Vorschlag fiir einen Beschluss
des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Inanspruchnahme des Europaischen Fonds fiir die Anpassung an
die Globalisierung (EGF/2020/000 TA 2020 — Technische Unterstiitzung auf Initiative der Kommission) (¥) handelt, in
der der Hinweis aufgenommen wurde, dass der EGF in Anspruch genommen werden konnte, um dauerhaft entlassene
Arbeitnehmer und Selbststindige im Rahmen der weltweiten Krise infolge von COVID-19 zu unterstiitzen, ohne dass
die Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 gedndert werden muss;

J. in der Erwigung, dass Finnair vor Beginn der Pandemie solide finanzielle Ergebnisse vorweisen konnte, die Zahl der
beforderten Fluggdste im Jahr 2019 um 10,3 % zugenommen hatte und seine Einnahmen im Jahr 2019 um 9,2 % auf
3097 Mio. EUR gestiegen waren, verglichen mit 2 836 Mio. EUR im Jahr 2018;

K. in der Erwigung, dass die sowohl in Finnland als auch in anderen Lindern geltenden Beschrinkungen den Flugbetrieb
von Finnair erheblich beeintrichtigt haben, insbesondere was internationale und interkontinentale Fliige betrifft; in der
Erwigung, dass der Luftverkehr ein wichtiger Verkehrstrager ist, der abgelegene Gebiete wie Finnland mit dem Rest der
Welt verbindet;

L. in der Erwdgung, dass der Flughafen Helsinki ein wichtiges Drehkreuz fuir Flugreisen ist, dass es sich bei Finnair um ein
bedeutendes Luftfahrtunternehmen fiir Flugreisen zwischen Europa und Asien handelt und dass das Passagieraufkom-
men nach China im Januar 2020 um 58 % gegeniiber Januar 2019 zugenommen hatte; in der Erwidgung, dass das
Passagieraufkommen im Februar 2020 jedoch aufgrund der Epidemie drastisch um 73 % fiel;

M. in der Erwigung, dass von 2019 auf 2020 die Zahl der von Finnair beférderten Fluggidste um 76,2 % sank und ihre
Einnahmen um 73,2 % zuriickgingen, was zur Folge hatte, dass das Unternehmen im Jahr 2020 einen Betriebsverlust
von 464,5 Mio. EUR hinnehmen musste (°); in der Erwdgung, dass Finnair seine Kosten senken musste, um diese Krise
zu bewiltigen, und in der Erwidgung, dass Einsparungen in den Bereichen Immobilien, Flugzeugleasing, IT
(Digitalisierung und Automatisierung der Kundenprozesse), Verkaufs- und Vertriebskosten sowie Verwaltungskosten
und Vergiitungsstrukturen erzielt wurden; in der Erwigung, dass dies zu einem Abbau von 700 Arbeitsplitzen (*°)
fuhrte und dass fast die gesamte Belegschaft fiir einen Teil des Jahres zwangsbeurlaubt wurde und diese
Zwangsbeurlaubung 2021 fiir einen groffen Teil der Belegschaft weiter andauert;

N. in der Erwagung, dass Finnair das langfristige Ziel verfolgt, bis 2045 CO,-Neutralitit mit einer Verringerung der
Nettoemissionen bis Ende 2025 um 50 % gegeniiber dem Niveau von 2019 zu erreichen ('), und seine Bemithungen
um Nachhaltigkeit nach eigenen Angaben auch wahrend der Pandemie mit Investitionen in nachhaltige Biokraftstoffe
weiter vorangetricben hat;

O. in der Erwidgung, dass der Luftverkehr einen bedeutenden Beitrag zur finnischen Wirtschaft leistet, der 3,2 % des
gesamten BIP ausmacht ('), und dass die Entlassungen bei der grofiten Fluggesellschaft des Landes, Finnair,
schwerwiegende Auswirkungen auf die Region Helsinki-Uusimaa und die nationale Wirtschaft haben;

(©) ATAG. 2020 Aviation Benefits Beyond Borders Report: https://aviationbenefits.org/media/167517 [aw-oct-final-atag_abbb-2020-
publication-digital.pdf
() IATA: Air Passenger Market Analysis, Juni 2020: https://www.iata.org/en/iata-repository/publications/economic-reports/air-
passenger-monthly-analysis—june-20202/
) Angenommene Texte, P9_TA(2020)0141.
%) https://company.finnair.com/en/media/all-releases/news?id=3801600
%  News | Finnair
') News | Finnair
) Air Transport Action Group (ATAG), Aviation Benefits Beyond Borders: https:/[aviationbenefits.org/downloads/aviation-benefits-
beyond-borders-2020/
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https://aviationbenefits.org/media/167517/aw-oct-final-atag_abbb-2020-publication-digital.pdf
https://www.iata.org/en/iata-repository/publications/economic-reports/air-passenger-monthly-analysis---june-20202/
https://www.iata.org/en/iata-repository/publications/economic-reports/air-passenger-monthly-analysis---june-20202/
https://company.finnair.com/en/media/all-releases/news?id=3801600
https://company.finnair.com/en/media/all-releases/news?id=3801600
https://company.finnair.com/en/media/all-releases/news?id=3956044
https://aviationbenefits.org/downloads/aviation-benefits-beyond-borders-2020/
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P. in der Erwidgung, dass im Jahr 2020 42000 Personen (23 000 direkte und 19 000 indirekte Arbeitsplitze) im
Luftfahrtsektor beschiftigt waren und dass diese Entlassungen schwerwiegende Auswirkungen auf die nationale
Wirtschaft haben werden; in der Erwidgung, dass die Zahl der arbeitslosen Arbeitssuchenden in der Region
Helsinki-Uusimaa, die von den Entlassungen betroffen ist, um 0,8 Prozentpunkte, von 6,4 % im Jahr 2019 auf 7,2 % im
Jahr 2020, anstieg;

Q. in der Erwigung, dass es sich aufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit infolge der Krise schwierig gestalten konnte,
ehemalige Finnair-Mitarbeiter neu zu beschiftigen.

R. in der Erwigung, dass die Kommission erkldrt hat, dass die Gesundheitskrise zu einer Wirtschaftskrise gefithrt habe,
einen Aufbauplan fir die Wirtschaft vorgelegt hat und die Bedeutung des EGF als Notfallinstrument unterstrichen
hat (*%);

1. teilt die Auffassung der Kommission, dass die Bedingungen nach Artikel 4 Absatz 2 der EGF-Verordnung erfiillt sind
und Finnland Anspruch auf einen Finanzbeitrag gemif$ dieser Verordnung in Hohe von 1752 360 EUR hat, was 60 % der
sich auf 2920 600 EUR belaufenden Gesamtkosten entspricht, die sich aus Kosten fiir personalisierte Dienstleistungen in
Hohe von 2730600 EUR und Kosten fiir Vorbereitung, Verwaltung, Information und Werbung sowie Kontrolle und
Berichterstattung in Hohe von 190 000 EUR zusammensetzen;

2. stellt fest, dass die finnischen Behorden den Antrag am 30. Dezember 2020 eingereicht haben und dass die
Kommission die Bewertung des Antrags am 6. Mai 2021 abgeschlossen und das Parlament am selben Tag davon in Kenntnis
gesetzt hat; bedauert angesichts der derzeitigen Umstinde, dass die Bewertung der Kommission so lange gedauert hat;

3. stellt fest, dass alle verfahrensrechtlichen Anforderungen erfiillt wurden;

4. stellt fest, dass der Antrag 508 Arbeitskrifte betrifft, die bei Finnair Oyj und einem Unterauftragnehmer entlassen
wurden; nimmt ferner zur Kenntnis, dass Finnland davon ausgeht, dass 500 der insgesamt fiir eine Unterstiitzung infrage
kommenden Personen an den Mafnahmen teilnehmen werden (,zu unterstiitzende Begiinstigte);

5. weist darauf hin, dass die sozialen Auswirkungen der Entlassungen fur die Arbeitnehmer in der Region
Helsinki-Uusimaa, wo Finnair sein Drehkreuz hat und die Zahl der arbeitslosen Arbeitsuchenden zwischen Februar und
April 2020 um 22,5 % und zwischen 2019 und 2020 um 0,8 Prozentpunkte anstieg (**), betrachtlich sein diirften, mit
schwierigen Aussichten fiir die Wiederbeschiftigung der entlassenen Arbeitnehmer; nimmt daher wohlwollend zur
Kenntnis, dass den entlassenen Arbeitnehmern mafSgeschneiderte Beratung und Unterstiitzung bei der Arbeitssuche sowie
maflgeschneiderte Weiterqualifizierung und Umschulung dabei helfen konnte, ihre Wiederbeschiftigungschancen zu
erhohen.

6.  betont, dass alle Beschiftigten diskriminierungsfrei und unabhingig von ihrer Staatsangehorigkeit in diese Forderung
durch den EGF eingebunden und mit den darin vorgesehenen Mafinahmen unterstiitzt werden miissen;

7. unterstreicht, dass 44 % der fiir eine Unterstiitzung infrage kommenden Personen Frauen sind, wobei die Altersgruppe
zwischen 30 und 54 Jahren am stirksten betroffen ist; stellt fest, dass es sich bei der zweitgrofiten Altersgruppe um die der
55- bis 64-Jdhrigen (28,20 %) handelt, die bei der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt womoglich vor zusitzlichen
Herausforderungen steht;

8.  stellt fest, dass Finnland am 21. Oktober 2020 begonnen hat, den zu unterstiitzenden Begiinstigten personalisierte
Dienstleistungen bereitzustellen, und der Anspruch auf einen Finanzbeitrag aus dem EGF daher vom 21. Oktober 2020 bis
zum 30. Dezember 2022 besteht;

9.  erinnert daran, dass es sich bei den personalisierten Dienstleistungen, die den Arbeitskriften und Selbststindigen
angeboten werden sollen, um folgende Mafnahmen handelt: Coaching und vorbereitende Mafinahmen, Beschiftigungs-
und Unternehmensleistungen, Schulungen, Gehaltsbeihilfe, Unternehmensgriindungsbeihilfe sowie Vergiitungen fiir Reise-,
Unterbringungs- und Umzugskosten; begriiflt das Angebot von Schulungen zur beruflichen Qualifizierung fiir die
Begiinstigten, darunter Kurse zu Themen wie kiinstliche Intelligenz (KI), digitale Sicherheit und Robotik; begriifSt ferner, dass
Finnland von Gehaltsbeihilfe zur Senkung der Lohnkosten der Begiinstigten sowie von Unternechmensgriindungsbeihilfe zur
Forderung von Unternehmensgriindungen Gebrauch macht, weist jedoch darauf hin, dass diese Unterstiitzung an die aktive
Teilnahme dieser Begiinstigten an Mafinahmen zur Arbeitssuche bzw. Weiterbildung gekniipft sein sollte;

10.  stellt fest, dass Finnland ab dem 21. Oktober 2020 Verwaltungsausgaben fiir den Einsatz des EGF entstanden sind
und somit die Ausgaben fiir Maffnahmen der Vorbereitung, Verwaltung, Information und Werbung sowie der Kontrolle und
Berichterstattung im Zeitraum vom 21. Oktober 2020 bis 30. Juni 2023 fiir einen Finanzbeitrag aus dem EGF infrage
kommen;

(%) COM(2020)0442.
(") Statistische Datenbank Finnland https:/[pxnet2.stat.fi/PXWeb/pxweb/en/StatFin/
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11.  begriilt, dass Finnland in Riicksprache mit einer Arbeitsgruppe das koordinierte Paket personalisierter
Dienstleistungen ausgearbeitet hat; hebt hervor, dass die Vorbereitungsmafnahmen Treffen mit Vertretern der Zentren
fiir wirtschaftliche Entwicklung, Verkehr, Umwelt und Beschiftigung sowie der Biiros fir Beschiftigung und wirtschaftliche
Entwicklung von Uusimaa, Finnair und Gewerkschaften, nimlich Ilmailualan Unioni (IAU), Finnairin insinoorit ja Ylemmat

12.  hebt hervor, dass die finnischen Behorden bestitigt haben, dass fiir die forderfihigen Mafnahmen keine
Unterstiitzung aus anderen Fonds oder Finanzinstrumenten der Union in Anspruch genommen wird;

13.  erklart erneut, dass die Unterstiitzung aus dem EGF nicht an die Stelle von Mafinahmen treten darf, fur die die
Unternehmen aufgrund des nationalen Rechts oder wegen Kollektivvereinbarungen verantwortlich sind;

14.  spricht sich nachdriicklich dafur aus, dass der EGF auch in den Jahren 2021-2027 solidarisch bleibt und der
Schwerpunkt von der Ursache der Umstrukturierung auf deren Auswirkungen verlagert wird; begriifit, dass die
Dekarbonisierung nach den neuen Vorschriften auch ein Grund dafiir sein wird, dass die Antragsteller fiir eine Forderung in
Betracht kommen;

15.  billigt den dieser EntschlieSung beigefiigten Beschluss;

16.  beauftragt seinen Prisidenten, diesen Beschluss mit dem Prisidenten des Rates zu unterzeichnen und seine
Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

17.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung mit ihrer Anlage dem Rat und der Kommission zu iibermitteln.
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ANLAGE
BESCHLUSS DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

iiber die Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung infolge des Antrag
Finnlands — EGF/2020/007 Fl/Finnair

(Der Text dieser Anlage ist hier nicht wiedergegeben; er entspricht dem endgiiltigen Rechtsakt, Beschluss (EU) 2021/1023.)
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P9_TA(2021)0269
ETIAS-Folgeinderungen: ECRIS-TCN ***]

Legislative EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnungen (EU) 2019/816 und (EU) 2019/818

hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen fiir den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen fiir die

Zwecke des Europidischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems (COM(2019)0003 — C8-0025/2019 —
2019/0001B(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2022/C 67/27)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2019)0003),

— unter Hinweis auf den Beschluss der Konferenz der Prisidenten vom 11. Februar 2021, den Ausschuss fiir biirgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres zu erméchtigen, den Vorschlag der Kommission aufzuteilen und auf dieser Grundlage zwei
separate Legislativberichte auszuarbeiten,

— gestttzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe d des Vertrags tiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C8-0025/2019),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif$ Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 31. Mérz 2021 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Europdischen Parlaments gemafd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags tiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A9-0083/2021),
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu ibermitteln.

P9_TC1-COD(2019)0001B

Standpunkt des Europdischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2021/... des Europidischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnungen

(EU) 2019/816 und (EU) 2019/818 hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen fiir den Zugang zu anderen
EU-Informationssystemen fiir die Zwecke des Europiischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2021/1151.)
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P9 TA(2021)0270

Keine Einwinde gegen einen delegierten Rechtsakt: Verlingerung des in Artikel 89 Absatz 1
Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 vorgesehenen Ubergangszeitraums

Beschluss des Europiischen Parlaments, keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung der Kommission vom

6. Mai 2021 zur Verlingerung des in Artikel 89 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des

Europiischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Ubergangszeitraums zu erheben (C(2021)3114 —
2021/2680(DEA))

(2022/C 67/28)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf die Delegierte Verordnung der Kommission (C(2021)3114),

— unter Hinweis auf das Schreiben der Kommission vom 12. Mai 2021, in dem diese das Europdische Parlament ersucht,
zu erkldren, dass es keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung erheben wird,

— unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung vom 3. Juni 2021 an den Vorsitzenden
der Konferenz der Ausschussvorsitze,

— gestiitzt auf Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 iiber
OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister ('), insbesondere auf Artikel 85 Absatz 2 und Artikel 82
Absatz 6,

— gestiitzt auf Artikel 111 Absatz 6 seiner Geschaftsordnung,
— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fur Wirtschaft und Wahrung fiir einen Beschluss,

— unter Hinweis darauf, dass innerhalb der in Artikel 111 Absatz 6 dritter und vierter Spiegelstrich seiner
Geschiftsordnung vorgesehenen Frist, die am 8. Juni 2021 auslief, keine Einwinde erhoben wurden,

A. in der Erwdgung, dass Artikel 89 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 vorsieht, dass die in Artikel 4 der
genannten Verordnung festgelegte Clearingpflicht wihrend eines Ubergangszeitraums bis zum 18. Juni 2021 weder auf
OTC-Derivatekontrakte, die objektiv messbar die Anlagerisiken reduzieren, welche unmittelbar mit der Zahlungsfahig-
keit von Altersversorgungssystemen verbunden sind, noch auf Einrichtungen, die zu dem Zweck errichtet wurden, die
Mitglieder von Altersversorgungssystemen bei einem Ausfall zu entschadigen, Anwendung findet; in der Erwdgung, dass
dieser Ubergangszeitraum eingefithrt wurde, um nachteilige Auswirkungen des zentralen Clearings von Derivatekon-
trakten auf die Altersversorgungsleistungen kiinftiger Rentenempfinger abzuwenden und Zeit fiir die Entwicklung
gangbarer technischer Losungen fiir die Ubertragung barer und unbarer Sicherheiten als Nachschusszahlungen durch
Altersversorgungssysteme einzurdumen;

B. in der Erwdgung, dass gemafl Artikel 85 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 die Kommission
diesen Ubergangszeitraum zweimal um jeweils ein Jahr verlingern kann, wenn sie zu dem Schluss gelangt, dass noch
keine gangbaren technischen Losungen entwickelt wurden und dass die nachteiligen Auswirkungen eines zentralen
Clearings von Derivatekontrakten auf die Altersversorgungsleistungen kiinftiger Rentenempfinger unverdndert
bestehen;

C. in der Erwigung, dass die Europdische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde (ESMA) in ihrem Bericht vom Dezember
2020 der Kommission empfohlen hat, die Ausnahme um ein Jahr zu verlingern, um zentralen Gegenparteien mehr Zeit
daftir einzurdumen, dass diese ihre Zugangsmodelle so verfeinern, dass sie fiir Altersversorgungssysteme umfassender
verfiigbar werden, und gleichzeitig eine Situation abzuwenden, in der nach der Marktdynamik der COVID-19-Pandemie
eine Clearingpflicht fiir Altersversorgungssysteme eingefiihrt wird;

D. in der Erwigung, dass die Kommission unter Beriicksichtigung des Berichts der ESMA der Auffassung ist, dass es in der
Tat notwendig ist, den Ubergangszeitraum um ein Jahr zu verlingern, damit die geplanten Losungen optimiert und
weiterentwickelt werden konnen;

() ABLL 201 vom 27.7.2012, S. 1.
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E.

o =

in der Erwigung, dass die Kommission daher die Delegierte Verordnung erlassen hat, mit der der Ubergangszeitraum bis
zum 18. Juni 2022 verldngert wird;

in der Erwédgung, dass die Delegierte Verordnung dringend in Kraft treten sollte, um den Altersversorgungssystemen der
Union die Gewissheit zu verschaffen, die sie in Bezug auf die Ausnahme fiir das zentrale Clearing benotigen;

erklidrt, keine Einwinde gegen die Delegierte Verordnung zu erheben;

beauftragt seinen Prasidenten, diesen Beschluss dem Rat und der Kommission zu iibermitteln.
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P9 TA(2021)0271
Schaffung eines Instruments fiir finanzielle Hilfe fiir Zollkontrollausriistung ***II

Legislative EntschlieBung des Europidischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Standpunkt des Rates in erster

Lesung im Hinblick auf den Erlass einer Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung

des Instruments fiir finanzielle Hilfe fiir Zollkontrollausriistung im Rahmen des Fonds fiir integrierte
Grenzverwaltung (07234/1/2021 — C9-0196/2021 — 2018/0258(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: zweite Lesung)

(2022/C 67/29)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Standpunkt des Rates in erster Lesung (07234/1/2021 — €9-0196/2021),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 17. Oktober 2018 ('),

— unter Hinweis auf seinen Standpunkt in erster Lesung (}) zu dem Vorschlag der Kommission an das Europiische
Parlament und den Rat (COM(2018)0474),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 7 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss gebilligt wurde,

— gestiitzt auf Artikel 67 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir Binnenmarkt und Verbraucherschutz fir die zweite Lesung
(A9-0196/2021),

1. billigt den Standpunkt des Rates in erster Lesung;
2. stellt fest, dass der Gesetzgebungsakt entsprechend dem Standpunkt des Rates erlassen wird;

3. beauftragt seinen Prasidenten, den Gesetzgebungsakt mit dem Prasidenten des Rates gemifS Artikel 297 Absatz 1 des
Vertrags uiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu unterzeichnen;

4. beauftragt seinen Generalsekretdr, den Gesetzgebungsakt zu unterzeichnen, nachdem uiberpriift worden ist, dass alle
Verfahren ordnungsgemdf$ abgeschlossen worden sind, und im Einvernechmen mit dem Generalsekretir des Rates die
Veroftentlichung des Gesetzgebungsakts im Amtsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

5. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 67.
() ABL C 158 vom 30.4.2021, S. 133.
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Dienstag, 8. Juni 2021

P9 TA(2021)0272
Europdischer Sozialfonds Plus (ESF+) 2021-2027 ***]I

Legislative EntschlieBung des Europidischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Standpunkt des Rates in erster

Lesung im Hinblick auf den Erlass der Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung

des Europiischen Sozialfonds Plus (ESF+) und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013
(06980/2/2021 — €9-0195/2021 — 2018/0206(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: zweite Lesung)

(2022/C 67/30)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Standpunkt des Rates in erster Lesung (06980/2/2021 — €9-0195/2021),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 17. Oktober 2018 ('),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 5. Dezember 2018 (3),

— unter Hinweis auf seinen Standpunkt in erster Lesung (}) zu dem Vorschlag der Kommission an das Europdische
Parlament und den Rat (COM(2018)0382),

— unter Hinweis auf den gednderten Vorschlag der Kommission (COM(2020)0447),
— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 7 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemafl Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss gebilligt wurde,

— gestiitzt auf Artikel 67 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir Beschaftigung und soziale Angelegenheiten fur die zweite Lesung
(A9-0197/2021),

1. billigt den Standpunkt des Rates in erster Lesung;

2. nimmt die dieser EntschlieSung beigefiigten Erklirungen der Kommission zur Kenntnis;

3. stellt fest, dass der Gesetzgebungsakt entsprechend dem Standpunkt des Rates erlassen wird;
4

beauftragt seinen Prasidenten, den Gesetzgebungsakt mit dem Prasidenten des Rates gemifS Artikel 297 Absatz 1 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu unterzeichnen;

5. beauftragt seinen Generalsekretdr, den Gesetzgebungsakt zu unterzeichnen, nachdem iiberpriift worden ist, dass alle
Verfahren ordnungsgemifd abgeschlossen worden sind, und im Einvernechmen mit dem Generalsekretdr des Rates die
Veroffentlichung des Gesetzgebungsakts im Amitsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

6.  beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu ibermitteln.

() ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 165.
? ABL C 86 vom 7.3.2019, S. 84.
() Angenommene Texte vom 4.4.2019, P8_TA(2019)0350.
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Dienstag, 8. Juni 2021

ANLAGE ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

Erklirung der Kommission zu aus dem ESF+ unterstiitzten Investitionen zur Bekimpfung der Kinderarmut

Im Jahr 2019 waren in der EU 18 Millionen Kinder von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht, wobei diese Zahl in
einigen Mitgliedstaaten sehr hoch war. Die COVID-19-Pandemie und ihre soziokonomischen Folgen haben Ungleichheiten
und Armut verschirft und dabei insbesondere die Situation dieser Kinder verschlechtert. Kinderarmut ist in allen
Mitgliedstaaten durchgingig anzutreffen und ist nach wie vor hoher als bei Erwachsenen im erwerbsfihigen Alter.

Die Kommission begriifft daher die ausgewogene Einigung, mit der der ESF+ zu einem entscheidenden Instrument zur
Bekdmpfung der Kinderarmut gemacht wird. In der Einigung wird anerkannt, dass in allen Mitgliedstaaten dringend in
Kinder investiert werden muss.

Am 24. Mdrz 2021 hat die Kommission einen Vorschlag fiir eine Empfehlung des Rates zur Einfithrung einer Européischen
Garantie fiir Kinder angenommen, um die Herausforderung strukturell anzugehen. Bei der ESF+-Programmplanung wird die
Kommission alles in ihrer Macht Stehende tun, damit die Mitgliedstaaten einen angemessenen Betrag ihrer ESF+-Mittel fiir
die Umsetzung der Europiischen Garantie fiir Kinder vorsehen. Dariiber hinaus wird sie den Mitgliedstaaten nahelegen,
auch andere verfiigbare Finanzierungsinstrumente der Union und nationale Ressourcen zu nutzen, um angemessene
Investitionen in diesem Bereich zu fordern.

Erklirung der Kommission zu aus dem ESF+ unterstiitzten Investitionen in die Beschiiftigung junger Menschen

Die Kommission betont, dass junge Menschen unverhiltnismifig stark von der soziookonomischen Krise infolge der
COVID-19-Pandemie betroffen sind. Von Dezember 2019 bis Dezember 2020 ist die Jugendarbeitslosigkeit in der EU um
3 Prozentpunkte gestiegen, sodass die Zahl der arbeitslosen jungen Menschen auf tiber 3,1 Millionen angewachsen ist. Die
Kommission erinnert ferner daran, dass die Jugendarbeitslosigkeit durchgehend deutlich hoher ist als die der erwachsenen
Bevolkerung, wobei die jiingsten Zahlen eine Differenz von mehr als 10 Prozentpunkten (17,8 % gegeniiber 6,6 % im
Dezember 2020) zeigen.

Die Kommission begriifit die von den gesetzgebenden Organen erzielte Einigung, in der diese Herausforderung in allen
Mitgliedstaaten anerkannt wird. Der ESF+ ist das wichtigste Finanzierungsinstrument der EU fiir die Umsetzung der kiirzlich
verabschiedeten verstirkten Jugendgarantie sowie anderer einschligiger Mafinahmen im Rahmen der Initiative zur
Forderung der Jugendbeschiftigung.

Bei der Programmplanung des ESF+ wird die Kommission alles in ihrer Macht Stehende tun, um sicherzustellen, dass die
Mitgliedstaaten im Rahmen des ESF+ angemessene Mittel fir die Umsetzung der verstirkten Jugendgarantie bereitstellen.
Dariiber hinaus werden die Mitgliedstaaten ermutigt, auch andere EU-Finanzierungsinstrumente und nationale Ressourcen
zu nutzen, um angemessene Investitionen in diesem Bereich zu unterstiitzen.
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Mittwoch, 9. Juni 2021

P9 TA(2021)0273
Digitales COVID-Zertifikat der EU — Unionsbiirger ***I

Legislative EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 9. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates iiber einen Rahmen fiir die Ausstellung, Uberpriifung und

Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von Impfungen, Tests und der Genesung mit der

Zielsetzung der Erleichterung der Freiziigigkeit wihrend der COVID-19-Pandemie (digitales griines Zertifikat)
(COM(2021)0130 — C9-0104/2021 — 2021/0068(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2022/C 67/31)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2021)0130),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 21 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0104/2021),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 27. April 2021 (Y),

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemaf§ Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 21. Mai 2021 gemachte
Zusage, den genannten Standpunkt gemifd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 und 163 seiner Geschiftsordnung,
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest (;
2. nimmt die dieser EntschlieSung beigefiigte Erklirung der Kommission zur Kenntnis;

3. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

4. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2021)0068

Standpunkt des Europdischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 9. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates iiber einen Rahmen fiir die Ausstellung,

Uberpriifung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und

-Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) mit der
Zielsetzung der Erleichterung der Freiziigigkeit wihrend der COVID-19-Pandemie

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2021/953.)

(" Noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
? Dieser Standpunkt ersetzt die am 29. April 2021 angenommenen Abidnderungen (Angenommene Texte, P9_TA(2021)0145).



8.2.2022 Amtsblatt der Europdischen Union C67/189

Mittwoch, 9. Juni 2021

ANLAGE ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

ERKLARUNG DER KOMMISSION

,Die Kommission teilt die Auffassung, dass erschwingliche und zugingliche COVID-19-Impfstoffe und Tests fiir
SARS-CoV-2-Infektionen fiir die Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie von entscheidender Bedeutung sind. Da bei
Inkrafttreten der Verordnungen (EU) 2021/953 und (EU) 2021/954 des Europdischen Parlaments und des Rates nicht die
gesamte Bevolkerung geimpft sein wird, ist der Zugang zu erschwinglichen und weithin verfiigbaren Testmdoglichkeiten
wichtig, um die Freiziigigkeit und Mobilitdt in Europa zu erleichtern.

Um die Testkapazitit der Mitgliedstaaten zu unterstiitzen, hat die Kommission bereits Mittel im Rahmen des
Soforthilfeinstruments fir den Erwerb von Antigen-Schnelltests mobilisiert und eine gemeinsame Beschaffung fiir mehr
als eine halbe Milliarde Antigen-Schnelltests eingeleitet. Der Internationale Verband des Roten Kreuzes unterstiitzt die
Mitgliedstaaten auch beim Ausbau der Testkapazititen und erhilt fir diese Mafinahmen Mittel aus dem Sofort-
hilfeinstrument.

Die Kommission verpflichtet sich, zusitzliche Mittel in Hohe von 100 Mio. EUR aus dem Soforthilfeinstrument fiir den
Erwerb von Tests auf SARS-CoV-2-Infektionen, die fur die Ausstellung eines Testzertifikats nach der Verordnung (EU)
2021/953 infragekommen, bereitzustellen, um die Verfugbarkeit erschwinglicher Tests zu unterstiitzen, insbesondere fiir
Personen, die taglich oder hiufig eine Grenze iiberqueren, um zur Arbeit oder zur Schule zu gelangen, enge Verwandte zu
besuchen, medizinische Versorgung in Anspruch zu nehmen oder sich um Angehérige zu kiimmern. Erforderlichenfalls
konnten — vorbehaltlich der Genehmigung durch die Haushaltsbehorde — zusitzliche Mittel tiber 100 Mio. EUR hinaus
mobilisiert werden.
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P9 TA(2021)0274
Digitales COVID-Zertifikat der EU — Drittstaatsangehorige ***I

Legislative EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 9. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates iiber einen Rahmen fiir die Ausstellung, Uberpriifung und

Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von Impfungen, Tests und der Genesung fiir

Drittstaatsangehorige mit rechtmifligem Aufenthalt oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten

wihrend der COVID-19-Pandemie (digitales griines Zertifikat) (COM(2021)0140 — (C9-0100/2021 —
2021/0071(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2022/C 67[32)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2021)0140)

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe ¢ des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0100/2021),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorlaufige Einigung, die gemaf§ Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 21. Mai 2021 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Europdischen Parlaments gemafd Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags tiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union zu billigen,

— gestitzt auf die Artikel 59 und163 seiner Geschiftsordnung,
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest ();
2. nimmt die dieser EntschlieSung beigefiigte Erklarung der Kommissionzur Kenntnis;

3. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

4. beauftragt seinen Prasidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P9_TC1-COD(2021)0071

Standpunkt des Europdischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 9. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2021/... des Europdischen Parlaments und des Rates iiber einen Rahmen fiir die Ausstellung,

Uberpriifung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und

-Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) fiir Drittstaats-

angehorige mit rechtmifligem Aufenthalt oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten wihrend der
COVID-19-Pandemie

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2021/954.)

(" Dieser Standpunkt ersetzt die am 29. April 2021 angenommenen Abdnderungen (Angenommene Texte P9_TA(2021)0146).
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ANLAGE ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

ERKLARUNG DER KOMMISSION

,Die Kommission teilt die Auffassung, dass erschwingliche und zugingliche COVID-19-Impfstoffe und Tests fiir
SARS-CoV-2-Infektionen fiir die Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie von entscheidender Bedeutung sind. Da bei
Inkrafttreten der Verordnungen (EU) 2021/953 und (EU) 2021/954 des Europdischen Parlaments und des Rates nicht die
gesamte Bevolkerung geimpft sein wird, ist der Zugang zu erschwinglichen und weithin verfiigbaren Testmdoglichkeiten
wichtig, um die Freiziigigkeit und Mobilitdt in Europa zu erleichtern.

Um die Testkapazititen der Mitgliedstaaten zu unterstiitzen, hat die Kommission bereits Mittel aus dem Sofort-
hilfeinstrument fiir den Erwerb von Antigen-Schnelltests mobilisiert und eine gemeinsame Beschaffung fiir mehr als eine
halbe Milliarde Antigen-Schnelltests eingeleitet. Der Internationale Verband des Roten Kreuzes unterstiitzt die
Mitgliedstaaten ebenfalls beim Ausbau der Testkapazititen und erhilt fir diese Maflnahmen Mittel aus dem
Soforthilfeinstrument.

Die Kommission verpflichtet sich, zusitzliche Mittel in Hohe von 100 Mio. EUR aus dem Soforthilfeinstrument fiir den
Erwerb von Tests auf SARS-CoV-2-Infektionen, die fur die Ausstellung eines Testzertifikats nach der Verordnung (EU)
2021/953 infragekommen, bereitzustellen, um die Verfugbarkeit erschwinglicher Tests zu unterstiitzen, insbesondere fiir
Personen, die taglich oder hiufig eine Grenze iiberqueren, um zur Arbeit oder zur Schule zu gelangen, enge Verwandte zu
besuchen, medizinische Versorgung in Anspruch zu nehmen oder sich um Angehérige zu kiimmern. Erforderlichenfalls
konnten — vorbehaltlich der Genehmigung durch die Haushaltsbehorde — zusitzliche Mittel tiber 100 Mio. EUR hinaus
mobilisiert werden.
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P9 TA(2021)0279

Instrument fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammen-
arbeit 2021-2027 — Europa in der Welt ***]I

Legislative EntschlieBung des Europidischen Parlaments vom 9. Juni 2021 zu dem Standpunkt des Rates in erster
Lesung im Hinblick auf den Erlass der Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des
Instruments fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in
der Welt, zur Anderung und Aufhebung des Beschlusses Nr. 466/2014/EU des Europiischen Parlaments und des
Rates und zur Authebung der Verordnung (EU) 2017/1601 des Europiischen Parlaments und des Rates und der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 480/2009 des Rates (06879/1/2021 — C9-0191/2021 — 2018/0243(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: zweite Lesung)

(2022/C 67/33)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf den Standpunkt des Rates in erster Lesung (06879/1/2021 — €9-0191/2021),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 12. Dezember 2018 (}),
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 6. Dezember 2018 (%),

— unter Hinweis auf seinen Standpunkt in erster Lesung (}) zu dem Vorschlag der Kommission an das Europdische
Parlament und den Rat (COM(2018)0460),

— unter Hinweis auf den gednderten Vorschlag der Kommission (COM(2020)0459),
— gestltzt auf Artikel 294 Absatz 7 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die gemif$ Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung von den zustindigen
Ausschiissen gebilligt wurde,

— gestiitzt auf Artikel 67 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die gemeinsamen Beratungen des Ausschusses fir auswirtige Angelegenheiten und des
Entwicklungsausschusses gemaf$ Artikel 58 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses fiir auswartige Angelegenheiten und des Entwicklungsausschusses
fur die zweite Lesung (A9-0198/2021),

1. billigt den Standpunkt des Rates in erster Lesung;

2. billigt seine dieser EntschlieBung beigefiigten Erkliarungen, die im Amtsblatt der Europdischen Union (Reihe C)
veroffentlicht wird;

3. nimmt die dieser Entschliefung beigefiigten Erklirungen der Kommission zur Kenntnis, die im Amitsblatt der
Europdischen Union (Reihe C) verdffentlicht wird;

4. stellt fest, dass der Gesetzgebungsakt entsprechend dem Standpunkt des Rates erlassen wird;

5. beauftragt seinen Prasidenten, den Gesetzgebungsakt mit dem Prasidenten des Rates gemifS Artikel 297 Absatz 1 des
Vertrags uiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu unterzeichnen;

6.  beauftragt seinen Generalsekretdr, den Gesetzgebungsakt zu unterzeichnen, nachdem tiberpriift worden ist, dass alle
Verfahren ordnungsgemifs abgeschlossen worden sind, und im Einvernechmen mit dem Generalsekretir des Rates die
Veroftentlichung des Gesetzgebungsakts — gemeinsam mit allen dieser EntschlieBung beigefiigten Erklirungen — im
Amtsblatt der Europdischen Union zu veranlassen;

7. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

() ABL C 45 vom 4.2.2019, S. 1.
() ABL C 86 vom 7.3.2019, S. 295.
() ABL C 108 vom 26.3.2021, S. 312.
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ANLAGE ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

Erklirung des Europdischen Parlaments zur Aussetzung der Unterstiitzung im Rahmen der Finanzierungs-
instrumente fiir das auswirtige Handeln

Das Europiische Parlament stellt fest, dass die Verordnung (EU) 2021/947 zur Schaffung des Instruments fiir
Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt einen allgemeinen
Hinweis auf die Moglichkeit enthilt, die Hilfe auszusetzen, ohne dass die konkrete Grundlage fiir einen solchen Beschluss
angegeben wird. Eine solche Aussetzung der Hilfe sollte umgesetzt werden, wenn ein Partnerland die Grundsdtze der
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit oder der verantwortungsvollen Staatsfihrung, der Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten oder der international anerkannten Normen der nuklearen Sicherheit dauerhaft missachtet.

Das Europdische Parlament stellt dessen ungeachtet fest, dass — anders als in anderen geografischen Gebieten der
Zusammenarbeit — in den besonderen Bestimmungen fiir den Nachbarschaftsraum, insbesondere in Artikel 20 Absatz 2,
eine verstirkte Unterstiitzung der Zivilgesellschaft, der Konfliktverhiitung und der Friedenskonsolidierung und der Kontakte
zwischen den Menschen vorgesehen ist, was auch die Zusammenarbeit zwischen lokalen Behorden, die Unterstiitzung bei
der Verbesserung der Menschenrechte oder krisenbedingte Unterstiitzungsmaflnahmen im Falle einer schweren oder
anhaltenden Verschlechterung der Demokratie, der Menschenrechte oder der Rechtsstaatlichkeit oder eines erhohten
Konfliktrisikos einschliefSt. Das Europdische Parlament ist der Auffassung, dass eine solche verstirkte Unterstiitzung fiir die
genannten Gebiete gewdhrt werden sollte, wenn eine solche Verschlechterung auch in Lindern auferhalb des
Nachbarschaftsraums eintritt, und weist darauf hin, dass insbesondere nach Artikel 4 Absatz 5 Mafnahmen, die im
Rahmen thematischer Programme durchgefithrt werden, auch dann durchgefithrt werden konnen, wenn das geografische
Programm ausgesetzt wurde.

Das Europiische Parlament ist der Ansicht, dass durch eine Aussetzung der Hilfe auf der Grundlage dieser Rechtsakte die im
Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens vereinbarte allgemeine Finanzregelung gedndert wiirde. Im Falle einer
solchen Entscheidung ist das Europiische Parlament als Mitgesetzgeber und Teil der Haushaltsbehorde befugt, seine
Vorrechte umfassend wahrzunehmen.

Erklirung des Europiischen Parlaments zum Beschluss 2010/427/EU des Rates und zur strategischen
Koordinierung

Das Europiische Parlament stellt fest, dass die Verweise auf die Instrumente des auswirtigen Handelns der Union in
Artikel 9 des Beschlusses 2010/427/EU des Rates hinfillig sind, und ist daher der Auffassung, dass dieser Artikel im
Interesse der Rechtsklarheit nach dem Verfahren des Artikels 27 Absatz 3 des Vertrags iiber die Europdische Union
aktualisiert werden sollte, um den im Zeitraum des MFR 2021-2027 geltenden Instrumenten der Union fur AufSenhilfe
Rechnung zu tragen, insbesondere dem Instrument fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale
Zusammenarbeit — Europa in der Welt, dem Instrument fiir Heranfithrungshilfe, dem Europdischen Instrument fiir
internationale nukleare Sicherheit und dem Beschluss iiber die Assoziation der iiberseeischen Linder und Gebiete,
einschlieflich Gronlands.

Das Europiische Parlament fordert die Kommission und den Europdischen Auswirtigen Dienst (EAD) auf, eine strategische
Koordinierungsstruktur einzurichten, die sich aus allen einschldgigen Dienststellen der Kommission und dem EAD
zusammensetzt, um Kohdrenz, Synergieeffekte, Transparenz und Rechenschaftspflicht gemdfl Artikel 5 der Verordnung
(EU) 2021/947 zur Schaffung des Instruments fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale
Zusammenarbeit — Europa in der Welt sicherzustellen.

Erklirung der Kommission zu einem geopolitischen Dialog mit dem Europiischen Parlament iiber das Instrument
fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt

Angesichts der in Artikel 14 des Vertrags iiber die Européische Union festgelegten Aufgaben des Europdischen Parlaments
im Bereich der politischen Kontrolle verpflichtet sich die Kommission, einen geopolitischen Dialog auf hoher Ebene
zwischen den beiden Organen iiber die Durchfithrung der Verordnung (EU) 2021/947 des Europaischen Parlaments und
des Rates zur Schaffung des Instruments fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale
Zusammenarbeit (NDICI) — Europa in der Welt zu fithren. Dieser Dialog sollte einen Austausch mit dem Europiischen
Parlament ermdglichen, dessen Standpunkte zur Umsetzung des NDICI in vollem Umfang beriicksichtigt werden.

Im Rahmen des geopolitischen Dialogs werden allgemeine Orientierungen fiir die Umsetzung des NDICI, einschlieflich der
Programmplanung vor Annahme der Programmplanungsdokumente, und {iber spezifische Themen wie die Nutzung des
Flexibilitatspolsters fiir neue Herausforderungen und Prioritdten oder die Anwendung einer Hebelwirkung erértert, die zu
moglichen Anderungen bei der Zuweisung von Mitteln fiir Migration oder zur Aussetzung der Hilfe fiir ein Partnerland
fuhren, wenn es die Grundsitze der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der guten Regierungsfihrung, der Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten dauerhaft missachtet.

Der geopolitische Dialog ist wie folgt strukturiert:

i) Dialog auf hoher Ebene zwischen dem Hohen Vertreter/Vizeprasidenten und den fir internationale Partnerschaften,
Nachbarschaft und Erweiterung zustindigen Kommissionsmitgliedern und dem Européischen Parlament.
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i) Standiger Dialog auf der Ebene hoher Beamter mit den Arbeitsgruppen der Ausschiisse AFET und DEVE, um eine
angemessene Vorbereitung und Weiterverfolgung des Dialogs auf hoher Ebene sicherzustellen.

Der Dialog auf hoher Ebene findet mindestens zweimal jahrlich statt. Eine dieser Sitzungen kann mit der Vorlage des
Entwurfs des Jahreshaushaltsplans durch die Kommission zusammenfallen.

Erklirung der Kommission zu den Erwigungsgriinden 50 und 51 sowie zu Artikel 8 Absatz 10

Im Rahmen regionaler Programme zur Unterstiitzung der Migration werden umfassende, ausgewogene und bedar-
fsorientierte Partnerschaften mit relevanten Herkunfts- oder Transit- und Aufnahmeldndern unterstiitzt werden, wobei ein
flexibler Ansatz verfolgt wird und ein Koordinierungsverfahren im Rahmen des Instruments fiir Nachbarschaft,
Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt begleitend auftritt. Die
Programme werden gegebenenfalls durch Maflnahmen im Rahmen der Linderprogramme ergénzt.

Damit die entsprechenden Mittel moglichst effizient und wirkungsvoll im Einklang mit den politischen Priorititen der
Union und der Partnerlinder verwendet werden, wird die Kommission diese Priorititen unter Nutzung aller einschligigen
Unionsinstrumente aktiv umsetzen und sich an der Koordinierung mit den Mitgliedstaaten in abgestimmter und effizienter
Weise beteiligen. Sie wird sicherstellen, dass das Europdische Parlament und der Rat ausfiihrlich und regelmafig unterrichtet
werden, damit ein Gedankenaustausch stattfinden kann.
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P9 TA(2021)0280

Regelungen und allgemeine Bedingungen fiir die Ausiibung der Aufgaben des Biirgerbeauf-
tragten

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu dem Entwurf einer Verordnung des Europidischen

Parlaments zur Festlegung der Regelungen und allgemeinen Bedingungen fiir die Ausiibung der Aufgaben des

Biirgerbeauftragten (Statut des Europiischen Biirgerbeauftragten) und zur Aufhebung des Beschlus-
ses 94/262[EGKS, EG, Euratom (2021/2053(INL) — 2019/0900(APP)) ()

(2022/C 67/34)

Entwurf einer Verordnung des Europiischen Parlaments zur Festlegung der Regelungen und allgemeinen
Bedingungen fiir die Ausiibung der Aufgaben des Biirgerbeauftragten (Statut des Europiischen Biirgerbeauf-
tragten) und zur Aufhebung des Beschlusses 94/262/EGKS, EG, Euratom (2021/2053(INL)-2019/0900(APP))

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 228 Absatz 4,
gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europaischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 106a Absatz 1,
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Zustimmung des Rates der Europdischen Union (!),

nach Stellungnahme der Europdischen Kommission (3),

gemif einem besonderen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Die Regelungen und allgemeinen Bedingungen fiir die Ausiibung der Aufgaben des Biirgerbeauftragten sollten unter
Beachtung der Bestimmungen des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV), insbesondere
Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe d und Artikel 228, der Bestimmungen des Vertrags zur Griindung der Europdischen
Atomgemeinschaft und der Charta der Grundrechte der Europiischen Union (im Folgenden ,Charta®) festgelegt
werden.

(2)  Der Beschluss 94/262[EGKS, EG, Euratom des Europdischen Parlaments (*) wurde zuletzt 2008 geindert. Nach dem
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon am 1. Dezember 2009 sollte der Beschluss 94/262/EGKS, EG, Euratom
aufgehoben und durch eine auf der Grundlage von Artikel 228 Absatz 4 AEUV erlassene Verordnung ersetzt werden.

(3)  In Artikel 41 der Charta wird das Recht auf eine gute Verwaltung als ein Grundrecht der Unionsbiirger anerkannt. In
Artikel 43 der Charta wird das Recht anerkannt, den Europaischen Biirgerbeauftragten im Falle von Missstdnden bei
der Tatigkeit der Organe, Einrichtungen oder Agenturen der Union zu befassen. Damit die Wirksamkeit dieser
Rechte gewihrleistet wird und die Fahigkeit des Biirgerbeauftragten gestdarkt wird, griindliche und unparteiische
Untersuchungen durchzufiihren, wodurch seine Unabhingigkeit untermauert wird, von der beides abhingt, sollte er
mit allen Mitteln ausgestattet werden, die fur eine erfolgreiche Ausiibung der in den Vertrigen und dieser
Verordnung genannten Aufgaben des Biirgerbeauftragten erforderlich sind.

(4 Die Festlegung der Voraussetzungen, unter denen eine Beschwerde bei dem Biirgerbeauftragten eingereicht werden
kann, sollte dem Grundsatz des uneingeschrankten, kostenlosen und einfachen Zugangs unterliegen, wobei den
spezifischen Einschrankungen, die sich aus Gerichts- und Verwaltungsverfahren ergeben, gebithrend Rechnung zu
tragen ist.

(5)  Der Biirgerbeauftragte sollte die Zustindigkeiten der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, die
Gegenstand seiner Untersuchungen sind, gebiihrend beriicksichtigen.

(") Gemif$ Artikel 46 Absatz 3 der Geschiftsordnung hat das Parlament beschlossen, die Abstimmung iiber den Entschlieungsantrag
zu verschieben, bis der Rat und die Kommission gemif Artikel 228 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union ihren Standpunkt zu dem nachstehend aufgefiihrten Verordnungsentwurf dargelegt haben (A9-0174/2021).

(" Zustimmung vom ... (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).

? Stellungnahme vom ... (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).

¢) Beschluss 94/262/EGKS, EG, Euratom des Europiischen Parlaments vom 9. Mdrz 1994 iiber die Regelungen und allgemeinen
Bedingungen fiir die Ausiibung der Aufgaben des Biirgerbeauftragten (ABL L 113 vom 4.5.1994, S. 15).



C 67/196 Amtsblatt der Europdischen Union 8.2.2022

Donnerstag, 10. Juni 2021

(6)  Es ist festzulegen, wie vorzugehen ist, falls bei den Untersuchungen des Biirgerbeauftragten Missstinde in der
Verwaltungstatigkeit festgestellt werden. Der Biirgerbeauftragte sollte dem Europaischen Parlament am Ende jeder
jahrlichen Sitzungsperiode einen umfassenden Bericht vorlegen. Der Biirgerbeauftragte sollte zudem befugt sein, in
diesen Jahresbericht eine Bewertung der Einhaltung der abgegebenen Empfehlungen aufzunehmen.

(7)  Zur Starkung der Rolle des Biirgerbeauftragten und zur Forderung bewéhrter Verwaltungspraktiken in den Organen,
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union sollte es dem Biirgerbeauftragten unbeschadet seiner Hauptaufgabe,
Beschwerden zu bearbeiten, gestattet werden, aus eigener Initiative Untersuchungen durchzufithren, wenn er Griinde
findet, insbesondere fiir wiederholte, systemische oder besonders schwerwiegende Missstinde in der Verwaltungs-
tatigkeit.

(8)  Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates (¥), ergdnzt durch die Verordnung
(EG) Nr. 1367/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates () sollte fiir Antrige auf Zugang der Offentlichkeit
zu Dokumenten des Biirgerbeauftragten gelten. Hiervon sollten Antrage, die im Zuge einer Untersuchung gestellt
wurden, ausgenommen werden und in diesem Fall von dem Organ, der Einrichtung oder der sonstigen Stelle der
Union, aus dem sie stammen, bearbeitet werden.

(9)  Der Biirgerbeauftragte sollte Zugang zu allen Elementen haben, die fir die Erfullung seiner Aufgaben notwendig
sind. Hierzu sollten die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union dem Biirgerbeauftragten alle
Informationen zur Verfiigung stellen, die er fur die Zwecke einer Untersuchung anfordert. In Fillen, in denen der
Biirgerbeauftragte fir die Ausiibung seiner Aufgaben Zugang zu Verschlusssachen im Besitz der Organe,
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union oder der Behorden der Mitgliedstaaten bendtigt, sollte der
Biirgerbeauftragte Zugang zu diesen Informationen erhalten konnen, sofern sichergestellt ist, dass die Vorschriften
fur ihren Schutz eingehalten werden.

(10)  Der Biirgerbeauftragte und seine Mitarbeiter sollten verpflichtet sein, Informationen, von denen sie in Ausiibung
ihres Amtes Kenntnis erlangt haben, vertraulich zu behandeln, und zwar unbeschadet der Verpflichtung des
Biirgerbeauftragten, die Behorden der Mitgliedstaaten {iber Sachverhalte zu unterrichten, die mit Straftaten in
Zusammenhang stehen konnten und von denen er im Rahmen einer Untersuchung Kenntnis erlangt hat. Der
Biirgerbeauftragte sollte auflerdem in der Lage sein, das betreffende Organ, die betreffende Einrichtung oder die
betreffende Stelle iber Sachverhalte zu unterrichten, die auf ein fragwiirdiges Verhalten einer seiner Mitarbeiter
hindeuten. Die Verpflichtung des Biirgerbeauftragten, alle in Ausiibung seines Amtes erlangten Informationen
vertraulich zu behandeln, sollte unbeschadet seiner Verpflichtung, gemiff Artikel 15 Absatz 1 AEUV unter
weitestgehender Beachtung des Grundsatzes der Offenheit zu handeln, gelten. Insbesondere sollte der Biirgerbe-
auftragte zur ordnungsgemiflen Wahrnehmung seiner Aufgaben und zur Untermauerung seiner Feststellungen in
der Lage sein, in seinen Berichten auf alle der Offentlichkeit zugénglichen Informationen Bezug zu nehmen.

(11)  Soweit dies fir die wirksame Erfiillung seiner Aufgaben erforderlich ist, sollte der Biirgerbeauftragte die Moglichkeit
erhalten, mit den Behorden der Mitgliedstaaten unter Einhaltung des geltenden nationalen Rechts und des
Unionsrechts sowie mit anderen Organen, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union unter Einhaltung des
geltenden Unionsrechts zusammenzuarbeiten und Informationen auszutauschen.

(12)  Das Europiische Parlament sollte den Biirgerbeauftragten zu Beginn einer Wahlperiode fiir deren Dauer gewihlt und
dabei unter Personlichkeiten auswahlen, bei denen es sich um Unionsbiirger handelt und die jede erforderliche
Gewihr fiir Unabhingigkeit bieten und iiber die erforderliche Befihigung verfiigen. Ferner sollten allgemeine
Bedingungen unter anderem fiir die Beendigung der Tatigkeit des Biirgerbeauftragten, die Neubesetzung des
Biirgerbeauftragten, Unvereinbarkeiten, die Besoldung des Biirgerbeauftragten sowie die Vorrechte und Immunititen
des Biirgerbeauftragten festgelegt werden.

(13)  Es sollte klargestellt werden, dass der Sitz des Biirgerbeauftragten der Sitz des Europdischen Parlaments ist, wie dies
gemifl Buchstabe a des einzigen Artikels des dem Vertrag iiber die Europiische Union, dem Vertrag iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union und dem Vertrag zur Griindung der Europdischen Atomgemeinschaft
beigefiigten Protokolls Nr. 6 iiber die Festlegung der Sitze der Organe und bestimmter Einrichtungen, sonstiger
Stellen und Dienststellen der Europiischen Union (im Folgenden ,Protokoll Nr. 6%) festgelegt wurde.

(14)  Bei der Zusammensetzung des Sekretariats des Biirgerbeauftragten sollte unter gebiithrender Beriicksichtigung von
Artikel 1d Absatz 2 des Statuts der Beamten und Beschiftigungsbedingungen fiir die sonstigen Bediensteten der
Europdischen Union, festgelegt durch die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 (°) (im Folgenden ,Statut
der Beamten®) Geschlechterparitit sichergestellt werden.

* Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 iiber den Zugang der Offentlichkeit
zu Dokumenten des Europiischen Parlaments, des Rates und der Kommission (ABL. L 145 vom 31.5.2001, S. 43).

() Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 des Européischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006 iiber die Anwendung der
Bestimmungen des Ubereinkommens von Arhus {iber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten auf Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft
(ABL L 264 vom 25.9.2006, S. 13).

()  ABL L 56 vom 4.3.1968, S. 1.
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(15)  Es obliegt dem Biirgerbeauftragten, nach Anhorung des Europdischen Parlaments, des Rates und der Europaischen
Kommission die Durchfuhrungsbestimmungen zu dieser Verordnung zu erlassen. Geht innerhalb des vom
Biirgerbeauftragten im Voraus festgelegten angemessenen Zeitrahmens keine Stellungnahme von diesen Organen
ein, kann er die betreffenden Durchfiithrungsbestimmungen erlassen. Damit Rechtssicherheit und hochste Standards
bei der Ausiibung der Aufgaben des Biirgerbeauftragten gewihrleistet sind, sollte der Mindestinhalt der zu
erlassenden Durchfithrungsbestimmungen in dieser Verordnung festgelegt werden -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1
Gegenstand und Grundsitze

1. Mit dieser Verordnung werden die Regelungen und allgemeinen Bedingungen fur die Ausiibung der Aufgaben des
Biirgerbeauftragten (,Statut des Europdischen Biirgerbeauftragten®) festgelegt.

2. Der Biirgerbeauftragte ist bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben vollkommen unabhingig und handelt ohne
vorherige Genehmigung.

3. Der Biirgerbeauftragte tragt dazu bei, Missstinde bei der Tatigkeit der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der
Union, mit Ausnahme des Gerichtshofs der Europdischen Union in Ausiibung seiner Rechtsprechungsbefugnisse, unter
gebithrender Beriicksichtigung von Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe d und Artikel 228 AEUV sowie Artikel 41 der Charta
iiber das Recht auf eine gute Verwaltung aufzudecken.

Handlungen anderer Behorden oder Personen konnen nicht Gegenstand von Beschwerden beim Biirgerbeauftragten sein.

4. Gegebenenfalls gibt der Biirgerbeauftragte Empfehlungen ab, unterbreitet Losungsvorschlidge und regt Verbesserungen
bei der Inangriffnahme von Problemen an.

5. Bei der Ausiibung seiner Aufgaben darf der Biirgerbeauftragte weder die Richtigkeit einer Gerichtsentscheidung noch
die Zustandigkeit eines Gerichts fiir eine Entscheidung in Frage stellen.

Artikel 2
Beschwerden

1. Jeder Unionsbiirger oder jede natiirliche oder juristische Person mit Wohnsitz bzw. satzungsmifigem Sitz in einem
Mitgliedstaat kann unmittelbar oder tiber ein Mitglied des Europdischen Parlaments eine Beschwerde iiber einen Missstand
in der Verwaltungstitigkeit beim Biirgerbeauftragten einreichen.

2. Eine Beschwerde muss klare Angaben zu ihrem Gegenstand und zur Identitit des Beschwerdefiihrers enthalten. Ein
Beschwerdefiihrer kann beantragen, dass die Beschwerde oder Teile davon vertraulich behandelt werden.

3. Die Beschwerde muss innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt, zu dem der Beschwerdefiihrer Kenntnis von den
seiner Beschwerde zugrundeliegenden Sachverhalten erhalten hat, eingelegt werden. Vor der Einreichung der Beschwerde
unternimmt der Beschwerdefiihrer die geeigneten administrativen Schritte bei den betreffenden Organen, Einrichtungen
und sonstigen Stellen der Union.

4. Der Birgerbeauftragte weist eine Beschwerde als unzuldssig zuriick, wenn sie nicht seinen Aufgabenbereich betreffen
oder wenn die in den Absdtzen 2 und 3 festgelegten Verfahrenserfordernisse nicht erfiillt sind. Betrifft eine Beschwerde
nicht den Aufgabenbereich des Biirgerbeauftragten, kann er dem Beschwerdefithrer empfehlen, sich damit an eine andere
Behorde zu wenden.

5. Stellt der Biirgerbeauftragte fest, dass eine Beschwerde offensichtlich unbegriindet ist, schliefSt er die Akte und setzt
den Beschwerdefiihrer von dieser Feststellung in Kenntnis. Hat der Beschwerdefiihrer das betreffende Organ, die betreffende
Einrichtung oder die betreffende sonstige Stelle der Union iiber die Beschwerde informiert, so unterrichtet der
Biirgerbeauftragte auch die betreffende Behorde.

6.  Beschwerden im Zusammenhang mit den Beschaftigungsverhiltnissen zwischen den Organen, Einrichtungen oder
sonstigen Stellen der Union und ihren Bediensteten sind nur zuldssig, wenn die betroffene Person alle internen
Verwaltungsverfahren, insbesondere die in Artikel 90 des Statuts genannten Verfahren, ausgeschopft hat und die zustindige
Behorde des betreffenden Organs, der betreffenden Einrichtung oder der betreffenden sonstigen Stelle der Union eine
Entscheidung getroffen hat oder die Antwortfrist verstrichen ist. Der Biirgerbeauftragte ist ferner berechtigt, die von der
zustdndigen Behorde des betreffenden Organs, der betreffenden Einrichtung oder der betreffenden sonstigen Stelle der
Union getroffenen Mafnahmen zum Schutz mutmaflicher Opfer von Mobbing und zur Wiederherstellung eines gesunden
und sicheren Arbeitsumfelds unter Wahrung der Wiirde der betroffenen Personen wihrend einer laufenden Verwaltungs-
untersuchung zu tberpriifen, sofern die betroffenen Personen die internen Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit
diesen Mafinahmen ausgeschopft haben.

7. Der Biirgerbeauftragte unterrichtet das betreffende Organ, die betreffende Einrichtung oder die betreffende sonstige
Stelle der Union iiber eine registrierte Beschwerde, sobald diese Beschwerde fiir zuldssig erklirt worden ist und er
entschieden hat, eine Untersuchung einzuleiten.
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8.  Durch eine beim Biirgerbeauftragte eingereichte Beschwerde werden Fristen fiir gerichtliche oder verwaltungs-
rechtliche Verfahren nicht unterbrochen.

9. Wenn der Birgerbeauftragte aufgrund eines anhidngigen oder abgeschlossenen Gerichtsverfahrens iiber die
behaupteten Sachverhalte eine Beschwerde fiir unzulissig erklirt oder beschliefSt, ihre Priifung zu beenden, sind die
Ergebnisse der Untersuchungen, die der Biirgerbeauftragte bis dahin maoglicherweise durchgefiihrt hat, zu den Akten zu
legen und diese Akte zu schliefen.

10.  Der Biirgerbeauftragte unterrichtet so bald wie moglich den Beschwerdefiihrer tiber die hinsichtlich der Beschwerde
getroffenen Mafinahmen und bemiiht sich, so weit moglich, mit dem betreffenden Organ, der betreffenden Einrichtung oder
der betreffenden sonstigen Stelle der Union um eine Losung, um den fraglichen Missstand in der Verwaltungstatigkeit zu
beseitigen. Der Biirgerbeauftragte unterrichtet den Beschwerdefithrer tiber die vorgeschlagene Losung und iibermittelt ihm
etwaige Bemerkungen des betroffenen Organs, der betroffenen Einrichtung bzw. der betroffenen sonstigen Stelle der Union.
Der Beschwerdefiihrer kann zu jedem Zeitpunkt Stellung nehmen oder zusitzliche Informationen vorlegen, die bei
Einreichung der Beschwerde noch nicht bekannt waren.

Wurde eine von dem Beschwerdefiihrer, dem betreffenden Organ, der betreffenden Einrichtung oder der betreffenden
sonstigen Stelle der Union akzeptierte Losung gefunden, so kann der Biirgerbeauftragte die Akte schlieen, ohne das
Verfahren nach Artikel 4 einzuleiten.

Artikel 3

Untersuchungen

1. Im Rahmen seiner Aufgaben fuhrt der Biirgerbeauftragte von sich aus oder im Anschluss an eine Beschwerde von ihm
fur gerechtfertigt erachtete Untersuchungen durch.

2. Der Biirgerbeauftragte unterrichtet das betreffende Organ, die betreffende Einrichtung oder die betreffende sonstige
Stelle der Union unverziiglich iiber diese Untersuchungen. Unbeschadet des Artikels 5 konnen das betreffende Organe, die
betreffende Einrichtung oder die betreffende sonstige Stelle der Union von sich aus oder auf Ersuchen des
Biirgerbeauftragten alle zweckdienlichen Bemerkungen oder Beweismittel vorlegen.

3. Wenn der Biirgerbeauftragte Anlass dazu sieht, insbesondere bei wiederholten, systemischen oder besonders
schwerwiegenden Missstinden in der Verwaltungstitigkeit, kann er aus eigener Initiative Untersuchungen zu diesen Fillen
durchfiihren, um sie als Themen von offentlichem Interesse zu behandeln. Im Rahmen solcher Untersuchungen kann er
auch Vorschlige und Initiativen zur Forderung bewdhrter Verwaltungspraktiken in den Organen, Einrichtungen und
sonstigen Stellen der Union unterbreiten.

Artikel 4

Interaktion zwischen Biirgerbeauftragtem und Organen

1. Werden im Anschluss an eine Untersuchung Missstinde in der Verwaltungstatigkeit fest, so unterrichtet der
Biirgerbeauftragte das betreffende Organ bzw. die betreffende Einrichtung oder sonstige Stelle der Union unverziiglich tiber
die Feststellungen der Untersuchungen und spricht gegebenenfalls Empfehlungen aus.

2. Das betreffende Organ bzw. die betreffende Einrichtung oder sonstige Stelle der Union iibermittelt ihm binnen drei
Monaten eine ausfithrliche Stellungnahme. Der Biirgerbeauftragte kann auf begriindeten Antrag des Organs, der Einrichtung
oder der sonstigen Stelle der Union eine Verldngerung dieser Frist gewahren. Diese Verldngerung darf zwei Monate nicht
tiberschreiten. Ubermittelt das betroffene Organ, die betroffene Einrichtung oder die betroffene sonstige Stelle der Union
nicht innerhalb der urspriinglichen Dreimonatsfrist eine Stellungnahme, so kann der Biirgerbeauftragte das Verfahren ohne
Stellungnahme abschliefen.

3. Nach Abschluss einer Untersuchung iibermittelt der Biirgerbeauftragte einen Bericht an das betreffende Organ, die
betreffende Einrichtung bzw. die betreffende Stelle der Union und an das Europdische Parlament, wenn die Art oder das
Ausmafl des aufgedeckten Missstandes dies erfordert. Der Biirgerbeauftragte kann darin Empfehlungen geben. Der
Biirgerbeauftragte unterrichtet den Beschwerdefithrer tiber das Ergebnis der Untersuchung, tiber die Stellungnahme des
betreffenden Organs, der betreffenden Einrichtung bzw. der betreffenden sonstigen Stelle der Union sowie iiber etwaige in
dem Bericht enthaltene Empfehlungen.

4. Gegebenenfalls kann der Biirgerbeauftragte im Zusammenhang mit einer Untersuchung tiber die Tatigkeiten eines
Organs, einer Einrichtung oder einer sonstigen Stelle der Union auf eigene Initiative oder auf Ersuchen des Europiischen
Parlaments vor dem Europdischen Parlament auf der am besten geeigneten Ebene angehort werden.

5. Am Ende jeder jahrlichen Sitzungsperiode legt der Biirgerbeauftragte dem Européischen Parlament einen Bericht tiber
die Ergebnisse der von ihm durchgefithrten Untersuchungen vor. Der Bericht enthélt eine Bewertung der Einhaltung der
Empfehlungen des Biirgerbeauftragten sowie Losungs- und Verbesserungsvorschlidge. Der Bericht enthilt gegebenenfalls
auch die Ergebnisse der Untersuchungen des Biirgerbeauftragten im Zusammenhang mit Mobbing, der Meldung von
Missstinden und Interessenkonflikten innerhalb der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union.
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Artikel 5

Unterrichtung des Biirgerbeauftragten

1. Fir die Zwecke dieses Artikels umfasst der Begriff ,Unterrichtung” alle physischen und elektronischen Mittel, mit
denen der Biirgerbeauftragte und sein Sekretariat Zugang zu Informationen, einschlielich Dokumenten, in welcher Form
auch immer erhalten.

2. ,EU-Verschlusssachen sind alle mit einem EU-Geheimhaltungsgrad gekennzeichneten Informationen oder
Materialien, deren unbefugte Weitergabe den Interessen der Union oder denen eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten
in unterschiedlichem Mafle schaden konnte.

3. Vorbehaltlich der in diesem Artikel festgelegten Bedingungen iibermitteln die Organe, Einrichtungen und sonstigen
Stellen der Union und die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten dem Biirgerbeauftragten auf sein Ersuchen oder von
sich aus unverziiglich alle von ihm fiir die Zwecke einer Untersuchung angeforderten Informationen.

4. Dem Biirgerbeauftragten werden EU-Verschlusssachen unter Beachtung folgender Grundsitze und Bedingungen zur
Verfiigung gestellt:

a) Das Organ, die Einrichtung oder die sonstige Stelle der Union, das bzw. die die EU-Verschlusssachen zur Verfiigung stellt,
muss seine einschldgigen internen Verfahren abgeschlossen haben, und der Urheber muss, wenn es sich dabei um einen
Dritten handelt, zuvor seine schriftliche Zustimmung erteilt haben.

b) Es muss die Notwendigkeit einer Kenntnis seitens des Biirgerbeauftragten festgestellt worden sein.

¢) Es muss sichergestellt werden, dass der Zugang zu Verschlusssachen, die als ,CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL®
oder hoher eingestuft sind, nur Personen gewihrt wird, die im Besitz einer Sicherheitsermichtigung fir den
entsprechenden Geheimhaltungsgrad nach nationalem Recht sind und die von der zustindigen Sicherheitsbehorde
ermachtigt wurden.

5. Fir die Bereitstellung von EU-Verschlusssachen priifen die betreffenden Organe, Einrichtungen oder sonstigen Stellen
der Union, ob der Biirgerbeauftragte interne Sicherheitsvorschriften sowie physische und verfahrenstechnische Mafinahmen
zum Schutz von EU-Verschlusssachen wirksam umgesetzt hat. Zu diesem Zweck konnen der Biirgerbeauftragte und ein
Organ, eine Einrichtung oder eine sonstige Stelle der Union auch eine Vereinbarung treffen, mit der ein allgemeiner Rahmen
fir die Bereitstellung von EU-Verschlusssachen festgelegt wird.

6. Gemif den Absitzen 4 und 5 wird der Zugang zu EU-Verschlusssachen in den Raumlichkeiten des betreffenden
Organs, der betreffenden Einrichtung oder sonstigen Stelle der Union gewihrt, sofern mit dem Biirgerbeauftragten nichts
anderes vereinbart wurde.

7. Unbeschadet von Absatz 3 konnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten es ablehnen, dem Biirgerbeauf-
tragten Informationen zur Verfugung zu stellen, die unter die nationalen Rechtsvorschriften iiber den Schutz von
Verschlusssachen oder unter Bestimmungen iiber die Verhinderung ihrer Weitergabe fallen.

Der betreffende Mitgliedstaat kann dem Biirgerbeauftragten derartige Informationen jedoch unter den von seiner
zustdndigen Behorde festgelegten Bedingungen tibermitteln.

8. Beabsichtigen die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union und die Behorden der Mitgliedstaaten, dem
Biirgerbeauftragten die EU-Verschlusssachen oder sonstige der Offentlichkeit nicht zugingliche Informationen zur
Verfiigung stellen, setzen den Biirgerbeauftragten vorab davon in Kenntnis.

Der Biirgerbeauftragte sorgt dafiir, dass diese Informationen angemessen geschiitzt werden und gibt sie insbesondere nicht
ohne vorherige Zustimmung des Organs, der Einrichtung oder sonstigen Stelle der Union oder der zustindigen Behorde des
betreffenden Mitgliedstaats an den Beschwerdefiihrer oder die Offentlichkeit weiter. Die Zustimmung muss in Bezug auf
EU-Verschlusssachen schriftlich erteilt werden.

9.  Die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, die den Zugang zu EU-Verschlusssachen verweigern,
legen dem Biirgerbeauftragten eine schriftliche Begriindung vor, in der sie zumindest die Griinde fiir die Verweigerung
angeben.

10.  Die in Absatz 8 genannten Informationen diirfen nur bis zum endgiiltigen Abschluss der Untersuchung im Besitz
des Biirgerbeauftragten verbleiben.

Der Biirgerbeauftragte kann ein Organ, eine Einrichtung, ein Amt oder eine Agentur der Union oder einen Mitgliedstaat
ersuchen, diese Informationen mindestens fiinf Jahre lang aufzubewahren.
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11.  Wird die erbetene Unterstiitzung nicht geleistet, kann der Biirgerbeauftragte das Europdische Parlament davon in
Kenntnis setzen, das entsprechend titig wird.

Artikel 6

Offentlicher Zugang zu Dokumenten des Biirgerbeauftragten

Der Biirgerbeauftragte befasst sich mit Antrigen auf Zugang der Offentlichkeit zu Dokumenten, mit Ausnahme derjenigen,
die im Laufe einer Untersuchung erlangt wurden und die der Biirgerbeauftragte fiir die Dauer dieser Untersuchung oder
nach deren Abschluss aufbewahrt, wobei die Bedingungen und Einschrinkungen zu beriicksichtigen sind, die in der
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001, erganzt durch die Verordnung (EG) Nr. 1367/2006, vorgeschen sind.

Artikel 7

Anhérung von Beamten und sonstigen Bediensteten

1. Die Beamten und sonstigen Bediensteten der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union werden auf
Verlangen des Ombudsmannes im Hinblick auf Sachverhalte, die im Zusammenhang mit einer laufenden Untersuchung
durch den Biirgerbeauftragten stehen, angehort.

2. Diese Beamten und sonstigen Bediensteten duflern sich im Namen des Organs, der Einrichtung oder der sonstigen
Stelle, bei dem bzw. der sie beschiftigt sind. Sie bleiben an die Verpflichtungen aufgrund ihres jeweiligen Dienstrechts
gebunden.

Artikel 8

Untersuchungen im Zusammenhang mit der Meldung von Missstinden

1. Der Biirgerbeauftragte kann eine Untersuchung durchfithren, um in Artikel 22a des Statuts festgelegte Missstande in
der Verwaltung bei der Behandlung von Informationen aufzudecken, iiber die er von einem Beamten oder sonstigen
Bediensteten gemaf$ den einschldgigen Bestimmungen des Statuts informiert wurde.

2. In diesem Fall geniefft der Beamte oder sonstige Bedienstete den Schutz, den das Statut vor etwaigen auf die
Ubermittlung von Informationen zuriickgehenden Repressalien seitens des Organs, der Einrichtung oder sonstigen Stelle
der Union bietet bzw. bieten.

3. Der Biirgerbeauftragte kann ebenfalls untersuchen, ob ein Missstand in der Verwaltung bei der Bearbeitung eines
solchen Falls durch das betreffende Organ, die betreffende Einrichtung oder die betreffende sonstige Stelle der Union, auch
in Bezug auf den Schutz des betroffenen Beamten oder sonstigen Bediensteten, vorliegt.

Artikel 9
Geheimhaltungspflicht

1. Der Biirgerbeauftragte und sein Personal diirfen Informationen oder Dokumente, die sie im Laufe einer Untersuchung
erhalten, nicht weitergeben. Unbeschadet von Absatz 2 verbreiten sie insbesondere weder EU-Verschlusssachen, interne
Dokumente der Organe, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union, die dem Biirgerbeauftragten tibermittelt wurden,
oder Dokumente, die in den Anwendungsbereich des Unionsrechts iiber den Schutz personenbezogener Daten fallen. Sie
duirfen auch keine Informationen verbreiten, die die Rechte des Beschwerdefithrers oder einer anderen betroffenen Person
beeintrichtigen konnten.

2. Unbeschadet der allgemeinen Meldepflicht aller Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union gegeniiber
dem Europdischen Amt fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) gemif$ Artikel 8 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des
Européischen Parlaments und des Rates(’), konnte ein Sachverhalt, der im Rahmen einer Untersuchung des
Biirgerbeauftragten festgestellt wurde, eine Straftat darstellen oder einen Bezug zu einer Straftat aufweisen, meldet der
Biirgerbeauftragte dies den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten und — soweit der Fall in ihre jeweilige Zustandigkeit
fallt — der Europdischen Staatsanwaltschaft gemifs Artikel 24 der Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates (¥) und dem
OLAF.

3. Gegebenenfalls unterrichtet der Biirgerbeauftragte nach Zustimmung der Europdischen Staatsanwaltschaft oder des
OLAF auch das Organ, die Einrichtung oder die sonstige Stelle der Union, dem bzw. der der betreffende Beamten oder
sonstige Bediensteten angehort und das bzw. die die entsprechenden Verfahren einleiten darf.

() Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. September 2013 iiber die
Untersuchungen des Europdischen Amtes fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999
des Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABL L 248 vom 18.9.2013,
s 1).

®) Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfithrung einer Verstirkten Zusammenarbeit zur
Errichtung der Européischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABL. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).
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Artikel 10

Zusammenarbeit mit den Behorden der Mitgliedstaaten und mit den Organen, Einrichtungen und sonstigen
Stellen der Union

1. Der Biirgerbeauftragte kann im Einklang mit dem geltenden nationalen Recht und dem Unionsrecht mit den
Behorden der Mitgliedstaaten zusammenarbeiten, wenn dies fiir die Erfillung seiner Aufgaben erforderlich ist.

2. Im Rahmen seiner Aufgaben kann der Biirgerbeauftragte auch mit anderen Organen, Einrichtungen und sonstigen
Stellen der Union zusammenarbeiten, insbesondere mit denjenigen, die fir die Forderung und den Schutz der Grundrechte
zustindig sind. Der Biirgerbeauftragte vermeidet Uberschneidungen mit den Titigkeiten dieser Organe, Einrichtungen und
sonstigen Stellen der Union bzw. Doppelarbeit.

3. Mitteilungen an die Behorden der Mitgliedstaaten fiir die Zwecke der Anwendung dieser Verordnung erfolgen iiber
ihre Stdndigen Vertretungen bei der Union, es sei denn, die betreffende Standige Vertretung stimmt zu, dass das Sekretariat
des Biirgerbeauftragten die Behorden des betreffenden Mitgliedstaats direkt kontaktiert.

Artikel 11
Wahl des Biirgerbeauftragten

1. Der Biirgerbeauftragte wird gemaf Artikel 228 Absatz 2 AEUV aus den im Anschluss an ein transparentes Verfahren
ausgewdahlten Bewerbern gewdhlt und kann wiederernannt werden.

2. Nach Veroffentlichung des Aufrufs zur Einreichung von Nominierungen im Amtsblatt der Europdischen Union wird der
Biirgerbeauftragte aus Personen ausgewdhlt, die

— die Unionsbiirger sind,
— biirgerliche Ehrenrechte besitzen,
— jede Gewihr fiir Unabhingigkeit bieten,

— in ihrem Land fiir die hochsten richterlichen Amter erforderlichen Voraussetzungen erfiillen oder anerkanntermafen
iiber die Befahigung und die Qualifikationen zur Wahrnehmung der Aufgaben des Biirgerbeauftragten verfiigen,

— weder Mitglieder nationaler Regierungen noch Mitglieder des Europaischen Parlaments, des Europdischen Rates oder der
Kommission in den zwei Jahren vor dem Datum der Veroffentlichung des Aufrufs zur Einreichung von Nominierungen
waren.

Artikel 12
Ausscheiden des Biirgerbeauftragten aus dem Amt

1. Die Wahrnehmung der Aufgaben durch den Biirgerbeauftragten endet entweder mit Ablauf von dessen Amtszeit oder
nach Ruicktritt oder Amtsenthebung.

2. Aufler im Falle der Amtsenthebung bleibt der Biirgerbeauftragte solange im Amt, bis ein neuer Biirgerbeauftragter
gewihlt wurde.

3. Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens des Biirgerbeauftragten wird binnen drei Monaten nach dem Freiwerden des
Amtes ein neuer Biirgerbeauftragter fiir die verbleibende Amtszeit bis zum Ende der Wahlperiode des Europiischen
Parlaments gewdhlt. Bis zur Wahl eines neuen Biirgerbeauftragten ist der in Artikel 16 Absatz 2 genannte
Hauptverantwortliche des Sekretariats fir dringende Angelegenheiten, die in den Aufgabenbereich des Biirgerbeauftragten
fallen, zustindig.

Artikel 13
Amtsenthebung

Beabsichtigt das Europiische Parlament, gemaf$ Artikel 228 Absatz 2 AEUV eine Amtsenthebung des Biirgerbeauftragten zu
beantragen, muss es den Biirgerbeauftragten anzuhdren, bevor es einen solchen Antrag stellt.

Artikel 14
Ausiibung der Aufgaben des Biirgerbeauftragten

1. Der Biirgerbeauftragte muss sich bei der Ausiibung seiner Aufgaben an Artikel 228 Absatz 3 AEUV halten. Der
Biirgerbeauftragte hat jede Handlung zu unterlassen, die mit diesen Aufgaben unvereinbar ist.

2. Bei seinem Amtsantritt geht der Biirgerbeauftragte vor dem Gerichtshof die feierliche Verpflichtung ein, die in den
Vertrdgen und in dieser Verordnung beschriebenen Aufgaben in volliger Unabhingigkeit und Unparteilichkeit
wahrzunehmen und den sich wihrend und nach Ablauf seiner Amtszeit ergebenden Pflichten nachzukommen. Die
feierliche Verpflichtung umfasst insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tétigkeiten oder Vorteile nach Ablauf
der Amtszeit ehrenhaft und zuriickhaltend zu sein.
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3. Der Biirgerbeauftragte darf wihrend der Amtszeit keine anderen politischen oder administrativen Amter und keine
entgeltliche oder unentgeltliche Berufstatigkeit ausiiben.
Artikel 15
Dienstbeziige, Vorrechte und Befreiungen

1. Der Birgerbeauftragte ist hinsichtlich seiner Beziige, seiner Zulagen und seines Ruhegehalts einem Richter am
Gerichtshof gleichgestellt.

2. Auf den Biirgerbeauftragten und die Beamten und Bediensteten seines Sekretariats sind Artikel 11 bis 14 und
Artikel 17 des Protokolls Nr. 7 iiber die Vorrechte und Befreiungen der Europiischen Union, das dem Vertrag iiber die
Europiische Union, dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union und dem Vertrag zur Griindung der
Europiéischen Atomgemeinschaft beigefiigt ist, anwendbar.

Artikel 16
Sekretariat des Biirgerbeauftragten

1. Dem Biirgerbeauftragten miissen ausreichend Haushaltsmittel zugewiesen werden, um seine Unabhingigkeit und die
Wahrnehmung der Aufgaben sicherzustellen.

2. Der Biirgerbeauftragte wird von einem Sekretariat unterstiitzt. Der Ombudsmann ernennt den Hauptverantwortlichen
des Sekretariats.

3. Die Beamten und sonstigen Bediensteten des Sekretariats des Biirgerbeauftragten unterliegen dem Statut. Die Zahl der
Mitarbeiter des Sekretariats wird jahrlich im Rahmen des Haushaltsverfahrens festgelegt.

4. Sind Beamte der Union zum Sekretariat des Biirgerbeauftragten abgeordnet, gilt diese Abordnung als Abordnung im
dienstlichen Interesse gemafl Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 38 des Statuts.

Artikel 17
Sitz des Biirgerbeauftragten

Der Sitz des Biirgerbeauftragten ist der Sitz des Europdischen Parlaments, der gemdfl Buchstabe a des einzigen Artikels des
Protokolls Nr. 6 bestimmt wurde.

Artikel 18
Durchfithrungsbestimmungen

Der Biirgerbeauftragte erldsst nach Anhorung des Europdischen Parlaments, des Rates und der Europiischen Kommission
die Durchfithrungsbestimmungen zu dieser Verordnung. Diese miissen mit dieser Verordnung in Einklang stehen und
zumindest Bestimmungen iiber Folgendes enthalten:

a) Verfahrensrechte von Beschwerdefiihrern und betroffenen Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union;
b) Eingang, Bearbeitung und Abschluss einer Beschwerde;
¢) Initiativuntersuchungen; und
d) Folgeuntersuchungen.

Artikel 19

Schlussbestimmungen

1. Der Beschluss 94/262/EGKS, EG, Euratom wird aufgehoben.
2. Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

3. Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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P9 TA(2021)0281

Ubergangsbestimmungen, um den Auswirkungen der COVID-19-Krise zu begegnen
(Anderung der Verordnung (EU) 2016/1628) ***I

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung

des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU) 20161628 hinsichtlich der

Ubergangsbestimmungen fiir bestimmte Maschinen, die mit Motoren im Leistungsbereich zwischen 56 kW und

130 kW oder mehr als 300 kW ausgestattet sind, um den Auswirkungen der COVID-19-Krise zu begegnen
(COM(2021)0254 — C9-0185/2021 — 2021/0129(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2022/C 67[35)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2021)0254),

— gestitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, auf
deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C9-0185/2021),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 9. Juni 2021 (1),

— unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 2. Juni 2021 gemachte Zusage, den genannten
Standpunkt gemaf§ Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union zu billigen,

— gestiitzt auf Artikel 59 und 163 seiner Geschiftsordnung,
1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu tibermitteln.

P9_TC1-COD(2021)0129

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 10. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass

der Verordnung (EU) 2021/... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verord-

nung (EU) 2016/1628 hinsichtlich ihrer Ubergangsbestimmungen fiir bestimmte Maschinen, die mit Motoren

der Leistungsbereiche 56 kW oder mehr und weniger als 130 kW oder 300 kW oder mehr ausgestattet sind, um
den Auswirkungen der COVID-19-Krise zu begegnen

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2021/1068.)

(" Noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht.
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	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zur Lage in Sri Lanka, insbesondere den Festnahmen nach dem Gesetz zur Terrorismusverhütung (2021/2748(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zur Einstufung deutscher NGOs als „unerwünschte Organisationen“ durch Russland und zur Festnahme von Andrei Piwowarow (2021/2749(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu den Menschenrechten und der politischen Lage in Kuba (2021/2745(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu der systematischen Unterdrückung in Belarus und ihren Folgen für die Sicherheit Europas nach den Entführungen aus einem von den belarussischen Staatsorganen abgefangenen Zivilflugzeug aus der EU (2021/2741(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zur Lage in Afghanistan (2021/2712(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu der Europäischen Bürgerinitiative „Schluss mit der Käfighaltung“ (2021/2633(RSP))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern in Ausbildung und Beruf im Bereich Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik (MINT) (2019/2164(INI))
	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu der künftigen EU-Finanzierung des Rundfunknetzes Euranet Plus (2021/2708(RSP))
	Empfehlung des Europäischen Parlaments vom 9. Juni 2021 an den Rat zu der 75. und 76. Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen (2020/2128(INI))
	P9_TA(2021)0263
ETIAS-Folgeänderungen: polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu den anderen EU-Informationssystemen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1862 und der Verordnung (EU) 2019/816 (COM(2019)0003 — C8-0025/2019 — 2019/0001A(COD))
P9_TC1-COD(2019)0001A
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) 2018/1862 und (EU) 2019/818 hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für die Zwecke des Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems
	P9_TC1-COD(2019)0001A Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) 2018/1862 und (EU) 2019/818 hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für die Zwecke des Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems

	P9_TA(2021)0264
ETIAS-Folgeänderungen: Grenzen und Visa ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für ETIAS-Zwecke und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1240, der Verordnung (EG) Nr. 767/2008, der Verordnung (EU) 2017/2226 und der Verordnung (EU) 2018/1861 (COM(2019)0004 — C8-0024/2019 — 2019/0002(COD))
P9_TC1-COD(2019)0002
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU) 2018/1240, (EU) 2018/1860, (EU) 2018/1861 und (EU) 2019/817 hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für die Zwecke des Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems
	P9_TC1-COD(2019)0002 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU) 2018/1240, (EU) 2018/1860, (EU) 2018/1861 und (EU) 2019/817 hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für die Zwecke des Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems

	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung infolge des Antrags Deutschlands — EGF/2020/003 DE/GMH Guss (COM(2021)0207 — C9-0156/2021 — 2021/0107(BUD))
	ANLAGE

	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung infolge des Antrags Belgiens — EGF/2020/005 BE/Swissport (COM(2021)0212 — C9-0159/2021 — 2021/0109(BUD))
	ANLAGE

	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung infolge des Antrags der Niederlande — EGF/2020/004 NL/KLM (COM(2021)0226 — C9-0161/2021 — 2021/0115(BUD))
	ANLAGE

	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung infolge des Antrag Finnlands — EGF/2020/007 FI/Finnair (COM(2021)0227 — C9-0162/2021 — 2021/0116(BUD))
	ANLAGE

	P9_TA(2021)0269
ETIAS-Folgeänderungen: ECRIS-TCN ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) 2019/816 und (EU) 2019/818 hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für die Zwecke des Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems (COM(2019)0003 — C8-0025/2019 — 2019/0001B(COD))
P9_TC1-COD(2019)0001B
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) 2019/816 und (EU) 2019/818 hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für die Zwecke des Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems
	P9_TC1-COD(2019)0001B Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 8. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) 2019/816 und (EU) 2019/818 hinsichtlich der Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen für die Zwecke des Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems

	Beschluss des Europäischen Parlaments, keine Einwände gegen die Delegierte Verordnung der Kommission vom 6. Mai 2021 zur Verlängerung des in Artikel 89 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeitraums zu erheben (C(2021)3114 — 2021/2680(DEA))
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Standpunkt des Rates in erster Lesung im Hinblick auf den Erlass einer Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des Instruments für finanzielle Hilfe für Zollkontrollausrüstung im Rahmen des Fonds für integrierte Grenzverwaltung (07234/1/2021 — C9-0196/2021 — 2018/0258(COD))
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2021 zu dem Standpunkt des Rates in erster Lesung im Hinblick auf den Erlass der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 (06980/2/2021 — C9-0195/2021 — 2018/0206(COD))
	ANLAGE ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

	P9_TA(2021)0273
Digitales COVID-Zertifikat der EU — Unionsbürger ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. Juni 2021 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Rahmen für die Ausstellung, Überprüfung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von Impfungen, Tests und der Genesung mit der Zielsetzung der Erleichterung der Freizügigkeit während der COVID-19-Pandemie (digitales grünes Zertifikat) (COM(2021)0130 — C9-0104/2021 — 2021/0068(COD))
P9_TC1-COD(2021)0068
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 9. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Rahmen für die Ausstellung, Überprüfung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und -Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) mit der Zielsetzung der Erleichterung der Freizügigkeit während der COVID-19-Pandemie
	P9_TC1-COD(2021)0068 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 9. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Rahmen für die Ausstellung, Überprüfung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und -Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) mit der Zielsetzung der Erleichterung der Freizügigkeit während der COVID-19-Pandemie
	ANLAGE ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

	P9_TA(2021)0274
Digitales COVID-Zertifikat der EU — Drittstaatsangehörige ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. Juni 2021 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Rahmen für die Ausstellung, Überprüfung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von Impfungen, Tests und der Genesung für Drittstaatsangehörige mit rechtmäßigem Aufenthalt oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten während der COVID-19-Pandemie (digitales grünes Zertifikat) (COM(2021)0140 — C9-0100/2021 — 2021/0071(COD))
P9_TC1-COD(2021)0071
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 9. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Rahmen für die Ausstellung, Überprüfung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und -Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) für Drittstaatsangehörige mit rechtmäßigem Aufenthalt oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten während der COVID-19-Pandemie
	P9_TC1-COD(2021)0071 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 9. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Rahmen für die Ausstellung, Überprüfung und Anerkennung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von COVID-19-Impfungen und -Tests sowie der Genesung von einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der EU) für Drittstaatsangehörige mit rechtmäßigem Aufenthalt oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten während der COVID-19-Pandemie
	ANLAGE ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. Juni 2021 zu dem Standpunkt des Rates in erster Lesung im Hinblick auf den Erlass der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des Instruments für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt, zur Änderung und Aufhebung des Beschlusses Nr. 466/2014/EU des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 2017/1601 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 480/2009 des Rates (06879/1/2021 — C9-0191/2021 — 2018/0243(COD))
	ANLAGE ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

	Beschluss des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu dem Entwurf einer Verordnung des Europäischen Parlaments zur Festlegung der Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten (Statut des Europäischen Bürgerbeauftragten) und zur Aufhebung des Beschlusses 94/262/EGKS, EG, Euratom (2021/2053(INL) — 2019/0900(APP))
	P9_TA(2021)0281
Übergangsbestimmungen, um den Auswirkungen der COVID-19-Krise zu begegnen (Änderung der Verordnung (EU) 2016/1628) ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/1628 hinsichtlich der Übergangsbestimmungen für bestimmte Maschinen, die mit Motoren im Leistungsbereich zwischen 56 kW und 130 kW oder mehr als 300 kW ausgestattet sind, um den Auswirkungen der COVID-19-Krise zu begegnen (COM(2021)0254 — C9-0185/2021 — 2021/0129(COD))
P9_TC1-COD(2021)0129
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 10. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/1628 hinsichtlich ihrer Übergangsbestimmungen für bestimmte Maschinen, die mit Motoren der Leistungsbereiche 56 kW oder mehr und weniger als 130 kW oder 300 kW oder mehr ausgestattet sind, um den Auswirkungen der COVID-19-Krise zu begegnen
	P9_TC1-COD(2021)0129 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 10. Juni 2021 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2021/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/1628 hinsichtlich ihrer Übergangsbestimmungen für bestimmte Maschinen, die mit Motoren der Leistungsbereiche 56 kW oder mehr und weniger als 130 kW oder 300 kW oder mehr ausgestattet sind, um den Auswirkungen der COVID-19-Krise zu begegnen


